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Veröffentlichung des Beteiligungsberichtes Berichtsjahr 2023  

der StädteRegion Aachen  



Vorwort 

Mit dem Beteiligungsbericht zum 31.12.2023 gibt die 

StädteRegion Aachen einen detaillierten Einblick in ihre 

wirtschaftlichen Beteiligungen, die unsere klassische 

Verwaltungsstruktur sinnvoll ergänzen. Die rechtlichen 

Grundlagen dafür finden sich in § 107 der Gemeinde-

ordnung Nordrhein-Westfalen (GO NRW), die uns er-

laubt, wirtschaftlich tätig zu sein, wenn dies einem 

öffentlichen Zweck dient. Im Mittelpunkt unserer Aktivitäten steht dabei stets das öffentliche 

Wohl. Dieser Bericht verdeutlicht, wie die StädteRegion Aachen durch Beteiligungen in öffent-

lich-rechtlicher und privatrechtlicher Form die Daseinsvorsorge sichert und zur Weiterent-

wicklung der Region beiträgt. 

Der Beteiligungsbericht 2023 informiert unsere politischen Gremien und die interessierte   

Öffentlichkeit transparent über die rechtlichen und organisatorischen Strukturen, die wirt-

schaftliche Lage der einzelnen Gesellschaften und Zweckverbände sowie die Besetzung der 

Organe unserer Beteiligungen. So wird ersichtlich, wie sich die StädteRegion zum Beispiel in 

Bereichen wie Energieversorgung, öffentlichem Nahverkehr und Kulturförderung engagiert 

und dabei die Lebensqualität in der Region stärkt und innovative Entwicklungen fördert. 

Mit Beschlussfassung des Städteregionstages vom 10.10.2024 hat die StädteRegion Aachen 

wie in den Vorjahren Gebrauch von der Befreiung einer Gesamtabschlusserstellung für das Jahr 

2023 gemacht. Die Erstellung des Beteiligungsberichts für 2023 bleibt verpflichtend und 

wurde gemäß den landesrechtlichen Vorschriften der Gemeindeordnung sowie den seit 2021 

vorgegebenen VV Mustern zur GO NRW und KomHVO durchgeführt. 

Der Beteiligungsbericht 2023 steht Ihnen auf www.staedteregion-aachen.de zur Verfügung 

und kann dort abgerufen werden. Für weitere Informationen und Rückfragen wenden Sie sich 

gerne an unsere Stabsstelle 80 – Wirtschaftliche Beteiligungen und Zentrales Controlling. 

Aachen, im Februar 2025 

(Dr. Tim Grüttemeier) 
Städteregionsrat 
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1 Allgemeines zur Zulässigkeit der wirtschaftlichen und nichtwirtschaftlichen Betäti-

gung von Kommunen  

Das kommunale Selbstverwaltungsrecht nach Art. 28 Absatz 2 Grundgesetz erlaubt 

den Kommunen, alle Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft im Rahmen der Ge-

setze in eigener Verantwortung zu regeln. Die Kommunen sind gem. Art. 78 Absatz 2 

der Verfassung für das Land Nordrhein-Westfalen in ihrem Gebiet die alleinigen Trä-

ger der öffentlichen Verwaltung, soweit die Gesetze nichts anderes vorschreiben.  

Durch diese verfassungsrechtlich verankerte Selbstverwaltungsgarantie haben die 

Kommunen die Möglichkeit, sich über den eigenen Hoheitsbereich hinausgehend 

wirtschaftlich zu betätigen. Ihren rechtlichen Rahmen findet die wirtschaftliche Betä-

tigung im 11. Teil (§§ 107 ff.) der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen (GO NRW). 

Hierin ist geregelt, unter welchen Voraussetzungen eine wirtschaftliche bzw. nicht-

wirtschaftliche Betätigung zulässig ist („ob“) und welcher Rechtsform – öffentlich-

rechtlich oder privatrechtlich – die Kommunen sich dabei bedienen dürfen („wie“).  

Gemäß § 107 Absatz 1 GO NRW darf sich eine Gemeinde zur Erfüllung ihrer Aufgaben 

wirtschaftlich betätigen, wenn ein öffentlicher Zweck die Betätigung erfordert (Num-

mer 1), die Betätigung nach Art und Umfang in einem angemessenen Verhältnis zur 

Leistungsfähigkeit der Gemeinde steht (Nummer 2) und bei einem Tätigwerden au-

ßerhalb der Wasserversorgung, des öffentlichen Verkehrs sowie des Betriebes von Te-

lekommunikationsleitungsnetzen einschließlich der Telekommunikationsdienstleis-

tungen der öffentliche Zweck durch andere Unternehmen nicht besser und wirtschaft-

licher erfüllt werden kann (Nummer 3).  

Von der wirtschaftlichen Betätigung ist die sog. nichtwirtschaftliche Betätigung gemäß 

§ 107 Absatz 2 GO NRW abzugrenzen. Hierunter fallen Einrichtungen, zu denen die 

Gemeinde gesetzlich verpflichtet ist (Nummer 1), öffentliche Einrichtungen, die für 

die soziale und kulturelle Betreuung der Einwohner erforderlich sind, Einrichtungen, 

die der Straßenreinigung, der Wirtschaftsförderung, der Fremdenverkehrsförderung 

oder der Wohnraumversorgung dienen (Nummer 3), Einrichtungen des Umweltschut-

zes (Nummer 4) sowie Einrichtungen, die ausschließlich der Deckung des Eigenbe-

darfs von Gemeinden und Gemeindeverbänden dienen (Nummer 5). Auch diese Ein-

richtungen sind, soweit es mit ihrem öffentlichen Zweck vereinbar ist, nach wirt-

schaftlichen Gesichtspunkten zu verwalten und können entsprechend den Vorschrif-

ten über die Eigenbetriebe geführt werden.  

In § 109 sind die allgemeinen Wirtschaftsgrundsätze, die sowohl für die wirtschaftli-

che als auch für die nichtwirtschaftliche Betätigung gelten, niedergelegt. Demnach 

sind die Unternehmen und Einrichtungen so zu führen, zu steuern und zu 
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kontrollieren, dass der öffentliche Zweck nachhaltig erfüllt wird. Unternehmen sollen 

einen Ertrag für den Haushalt der Gemeinde abwerfen, soweit dadurch die Erfüllung 

des öffentlichen Zwecks nicht beeinträchtigt wird. Der Jahresgewinn der wirtschaftli-

chen Unternehmen als Unterschied der Erträge und Aufwendungen soll so hoch sein, 

dass außer den für die technische und wirtschaftliche Entwicklung des Unternehmens 

notwendigen Rücklagen mindestens eine marktübliche Verzinsung des Eigenkapitals 

erwirtschaftet wird.  

Bei der Ausgestaltung der wirtschaftlichen Betätigung liegt es vorbehaltlich der ge-

setzlichen Bestimmungen im Ermessen der Kommunen, neben öffentlich-rechtlichen 

auch privatrechtlichen Organisationsformen zu wählen. So dürfen Kommunen unter 

den Voraussetzungen des § 108 GO NRW Unternehmen und Einrichtungen in einer 

Rechtsform des privaten Rechts gründen oder sich daran beteiligen. Unter anderem 

muss die Erfüllung des öffentlichen Zwecks durch Gesellschaftsvertrag, Satzung oder 

sonstiges Organisationsstatut gewährleistet sein und eine Rechtsform gewählt wer-

den, welche die Haftung der Gemeinde auf einen bestimmten Betrag begrenzt.  

Da im Verfassungsstaat das Gemeinwohl der allgemeine Legitimationsgrund aller 

Staatlichkeit ist, muss jedes Handeln der öffentlichen Hand einen öffentlichen Zweck 

verfolgen. Die gesetzliche Normierung der Erfüllung des öffentlichen Zwecks als 

Grundvoraussetzung für die Aufnahme einer wirtschaftlichen und nichtwirtschaftli-

chen Betätigung einer Kommune soll daher gewährleisten, dass sich diese stets im 

zulässigen Rahmen kommunaler Aufgabenerfüllung zu bewegen hat. Es ist daher 

nicht Angelegenheit der kommunalen Ebene, sich ausschließlich mit dem Ziel der Ge-

winnerzielung in den wirtschaftlichen Wettbewerb zu begeben. Stattdessen kann eine 

wirtschaftliche bzw. nichtwirtschaftliche Betätigung nur Instrument zur Erfüllung be-

stehender kommunaler Aufgaben sein.  

Die Ausgestaltung des öffentlichen Zwecks ist dabei so vielfältig wie der verfassungs-

rechtlich umrissene Zuständigkeitsbereich der Kommunen. Der „öffentliche Zweck“ 

stellt einen unbestimmten Rechtsbegriff dar, für dessen inhaltliche Bestimmung zu-

vorderst die Zielsetzung des gemeindlichen Handelns maßgeblich ist. 
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2 Beteiligungsbericht Berichtsjahr 2023  

 

2.1 Rechtliche Grundlagen zur Erstellung eines Beteiligungsberichtes  

Grundsätzlich haben sämtliche Kommunen gemäß § 116 Absatz 1 GO NRW in jedem 

Haushaltsjahr für den Abschlussstichtag 31. Dezember einen Gesamtabschluss, der 

die Jahresabschlüsse sämtlicher verselbständigter Aufgabenbereiche in öffentlich-

rechtlicher oder privatrechtlicher Form konsolidiert, sowie einen Gesamtlagebericht 

nach Absatz 2 aufzustellen.  

Hiervon abweichend sind Kommunen gemäß § 116a Absatz 1 GO NRW von der Pflicht 

zur Aufstellung eines Gesamtabschlusses und Gesamtlageberichts befreit, wenn am 

Abschlussstichtag ihres Jahresabschlusses und am vorhergehenden Abschlussstich-

tag jeweils mindestens zwei der drei im Gesetz genannten Merkmale zutreffen.  

Über das Vorliegen der Voraussetzungen für die Befreiung von der Pflicht zur Auf-

stellung eines Gesamtabschlusses entscheidet der Städteregionstag gemäß § 116a 

Absatz 2 Satz 1 GO NRW für jedes Haushaltsjahr bis zum 30. September des auf das 

Haushaltsjahr folgenden Jahres.  

Der Städteregionstag hat am 10.10.2024 gemäß § 116a Absatz 2 Satz 1 GO NRW 

entschieden, von der nach § 116a Absatz 1 GO NRW vorgesehenen Befreiung von der 

Pflicht zur Aufstellung eines Gesamtabschlusses und Gesamtlageberichts zum 

31.12.2023 Gebrauch zu machen. Daher hat die StädteRegion Aachen gemäß § 116a 

Absatz 3 GO NRW einen Beteiligungsbericht nach § 117 GO NRW zu erstellen.  

Der Beteiligungsbericht hat gemäß § 117 Absatz 2 GO NRW grundsätzlich folgende 

Informationen zu sämtlichen verselbständigten Aufgabenbereichen in öffentlich-

rechtlicher und privatrechtlicher Form zu enthalten:  

1. die Beteiligungsverhältnisse,  

2. die Jahresergebnisse der verselbständigten Aufgabenbereiche,  

3. eine Übersicht über den Stand der Verbindlichkeiten und die Entwicklung 

des Eigenkapitals jedes verselbständigten Aufgabenbereiches sowie  

4. eine Darstellung der wesentlichen Finanz- und Leistungsbeziehungen der 

Beteiligungen untereinander und mit der Gemeinde.  

Über den Beteiligungsbericht ist nach § 117 Absatz 1 Satz 3 GO NRW ein gesonderter 

Beschluss des Städteregionstags in öffentlicher Sitzung herbeizuführen.  
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2.2 Gegenstand und Zweck des Beteiligungsberichtes  

Der Beteiligungsbericht enthält die näheren Informationen über sämtliche unmittel-

baren und mittelbaren Beteiligungen an sämtlichen verselbständigten Aufgabenbe-

reichen in öffentlich-rechtlicher und privatrechtlicher Form der StädteRegion Aachen. 

Er lenkt den Blick jährlich auf die einzelnen Beteiligungen, indem er Auskunft über 

alle verselbständigten Aufgabenbereiche der StädteRegion Aachen, deren Leistungs-

spektrum und deren wirtschaftliche Situation und Aussichten gibt, unabhängig davon, 

ob diese dem Konsolidierungskreis für einen Gesamtabschluss angehören würden. 

Damit erfolgt eine differenzierte Darstellung der Leistungsfähigkeit der StädteRegion 

Aachen durch die Abbildung der Daten der einzelnen Beteiligungen. 

Die Gliederung des Beteiligungsberichtes und die Angaben zu den einzelnen Beteili-

gungen ermöglichen, dass eine Beziehung zwischen den gebotenen Informationen 

und den dahinterstehenden Aufgaben hergestellt werden kann. Dies ermöglicht durch 

den Vergleich der Leistungen mit den Aufgaben auch die Feststellung, ob die Erfüllung 

der Aufgaben der StädteRegion Aachen durch die verschiedenen Organisationsformen 

nachhaltig gewährleistet ist.  

Der Beteiligungsbericht unterstützt damit eine regelmäßige Aufgabenkritik und eine 

Analyse der Aufbauorganisation der StädteRegion Aachen insgesamt durch die Mit-

glieder der Vertretungsgremien. 

Adressat der Aufstellungspflicht ist die StädteRegion Aachen. Um diese Pflicht erfüllen 

zu können, müssen der StädteRegion Aachen die entsprechenden Informationen zur 

Verfügung stehen.  

Hierzu kann die StädteRegion Aachen unmittelbar von jedem verselbständigten Auf-

gabenbereich alle Aufklärungen und Nachweise verlangen, die die Aufstellung des 

Beteiligungsberichtes erfordert (vgl. § 117 Absatz 1 Satz 2 i.V.m. § 116 Absatz 6 

Satz 2 GO NRW).  

Die verwendeten wirtschaftlichen Daten beruhen auf den im Laufe des Jahres 2024 

festgestellten Abschlüssen für das Geschäftsjahr 2023. Die Angaben zur Besetzung 

der Überwachungsorgane weisen das gesamte Jahr 2023 aus. Eventuelle Neubeset-

zungen der Überwachungsorgane nach der Kommunalwahl 2020 wurden, sofern be-

kannt, aufgeführt.  
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3 Das Beteiligungsportfolio der StädteRegion Aachen   

 

Überblick über die Beteiligungen der StädteRegion Aachen  

Der Schwerpunkt der wirtschaftlichen Betätigung der StädteRegion Aachen kon-

zentriert sich auf Ver- und Entsorgungsleitungen, Wirtschafts- und Dienstleistungen, 

den öffentlichen Personennahverkehr, die Wohnungswirtschaft sowie das Gesund-

heitswesen.  

Ergänzt wird die kommunale wirtschaftliche Betätigung der StädteRegion Aachen 

durch weitere Beteiligungen, u.a. im Bereich der Freizeit- und Kultureinrichtungen.  

Die nachfolgende Übersicht zeigt einen Blick über die unmittelbaren Beteiligungsge-

sellschaften der StädteRegion Aachen.  
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3.1 Änderungen im Beteiligungsportfolio 

 

Im Jahr 2023 hat es Änderungen bei den Beteiligungen der StädteRegion Aachen ge-

geben.  

 

Zugänge  

Im Berichtsjahr 2023 hat es keine Zugänge gegeben.  

 

Veränderung in Beteiligungsquoten 

Im Jahr 2023 haben sich die Beteiligungsquoten der StädteRegion Aachen an der For-

schungsflugplatz Aachen-Merzbrück GmbH geändert. Die StädteRegion Aachen ist 

neu mit 32,5 % (vorher: 14,97 %) beteiligt. 

 

Abgänge 

Im Berichtsjahr 2023 hat es keine Abgänge gegeben.  
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3.2 Beteiligungsstruktur  

 

Tabelle 1: Übersicht der Beteiligungen der StädteRegion Aachen mit Angabe der Be-

teiligungsverhältnisse und Jahresergebnisse 

 

Lfd. 

Nr. 

Beteiligungen Höhe des 

Stammkapitals 

und des Jah-

resergebnisses 

am 

31.12.2023 

Durchgerechneter An-

teil der StädteRegion 

Aachen am Stammka-

pital (ggfls. Gerundete 

Werte) 

Beteili-

gungsart 

  -in € - -in € - -in % -  

1 Zweckverband ZEW 34.000,00 8.500,00 25 unmittelbar 

Jahresergebnis 2023 7.532,02 
2 Materis GmbH  25.000,00 8.333,33 33,3 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 135.873,61 

3 AWA Entsorgung GmbH 640.000,00 20.000,00 3,125 unmittelbar 

Jahresergebnis 2023 1.136.104,41 
4 AWA Service GmbH 25.000,00 781,25 3,125 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 214.163,75 

5 MVA Weisweiler GmbH & Co. KG 12.784.000,00 199.750,00 1,56 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 15.485.650,09 

6 MVA Weisweiler Verwaltungs-

GmbH 

25.564,60  399,45 1,56 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 1.753,75 

7 MOENA Grundstücks-Verwal-

tungsgesellschaft mbH & Co. KG 

i.L. 

25.564,58 399,45 1,56 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 -6.376,75 

8 MOENA Verwaltungs GmbH 25.564,58 399,45 1,56 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 496,28 

9 Zweckverband AVV - - 25 unmittelbar 

Jahresergebnis 2023 10.525,03 
10 Aachener Verkehrsverbund 

GmbH 

25.600,00 6.400,00 25 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 843.348,69 

11 E.V.A. GmbH 14.049.880,00 1.040,00 0,01 unmittelbar 

Jahresergebnis 2023 21.996.808,73 
12 ASEAG 6.021.120,00 571,40 0,00949 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 0,00 
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13 ASEAG Reisen GmbH 51.129,19 4,85 0,00949 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 0,00 

14 APAG GmbH 51.129,19 4,85 0,00949  mittelbar  

Jahresergebnis 2023 1.221.000,00 

15 Akreka GmbH  26.000,00 2,47 0,00949 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 0,00 

16 ESBUS mbH 25.600,00 2,43 0,00949 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 0,00 

17 STAWAG 43.520.000,00 4.352,00 0,01 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 0,00 

18 STAWAG Energie GmbH 3.000.000,00 300,00 0,01 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 0,00 

19 FACTUR Billing Solutions GmbH 50.000,00 5,00 0,01 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 0,00 

21 Trianel Gasspeicher Epe GmbH & 

Co. KG 

14.000.000,00 191,80 0,00137 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 7.979.000,00 

22 Stadtwerke Lübeck Energie 

GmbH 

48.753.000,00 1.223,70 0,00251 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 - 

23 StadtWerke Rösrath – Energie 

GmbH 

200.000,00 9,80 0,0049 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 - 

24 enewa GmbH 100.000,00 4,90 0,0049 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 - 

25 Gemeindewerke Ruppichteroth 

GmbH 

100.000,00 4,90 0,0049 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 - 

26 NetAachen GmbH 30.000,00 0,48 0,0016 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 - 

27 Smartlab Innovationsgesellschaft 

mbH 

25.000,00 0,75 0,003 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 - 

28 PSW Rönkhausen GmbH & Co. 

KG 

1.000.000,00 50,00 0,005 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 - 

29 PSW Verwaltungs GmbH 25.000 1,25 0,005 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 - 

30 ASEW Energie u. Umwelt Service 

GmbH & Co. KG 

20.800 0,13 0,000625 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 - 

31 Hochtemperatur Kernkraftwerk 

GmbH 

46.016.269,31 230,08 0,0005 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 - 
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32 Technische Werke Naumburg 

GmbH 

3.605.000,00 7,21 0,0002 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 - 

33 Forschungsflugplatz 

Aachen-Merzbrück GmbH 

57.000,00 18.525,00 32,50 unmittelbar 

Jahresergebnis 2023 -349.645,26 

34 enwor - energie & wasser 

vor ort GmbH 

22.325.000,00 11.724.300 52,52 unmittelbar 

Jahresergebnis 2023 15.661.897,36 
35 WAG Nordeifel mbH 1.200.000,00 315.120,00 26,26 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 2.735.054,77 

36 IWA GmbH  30.000,00 4.726,80 15,756 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 10.146,91 

37 Stadtwerke Übach-Palenberg 

GmbH 

100.000,00 13.182,52 13,1825 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 - 

38 Solaranlage Giebelstadt II GmbH 

& Co. KG 

10.000,00 1.504,00 10,504 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 1.398.000,00 

39 STAWAG Solar GmbH 50.200,00 2.636,50 5,252 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 9.459.1470,40 

40 Trianel GmbH 20.152.575,00 233.908,92 1,16069 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 68.787.774,01 

41 Trianel Gaskraftwerk Hamm 

GmbH & Co. KG 

42.299.003,00 271.026,63 0,64074 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 -6.398.594,00 

42 Trianel Kohlekraftwerk Lünen 

GmbH & Co. KG 

29.588.839,99 197.357,56 0,667 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 -22.156.822,00 

43 Trianel Windpark Borkum GmbH 

& Co. KG 

18.324.382,00 148.017,03 0,80776 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 -30.552.017,00 

44 Windpark Oberwesel II GmbH & 

Co.KG 

2.500,00 131,30 5,252 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 927.000,00 

45 Windpark Oberwesel III GmbH & 

Co.KG 

2.500,00 131,30 5,252 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 900.000,00 

46 Windpark Beltheim II GmbH & 

Co. KG 

2.500,00 131,30 5,252 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 1.564.000,00 

47 Solarpark Ronneburg GmbH & 

Co. KG 

2.500,00 131,30 5,252 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 1.115.000,00 
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48 Trianel Onshore Windkraftwerke 

GmbH & Co. KG 

5.467.500,00 136.397,72 2,88335 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 10.387.920,00 

49 Trianel Windkraftwerk Borkum II 

GmbH & Co. KG 

26.666,68 768,89 2,4947 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 -51.549.978,00 

50 Trianel Erneuerbare Energien 

GmbH & Co. KG 

14.457.624,06 319.671,08 2,2857 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 28.847.278,00 

51 Energie- und Wasser- Ver-

sorgung GmbH 

18.151.450,00 1.679.300,0

0 

9,25 unmittelbar 

Jahresergebnis 2023 25.302.054,66 
52 Regionetz GmbH 1.000.000,00 45.510,00 4,55 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 0,00 

53 Green Gesellschaft für regionale 

und erneuerbare Energie mbH 

625.000,00 22.639,38 3,62 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 - 

54 Wärmeversorgung Würselen 

GmbH 

393.150,00 36.366,38 9,25 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 - 

55 Städtisches Wasserwerk E-

schweiler GmbH 

1.000.000,00 23.032,50 2,3 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 - 

56 Green Solar Herzogenrath GmbH  2.800.000,00 116.550,00 4,16 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 - 

57 EWV Baesweiler GmbH & Co. KG  10.000,00 187,31 4,163 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 - 

58 EWV Baesweiler Verwaltungs 

GmbH 

25.000,00 1.040,63 4,163 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 - 

59 Windpark Eschweiler  

Beteiligungs GmbH  

25.039,00 1.276,18 5,1 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 - 

60 Rurenergie GmbH  500.000,00 2.300,00 0,46 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 - 

61 GREEN GECCO Beteiligungsge-

sellschaft GmbH & Co. KG  

29,00 0,09 0,319 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 - 

62 GREEN GECCO Beteiligungsge-

sellschaft-Verwaltungs GmbH 

30.420,00 185,32 0,609 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 - 

63 Windpark Paffendorf GmbH & 

Co. KG 

1.000,00 22,21 4,53 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 - 
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64 Propan Rheingas GmbH & Co. KG 9.458.899,82 70.468,80 0,745 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 - 

65 Wirtschaftsförderungsge-

sellschaft StädteRegion 

Aachen mbH 

2.303.500,00 1.183.077,6

0 

51,36 unmittelbar 

Jahresergebnis 2023 183.109,17 

66 Aachener Kreuz Merzbrück 

GmbH & Co. KG  

6.025.200,00 3.012.600,0

0 

50 unmittelbar 

Jahresergebnis 2023 -903.456,68 

67 Aachener Kreuz Merzbrück 

Verwaltungs GmbH  

25.200,00 12.600,00 50 unmittelbar 

Jahresergebnis 2023 -250,80 

68 Camp Astrid GmbH & Co. 

KG  

50.000,00 12.500,00 25 unmittelbar 

Jahresergebnis 2023 0,00 

69 Camp Astrid Verwaltungs 

GmbH 

25.000,00 6.250,00 25 unmittelbar 

Jahresergebnis 2023 1.052,72 

70 Zweckverband Region 

Aachen  

- - 20 unmittelbar 

Jahresergebnis 2023 -93.122,43 

71 AGIT mbH 3.253.000,00 552.378,00 16,98 unmittelbar 

Jahresergebnis 2023 -416.713,01 

72 ENERGETICON gGmbH 26.000,00 6.500,00 25 unmittelbar 

Jahresergebnis 2023 -44.659,10 

73 vogelsang ip gGmbH 100.000,00 4.286,00 4,286 unmittelbar 

Jahresergebnis 2023 367.494,21 

74 Zukunftsagentur Rheini-

sches Revier GmbH 

25.000,00 2.000,00 8 unmittelbar 

Jahresergebnis 2023 9.878,69 

75 GWG Wohnungsbaugesell-

schaft für die StädteRegion 

Aachen mbH 

1.000.000,00 781.750,00 78,18 unmittelbar 

Jahresergebnis 2023 420.202,53 

76 Rhein-Maas Klinikum 

GmbH 

7.600.000,00 3.800.000,0

0 

50 unmittelbar 

Jahresergebnis 2023 3.689.821,42 
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77 RMK-Service GmbH 25.000,00 12.500,00 50 mittelbar 
Jahresergebnis 2023 76.378,00 

78 KOMPAC GmbH 26.000,00 26.000,00 100 unmittelbar 

Jahresergebnis 2023 176.129,79 

79 Senioren- und Betreu-

ungszentrum  

4.091.000,00 4.091.000,0

0 

100 unmittelbar 

Jahresergebnis 2023 -32.417,79 

80 Chemisches und Veterinä-

runtersuchungsamt Rhein-

land AöR 

300.000,00 17.500,00 5,83 unmittelbar 

Jahresergebnis 2023 1.275.352,68 

81 Bildungszentrum für 

Pflege und Gesundheit 

gGmbH 

25.000,00 25.000,00 100 unmittelbar 

Jahresergebnis 2023 0,00 

82 SPRUNGbrett gGmbH 26.000,00 26.000,00 100 unmittelbar 

Jahresergebnis 2023 68.360,58 

83 regio iT GmbH 1.500.001,00 151.340,00 10,09 unmittelbar 

Jahresergebnis 2023 6.147.702,21 
84 Cogniport mbH  26.000,00 1.574,04 6,054 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 28.682,06 
85 vote iT GmbH  25.000,00 1.765,75 7,063 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 1.110.719,86 

86 nextgov iT GmbH 100.000,00 6.054,00 6,054 mittelbar 
Jahresergebnis 2023 689.892,60 

87 Better Mobility GmbH 25.000,00 1.248,64 4,995 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 -110.092,04 

88 PD-Berater der öffentlichen 

Hand GmbH 

2.004.000,00 432,00 0,0216 mittelbar 

Jahresergebnis 2023 10.659.610,07 

89 Studieninstitut für kom-

munale Verwaltung 

- - 25 Unmittelbar 

Jahresergebnis 2023 89.238,41 

90 d-NRW AöR 1.385.000,00 1.000,00 0,08 Unmittelbar 

Jahresergebnis 2023 0,00 

91 Grenzlandtheater GmbH 26.000,00 26.000,00 100 Unmittelbar 

Jahresergebnis 2023 71.952,71 
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92 Kunst- und Kulturzentrum 

Betriebsgesellschaft der 

StädteRegion Aachen  

25.000,00 15.000,00 60 Unmittelbar 

Jahresergebnis 2023 97.764,01 
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3.4 Einzeldarstellung  

Die unmittelbaren Beteiligungen werden in der Bilanz unter der langfristigen Vermö-

gensposition „Finanzanlagen“  

- als „Anteile an verbundenen Unternehmen“ ausgewiesen. In dieser Bilanzposi-

tion kommen Beteiligungen zum Ausweis, bei denen die StädteRegion Aachen

einen beherrschenden Einfluss auf die Beteiligung ausüben kann. Dieser liegt

in der Regel vor, wenn die StädteRegion Aachen mehr als 50 % der Anteile hält,

- als „Beteiligungen“ ausgewiesen. In dieser Bilanzposition kommen Anteile an

Unternehmen und Einrichtungen zum Ausweis, die die Kommune mit der Ab-

sicht hält, eine auf Dauer angelegte, im Regelfall über ein Jahr hinausgehende

Verbindung einzugehen und bei denen es sich nicht um verbundene Unterneh-

men handelt.

- als „Sondervermögen“ ausgewiesen. Hierbei handelt es sich um Kommunalver-

mögen, das zur Erfüllung eines bestimmten Zwecks dient und daher getrennt

vom allgemeinen Haushalt der StädteRegion Aachen geführt wird. Sonderver-

mögen sind gemäß § 97 GO NRW das Gemeindegliedervermögen, das Vermö-

gen rechtlich unselbstständiger örtlicher Stiftungen, Eigenbetriebe (§ 114 GO

NRW) und organisatorisch verselbstständigte Einrichtungen (§ 107 Abs. 2 GO

NRW) ohne eigene Rechtspersönlichkeit,

- als „Wertpapiere des Anlagevermögens“ ausgewiesen. Hierbei handelt es sich

um Unternehmensanteile, die auf Dauer angelegt werden, durch die jedoch

keine dauernde Verbindung der StädteRegion Aachen zum Unternehmen her-

gestellt werden soll. Aufgrund dessen werden diese lediglich in Tabelle 1 nach-

richtlich ausgewiesen.

- als „Ausleihungen“ ausgewiesen. Hierbei handelt es sich um langfristige Fi-

nanzforderungen der StädteRegion Aachen gegenüber Dritten, die durch den

Einsatz kommunalen Kapitals an diese entstanden sind und dem Geschäftsbe-

trieb der StädteRegion Aachen dauerhaft dienen sollen. Mit Ausnahme von

GmbH-Anteilen, die nicht als verbundene Unternehmen oder Beteiligungen

ausgewiesen werden, weil sie lediglich als Kapitalanlage gehalten werden, han-

delt es sich bei den Ausleihungen nicht um Beteiligungen im Sinne der GO NRW.

Aufgrund dessen werden diese lediglich in Tabelle 1 nachrichtlich ausgewie-

sen.



Entsorgung
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3.4.1 Bereich Entsorgung  

3.4.1.1 Unmittelbare Beteiligungen 

3.4.1.1.1 Zweckverband Entsorgungsregion West (ZEW) 

Optional: Basisdaten 

Anschrift Zum Hagelkreuz 24 

52249 Eschweiler 

Gründungsdatum 28.01.2003 

Zweck der Beteiligung  

Der ZEW, mit Sitz in Eschweiler ist öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträger, soweit 

ihm Aufgaben von den Mitgliedern übertragen werden. Mitglieder des ZEW sind die 

StädteRegion Aachen, die Stadt Aachen und der Kreis Düren. In der Verbandsver-

sammlung am 14. Juni 2022 haben die Mitglieder den Beitritt des Kreises Euskirchen 

beschlossen. Der Beitritt erfolgte nach Veröffentlichung im Amtsblatt am 08. Novem-

ber 2022. Die Aufgabenübertragung des Kreises Euskirchen erfolgt ab dem 01. Januar 

2023. Der Umfang der übertragenen Aufgaben ergibt sich aus den Anlagen 1, 2, 3 

und 4 der Zweckverbandssatzung. Der ZEW nimmt insoweit im Entsorgungsgebiet die 

Aufgaben eines öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgers nach den Vorschriften des 

Kreislaufwirtschaftsgesetzes und des Landesabfallgesetzes wahr.  

Soweit Aufgaben bei den Verbandsmitgliedern verbleiben, steht ihnen insoweit das 

Recht und die Pflicht zum Erlass von Satzungen, zur Erhebung von Gebühren sowie 

zur Erstellung eines Abfallwirtschaftskonzeptes zu. 

Der Zweckverband darf Abfälle außer halb des Verbandsgebietes zur Beseitigung 

übernehmen. Er kann dazu öffentlich-rechtliche Vereinbarungen schließen. 

§ 13 der Verbandssatzung bestimmt, dass für die Wirtschaftsführung und für das

Rechnungswesen des ZEW die Vorschriften der Eigenbetriebe gemäß der Eigenbe-

triebsverordnung (EigVO NRW) anzuwenden sind.
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Ziel der Beteiligung und Erfüllung des öffentlichen Zwecks 

Die Verbandsmitglieder StädteRegion Aachen, Stadt Aachen sowie die Kreise Düren 

und Euskirchen bilden den Zweckverband Entsorgungsregion West (ZEW), der in seiner 

Rechtsform eine Körperschaft des öffentlichen Rechts ist. Der ZEW trägt die öffent-

lich-rechtliche Entsorgungsverantwortung in dem von seinen Mitgliedern ganz oder 

teilweise übertragenen Aufgabenumfang. Der Umfang der ihm übertragenen Aufga-

ben bestimmt sich nach den Anlagen 1-4 der Verbandssatzung des ZEW. 

Organe des ZEW sind die Verbandsversammlung und der Verbandsvorsteher. Im Üb-

rigen gibt es die Funktion des Vorsitzenden der Verbandsversammlung sowie die Lei-

tung der Geschäftsstelle (Geschäftsleitung). 

Das Verbandsgebiet umfasst die 36 Städte und Gemeinden der dem ZEW angehörigen 

vier Gebietskörperschaften. In diesem 2.897 km² großen Entsorgungsgebiet in der 

südwestlichsten Region Nordrhein-Westfalens garantiert der Zweckverband die Ent-

sorgungssicherheit für über 1 Mio. Bürgerinnen und Bürger und steht für leistungs-

gerechte und stabile Abfallgebühren. Nach Maßgabe seiner Abfallsatzung gewährleis-

tet der ZEW vorrangig Maßnahmen zur Vermeidung von Abfällen, zur Vorbereitung 

einer Wiederverwendung, zum Recycling sowie zur stofflichen und energetischen Ver-

wertung aber auch letztendlich zur umweltgerechten Beseitigung von Abfällen.  

Zur Durchführung seiner Aufgaben hat der ZEW hauptberuflich Bedienstete (Beamte, 

Angestellte) eingestellt, die die Geschäftsstelle bilden. Des Weiteren kann sich der 

ZEW ganz oder teilweise Dritter bedienen.  

Mit der operativen Erledigung eines großen Teils seiner Entsorgungsaufgaben hat der 

ZEW seine Tochtergesellschaft AWA Entsorgung GmbH (AWA) über einen Rahmenver-

trag und zugehörige Einzelverträge beauftragt. Darüber hinaus besteht ein Geschäfts-

besorgungsvertrag zwischen ZEW und AWA. Die AWA als eine kommunale Entsor-

gungsgesellschaft mit den Tätigkeitsschwerpunkten Anlagenbetrieb und Anlagenpla-

nung nimmt u.a. den Betrieb von Abfallentsorgungsanlagen wie z.B. Biovergärungs- 

und Kompostierungsanlagen sowie Recyclinghöfen wahr.  

Die Materis GmbH, 100 %ige Tochtergesellschaft des ZEW, übernimmt die Auslastung 

der für den ZEW errichteten und betriebenen Anlagen, soweit die für den ZEW vorge-

haltenen Behandlungskapazitäten nicht für die Entsorgung der dem ZEW überlassenen 

Abfälle benötigt werden.  

Für die Erledigung der übernommenen abfallrechtlichen Aufgaben werden entspre-

chende Gebühren nach den Vorschriften des Kommunalabgabengesetz des Landes 
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Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) gegenüber den jeweiligen Verbandsmitgliedern er-

hoben.  

Die Kalkulation der Gebühren erfolgt dabei auf Basis der tatsächlichen Ist-Kosten. Auf 

der Grundlage des Zahlenwerks aus dem geprüften Jahresabschluss, erfolgt die Nach-

kalkulation, mit der die tatsächlich angefallenen Kosten für den Kalkulationszeitraum 

ermittelt werden.  

Gem. § 6 Abs. 2 des KAG NRW sind Kostenüberdeckungen am Ende eines Kalkulati-

onszeitraums innerhalb von vier Jahren auszugleichen; Kostenunterdeckungen sollen 

innerhalb dieses Zeitraums ausgeglichen werden.  

In die Gebührenkalkulation des ZEW fließen die von der AWA für deren Leistung be-

rechneten Entgelte ein. Die Preise für diese Leistungen sind gemäß den zugrundelie-

genden Verträgen nach der Verordnung PR-Nr. 30/53 über die Preise bei öffentlichen 

Aufträgen zu berechnen. 

Darstellung der Beteiligungsverhältnisse 

Anteilseigner der ZEW 

Stammkapital: 34.000,00 € 

Mitglieder Anteil in % Anteil in € 

StädteRegion Aachen 25 8.500 

Stadt Aachen 25 8.500 

Kreis Düren 25 8.500 

Kreis Euskirchen 25 8.500 

100 34.000 
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Beteiligungen der ZEW 

Anteile an verbundenen Unternehmen 

Beteiligungen Anteil in % Anteil in € 

31.12.2023 

AWA Entsorgung GmbH 93,75 24.000 

Materis GmbH 100 25.000 

Darstellung der wesentlichen Finanz- und Leistungsbeziehungen 

Die Finanz- und Leistungsbeziehungen sind in der Tabelle unter Punkt 3.3 dargestellt. 

Übersicht über den Stand der Verbindlichkeiten und die Entwicklung des Eigenkapitals 

2023 

-in € -

2022 

-in € -

Veränderung 

zum Vorjahr 

-in € -

Anlagevermögen 49.000,00  49.000,00   0,00      

Umlaufvermögen 5.340.626,24  5.552.473,86 -211.847,62

Aktive Rechnungsabgrenzungs-

posten 

0,00  13.449,38   -13.449,38

Bilanzsumme 5.389.626,24  5.614.923,24 -225.297,00

2023 

-in € -

2022 

-in € -

Veränderung 

zum Vorjahr 

-in € -

Eigenkapital 46.210,31  38.678,29   7.532,02 

Sonderposten - -     - 

Rückstellungen 2.510.932,94  2.342.289,42   168.643,52 

Verbindlichkeiten 2.832.482,99  3.233.955,53   -401.472,54

Passive Rechnungsabgren-

zungsposten 

-     -     - 

Bilanzsumme 5.389.626,24  5.614.923,24   -225.297,00
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Entwicklung der Gewinn- und Verlustrechnung 2023 

2023 

-in € -

2022 

-in € -

Veränderung zum 

Vorjahr 

-in € -

1. Umsatzerlöse 36.419.636,39 39.992.616,13 -3.572.979,74

2. Sonstige betriebliche

Erträge

366.320,13 2.063,52 364.256,61 

3. Materialaufwand 35.916.672,04 39.287.291,39 -3.370.619,35

4. Personalaufwand 559.990,17 342.548,81 217.441,36 

5. sonstige betriebliche

Aufwendungen

249.869,29 308.577,97  -58.708,68

6. sonstige Zinsen und

ähnliche Erträge

21.131,00 9.126,00 12.005,00 

7. Zinsen und ähnliche

Aufwendungen

73.024,00 69.269,00 3.755,00 

9. Ergebnis nach Steuern 7.532,02 -3.881,52 11.413,54 

10. Jahresüberschuss (+)

/- fehlbetrag (-)

7.532,02 -3.881,52 11.413,54 

Kennzahlen 

2023 

- in % -

2022 

- in % -

Veränderung zum 

Vorjahr 

- in % -

Eigenkapitalquote 0,86 0,69 0,17 

Eigenkapitalrentabilität 16,30 -10,04 26,33 

Anlagendeckungsgrad 2 3.469,35 78,94 3.390,41 

Verschuldungsgrad 11.563,25 14.416,99 -2.853,73

Umsatzrentabilität 0,02 -0,01 0,03 

Personalbestand 

Zum Stichtag 31.12.2023 waren vier hauptamtliche Mitarbeiter / innen (Vorjahr: 3,5) 

für den ZEW tätig. 
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Geschäftsentwicklung für das Geschäftsjahr 2023 

Geschäftsverlauf 

Der Zweckverband erstellt nach Maßgabe der satzungs- und kommunalrechtlichen 

Vorgaben einen Wirtschaftsplan, bestehend aus dem Erfolgsplan, dem Investitions-

plan, dem Stellenplan, dem Finanzplan sowie einer detaillierten Gebührenkalkulation. 

Die Auslastung der MVA war zu jeder Zeit gewährleistet. Die thermische Behandlung 

der dem ZEW überlassenen Abfälle war zu jeder Zeit gewährleistet. Die im Wirtschafts-

plan der MVA geplante Durchsatzmenge von 360.000 t wurde um 35.508 t über-

schritten, ca. 51 % davon (201.376 t) lieferten ZEW und AWA.  

Gestiegene gesetzliche Anforderungen an Kompost und vermehrter Störstoffeintrag 

in den Bioabfall durch mangelhafte Abfalltrennung in den Haushalten haben bei der 

Behandlung des Bioabfalls zu erheblichem Mehraufwand geführt. Aussortierte Stör-

stoffe vermischt mit erheblichen Anteilen Bioabfall wurden der MVA zur thermischen 

Behandlung zugeführt.  

Im Hinblick auf die schärferen Qualitätsvorgaben der BioAbfV werden weiterhin im 

Auftrag des ZEW alle kommunalen-Bioabfallanlieferungen kontrolliert und bonitiert. 

Gemeinsam mit den Sammel-örE sind bis 2025 dringend weitere Maßnahmen zur 

Verbesserung der Bioabfallqualität voranzutreiben. Deutlich veränderte Lenkungsge-

bühren für Bio- und Grünabfälle sollten Anreize für die Kommunen bzw. die Sammel-

örE schaffen, noch vor dem Jahr 2025 wirksame Maßnahmen zu treffen, um die Qua-

lität der Biotonne spätestens bei der Einsammlung zu kontrollieren. Bislang haben 

erst wenige Kommunen Kontrollmechanismen wie z.B. sog. „Waste Watcher“ oder die 

Ausrüstung von Sammelfahrzeugen mit KI-basierten Detektorsystemen eingeführt.   

Die Gebühreneinnahmen stellen sich für das Jahr 2023 wie folgt dar: 

Herkunft Ist Plan △ PL

StädteRegion  

(o. Stadt Aachen) 

12.213.032 € 12.541.492 € -328.460 €

Stadt Aachen 9.178.564 € 9.251.471 € -72.907 €

Kreis Düren 10.724.762 € 11.214.500 € -489.738 €

Kreis Euskirchen 1.524.459 € 1.701.573 € -177.114 €
Summe 33.640.817 € 34.709.036 € -1.068.219 €
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Im Verbandsgebiet blieben die Haus- und Sperrmüllmengen im Jahr 2023 im Vorjah-

resvergleich stabil. Seit dem Beitritt des Kreises Euskirchen zum 01. Januar 2023 sind 

zusätzliche Haus- und Sperrmüllmengen hinzugekommen. 

Herkunft Ist Plan △ PL

StädteRegion 

(o. Stadt Aachen) 

99.231 t  103.300 t - 4.069 t

Stadt Aachen 66.103 t 68.380 t -2.277 t

Kreis Düren 90.071 t 96.015 t -5.944 t

Kreis Euskirchen 10.751 t 12.000 t -1.249 t
Summe  266.156 t 279.695 t -13.539 t

Das Wirtschaftsjahr 2023 schließt vor Berücksichtigung von Rückerstattungsver-

pflichtungen/Inanspruchnahmen aus Kostenüberdeckungen bzw. Kostenunterde-

ckungen mit einem Jahresüberschuss von T€ 363 ab. 

Personalentwicklung 

Im Berichtsjahr 2023 waren vier hauptamtliche Mitarbeiter/innen beim ZEW angestellt. 
Bezogen auf die Vollzeitstellen waren in 2023 insgesamt 3,50 Arbeitnehmer/innen 
beschäftigt.  

Darüber hinaus bedient sich der ZEW der AWA Entsorgung GmbH in der Funktion eines 

beauftragten Dritten zur Erfüllung von Aufgaben auf Basis des Geschäftsbesorgungs-

vertrages.  

Lage 

a) Ertragslage

Die Umsatzerlöse im Jahr 2023 lagen mit insgesamt T€ 36.420 um 9 % unter dem 

Vorjahresniveau (T€ 39.993). Die Umsatzminderung erfolgt im Wesentlichen aus dem 

Herkunftsbereich der Stadt Aachen (T€ 9.384; Vj. T€ 10.325), der StädteRegion 

Aachen (T€ 12.469; Vj. T€ 14.389) und dem Kreis Düren (T€ 10.869; Vj. T€ 12.538). 

Der Kreis Euskirchen (T€ 1.524; Vj. T€ 0) ist ab 01. Januar 2023 neu hinzugekommen. 

Bei der Betrachtung der Umsatzentwicklung sind allerdings die kalkulatorischen Rah-

menbedingungen zu berücksichtigen.   

Da die Entsorgungsaufwendungen als wesentliche Kostenposition durch die mengen-

abhängige Abrechnung einen variablen Charakter haben und in der ZEW-Struktur mit 

dem Umsatz stark korrelieren, kann es i.d.R. beim Rohergebnis (T€ 503; Vj. T€ 706) 
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nur zu geringen Planabweichungen und nicht zu großen Ausschlägen kommen. Das 

Rohergebnis deckt die übrigen Verwaltungskosten.   

Das Wirtschaftsjahr schließt mit einem positiven Ergebnis in Höhe von T€ 363 ab (vor 

Berücksichtigung von Rückerstattungsverpflichtungen/Inanspruchnahmen aus Kos-

tenüberdeckungen bzw. Kostenunterdeckungen).   

Da der ZEW seine Gebühren auf KAG-Basis kalkuliert, entstehen keine Gewinne aus 

dem operativen Geschäft. Umgekehrt kann es über mehrere Perioden gesehen nicht 

zu dauerhaften Verlusten kommen. 

In der Gebührenkalkulation dürfen Pensionen und Versorgungsleistungen für ehemals 

beim ZEW beschäftigte Beamte nicht angesetzt werden. Diese Aufwendungen sind 

durch Umlagen der Verbandsmitglieder an den ZEW zu erstatten. Im Jahr 2023 muss-

ten keine Umlagen festgesetzt werden. Vor Zuführung/Inanspruchnahme der Rück-

stellung für Rückerstattungsverpflichtungen an die Bürger/-innen wies der ZEW damit 

ein Ergebnis in Höhe von T€ 363 aus.  

Das außergewöhnlich hohe Jahresergebnis resultiert im Wesentlichen aus geringeren 

Kosten im Bereich der Beratungskosten (T€ 200), da eine geplante Hausmüllanalyse 

nicht im Wirtschaftsjahr durchgeführt wurde. Grundsätzlich liegen die Personalkosten 

über den geplanten Personalkosten, was ursächlich auf die erstmalige Rückstellungs-

bildung für eine Pensionsverpflichtung zurückzuführen ist, der jedoch eine entspre-

chende Forderung gegenüber den vorherigen Dienstherren gegenübersteht. 

Die eigentlichen Personalkosten liegen unter Plan, da einerseits die im Stellenplan 

hinterlegten Besoldungen derzeit noch nicht den tatsächlichen Besoldungen entspre-

chen und andererseits Krankengeldanspruch im Jahr 2023 im Angestelltenbereich be-

stand.  

b) Finanzlage 

Die Finanzlage des ZEW ist weiterhin geordnet. 

Da sich der ZEW zur Erfüllung von Aufgaben der AWA Entsorgung GmbH bedienen 

kann, ergeben sich für den Verband selbst keine nennenswerten Investitionen. Im 

Wirtschaftsjahr 2023 wurden keine Investitionen getätigt. 

Insgesamt ergibt sich im Vergleich zum Vorjahr eine Minderung des Finanzmittel-

fonds um T€ 583 auf nunmehr T€ 2.455.  

Die Aktivitäten des Wirtschaftsjahres 2023 konnten aus den vorhandenen liquiden 

Mitteln finanziert werden. Eine Aufnahme von Fremdmitteln war nicht erforderlich. 

Die Liquidität war zu jedem Zeitpunkt des Geschäftsjahres gesichert.  



26 

Entsprechend den Vorschriften des Kommunalabgabengesetzes NRW (KAG) hat der 

ZEW das Recht, seine Aufwendungen in voller Höhe in die gegenüber den Abfaller-

zeugern/ -besitzern zu erhebenden Gebühren einzubeziehen.  

Der ZEW kann von seinen Mitgliedern eine Umlage erheben, soweit seine sonstigen 

Einnahmen, insbesondere Gebühren und Beiträge gemäß § 3 Abs. 2 dieser Satzung, 

zur Deckung des Finanzbedarfs nicht ausreichen.  

c) Vermögenslage

Das Anlagevermögen ist von untergeordneter Bedeutung. Zur Erfüllung seiner Aufga-

ben bedient sich der ZEW im Wesentlichen der AWA Entsorgung GmbH, an der er 

mehrheitlich beteiligt ist. Dort und in Tochtergesellschaften der AWA Entsorgung 

GmbH werden auch die Entsorgungsanlagen betrieben.  

Die Forderungen beinhalten im Wesentlichen Forderungen aus Lieferungen und Leis-

tungen (T€ 1.452; Vj. T€ 1.616), die aber aufgrund des strukturellen Umfelds des ZEW 

grundsätzlich überwiegend dem kommunalen Bereich zuzuordnen sind. Weitere For-

derungen aus Lieferungen und Leistungen gegenüber Gesellschaften bestehen in 

Höhe von T€ 1.016 (Vj. T€ 851) sowie gegenüber verbundenen Unternehmen in Höhe 

von T€ 86 (Vj. T€ 36). 

Den Forderungen aus Lieferungen und Leistungen stehen Verbindlichkeiten aus Lie-

ferungen und Leistungen insgesamt in Höhe von T€ 2.819 (Vj. T€ 3.224) gegenüber. 

Die Rückstellungen (T€ 2.511; Vj. T€ 2.342) erhöhen sich um insgesamt T€ 169. 

Finanzielle und nichtfinanzielle Leistungsindikatoren  

Finanzielle Leistungsindikatoren  

Bilanzielle Kennzahlen sind aufgrund des besonderen Status des ZEW sowie durch das 

rechtliche und strukturelle Umfeld nur von geringer Aussagekraft und für eine be-

triebswirtschaftlich-analytische Bewertung nur eingeschränkt verwendbar.  

Die Liquidität I. Grades (liquide Mittel/kurzfristiges Fremdkapital) weist einen Wert 

von 74 % auf. Die Liquidität II. Grades (liquide Mittel + kurzfristige Forderungen/kurz-

fristiges Fremdkapital) beträgt 161 %.  

Im monatlichen Berichtswesen werden finanzielle Leistungsindikatoren fortlaufend 

analysiert. Hervorzuheben sind hier die Tonnagen bzgl. der angenommenen und ent-

sorgten Abfallmengen und den daraus resultierenden Umsatzerlösen.   
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Nichtfinanzielle Leistungsindikatoren 

Umweltschutz 

Die mit dem operativen Geschäft beauftragte AWA Entsorgung GmbH ist vertraglich 

verpflichtet, Entsorgungsanlagen gesetzes- und genehmigungskonform zu betreiben 

und erfüllt dies. Damit gewährleistet der ZEW eine ordnungsgemäße und schadlose 

Entsorgung.  

Hierbei ist der ZEW bestrebt, die 5-stufige Abfallhierarchie, insbesondere die Vermei-

dung, Vorbereitung zur Wiederverwendung, das Recycling vorrangig vor einer Besei-

tigung von Abfällen gemäß den Zielen der EU-Abfallrahmenrichtlinie und des Kreis-

laufwirtschaftsgesetzes umzusetzen. Zahlreiche Projekte der durch den ZEW beauf-

tragten Abfallberatung der AWA Entsorgung GmbH, wie die Kampagne Blumen ohne 

Plastik, #wirfürBio – kein Plastik in die Tonne sowie die Erarbeitung eines regionalen 

Reparaturführers sind hier zu nennen.   

Prognosebericht 

Aufgrund der Verwertungsvorgaben des Kreislaufwirtschaftsgesetzes, des LKrWG 

NRW und der Klimaschutzziele des Landes NRW ist der Zweckverband verpflichtet, 

stetig weitere Abfallfraktionen aus den Siedlungsabfällen auszuschleusen und einer 

stofflichen Verwertung zuzuführen. Um einerseits vorgegebene Recyclingquoten er-

füllen zu können und andererseits der Vorbildfunktion der öffentlichen Hand gerecht 

zu werden, sind nicht unerhebliche Abfallmengen der Verbrennung und damit der 

MVA Weisweiler zu entziehen.  

Durch den Beitritt des Kreises Euskirchen zum ZEW und die Übertragung der Sperr-

müllmengen (ca. 12.000 t/a) zum 01.01.2022 und der Hausmüllmengen (ca. 

35.000 t/a) zum 01.01.2025 auf den ZEW entsteht keine Lücke im Verbrennungskon-

tingent von ZEW und AWA. Im Gegenteil, der ZEW kann sich weiterhin vorrangig der 

Erfassung von Wertstoffen mit zielführenden Maßnahmen und neuen Ideen zur Wie-

derverwendung/-verwertung dieser Stoffe annehmen. Ziel ist eine verstärkte Förde-

rung der Kreislaufwirtschaft. Beispielsweise sollen auf den Wertstoffhöfen/Entsor-

gungszentren im Verbandsgebiet zukünftig weitere Abfallfraktionen (z.B. Rigips, Mat-

ratzen) getrennt gesammelt werden.  

Zur Gewährleistung der Entsorgungssicherheit im Verbandsgebiet ist es notwendig, 

das Auslastungskontingent der AWA gem. § 2 (3) der Zusammenarbeitsvereinbarung 

vom 07.04.2017 um weitere 17.500 t auf 203.500 t/a zu erhöhen. Entsprechend re-

duziert sich das Auslastungskontingent der EGN auf 156.500 t.  
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Durch die Novellierung der Kreislaufwirtschaftsgesetze ist die Überarbeitung der 

kommunalen Beratungsstrukturen im Allgemeinen und der Inhalte der Abfallberatung 

nun dringend geboten. Eine zielgruppengerechte Förderung des Wissens über Abfall-

vermeidung, Wiederverwendung und richtige Abfalltrennung ist wesentlich für eine 

nachhaltige Abfallwirtschaft. Deshalb soll beispielsweise im Bereich der Abfallpäda-

gogik in den Kindergärten und Grundschulen weiterhin die Bewusstseinsbildung hin 

zu abfallvermeidenden Maßnahmen im Fokus stehen, mit dem Ziel der Veränderung 

des Konsumverhaltens. Schließlich bedeutet Abfallvermeidung gleichzeitig Klima-

schutz. Jede Tonne Restmüll, der nicht entsteht, entlastet das Klima um ca. eine Tonne 

CO². 

Die teils umgesetzten, teils geplanten Maßnahmen zur Intensivierung der Getrennt-

sammlung von Wertstoffen zur stofflichen Verwertung, die schärferen Qualitätsvor-

gaben der BioAbfV an die eingesammelten Bioabfälle im Jahr 2025 sowie das Konzept 

zur Optimierung der Bio- und Grünabfallverwertung im gesamten Verbandsgebiet 

und auch der Beitritt des Kreises Euskirchen zum ZEW sollten im Abfallwirtschafts-

konzept (AWK) dokumentiert, das AWK fortgeschrieben werden.  

Auf Basis der rechtlichen und satzungsgemäßen Bestimmungen hat der ZEW einen 

Wirtschaftsplan und eine Gebührenkalkulation aufzustellen, die von der Verbandsver-

sammlung beschlossen werden. Die Umsatzerlöse des Geschäftsjahres betrugen 

T€ 36.420 (Vj. T€ 39.993). Aufgrund der kalkulatorischen Bedingungen erhält der 

ZEW seine Selbstkosten erstattet, die somit auch ihren Niederschlag in den Gebühren 

(Umsatzerlösen) finden. Es besteht dadurch eine Korrelation und korrespondierende 

Entwicklung zwischen den Entsorgungskosten (T€ 35.917; Vj. T€ 39.287) und den 

Umsatzerlösen (T€ 36.420; Vj. T€ 39.933).  

Der Wirtschaftsplan 2024 weist Entsorgungskosten von T€ 31.326 und Umsatzerlöse 

von T€ 33.627 aus.  

Grundlage der Plankosten sind die Kosten, die die AWA gemäß ihres Wirtschaftsplanes 

dem ZEW 2024 in Rechnung stellen wird. Diese Kosten fallen für die Erbringung von 

Entsorgungsleistungen an, mit denen der ZEW die AWA beauftragt hat.  

Den Kostenplanungen der AWA liegen Mengenplanungen zugrunde, die auf Basis der 

Erfahrungen aus den Vorjahren und unter Berücksichtigung eventueller gesetzlicher 

und struktureller (z.B. Änderung von Sammelsystemen) Einflüsse entwickelt worden 

sind.  
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Chancen- und Risikobericht 

1. Risikobericht

Der angelieferte kommunale Bioabfall weist weiterhin zum Teil sehr hohe Störstoff-

mengen auf. Die Gefahr besteht, dass bei zu hoher Störstoffmenge eine Entfrachtung 

nicht in ausreichendem Maße durch technische Hilfsmittel in der Kompostierungsan-

lage erreicht wird. Der hergestellte Kompost darf dann nicht verwertet, sondern muss 

verbrannt werden.  

Der geforderte Kontrollwert von 1% Gesamtkunststoff bei Bioabfällen darf ab 2025 

nicht überschritten werden. Die Menge Bioabfall, die aufgrund eines solchen Grenz-

wertes nicht mehr der Kompostierung zugeführt werden dürfte sondern verbrannt 

werden müsste, würde deutlich steigen und auch der Biogasproduktion entzogen.  

Die Einführung des Brennstoffemissionshandelsgesetzes (BEHG) stellt einerseits auch 

ein Risiko für die Verbrennungsentgelte des ZEW dar. Dies liegt in der Tatsache be-

gründet, dass die Siedlungsabfälle einen höheren Anteil an organischem Kohlenstoff 

im Verhältnis zum fossilen Kohlenstoff haben, dies ist bei den Gewerbeabfällen um-

gekehrt. Die zu entrichtende Abgabe nach dem BEHG beläuft sich für das Jahr 2024 

auf 45 €/t fossiles CO2, in den Folgejahren ist mit einem weiteren Anstieg zu rechnen. 

Ab dem Jahr 2027 unterliegt die Abgabe keinem Höchstpreis im europäischem Zerti-

fikathandel, hier wird aktuell vermutet, dass eine Tonne fossiles CO2 über 100 € kos-

ten wird.  

Die Abgabe ist in die Gebühren mit einzubeziehen und verteuert zum Beispiel den 

Hausmüll im Jahr 2024 um 18,08 €/t.  

2. Chancenbericht

Im Hinblick auf sein strukturelles Umfeld befindet sich der ZEW nicht in einer klassi-

schen Markt- oder Wettbewerbssituation, so dass er nur begrenzt auf seine Ge-

schäftsentwicklung Einfluss nehmen kann. Daher können Chancen im inhaltlichen 

Sinne des Deutschen Rechnungslegungsstandards 20 (DRS 20) nur bedingt beschrie-

ben werden.  

Mit dem am 29.10.2020 in Kraft getretenen Gesetz zur Umsetzung der Abfallrahmen-

richtlinie der Europäischen Union wird das Deutsche Kreislaufwirtschaftsgesetz an die 

neuen EU-Vorgaben aus dem Jahr 2018 angepasst. Die daraus resultierenden weiter-

gehenden Anforderungen an Getrennterfassung von verwertbaren Stoffen, Wieder-

verwendung und Wiederverwertung werden als Chance betrachtet, die Abfallwirt-

schaft ökonomisch und ökologisch nachhaltiger zu gestalten. Durch das Brennstof-

femissionshandelsgesetz werden ökonomische Anreize zur CO2 Verminderung in den 
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betrieblichen Abläufen geschaffen. Auch diese Entwicklung ist als Chance für den ZEW 

zu bewerten.  

Es ist als Chance im Rahmen der Novellierung der Gewerbeabfallverordnung (Ge-

wAbfV) zu betrachten, dass die Umsetzung der fünfstufigen Abfallhierarchie auch dort 

sehr fokussiert wurde, mit der Folge einer Stärkung des Recyclings und Intensivierung 

der Verwertung. Die Anforderungen an eine getrennte Erfassung und anschließende 

Wiederverwertung sind demnach strenger.  

Die sog. „Pflichtrestmülltonne“ für überlassungspflichtig Abfälle aus Gewerbebetrie-

ben bleibt weiterhin Tatbestand der GewAbfV. Auch die Betreiber von Sortieranlagen 

werden stärker zu einer hochwertigen Sortierung und Erhöhung der Verwertungs-

mengen angehalten. Sie sind seit 01.01.2019 verpflichtet, gegenüber den Abfaller-

zeugern/-besitzern Erklärungen abzugeben, dass ihre Anlagen technisch den Anfor-

derungen der GewAbfV entsprechen und die geforderte Sortierquote erreicht wird. 

Allerdings fehlt aktuell eine konsequente Überwachung durch die unteren Abfallwirt-

schaftsbehörden.  

Durch den Beitritt des Kreises Euskirchen zum ZEW und der Übertragung der Aufgabe, 

Sperrmüll und Restabfälle zu entsorgen, wird das Kontingent von AWA/ZEW in der 

MVA vollständig ausgelastet werden. Wertstoffe, die den Abfällen mit dem Ziel der 

Wiederverwendung oder des Recyclings künftig entzogen werden, führen nicht zu Lü-

cken in der Auslastung der vorhandenen Verbrennungskapazität.  

Gesamtaussage 

Das rechtliche und kalkulatorische Umfeld des ZEW bedingt, dass bestandsgefähr-

dende Risiken nicht auftreten können. Das Kostendeckungsprinzip gewährleistet ei-

nerseits, dass dauerhaft keine Verluste auftreten, andererseits aber auch ein Gewinn-

streben ausgeschlossen ist.  

Es ist Interesse und Aufgabe des ZEW, Risiken zu vermeiden, die einen negativen Ein-

fluss auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des ZEW haben. 
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Organe und deren Zusammensetzung  

Verbandsvorsteher: 

Herr Dr. Tim Grüttemeier  Städteregionsrat 

Vertreter der StädteRegion in der Verbandsversammlung: 

Frau Susanne Lo Cicero-Marenberg (ab 

15.12.2023) 

Technische Dezernentin 

Herr Oliver Bode (bis 14.12.2023) Städteregionstagsmitglied 
Herr Franz-Josef Kogel (ab 15.12.2023)  Städteregionstagsmitglied 

Herr Willi Bündgens  Städteregionstagsmitglied 

Herr Heiner Berlipp  Städteregionstagsmitglied 

Herr Wolfgang Goebbels  Städteregionstagsmitglied 

Herr Dr. Thomas Griese  Städteregionstagsmitglied 

Herr Thomas Andraczek Städteregionstagsmitglied 

Information der Öffentlichkeit über die Zusammensetzung von Aufsichts- und Ver-

waltungsräten nach Geschlecht 

Gemäß § 12 Absatz 6 des Gesetzes über die Gleichstellung von Frauen und Männern 

für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesgleichstellungsgesetz – LGG) ist die Öffent-

lichkeit über die Zusammensetzung von Aufsichts- und Verwaltungsräten nach Ge-

schlecht regelmäßig in geeigneter Form zu unterrichten.  

Der Verbandsversammlung der ZEW gehören von den insgesamt 28 Mitgliedern 

4 Frauen an (Frauenanteil 14,29 %).  

Damit wird der im § 12 Absatz 1 LGG geforderte Mindestanteil von Frauen in Höhe 

von 40 Prozent nicht erreicht. 

Vorliegen eines Gleichstellungsplanes nach § 2 Absatz 2 und § 5 LGG 

Gemäß § 2 Absatz 2 LGG haben die Gemeinden und Gemeindeverbände beziehungs-

weise ihre Vertreterinnen und Vertreter in den Unternehmensgremien bei der Grün-

dung von Unternehmen in Rechtsformen des privaten Rechts in unmittelbarer und 

mittelbarer Beteiligung dafür Sorge zu tragen, dass die entsprechende Anwendung 

des LGG in der Unternehmenssatzung verankert wird.  
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Gehört einer Gemeinde oder einem Gemeindeverband allein oder gemeinsam mit an-

deren Gebietskörperschaften die Mehrheit der Anteile eines Unternehmens in einer 

Rechtsform des privaten Rechts, wirken die Vertreterinnen und Vertreter darauf hin, 

dass in dem Unternehmen die Ziele des LGG beachtet werden. Dies gilt sowohl für 

unmittelbare als auch für mittelbare Beteiligungen. Für Unternehmen, die auf eine 

Beendigung ihrer Geschäftstätigkeit ausgerichtet sind, findet § 2 Absatz 2 LGG keine 

Anwendung.  

Ein Gleichstellungsplan nach § 5 LGG muss nicht erstellt werden. Eine Dienststelle ist 

erst mit mindestens 20 Beschäftigten dazu verpflichtet im Rahmen ihrer Zuständigkeit 

für Personalangelegenheiten einen Gleichstellungsplan zu erstellen. Die Anzahl von 

mindestens 20 Beschäftigten wird nicht erreicht. 
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3.4.1.1.2 AWA Entsorgung GmbH 

Optional: Basisdaten 

Anschrift Zum Hagelkreuz 24 

52249 Eschweiler 

Gründungsdatum 23.01.1991 

Zweck der Beteiligung 

Gegenstand des Unternehmens ist die Beauftragung durch den Zweckverband Entsor-

gungsregion West mit der Aufgabenwahrnehmung, Koordination und Durchführung 

von abfallwirtschaftlichen Aufgaben. Diese umfasst insbesondere die Weiterentwick-

lung des Abfallwirtschaftskonzeptes, die Planung, Vorbereitung, Einleitung und 

Durchführung von Genehmigungsverfahren für Anlagen zur Sortierung, stofflichen 

Verwertung, zu thermischen oder sonstigen Behandlungen und Ablagerungen von 

Siedlungsabfällen sowie die Errichtung und den Betrieb entsprechender Anlagen. 

Ziel der Beteiligung und Erfüllung des öffentlichen Zwecks 

Die AWA Entsorgung GmbH (AWA E) ist die operative Gesellschaft des Zweckverbands 

Entsorgungsregion West (ZEW). Der ZEW hat die AWA E mit der Aufgabenwahrneh-

mung, der Koordination und der Durchführung von abfallwirtschaftlichen Aufgaben 

mit einem umfangreichen Aufgabenpaket beauftragt.  

Die Gesellschaft hat drei Eigentümer: ZEW (93,75 %), StädteRegion Aachen (3,125 %) 

und Stadt Aachen (3,125 %). Am ZEW sind zu gleichen Teilen die Stadt Aachen, die 

StädteRegion Aachen, der Kreis Düren und der Kreis Euskirchen beteiligt. Der Kreis 

Euskirchen ist zum 8. November 2022 als vierte Gebietskörperschaft dem ZEW bei-

getreten. 

Die Aufgaben der AWA E ergeben sich u.a. durch Festlegungen im Abfallwirtschafts-

konzept 2020 des ZEW, welches am 28.02.2020 von der Verbandsversammlung des 

ZEW beschlossen wurde. Dort sind abfallwirtschaftliche Maßnahmen zur Abfallver-

wertung beschrieben und Festlegungen zum Anlagenbetrieb und damit zur Entsor-

gungssicherheit in der Region Aachen-Düren getroffen. Insgesamt sind im Jahr 2023 

511.283 Tonnen Abfälle fakturiert worden.  
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Weitere Aufgaben der AWA Entsorgung- GmbH: 

- Weiterentwicklung des Abfallwirtschaftskonzepts

- Planung und Durchführung von Genehmigungsverfahren für abfallwirtschaftli-

che Anlagen

- Betrieb von Entsorgungszentren

- Betrieb von Entsorgungsanlagen

- Monitoring bei Stilllegung und Nachsorge von Altdeponien

- Schadstoffsammlung

- Abfallberatung/Öffentlichkeitsarbeit

Darstellung der Beteiligungsverhältnisse 

Anteilseigner der AWA Entsorgung GmbH 

Stammkapital: 640.000,00 € 

Gesellschafter Anteil in % Anteil in € 

Zweckverband ZEW 93,750 600.000 

StädteRegion Aachen 3,125 20.000 

Stadt Aachen 3,125 20.000 

100,00 640.000 

Beteiligungen der AWA Entsorgung GmbH 

Anteile an verbundenen Unternehmen 

Beteiligungen Anteil in % Anteil in € 

31.12.2023 

MVA Weisweiler GmbH & Co. KG 50,00 6.392.000,00 

MVA Weisweiler Verwaltungs-GmbH 50,00 12.782,30 

MOENA Grundstücks-Verwaltungsgesellschaft 

mbH & Co. KG i.L. 

50,00 12.782,29 

MOENA Verwaltungs GmbH 50,00 12.782,30 

AWA Service GmbH 100,00 25.000,00 
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Darstellung der wesentlichen Finanz- und Leistungsbeziehungen 

Die Finanz- und Leistungsbeziehungen sind in der Tabelle unter Punkt 3.3 dargestellt. 

Übersicht über den Stand der Verbindlichkeiten und die Entwicklung des Eigenkapitals 

Vermögenslage 

Aktiva 

2023 

-in € -

2022 

-in € -

Veränderung 

zum Vorjahr  

-in € -

Anlagevermögen 45.919.709,79 34.563.287,27 11.356.422,52 

Umlaufvermögen 60.183.393,06 52.905.688,98 7.277.704,08 

Aktive Rechnungsabgren-

zungsposten 

169.858,06 169.260,34 597,72 

Bilanzsumme 106.272.960,91 87.638.236,59 18.634.724,32 

Kapitallage 

Passiva 

2023 

-in € -

2022 

-in € -

Veränderung 

zum Vorjahr 

-in € -

Eigenkapital 24.425.935,86 23.289.831,45 1.136.104,41 

Sonderposten - - - 

Rückstellungen 68.129.138,11 49.163.620,13 18.965.517,98 

Verbindlichkeiten 13.587.886,94 15.025.717,23 -1.437.830,29

Passive Rechnungsabgren-

zungsposten 

130.000,00 159.067,78 -29.067,78

Bilanzsumme 106.272.960,91 87.638.236,59 18.634.724,32 
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Entwicklung der Gewinn- und Verlustrechnung 2023 

 2023 

 

- in € - 

2022 

 

- in € - 

Veränderung 

zum Vorjahr 

- in € - 

1. Umsatzerlöse 30.577.989,37 40.692.150,52 -10.114.161,15 
2. andere aktivierte Eigen-
leistungen 

704.574,26 0,00 704.574,26 

3. sonstige betriebliche 
Erträge 

897.025,48 1.818.061,81 -921.036,33 

4. Materialaufwand 14.434.264,29  24.848.730,45 -10.414.466,16 
5. Personalaufwand 11.038.216,52 9.785.506,06 1.252.710,46 
6. Abschreibungen 2.093.971,22 2.093.932,28 38,94 
7. sonstige betriebliche 
Aufwendungen 

10.276.897,00 8.951.331,47 1.325.565,53 

8. Erträge aus Beteiligun-
gen  

7.742.825,05 4.860.163,43 2.882.661,62 

9. sonstige Zinsen und 
ähnliche Erträge  

1.240.627,29 742.247,12 498.380,17 

10. Zinsen und ähnliche 
Aufwendungen 

527.879,00 696.274,18 -168.395,18 

11. Steuern vom Einkom-
men und vom Ertrag 

1.574.597,56 619.212,22 955.385,34 

12. Ergebnis nach Steuern 1.217.215,86 1.117.636,22 99.579,64 
13. sonstige Steuern  81.111,45 79.963,62 1.147,83 
14. Jahresüberschuss (+) 
/- fehlbetrag (-) 

1.136.104,41 1.037.672,60 98.431,81 

 

Kennzahlen 

 2023 

 

-in % - 

2022 

 

-in % - 

Veränderung 

zum Vorjahr 

-in % - 

Eigenkapitalquote  22,98 26,57 -3,59 

Eigenkapitalrentabilität 4,65 4,46 0,20 

Anlagendeckungsgrad 2 196,60 224,40 -27,80 

Verschuldungsgrad 334,55 275,61 58,94 

Umsatzrentabilität 3,72 2,55 1,17 
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Personalbestand 

Zum Stichtag 31.12.2023 waren 148 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (Vorjahr: 148) 

für die AWA Entsorgung GmbH tätig. 

 

Geschäftsentwicklung für das Geschäftsjahr 2023 

Geschäftsverlauf 

Die Umsätze wurden wie in den Vorjahren durch die Erlöse aus Abfallbeseitigung er-

zielt, die grundsätzlich mit den entgeltrelevanten Aufwendungen für die Abfallbesei-

tigung korrelieren. Die Gesamtleistung im Kalenderjahr 2023 liegt mit T€ 30.578 un-

ter dem Wert des Vorjahres (T€ 40.692). Das Rohergebnis (Umsatzerlöse abzgl. Ma-

terialaufwand) des Kalenderjahres 2023 ist gegenüber dem Vorjahr (T€ 15.843) auf 

T€ 16.144 also um T€ 301 oder 1,9 % gestiegen. Die Aufwendungen werden im We-

sentlichen durch die Verbrennungskosten der MVA Weisweiler geprägt, die gegenüber 

dem Vorjahr um 87,5 % gesunken sind. 

Aus der Nachkalkulation des Wirtschaftsjahres 2023 ist eine Überdeckung in Höhe 

von insgesamt T€ 18.403 für die Gebietskörperschaften ermittelt worden. Die Über-

deckung resultiert u.a. aus Beteiligungserträgen und Mehrerlösen aus der Deponie-

rung, geringeren Verbrennungskosten sowie geringeren Fremdleistungen bei der Ent-

sorgung. Die Überdeckung des Jahres 2023 ist der „Bürgerrückstellung“ zuzuführen 

und ist in den Wirtschaftsplänen 2025 bis 2027 zu berücksichtigen.  

Es wird ein Ergebnis vor Steuern vom Einkommen und vom Ertrag von T€ 2.710 aus-

gewiesen. Nach Abzug der Steuern vom Einkommen und vom Ertrag konnte im Ge-

schäftsjahr 2023 ein positives Jahresergebnis von T€ 1.136 erzielt werden.  

Mit diesem Ergebnis erzielte die Gesellschaft ein um rund T€ 261 schlechteres Ergeb-

nis als geplant. 

Im Jahr 2023 wurden schrittweise weitere neue Betriebsteile des Projektes „Folgenut-

zung EZ Warden“ in Betrieb genommen und die Prozesse auf die neuen Betriebsteile 

verlagert. So wurde eine neue Umschlaghalle für Altpapier, eine Sperrmüllaufberei-

tungshalle, die neue Schadstoffannahme inklusive eines Zwischenlagerbereiches so-

wie ein neuer Wertstoffhof mit Elektroaltgeräteübergabestelle fertig gestellt und in 

Betrieb genommen. 

Die Inbetriebnahme der neuen Rostascheanlage seitens der MVA GmbH & Co. KG ist 

im ersten Quartal 2024 vorgesehen. 
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a) Abfallwirtschaftliche Entwicklung 

Die AWA E ist aufgrund der vom Aufsichtsrat beschlossenen Unternehmensziele und 

als 100 % kommunales Unternehmen zu vorbildlichem ökologischem Verhalten ver-

pflichtet. Dies ergibt sich aus § 21 des KrWG. Hier ist vorgegeben, dass die öffentlich-

rechtlichen Entsorgungsträger im Sinne des § 20 KrWG Abfallwirtschaftskonzepte und 

Abfallbilanzen über die Verwertung, insbesondere der Vorbereitung zur Wiederver-

wendung und des Recyclings und die Beseitigung erstellen. Die genauen Anforderun-

gen richten sich nach dem Landesrecht. Diesen Verpflichtungen kommt die AWA E 

vollständig nach.  

Als zertifizierter Entsorgungsfachbetrieb unterliegen alle Prozesse einer regelmäßi-

gen Überprüfung. Im Rahmen eines umfangreichen Berichtswesens werden die Be-

lange des betrieblichen Umweltschutzes abgedeckt. 

b) Anlagenbetrieb 

Im vierten Quartal 2023 hat in der Vergärungsanlage in Würselen die turnusmäßige 

Generalwartung des Perkolatkellers und des Sandfangs stattgefunden. Entsprechend 

standen die Fermenter und das BHKW von Oktober bis Dezember still. Aufgrund der 

starken Regenereignisse in diesem Zeitraum mussten anfallende Betriebswässer tem-

porär einer externen Verwertung zugeführt werden. Die Verwertung der angelieferten 

Bioabfälle konnte über die Kompostierung sichergestellt werden.  

Die Bonitierung der angelieferten Bioabfälle wurde im Jahr 2023 fortgeführt, dabei 

konnte keine signifikante Verbesserung der Qualität festgestellt werden. In Vorberei-

tung für das Jahr 2024 wurde Ende 2023 mit der Implementierung einer Systematik 

zur Umsetzung einer differenzierten, qualitätsabhängigen Gebührenstruktur begon-

nen.  

Anfang 2023 erfolgte der Planungsbeschluss für die Erweiterung der Kompostie-

rungs- und Vergärungsanlage in Würselen. Der Planungsauftrag wurde über ein eu-

ropaweites Ausschreibungsverfahren an die pbo Ingenieurgesellschaft mbH vergeben. 

Der Abschluss der Entwurfsplanung wird in der zweiten Hälfte 2024 erwartet.  

Der Betrieb der Kompostierungsanlage in Warden verlief im Jahr 2023 zuverlässig und 

planmäßig. Die Überwachungsbehörde des Kompostplatzes Warden führte eine me-

dienübergreifende Umweltinspektion durch, die ohne Mängel abgeschlossen wurde.  

Durch die Integration eines dritten Wirbelstromscheiders Ende 2022, konnte die 

Menge des ausgeschleusten Nichteisenmetall-Konzentrats im Jahr 2023 bei der be-

stehenden Rostascheaufbereitungsanlage deutlich erhöht werden. Die Aluminium- 
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und Schwermetallkonzentration im Nichteisenmetall-Konzentrat wurde ebenfalls sig-

nifikant gesteigert.  

In Folge der Bauarbeiten für die neue Rostascheanlage wurden in der zweiten Jahres-

hälfte 2023 die Lagerkapazitäten der Fertigasche und der Metallkonzentrate deutlich 

eingeschränkt. Dennoch konnte der Betrieb durchgehend ohne Fremdentsorgung 

aufrechterhalten werden. Die Inbetriebnahme der neuen Rostascheanlage seitens der 

MVA GmbH & Co. KG ist im ersten Quartal 2024 vorgesehen.  

Im Jahr 2023 wurden schrittweise weitere neue Betriebsteile des Projektes „Folgenut-

zung EZ Warden“ in Betrieb genommen und die Prozesse auf die neuen Betriebsteile 

verlagert. So wurde eine neue Umschlaghalle für Altpapier, eine Sperrmüllaufberei-

tungshalle, die neue Schadstoffannahme inklusive eines Zwischenlagerbereiches so-

wie ein neuer Wertstoffhof mit Elektroaltgeräteübergabestelle fertig gestellt und in 

Betrieb genommen. Die Altanlagen wurden bis auf den weiterhin bestehenden Vor-

behandlungsplatz schrittweise außer Betrieb genommen.  

Die Sortiertiefe im Bereich der Sperrmüllaufbereitung wurde auch im Jahr 2023 weiter 

gesteigert, um Fraktionen für eine stoffliche Verwertung abzutrennen. Seit Januar 

2023 werden zudem Sperrmüllabfälle aus dem Kreis Euskirchen am EZ Warden vor-

sortiert und gemeinsam mit sonstigem kommunalem Sperrmüll zu Ersatzbrennstof-

fen aufbereitet. Für die stoffliche Verwertung werden in der neuen Anlage Metalle in 

verschiedenen Qualitätsstufen, Matratzen sowie PE/PP-Hartkunststoffe abgetrennt. 

Seit September 2023 erfolgt die Sperrmüllaufbereitung in der neuen Sperrmüllaufbe-

reitungsanlage. In dieser Anlage wird ebenfalls seit September 2023 ein elektrisch 

angetriebener Umschlagbagger in der Vorsortierung eingesetzt. 

Die sonstigen Betriebseinheiten der Folgenutzung Warden wurden am 19. Oktober 

2023 feierlich in Betrieb genommen, sodass nun ein neuer Wertstoffhof einschließlich 

verschiedener Nebeneinheiten für die BürgerInnen aus dem ZEW-Verbandsgebiet zur 

Verfügung steht. Für den Umschlag von Elektroaltgeräten wurde im April 2023 ein 

elektrisch angetriebener Teleskopstapler beschafft, um das Klimaschutzkonzept der 

AWA Entsorgung GmbH schrittweise umzusetzen.  

Im Ablagerungsbereich der Deponie Warden wurden im Jahr 2023 114.578 t Depo-

nieersatzbaustoffe zur Profilierung des Deponiekörpers eingebaut, sodass die finale 

Schütthöhe in großen Bereichen der Deponie Warden in 2023 erreicht wurde.  

Aufgrund des Ukraine-Kriegs kam es zu Lieferengpässen und Kostensteigerungen bei 

der Fertigstellung der Folgenutzung Warden. Die zu erwartenden Kostensteigerungen 

wurden vom AWA-Aufsichtsrat in seiner Sitzung vom 14. Juni 2022 mit einer 
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Erweiterung des Investitionsbudgets beschlossen. Die Hochbauten konnten im Kos-

tenrahmen abgewickelt werden. Ob und inwieweit der Kostenrahmen im Tiefbau ein-

gehalten werden kann, ist derzeit noch offen. Denn aufgrund der Differenzen mit dem 

Tiefbauer ist ein Rechtsstreit nicht ausgeschlossen. Die Fertigstellung ist aufgrund 

von Lieferengpässen und zusätzlichen Leistungen in Verbindung mit den angestreb-

ten Klimaschutzzielen erst im Oktober 2023 erreicht. Die mangelnde Mängelbehe-

bung des Tiefbauers war auch ein ausschlaggebender Punkt in Bezug auf die Fertig-

stellung. Am 19. Oktober 2023 konnte der zweite Entwicklungsschritt der Folgenut-

zung gemeinsam mit dem AWA-Aufsichtsrat eingeweiht werden. Am 23. Oktober 

2023 fand die offizielle Inbetriebnahme der Folgenutzung statt. Trotz der Inbetrieb-

nahme müssen noch einige Qualitätsmängel von den ausführenden Firmen behoben 

werden bzw. Teilleistung noch erbracht werden.  

Ende März 2023 wurde mit dem Bau des Verwaltungsgebäudes in Warden begonnen. 

Inzwischen sind die Holzbauarbeiten, die Fensterbauarbeiten und die Dacharbeiten 

weitestgehend abgeschlossen, sodass die Arbeiten der Haustechnik begonnen haben. 

Die Fertigstellung ist für März 2025 geplant. Die Kosten liegen im genehmigten (AR 

vom 7. Dezember 2022) Kostenrahmen. Anfang November haben die Arbeiten zur 

Aufstockung des Sickerwasserschachtes 4 mit den Lüftungsarbeiten begonnen. Zur-

zeit laufen die Rohbauarbeiten zur Aufstockung des Schachtes. Die Arbeiten werden 

Ende 2024 abgeschlossen sein. Die Kosten liegen im budgetierten und genehmigten 

Kostenrahmen.  

Die Planungsleistungen des 5. Bauabschnittes der Oberflächenabdichtung auf der 

Scheibe 1 im Bereich der Folgenutzungsfläche wurden im Dezember 2023 nach Aus-

schreibung an die Fa. DepoConsult/DepoServ vergeben. Der Betrieb in Warden stellt 

mit den angelieferten inerten Materialien ab Mitte Januar das Grobplanum für diesen 

Abschnitt her. Es ist geplant nach Ausschreibung der Baumaßnahme mit den Bauar-

beiten im Juni/Juli 2024 zu beginnen.  

In der Sickerwasserreinigungsanlage wurden 63.371 m³ Sickerwasser behandelt und 

der Indirekteinleitung zugeführt. Im Blockheizkraftwerk wurden 1.220.920 m³ Depo-

niegas zur Strom-/Wärme- und Kälteerzeugung für den Standort EZ Warden genutzt.  

Der Betrieb des Kompostplatzes Aachen-Brand verlief im Jahr 2023 zuverlässig und 

planmäßig.  

Bei der Überprüfung der automatischen Sprinklerlöschanlage im EZ Horm wurde fest-

gestellt, dass der Luftabzug und der daraufhin folgende Wasserzulauf eine erhöhte 

Durchlaufzeit benötigt. Nach neuesten Anforderungen einer Löschanlage darf die 

Durchlaufzeit bis zum Einsetzen der Sprinklerlöschanlage maximal 60 Sekunden 
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betragen (Vorjahr 90 Sekunden). Entsprechend der neuen Anforderungen wurde ein 

Unternehmen in 2023 damit beauftragt die hydraulische Messung vorzunehmen, die 

Messungen werden in 2024 erfolgen. Die Ergebnisse der anstehenden hydraulischen 

Messung sind ausschlaggebend für die weitere Vorgehensweise und dienen als 

Grundlage zur Entscheidung, ob ein Umbau der bestehenden Sprinklerlöschanlage 

oder eine Installation einer neuen Sprinklerlöschanlage notwendig sein wird.  

Bei der Emissionsmessung am Biofilter und an der Entstaubungsanlage gab es keine 

Beanstandungen. Die Kanalnetzprüfung war eine Auflage aus dem Abschlussbericht 

der Kanalsanierung aus dem Jahr 2020. Die Prüfung hat keinen Handlungsbedarf er-

geben. Die nächste Überprüfung steht in 10 Jahren wieder an. Das Hauptaugenmerk 

bei den angelieferten Abfällen lag in 2023 beim Bioabfall. Hier wurde jede einzelne 

Anlieferung einer Bonitierung unterzogen.  

Auf dem Kleinanlieferplatz EZ Horm gab es in 2023 einen Einbruch mit Sachbeschä-

digung. Der Einbruch wurde zur Anzeige gebracht. Das Verfahren ist zwischenzeitlich 

eingestellt worden.  

Der Betrieb im EZ Süd verlief in 2023 störungsfrei.  

Der Betrieb im EZ Rurbenden verlief ebenfalls störungsfrei.  

Die Standorte EZ Warden, EZ Rurbenden, Annahmestelle Aachen-Eilendorf sowie die 

mobile Schadstoffsammlung liefen in 2023 weitestgehend störungsfrei. Insgesamt 

werden die Standorte vom Kunden weiterhin gut angenommen.  

Zwei Betriebsstörungen an der Annahmestelle EZ Warden sind zu erwähnen. Dort wa-

ren entsprechende Chemikalien gefunden/angeliefert worden, die ein Bearbeiten 

durch das LKA zur Folge hatten. In beiden Fällen lief der Deponiebetrieb aber unge-

hindert weiter.  

Des Weiteren ist festzustellen, dass sich das Kundenaufkommen zur Abgabe von 

Schadstoffen auf allen Anlagen gegenüber 2022 weiter erhöht hat. Hier sind vor allem 

die Gewerbekunden auf dem EZ-Warden zu nennen, was einen erhöhten Beratungs-

bedarf im Vorfeld zur Folge hat. Ebenso ist ein leichter Anstieg bei der Entsorgung 

von Bauhöfen festzustellen. Auch hier besteht erhöhter Beratungsbedarf.  

Das Aufkommen von Alt-Batterien hat sich gegenüber 2022 weiter erhöht. Die Ab-

steuerung in die Verwertungsanlagen hat sich verbessert, wodurch ein kontinuierli-

cher Abfluss der abgegebenen Batterien gewährleistet ist. Hier ist insbesondere das 

Aufkommen von Bleiakkumulatoren (Starter-Batterien) zu erwähnen, denn hier hat 

sich die Menge gegenüber 2022 fast verdoppelt. Auch die Menge von nicht gefährli-

chen Abfällen (Dispersionsfarbe) hat sich gegenüber 2022 erhöht.  
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Im Bereich Schulentsorgung ist ein Mengenrückgang der zu entsorgenden Schadstoffe 

festzustellen. Das rührt daher, dass immer weniger Schulen Chemikalien vorhalten, 

um chemische Experimente durchzuführen. Die meisten Experimente werden mittler-

weile in Form virtuell interaktiver Chemiesimulationen und animierter virtueller Ver-

suche durchgeführt. 

Lage 

a) Ertragslage 

Die Aufwendungen für bezogene Leistungen (T€ 14.219; Vorjahr T€ 24.652) beinhal-

ten Fremdleistungen für die Verbrennungskosten der MVA Weisweiler GmbH & Co. 

KG, für den Betrieb der Kompostplätze Alsdorf-Warden und Würselen sowie Leistun-

gen für den Betrieb der Zentraldeponie Alsdorf-Warden, für die Betriebsführung der 

Rostascheaufbereitung, Schadstoffsammlung, für Fremdleistungen der Abwasserent-

sorgung aus der Sickerwasserreinigungsanlage sowie den Kostenaufwand der Weiter-

belastungen. 

Die Minderung ist überwiegend auf reduzierte Verbrennungskosten der MVA Weis-

weiler GmbH & Co. KG um T€ 10.433 (minus 87,5 %) zurückzuführen, die aus niedri-

geren Preisen resultieren. Zudem ist eine Abnahme bei den Vergütungen an Dritte um 

T€ 1.835 (minus 58,5 %) zu verzeichnen, die den gesunkenen Vergütungspreis für 

Papier, Pappe, Kartonagen (PPK) widerspiegeln. 

In den sonstigen betrieblichen Aufwendungen sind insbesondere Kosten für War-

tung/Instandhaltung (T€ 3.133; Vorjahr T€ 1.955), Mieten (T€ 2.509; Vorjahr T€ 

2.278), KFZ-Kosten (T€ 738; Vorjahr T€ 655), Fremdleistungen (T€ 643; Vorjahr T€ 

638), EDV/Kommunikationskosten (T€ 516; Vorjahr T€ 443) und Kosten für Energie-

versorgung (T€ 487; Vorjahr T€ 618) enthalten.  

Die Umsatzerlöse sind auf Grund der für die Gesellschaft geltenden öffentlich-recht-

lichen Rahmenbedingungen (KAG, LSP u.a.) stark von den Entsorgungskosten abhän-

gig, die wiederum maßgeblich von den Verbrennungskosten der MVA Weisweiler 

GmbH & Co. KG bestimmt werden. 

Die ausschließlich im Inland erzielten Umsatzerlöse entfallen mit etwa € 20,4 Mio. 

(Vorjahr € 29,6 Mio.) auf Entsorgungsentgelte, die damit unter dem Niveau des Vor-

jahres liegen. Diese Entwicklung resultiert aus den niedrigen Entsorgungskosten im 

Bereich der Verbrennung. 

Im Geschäftsjahr wurden Beteiligungserträge in Höhe von T€ 7.743 (Vorjahr T€ 4.860) 

erzielt. Das Ergebnis ist auf die positive Entwicklung des Energiepreises zurückzu-

führen.  
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Die sonstigen Umsatzerlöse beinhalten im Wesentlichen Schrotterlöse (T€ 4.211; Vor-

jahr T€ 3.448), Erlöse aus der Papiervermarktung (T€ 2.107; Vorjahr T€ 3.901), Erlöse 

aus Geschäftsbesorgungen (T€ 1.199; Vorjahr T€ 1.150) sowie Mieterlöse aus dem 

Betriebshof RegioEntsorgung (T€ 496; Vorjahr T€ 422).  

In den sonstigen Zinsen und ähnlichen Erträgen sind Erträge aus der Abzinsung von 

Rückstellungen in Höhe von T€ 587 (Vorjahr T€ 299) enthalten.  

Die Position Zinsen und ähnliche Aufwendungen enthält neben Darlehenszinsen 

(T€ 143; Vorjahr T€ 156) auch zinsbasierende Anpassungen aus langfristigen Rück-

stellungen für Erstattungsverpflichtungen aus Entgeltkalkulationen der Vorjahre 

(T€ 186; Vorjahr T€ 14) sowie einer Rückstellung zur Rekultivierung (T€ 224; Vorjahr 

T€ 462). Weiterhin werden Zinsen für Pensions- und Beihilfeverpflichtungen ausge-

wiesen (T€ 45; Vorjahr T€ 136), die mit den Zinserträgen aus der Rückdeckungsver-

sicherung (T€ 72; Vorjahr T€ 72) verrechnet werden.  

Das Geschäftsjahr schließt mit einem Jahresüberschuss von T€ 1.136 (Vorjahr Jahre-

süberschuss T€ 1.038) ab. 

b) Vermögenslage 

Das Gesamtvermögen der Gesellschaft in Höhe von T€ 106.273 liegt um T€ 18.635 

über dem Vorjahreswert (T€ 87.638).  

Die planmäßigen Abschreibungen in Höhe von T€ 2.094, Anlagenzugänge in Höhe 

von T€ 13.992 sowie Anlagenabgänge zu Buchwert in Höhe von T€ 542 führten zu 

einer Erhöhung des Anlagevermögens von T€ 34.563 auf T€ 45.920.  

Die Forderungen beinhalten sonstige Vermögensgegenstände (T€ 6.999; Vorjahr 

T€ 8.433), Forderungen gegen Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis 

besteht (T€ 12.916; Vorjahr T€ 9.679), Forderungen gegen verbundene Unternehmen 

(T€ 355; Vorjahr T€ 257) und Forderungen gegen Gesellschafter (T€ 2.706; Vorjahr 

T€ 2.934).  

Auf der Passivseite hat sich das Eigenkapital um T€ 1.136 erhöht.  

Die Eigenkapitalquote sinkt von 26,5 % auf 23,0 %. Diese ist damit unter betriebswirt-

schaftlichen Aspekten gering, aufgrund des rechtlichen Umfelds und der Kalkulati-

onsgrundlage lassen sich hieraus aber keine besonderen Risiken ableiten.  

Das Verhältnis von Eigenkapital und langfristigem Fremdkapital zum Anlagevermögen 

(Anlagendeckungsgrad II) weist einen Wert von 196,6 % aus. Das Umlaufvermögen 

deckt das kurzfristige Fremdkapital mit einem Faktor von 3,4 ab.  
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Die Rückstellungen (T€ 68.129; T€ 49.164) stiegen um insgesamt T€ 18.965. We-

sentliche Bewegungen ergaben sich aus den Bürgerrückstellungen (+ T€ 9.677) und 

aus der Deponierückstellung (+ T€ 7.015).  

Die Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten (T€ 9.156; Vorjahr T€ 10.162) re-

duzierten sich (T€ 1.006) um die planmäßigen Tilgungen.  

Die Abnahme der Verbindlichkeiten (T€ 13.588; Vorjahr T€ 15.026) ist im Wesentli-

chen auf planmäßigen Darlehenstilgungen und Minderungen bei den Verbindlichkei-

ten im Verbundbereich zurückzuführen. 

c) Finanzlage 

Die Finanzlage stellt sich wie folgt dar: 

 31.12.2023 
T€ 

31.12.2022 
T€ 

Cashflow aus laufender Geschäftstätigkeit 19.922 17.370 
Cashflow aus der Investitionstätigkeit -13.451 -6.633 
Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit -1.005 -991 
Veränderung des Finanzmittelfonds +5.466 +9.746 
Finanzmittelfonds am Anfang des Geschäftsjahres 30.668 20.922 
Finanzmittelfonds am Ende des Geschäftsjahres 36.134 30.668 

 

Die Liquidität war zu jedem Zeitpunkt des Geschäftsjahres gesichert. 

 

Nichtfinanzielle Leistungsindikatoren 

Umweltschutz 

Die festgelegten Umweltziele wurden auch im Jahr 2023 konsequent eingehalten. Die 

Umsetzung der Umweltziele erfolgte vorbildlich und alle gesetzlichen und staatlichen 

Vorgaben wurden eingehalten.  

Das Energieaudit wurde fortgeschrieben und auf dessen Erkenntnissen das Klima-

schutzkonzept aufgebaut, mit dem Ziel der Treibhausgasneutralität bis 2030.  

Es wurden in 2023 neue Defibrillatoren (AED) angeschafft. Es gibt jetzt Defibrillatoren 

an allen Standorten (neu: Rurbenden, Süd, AC-Brand Kompostierung) und in Warden 

fünf statt zwei (Verwaltung, SiWa, Waage, überdachtes Lager, mobil auf dem Standort-

LKW). Die Position der externen Fachkraft für Arbeitssicherheit wurde ab 1. Januar 

2024 neu ausgeschrieben und es konnte dadurch eine weiterhin hochwertige Bera-

tung bei geringeren Kosten erzielt werden.  
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Es wurden insgesamt fünf Workshops zur Gefährdungsbeurteilung psychische Belas-

tungen in allen Unternehmensbereichen durchgeführt. Die Ergebnisse wurden in der 

Steuerungsgruppe besprochen und werden der Geschäftsführung und den Führungs-

kräften vorgestellt, um entsprechende Maßnahmen zu erarbeiten und umzusetzen. 

Die Ausstattung der neuen Gebäude (Folgenutzung Warden) mit notwendigen Brand-

schutz- und Erste-Hilfe-Einrichtungen wie Feuerlöschern, Verbandkästen und Kenn-

zeichnung dieser sowie von Fluchtwegen wurden angeschafft.  

Mit den seit Jahren eingerichteten Maßnahmen zum Qualitäts- und Umweltmanage-

ment werden auch die strukturellen Voraussetzungen zu einer erneuten Efb-Zertifi-

zierung erfüllt. Dies bestätigte die Bezirksregierung erneut nach einer durchgeführten 

mängelfreien Umweltinspektion an den Standorten Kompostplatz Aachen-Brand, Ver-

gärungsanlage Würselen, Rostascheaufbereitungsanlage Neu-Lohn sowie dem Klein-

anlieferplatz Alsdorf-Warden. Die AWA E ist weiterhin als zertifizierter Entsorgungs-

fachbetrieb anerkannt.  

Personalentwicklung 

Im Jahr 2023 waren im Durchschnitt 148 Personen bei der AWA E tätig. Darüber hinaus 

wurden sechs Personen im Rahmen der Arbeitnehmerüberlassung (ANÜ) im Jahr 2023 

beschäftigt. Im Jahr 2022 haben zum Vergleich vier Kräfte aus der Arbeitnehmerüber-

lassung die AWA unterstützt.  

Die Ausbildungsquote bei der AWA beträgt 6,39 %. Sechszehn Auszubildende wurden 

in den Ausbildungsberufen Fachkraft für Kreislauf und Abfallwirtschaft, Kaufleute für 

Büromanagement, Fachinformatiker*in und Kaufleute für Digitalisierungsmanage-

ment bei der AWA auf ihr Berufsleben vorbereitet. Vier Auszubildende haben im Jahr 

2023 die Berufsausbildung erfolgreich abgeschlossen. Es wurden je zwei Abschlüsse 

in dem Beruf Kaufleute für Büromanagement und im Beruf Fachkraft für Kreislauf- 

und Abfallwirtschaft erlangt. In drei Fällen erfolgte im Anschluss an die Ausbildung 

eine dem Beruf entsprechende Übernahme in ein Beschäftigungsverhältnis bei der 

AWA. Eine Person wurde im Anschluss an die Ausbildung von der MVA Weisweiler 

GmbH & Co. KG eingestellt 

Prognosebericht 

Nach dem Beschluss in der Verbandsversammlung des ZEW am 14. Juni 2022 ist der 

Kreis Euskirchen als vierte Gebietskörperschaft dem ZEW am 8. November 2022 bei-

getreten. Seit dem 2. Januar 2023 wird der Sperrmüll (Planmenge 12.000 t/jährlich) 

aus dem Kreis Euskirchen am EZ Warden vorbehandelt. Nach Ausschleusung von 

Wertstoffen für die stoffliche Verwertung werden die aufbereiteten Sperrmüllmengen 
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der MVA Weisweiler zur thermischen Verwertung zugeführt. Der Transport und die 

Behandlung des Euskirchener Sperrmülls wurde reibungslos in die Arbeitsabläufe der 

AWA integriert. Zum 1. Januar 2025 wird die Hausmüllentsorgung vom Kreis Euskir-

chen auf den ZEW übertragen.  

Vor dem Hintergrund der so nicht zu erwartenden EEX-Entwicklung im Jahr 2022 ha-

ben die MVA KG, AWA, EGN und der ZEW Gespräche zu möglichen Korrekturen der für 

die Jahre 2023 bis 2025 vereinbarten Preise auf Grundlage des Vertrages vom 7. April 

2017 (Zusammenarbeitsvereinbarung) geführt. In mehreren Gesprächen und Ver-

handlungsrunden wurde mit juristischer Begleitung am 3. November 2023 eine Eini-

gung vorbehaltlich der Gremienbeschlussfassung erzielt.  

Mit juristischer Begleitung und Prüfung und unter Berücksichtigung der Aspekte des 

Preis- und Gebührenrechts wurden die Anlieferpreise für 2023 und 2024 neu kalku-

liert und vereinbart. Für den vorliegenden Wirtschaftsplan 2024 wurden die in den 

Verhandlungen erzielten Ergebnisse planerisch angewendet. Für das Jahr 2024 setzt 

sich das Kontingent der AWA von 186.000 t zusammen aus den „ZEW-Mengen“ (plan-

gemäß 172.000 t) und den „Fremdmengen“ (plangemäß 14.000 t). Die geplante Jah-

resverbrennungsleistung für 2024 beträgt 360.000 t. Die im Brennstoffemissions-

handelsgesetz (BEHG) vorgesehene CO²-Abgabe für Brennstoffe ist nunmehr in der 

Wirtschaftsplanung 2024 und in der Mittelfristplanung enthalten. Das Gesetz sieht 

eine Abgabe von 45 €/t fossiles CO² im Jahr 2024 (ursprünglich 35 €/t fossiles CO²) 

und einen Anstieg auf bis zu 65 €/t fossiles CO² im Jahr 2026 vor. In der Planung sind 

die CO²-Preise entsprechend des fossilen und des biologischen Ursprungs abfall-

scharf berücksichtigt.  

Im August 2022 startete die MVA mit den Arbeiten zum Bau der neuen Rostascheauf-

bereitungsanlage (RAA). Es gibt eine mehrmonatige Verzögerung im Tiefbaugewerk 

und der Infrastruktur, die zu einer Verschiebung des Zeitpunktes der Inbetriebnahme 

der neuen RAA auf das erste Quartal 2024 führt.  

Das im Jahr 2018 auf den Weg gebrachte Konzept für die Folgenutzung für das EZ 

Warden befindet sich nach fünf Jahren Plan- und Bauphase nunmehr auf der Zielge-

raden. Die „Umschlaghalle Papier“ sowie die „Überdachten Lagerboxen“ sind seit der 

ersten Jahreshälfte im Betrieb. Die Inbetriebnahme der „Sperrmüllhalle“ erfolgte direkt 

nach der behördlichen Abnahme Mitte September. Im Oktober ist die Inbetriebnahme 

des „neuen Kleinanlieferbereiches“ vollzogen worden. Auch mit dem Bau des „Ersatz-

baus“ wurde im Jahr 2023 begonnen. Die Fertigstellung ist für Anfang 2025 anvisiert. 

Der weiterhin erhöhte Störstoffanteil im Bioabfall gefährdet den Absatz des erzeugten 

Kompostes und führt zu steigenden Mengen, die aus dem Bioabfall ausgeschleust und 
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in der MVA verbrannt werden müssen. Durch entsprechende Satzungsänderungen des 

ZEW ist auch die Möglichkeit geschaffen worden, den zusätzlichen Aufwand bei ver-

schmutzten Anlieferungen als Zuschlag den Kommunen zu berechnen. Dieses Vorge-

hen wurde im Jahr 2023 erstmalig umgesetzt. Zur optimierten Sichtung der Biotonne 

soll im Jahr 2024 mit Hilfe einer KI-Technik die Kategorisierung der Bioabfälle in die 

vier Qualitätsstufen vereinfacht werden. Auch die Kampagne #wirfuerbio zur Verbes-

serung der Qualität in der Biotonne wird im nächsten Jahr weiter fortgeführt. Um über 

die Entgelte Anreize für die Bürger*innen zu schaffen, einerseits die getrennt gesam-

melte Menge an Bioabfall für die Biovergärung/Kompostierung deutlich zu erhöhen 

und andererseits den Nativ-Organik-Anteil im Restmüll zu reduzieren, wird auch im 

nächsten Jahr das Leistungsentgelt für Bio- und Grünabfälle in Absprache mit dem 

ZEW stark reduziert.  

Vor dem Hintergrund der Notwendigkeit Emissionen zu reduzieren und den CO²-Aus-

stoß zu minimieren, verfolgt die AWA das Ziel, bis 2030 ein weitestgehend klima-

neutrales Unternehmen zu werden. Zur Erreichung des Zieles wurde u.a. im Jahr 2023 

der erste Elektrobagger zur Vorsortierung von Sperrmüll und zur Beschickung der 

Aufbereitungstechnik in der neu errichteten Sperrmüllaufbereitungshalle angeliefert, 

der mit Eigenstrom aus den Photovoltaikanlagen gespeist wird.  

Das Klimaschutzkonzept der AWA wird in Anlehnung an das Greenhouse Gas Protocol 

und der ISO 14064 erstellt. Die Umsetzung der geplanten Maßnahmen findet auch im 

Wirtschaftsplan 2024 Berücksichtigung. Im Jahr 2024 werden weitere Photovoltaik-

anlagen am EZ Warden inklusive eines Batteriespeichersystems errichtet. Auch auf den 

Dächern der anderen EZ sind PV-Anlagen geplant. Auch der Ausbau von Ladestatio-

nen, eine Tankstelle für HVO-Kraftstoff sowie die Gewinnung von Energie aus den 

Rottetunneln am EZ Warden sollen forciert werden.  

Aus den zuvor genannten Sachverhalten resultiert ein für die AWA überwiegend po-

sitiver Ausblick auf das Geschäftsjahr 2024.  

Das Planjahr 2024 weist Gesamt-Erlöse in Höhe von T€ 46.203,9 zur Deckung der 

geplanten Kosten von T€ 43.423,1 € aus. Die AWA schließt handelsrechtlich nach 

Steuern das Planjahr 2024 mit einem kalkulierten Überschuss von T€ 1.660 ab. 

Risiko- und Chancenbericht 

Risikobericht 

Es besteht ein Risiko, wenn bedingt z.B. durch Änderung der Rechts- und/oder Ver-

tragslage die andienungspflichtigen Mengen in großem Maße und nicht nur für einen 
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begrenzten Zeitraum einbrechen. Rückläufige Mengen führen zu nicht ausgelasteten 

Anlagen und Mindereinnahmen, welche die Fixkosten nicht mehr decken. 

Die Liberalisierung der Abfallbeseitigung wird immer wieder diskutiert. Die andie-

nungspflichtigen Mengen sind Schwankungen unterworfen, sind aber aktuell stabil 

bis steigend. In über zwei Dritteln der befragten Unternehmen hat die Fachkräftesi-

cherung in den kommenden fünf Jahren einen eher großen oder sehr großen Stellen-

wert für die Sicherung des Geschäftsmodells. Die AWA E hat deshalb das Thema De-

mographischer Wandel zu seinem nächsten Schwerpunkt-Thema im Arbeitsschutz 

ausgewählt. 

Chancenbericht: 

Der Kreis Euskirchen ist, als vierte Gebietskörperschaft, dem ZEW beigetreten. Der 

Beitritt Euskirchen wurde seitens der Kommunalaufsicht geprüft und formal am 

8.11.2022 vollzogen. Die AWA bereitet sich bereits unter logistischen und kaufmän-

nischen Gesichtspunkten darauf vor, ab 2025 die Hausmüllentsorgung des Kreises 

Euskirchen durchzuführen.  

Gemeinsam mit der RWE Power und der STAWAG werden die in 2021 begonnen 

Grundsatzüberlegungen zur gemeinsamen Planung und Betriebsführung von unter-

schiedlichen Projekten der Wärmeversorgung intensiv weiterverfolgt. In der 11. Sit-

zung des Lenkungskreises wurde gemeinsam festgelegt, dass aufgrund der Komple-

xität auf die Gründung einer gemeinsamen Fernwärmeversorgungsgesellschaft ver-

zichtet wird. Alle Partner befürworten das sogenannte Vertragsmodell. Die Lenkungs-

kreisteilnehmer hoffen gemeinsam, dass bis zur Jahresmitte 2024 unterschriftsreife 

Verträge erarbeitet und den Gremien zur Genehmigung vorgelegt werden können.  

Am 17. Januar 2024, fand in Warden eine Veranstaltung zur Unterzeichnung des Let-

ter of Intent zur Errichtung und zum Betrieb einer Freiflächen-Photovoltaikanlage auf 

der Deponiefläche des EZ Warden statt. Zusammengefunden hatten sich der Ge-

schäftsführer der EWV, die Bürgermeisterin der Stadt Eschweiler, der Bürgermeister 

der Stadt Alsdorf und der Geschäftsführer der AWA sowie weiteren Vertretern der EWV, 

der AWA und der Presse.  

Nach einer kurzen Präsentation zur Entwicklung des Standortes und zu den Zielen des 

Projektes wurde der Letter of Intent unterzeichnet.  

Weiterhin sieht die Gesellschaft allgemein Chancen bei der Unterstützung von Zu-

kunftsprojekten in der Entsorgungs- und Verwertungsbranche, um hieraus möglichst 

langfristige, strategische Ansätze zur nachhaltigen Weiterentwicklung der AWA E 
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abzuleiten, damit die Möglichkeit besteht, zukünftige Entwicklungen aktiv mitzuge-

stalten.  

Risikomanagementsystem 

Das Risikomanagementsystem ist fester Bestandteil des betrieblichen Alltags. Alle Ge-

schäftsabläufe werden einer regelmäßigen Überprüfung durch eine extern beauf-

tragte Beratungsgesellschaft unterzogen. Die Geschäftsführung erarbeitet zusammen 

mit den zuständigen Abteilungsleitern die Aktualisierung bzw. Anpassung der be-

kannten Risiken und bewertet diese entsprechend der aktuellen Entwicklung neu und 

ergänzt sie um evtl. neu auftretende Risiken. 

Mindestens einmal im Jahr wird die Risikosituation in den einzelnen Betriebs- und 

Unternehmensbereichen mit den verantwortlichen Abteilungsleitern und der Ge-

schäftsführung ausführlich erörtert und dokumentiert. Das Risikomanagement der 

AWA E profitiert dabei vom bundesweiten Einsatz des beauftragten Ingenieurbüros. 

Damit ist die Gesellschaft in der Lage, die durch den Betrieb entstehenden Risiken 

adäquat zu bewerten und zu monitoren. 

 

Organe und deren Zusammensetzung 

Geschäftsführer: Herr Stefan Jücker  

Vertreter der StädteRegion im Aufsichtsrat:  

Frau Susanne Lo Cicero-Marenberg  Technische Dezernentin 

Herr Oliver Bode (bis 14.12.2023) Städteregionstagsmitglied 
Herr Franz-Josef Kogel (ab 15.12.2023) Städteregionstagsmitglied 

Herr Willi Bündgens Städteregionstagsmitglied 

Herr Heiner Berlipp Städteregionstagsmitglied 

Herr Wolfgang Goebbels Städteregionstagsmitglied 

Herr Dr. Thomas Griese Städteregionstagsmitglied 

Herr Thomas Andraczek Städteregionstagsmitglied 

 

Vertreter der StädteRegion in der Gesellschafterversammlung:  

Herr Dr. Tim Grüttemeier Städteregionsrat  
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Information der Öffentlichkeit über die Zusammensetzung von Aufsichts- und Ver-

waltungsräten nach Geschlecht 

Gemäß § 12 Absatz 6 des Gesetzes über die Gleichstellung von Frauen und Männern 

für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesgleichstellungsgesetz – LGG) ist die Öffent-

lichkeit über die Zusammensetzung von Aufsichts- und Verwaltungsräten nach Ge-

schlecht regelmäßig in geeigneter Form zu unterrichten.  

Dem Aufsichtsrat der AWA gehören von den insgesamt 24 Mitgliedern 5 Frauen an 

(Frauenanteil 20,84 %).  

Damit wird der im § 12 Absatz 1 LGG geforderte Mindestanteil von Frauen in Höhe 

von 40 Prozent nicht erreicht. 

 

Vorliegen eines Gleichstellungsplanes nach § 2 Absatz 2 und § 5 LGG 

Gemäß § 2 Absatz 2 LGG haben die Gemeinden und Gemeindeverbände beziehungs-

weise ihre Vertreterinnen und Vertreter in den Unternehmensgremien bei der Grün-

dung von Unternehmen in Rechtsformen des privaten Rechts in unmittelbarer und 

mittelbarer Beteiligung dafür Sorge zu tragen, dass die entsprechende Anwendung 

des LGG in der Unternehmenssatzung verankert wird.  

Gehört einer Gemeinde oder einem Gemeindeverband allein oder gemeinsam mit an-

deren Gebietskörperschaften die Mehrheit der Anteile eines Unternehmens in einer 

Rechtsform des privaten Rechts, wirken die Vertreterinnen und Vertreter darauf hin, 

dass in dem Unternehmen die Ziele des LGG beachtet werden. Dies gilt sowohl für 

unmittelbare als auch für mittelbare Beteiligungen. Für Unternehmen, die auf eine 

Beendigung ihrer Geschäftstätigkeit ausgerichtet sind, findet § 2 Absatz 2 LGG keine 

Anwendung.  

Ein Gleichstellungsplan nach § 5 LGG wurde bislang nicht erstellt.  
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3.4.1.2 Mittelbare Beteiligung 
 

3.4.1.2.1 AWA Service GmbH 
 

Optional: Basisdaten 

Anschrift Zum Hagelkreuz 24 

52249 Eschweiler 

Gründungsdatum 20.09.2004 
 

Zweck der Beteiligung 

Gegenstand des Unternehmens ist die Erbringung abfallwirtschaftlicher Dienstleis-

tungen, einschließlich Errichtung, Erwerb und Betrieb der hierzu erforderlichen Anla-

gen sowie die Übernahme der Betriebsführung von Ver- und Entsorgungsunterneh-

men. 

 

Ziel der Beteiligung und Erfüllung des öffentlichen Zwecks 

Wesentliche Bereiche der kaufmännischen und technischen Verwaltung werden im 

Rahmen einer Geschäftsbesorgung von der Muttergesellschaft erledigt.  

Die Geschäftstätigkeit der AWA Service GmbH als 100 %ige Tochtergesellschaft der 

AWA Entsorgung GmbH beschränkt sich auf die reine Vermögensverwaltung der Be-

triebsmittel und Grundstücke. 

 

Darstellung der Beteiligungsverhältnisse 

Stammkapital: 25.000,00 € 

Gesellschafter Anteil in % Anteil in € 

AWA Entsorgung GmbH 100 25.000 

 100 25.000 

  



52 
 

Übersicht über den Stand der Verbindlichkeiten und die Entwicklung des Eigenkapitals 

Vermögenslage 

Aktiva 

 2023 

 

- in € - 

2022 

 

- in € - 

Veränderung 

zum Vorjahr 

- in € - 

Anlagevermögen 284.097,24 405.039,24 -120.942 

Umlaufvermögen 1.173.590,50 989.402,90 184.187,60 

Aktive Rechnungsabgren-

zungsposten 

- - - 

Bilanzsumme 1.457.687,74 1.394.442,14 63.245,60 
 

Kapitallage 

Passiva 

 2023 

 

- in € - 

2022 

 

- in € - 

Veränderung 

zum Vorjahr 

- in € - 

Eigenkapital 1.336.894,59 1.122.730,84 214.163,75 

Sonderposten - - - 

Rückstellungen 15.502,41 86.230,00 -70.727,59 

Verbindlichkeiten 105.290,74 185.481,30 -80.190,56 

Passive Rechnungsabgren-

zungsposten 

- - - 

Bilanzsumme 1.457.687,74 1.394.442,14 63.245,60 
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Entwicklung der Gewinn- und Verlustrechnung 2023 

 2023 

 

- in € - 

2022 

 

- in € - 

Veränderung zum 

Vorjahr 

- in € - 

1. Umsatzerlöse 889.407,51 890.391,66 -984,15 

2. Sonstige betriebliche 

Erträge 

5.740,00 123.562,00 -117.822,00 

3. Materialaufwand 60.888,94 58.861,44 2.027,50 

4. Abschreibungen 125.450,40 156.487,00 -31.036,60 

5. sonstige betriebliche 

Aufwendungen 

373.233,42 269.194,36 104.039,06 

6. Zinsen und ähnliche 

Aufwendungen 

7.531,35 3.369,64 4.161,71 

7. Steuern vom Einkom-

men und vom Ertrag 

40.262,24 71.595,00 -31.332,76 

8. Ergebnis nach Steuern 287.781,16 454.446,22 -166.665,06 

9. sonstige Steuern  73.617,41 73.617,41 0,00 

10. Jahresüberschuss (+) 

/- fehlbetrag (-) 

214.163,75 380.828,81 -166.665,06 

 

Kennzahlen  

 2023 

 

-in % - 

2022 

 

-in % - 

Veränderung zum 

Vorjahr 

-in % - 

Eigenkapitalquote 91,71 80,51 11,20 

Eigenkapitalrentabilität 16,02 33,92 -17,90 

Anlagendeckungsgrad 2 499,79 317,93 181,86 

Verschuldungsgrad 9,04 24,20 -15,17 

Umsatzrentabilität 24,08 42,77 -18,69 

 

Personalbestand 

Zum Stichtag 31.12.2023 waren keine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (Vorjahr: 0) 

für die AWA Service GmbH tätig. 
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Geschäftsentwicklung für das Geschäftsjahr 2023 

Geschäftsverlauf 

Die AWA Service GmbH agierte im Jahre 2023 als vermögensverwaltende Gesellschaft. 

Sie vermietet ihre Grundstücke und Betriebsanlagen hauptsächlich an die AWA Ent-

sorgung GmbH. Die Umsatzerlöse resultieren daher in der Hauptsache aus Mietein-

nahmen und Weiterbelastungen. Die Weiterbelastungen beinhalten Kosten für lau-

fende Aufwendungen aus den zu vermietenden Grundstücken und Betriebsanlagen. 

In 2023 wurden die notwendigen Reparaturen am Dach des Entsorgungszentrums 

Horm durchgeführt. Weiterhin wurden mehrere Rolltore aufgrund von Anfahrschäden 

und Verschleiß repariert oder komplett erneuert. Teilweise wurden die Schäden vom 

Verursacher übernommen.  

Um Wärmeverluste zu minimieren, wurde die Isolierung der Fernwärmeleitungen 

ebenfalls teilweise erneuert.  

Bei der Überprüfung der automatischen Sprinklerlöschanlage wurde festgestellt, dass 

der Luftabzug und der daraufhin folgende Wasserzulauf eine erhöhte Durchlaufzeit 

benötigt. Nach neuesten Anforderungen einer Löschanlage darf die Durchlaufzeit bis 

zum Einsetzen der Sprinklerlöschanlage maximal 60 Sekunden betragen (Vorjahr 90 

Sekunden). Entsprechend der neuen Anforderungen wurde ein Unternehmen in 2023 

damit beauftragt die hydraulische Messung vorzunehmen, die Messungen werden in 

2024 erfolgen. Die Ergebnisse der anstehenden hydraulischen Messung sind aus-

schlaggebend für die weitere Vorgehensweise und dienen als Grundlage zur Entschei-

dung ob ein Umbau der bestehenden Sprinklerlöschanlage oder eine Installation einer 

neuen Sprinklerlöschanlage notwendig sein wird. 

Lage 

a) Ertragslage 

Die ausschließlich im Inland erzielten Umsatzerlöse (insgesamt 889 T€; Vj. 890 T€) 

betreffen in weit überwiegenden Anteilen Mieterlöse (844 T€; Vj. 848 T€) sowie Erlöse 

aus Weiterbelastungen (36 T€; Vj. 34 T€). 

Bei den sonstigen betrieblichen Erträgen handelt es sich um Erlöse aus Sachversiche-

rungsleistungen (6 T€) betreffend einen Fahrzeuganprallschaden sowie einen verur-

sachten Schaden am Rolltor der Ladehalle in Horm.  

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen enthalten insbesondere Wartungs- und 

Instandhaltungsaufwendungen (ca. 120 T€) und Gebäude/Raumpflegearbeiten (ca. 

38 T€).  
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Das Geschäftsjahr 2023 schließt mit einem Jahresüberschuss von 214 T€ (Vj. 381 T€) 

ab.  

Laut Wirtschaftsplan war ein Jahresüberschuss in Höhe von 327 T€ geplant.  

Zum Zeitpunkt der Planung 2023 wurden die Versicherungen der AWA S, welche die 

Gebäude inkl. Feuerversicherung und die Betriebshaftpflichtversicherung beinhalten, 

mit 149 T€ eingeplant. Tatsächlich stiegen die Versicherungsbeiträge im Vergleich 

zur Planung um 45 T€. Der Anstieg ist auf die erhöhte Gefahren- und Risikogruppe 

im Entsorgungsbereich zurückzuführen. Darüber hinaus ergaben sich deutlich höhere 

Instandhaltungsaufwendungen als im Wirtschaftsplan vorgesehen waren (+59 T€). 

b) Finanzlage 

Die Finanzlage der Gesellschaft ist stabil. Die notwendige Liquidität ist vorhanden und 

wird zudem bei Bedarf durch die Muttergesellschaft sichergestellt. 

Zur weiteren Beurteilung der Finanzlage wurden die nachfolgenden Kapitalflussrech-

nung erstellt:  

 2023 

- T€ - 

2022 
- T€ - 

Cashflow aus laufender Geschäftstätigkeit  251 560 

Cashflow aus der Investitionstätigkeit  -4 0 

Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit  -82 -1140 

Zahlungswirksame Veränderungen des Finanzmittelfonds 165 -580 

Finanzmittelfonds am Jahresanfang  945 1.525 

Finanzmittelfonds am Jahresende  1.110 945 

 

Insgesamt beträgt der Finanzmittelfonds Ende des Jahres T€ 1.110 (Vj. T€ 945). 

c) Vermögenslage 

Das langfristige Vermögen der Gesellschaft wird durch das Anlagevermögen reprä-

sentiert, das 20 % des Gesamtvermögens umfasst. 

Das kurzfristige Vermögen (1.174 T€) übersteigt das kurzfristige Fremdkapital 

(99 T€). 

Das Gesamtvermögen hat sich im Geschäftsjahr um 64 T€ auf nunmehr 1.458 T€ 

reduziert. 

Grundsätzlich ist die Liquidität der Gesellschaft durch die Einräumung von vertraglich 

geregelten Gesellschafterdarlehen gewährleistet. Der Darlehensvertrag beinhaltet 
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Regelungen für ein Investitionsdarlehen sowie für ein Liquiditätsdarlehen zur Finan-

zierung des laufenden Geschäftsverkehrs. Im Geschäftsjahr 2023 lag ein Investitions-

darlehen i.H.v. 83 T€ vor. 

Nichtfinanzielle Leistungsindikatoren 

Personal- und Sozialbereich 

Das Unternehmen beschäftigte im Berichtsjahr 2023 keine Mitarbeiter (Vj. 0). 

Prognosebericht 

Im Wirtschaftsjahr 2024 wird mit Erlösen in Höhe von ca. 879 T€ geplant, die sich in 

der Hauptsache aus Mieteinnahmen ergeben. Den Umsatzerlösen stehen Kosten von 

596 T€ entgegen, die im Wesentlichen Abschreibungen, Aufwendungen für Wartung 

und Instandhaltung, Versicherungen und sonstige betriebliche Aufwendungen bein-

halten.  

Die Wartungs- und Instandhaltungskosten werden mit 141 T€ angesetzt und steigen 

um 43 T€ zum Vorjahresplan (Vj. 98 T€). Die AWA S übernimmt alle Kosten der In-

standhaltung und Wartung des Gebäudes und der Betriebsvorrichtungen, die mit dem 

Gebäude oder den Flächen verbunden sind.  

Im Wirtschaftsplan 2024 ist ein Jahresergebnis in Höhe von 239 T€ geplant.  

Für das Wirtschaftsjahr 2024 werden keine Investitionen eingeplant.  

Bei Feststellung von Mängeln an den Mietgegenständen prüft die AWA S, ob eine Re-

paratur möglich und auch wirtschaftlich sinnvoll ist. Ist dies der Fall, so trägt die AWA 

S die Kosten für die Instandsetzung. Ist eine Reparatur unmöglich oder wirtschaftlich 

nicht sinnvoll, so wird der Gegenstand verkauft oder verschrottet. Anlagegüter der 

AWA S, die seitens der AWA S nicht ersetzt aber noch benötigt werden, werden von 

der AWA E neu angeschafft.  

Lediglich der Ersatz oder die Neubeschaffung von Verschleißteilen zur Instandsetzung 

von beweglichen Mietgegenständen wird durch die AWA S übernommen (Mietvertrag 

über bewegliche Sachen § 5 (2) Pflichten des Mieters).  

Sofern Investitionen für den Ersatz oder Austausch beweglicher Gegenstände erfor-

derlich werden, sind diese von der AWA E zu übernehmen.  

Investitionen die Immobilien der AWA S betreffen, werden weiterhin von der AWA S 

übernommen. 
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Chancen- und Risikobericht 

Als Grundstücksverwaltungsgesellschaft sind die Chancen und Risiken der AWA Ser-

vice GmbH gering. Die Folgen der Corona-Pandemie und der Krieg in der Ukraine 

haben wenige Auswirkungen. Hinausführende und bestandsgefährdende Risiken wer-

den aufgrund des eng begrenzten Geschäfts und der vertraglichen Bindungen zur 

Muttergesellschaft nicht gesehen.  

Die Liquidität der AWA Service GmbH ist sichergestellt. Ein Darlehensvertrag mit der 

AWA Entsorgung GmbH ermöglicht bei Bedarf die Aufnahme von Investitions- oder 

Liquiditätsdarlehen.  

 

Organe und deren Zusammensetzung 

Geschäftsführer:   Herr Dirk Hanke, Hürtgenwald  

Gesellschafterversammlung:  Die Vertretung erfolgt über die AWA Entsorgung 

GmbH als Gesellschafterin.  

 

Vorliegen eines Gleichstellungsplanes nach § 2 Absatz 2 und § 5 LGG 

Gemäß § 2 Absatz 2 LGG haben die Gemeinden und Gemeindeverbände beziehungs-

weise ihre Vertreterinnen und Vertreter in den Unternehmensgremien bei der Grün-

dung von Unternehmen in Rechtsformen des privaten Rechts in unmittelbarer und 

mittelbarer Beteiligung dafür Sorge zu tragen, dass die entsprechende Anwendung 

des LGG in der Unternehmenssatzung verankert wird.  

Gehört einer Gemeinde oder einem Gemeindeverband allein oder gemeinsam mit an-

deren Gebietskörperschaften die Mehrheit der Anteile eines Unternehmens in einer 

Rechtsform des privaten Rechts, wirken die Vertreterinnen und Vertreter darauf hin, 

dass in dem Unternehmen die Ziele des LGG beachtet werden. Dies gilt sowohl für 

unmittelbare als auch für mittelbare Beteiligungen. Für Unternehmen, die auf eine 

Beendigung ihrer Geschäftstätigkeit ausgerichtet sind, findet § 2 Absatz 2 LGG keine 

Anwendung.  

Ein Gleichstellungsplan nach § 5 LGG muss nicht erstellt werden. Eine Dienststelle ist 

erst mit mindestens 20 Beschäftigten dazu verpflichtet im Rahmen ihrer Zuständigkeit 

für Personalangelegenheiten einen Gleichstellungsplan zu erstellen. Die Anzahl von 

mindestens 20 Beschäftigten wird nicht erreicht.   
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3.4.1.2.2 MVA Weisweiler GmbH & Co. KG 
 
Optional: Basisdaten 

Anschrift Zum Hagelkreuz 22, 52249 Eschweiler 

Gründungsdatum 11.09.1997 

 

Zweck der Beteiligung 

Wirtschaftlicher und umweltverträglicher Betrieb der MVA Weisweiler, ihre technische 

Weiterentwicklung und alle damit verbundenen Geschäftstätigkeiten, Beteiligung an 

anderen Unternehmungen, Betrieb und Betriebsführung von Vorschalt- und Sortier-

anlagen, Reststoffaufbereitungsanlagen und Deponien einschließlich aller damit ver-

bundenen Tätigkeiten. 

 

Ziel der Beteiligung und Erfüllung des öffentlichen Zwecks 

Gegenstand des Unternehmens sind der wirtschaftliche und umweltverträgliche Be-

trieb der MVA Weisweiler und alle damit verbundenen Geschäftstätigkeiten. Dieser 

Betrieb soll unterwirtschaftlichen Randbedingungen stattfinden, die möglichst nied-

rige Verbrennungsentgelte verursachen. Außerdem kann das Unternehmen alle mit 

der thermischen Abfallbehandlung verbundenen Geschäftstätigkeiten übernehmen.  

Auf Basis einer Zusammenarbeitsvereinbarung aus dem Jahr 1997 haben sich die Ge-

sellschafter AWA Entsorgung GmbH (AWA) und EGN Entsorgungsgesellschaft Nieder-

rhein mbH (EGN) gleichberechtigt verpflichtet, jeweils ein Anlieferkontingent in Höhe 

von 145.000 t/a anzuliefern und stehen im Rahmen einer „Bring or pay“-Regelung 

dafür auch finanziell in der Pflicht. Die Möglichkeit, die MVA Weisweiler gleichberech-

tigt in der sogenannten „freien Spitze“ auszulasten, bietet beiden Vertragspartnern 

die Chance, die Aufwendungen für die Sicherung der „Pflicht-Müllmengen“ zu kom-

pensieren.  

Seit dem 1. Dezember 2017 ist dieses Anlieferkontingent für beide Gesellschafter auf 

jeweils 180.000 t/a erhöht worden. Im Jahr 2023 wurde das Kontingent der AWA auf 

186.000 t/a erhöht, das der EGN auf 174.000 t/a verringert. Damit ist die Belieferung 

der MVA Weisweiler mit mindestens 360.000 t Verbrennungsabfällen pro Jahr lang-

fristig vertraglich gesichert.  
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Infolge der zunehmenden Bedeutung erneuerbarer Energien, des beschlossenen Koh-

leausstiegs und nicht zuletzt der jüngsten Entwicklung in der Versorgung Deutsch-

lands mit Gas und Öl wird die Rolle der MVA Weisweiler als Energielieferant immer 

wichtiger.  

Aus diesem Grund prüft die MVA Weisweiler zurzeit, wie die im Brennstoff „Abfall“ 

enthaltene Energie nicht nur als Strom und Dampf, sondern auch als Wärme oder für 

die Produktion von Wasserstoff oder alternativen Kraftstoffen wirtschaftlich genutzt 

werden kann.  

 

Darstellung der Beteiligungsverhältnisse 

Stammkapital: 12.784.000,00 € 

 

Komplementärin: Anteil in % Anteil in € 

MVA Weisweiler Verwaltungs GmbH -Ohne Einlage- 

 

Kommanditisten: Anteil in % Anteil in € 

AWA Entsorgung GmbH 50 6.392.000 

EGN Entsorgungsgesellschaft Niederrhein mbH 50 6.392.000 

 100 12.784.000 

 

 Eingezahltes Kommanditkapital 

Komplementärin: Anteil in % Anteil in € 

MVA Weisweiler Verwaltungs GmbH -Ohne Einlage- 

Kommanditisten:   

AWA Entsorgung GmbH 50 2.500.000 

EGN Entsorgungsgesellschaft Niederrhein mbH 50 2.500.000 

 100 5.000.000 

 



60 
 

Übersicht über den Stand der Verbindlichkeiten und die Entwicklung des Eigenkapitals 

Vermögenslage 

Aktiva 

 2023 

 

- in € - 

2022 

 

- in € - 

Veränderung 

zum Vorjahr 

- in € - 

Anlagevermögen 19.389.194,39 13.730.930,69    5.658.263,70 

Umlaufvermögen 39.138.780,66 19.951.983,75    19.186.796,91 

Aktive Rechnungsabgren-

zungsposten 
11.441,16        7.334,12    4.107,04 

Bilanzsumme 58.539.416,21 33.690.248,56    24.849.167,65 

 

Kapitallage 

Passiva 

 2023 

 

- in € - 

2022 

 

- in € - 

Veränderung 

zum Vorjahr 

- in € - 

Eigenkapital 5.000.000,00  5.000.000,00    0,00 

Sonderposten -                      -      - 

Rückstellungen 
25.215.364,87 8.274.439,27 16.940.925,60 

Verbindlichkeiten 28.324.051,34 20.415.809,29    7.908.242,05 

Passive Rechnungsabgren-

zungsposten 
-                  -      - 

Bilanzsumme 58.539.416,21 33.690.248,56    24.849.167,65 
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Entwicklung der Gewinn- und Verlustrechnung 2023 

 2023 

 

- in € - 

2022 

 

- in € - 

Veränderung zum 

Vorjahr 

        - in € - 

1. Umsatzerlöse 66.881.442,73 43.460.182,27 23.421.260,46 

2. Sonstige betriebliche 

Erträge 
1.047.456,16 1.191.693,32 -144.237,16 

3. Materialaufwand 26.393.546,87 26.291.377,80 102.169,07 

4. Personalaufwand 4.773.261,49 4.318.265,79 454.995,70 

5. Abschreibungen 1.084.120,75 1.080.740,04 3.380,71 

6. sonstige betriebliche 

Aufwendungen 
15.042.521,38 3.571.311,27 11.471.210,11 

7. Sonstige Zinsen und 
ähnliche Erträge 

316.159,47 0,00 316.159,47 

8. Zinsen und ähnliche 
Aufwendungen 

23,00 0,00 23,00 

9. Steuern vom Einkom-

men/Ertrag 
5.378.913,00 1.589.430,00 3.789.483,00 

10. Ergebnis nach Steuern  15.572.671,87 7.800.750,69 7.771.921,18 

11. Sonstige Steuern 87.021,78 80.423,82 6.597,96 

12. Jahresüberschuss (+) 

/- fehlbetrag (-) 
15.485.650,09 7.720.326,87 7.765.323,22 

13. Verlustvortrag aus 

dem Vorjahr  
0,00 0,00 0,00 

14. Gutschrift auf Verrech-

nungskonten 
-15.485.650,09 -7.720.326,87 -7.765.323,22 

15. Bilanzgewinn/ -verlust 0,00 0,00 0,00 

 

Kennzahlen 

 2023 

 

- in % - 

2022 

 

- in % - 

Veränderung zum 

Vorjahr 

- in % - 

Eigenkapitalquote 8,50 14,80 -6,30 

Eigenkapitalrentabilität 309,71 154,41 155,31 

Anlagendeckungsgrad 2 25,79 36,41 -10,63 

Verschuldungsgrad 1.071 573,80 496,98 

Umsatzrentabilität 23,15 17,76 5,39 
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Personalbestand  

Zum Stichtag 31.12.2023 waren 50 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (Vorjahr: 49) für 

die MVA Weisweiler GmbH & Co. KG tätig. 

 

Geschäftsentwicklung für das Geschäftsjahr 2023 

Geschäftsverlauf 

Im Jahr 2023 konnten 395.508 t Abfall thermisch behandelt werden. Damit hat die 

MVA KG das Mengenziel des Wirtschaftsplans 2023 (Plan: 360.000 t) um rund 

35.508 t überschritten. Dies ist deutlich mehr als im Vorjahr (Vj. 369.948), obwohl 

die technische Zeitverfügbarkeit aufgrund der Revision zweier Linien mit rund 93,0 % 

leicht unter dem Vorjahreswert lag (94,6 % Zeitverfügbarkeit bei Revision einer Linie). 

Die beiden Auslastungspartner EGN und AWA haben ihre Auslastungskontingente zu-

verlässig beliefert.  

Lage 

a) Ertragslage 

Die Umsatzerlöse von 66.881 T€ (Vj. 43.460 T€) sind im Vergleich zum Vorjahr um 

53,9 % angestiegen. Dies ist vor allem auf den Anstieg der Erlöse aus den Energielie-

ferungen zurückzuführen, die sich gegenüber dem Jahr 2022 mehr als verdoppelt 

haben. Die Verbrennungserlöse sind aufgrund niedrigerer Verbrennungspreise deut-

lich gesunken.  

Der Materialaufwand von 26.394 T€ (Vj. 26.291 T€) hat sich im Vergleich zum Vorjahr 

um rund 0,4% erhöht. Diese Position wird wesentlich beeinflusst durch die Bildung 

von Rückstellungen für die Revisionen.  

Im Geschäftsjahr wurde für die Revision einer Linie eine Rückstellung i.H. von 

2.069 T€ gebildet; im Vorjahr war eine Rückstellung für die Revision zweier Linien i.H. 

von 2.926 T€ zu bilden.  

Weiterhin bestehen Rückstellungen für Stromsteuerzahlungen, Energiesteuern, Ab-

gaben nach dem Strompreisbremsegesetz und ausstehende Rechnungen in Höhe von 

insgesamt 6.662 T€. Für ein schwebendes Geschäft wurde eine Drohverlustrückstel-

lung in Höhe von 10.853 T€ eingestellt. 

Hintergrund ist eine Vertragsanpassung der Verbrennungspreise für die Wirtschafts-

jahre 2023 und 2024, die voraussichtlich einen zu erwartenden Verlust 2024 in 
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entsprechender Höhe zur Folge hat. Die Vertragsanpassung erfolgte, da die Ermitt-

lung der Verbrennungspreise zum Teil an die EEX – Entwicklung der Vorjahre gekop-

pelt ist und diese insbesondere im Jahr 2022 völlig ungewöhnlich und nicht erwartbar 

heftig angestiegen ist.  

Die Personalkosten in Höhe von 4.773 T€ lagen aufgrund von Neueinstellungen, Ge-

haltssteigerungen sowie der Auszahlung der Inflationsausgleichsprämien zuzüglich 

der damit verbundenen Nebenkosten sowie von erhöhten Rückstellungen für die Ab-

grenzung von Resturlaub und Überstunden um 455 T€ über dem Niveau des Vorjah-

res.  

Die Abschreibungen von 1.084 T€ (Vj. 1.081 T€) sind im Vergleich zum Vorjahr nur 

geringfügig gestiegen.   

In der Position „periodenfremde Aufwendungen“ ist eine aufgrund eines Schadens 

enthaltene nachträglich Erhöhung der Maschinen-BU-Versicherung in Höhe von 

122 T€ enthalten. Ursächlich für den Anstieg der sonstigen betrieblichen Aufwendun-

gen um 11.471 T€ ist hauptsächlich die Bildung der Drohverlustrückstellung in Höhe 

von 10.853 T€. 

Die Zinserträge betrugen 316 T€ (Vj. 0 T€), das das Zinsniveau gestiegen ist und 

Festgelder angelegt werden konnten.   

Zinsaufwendungen liegen im Geschäftsjahr 2023 nicht vor (Vj. 0 T€).  

Das Geschäftsjahr schließt mit einem Ergebnis von 15.486 T€.  

b) Finanzlage 

Die Kapitalflussrechnung setzt sich wie folgt zusammen: 

  2023 
T€ 

2022 
T€ 

A. Cashflow aus laufender Geschäftstätigkeit 22.736 9.570 
B. Cashflow aus der Investitionstätigkeit -6.742 -5.197 
C. Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit 0 0 
D. Zahlungswirksame Veränderungen des Finanzmittelfonds 15.994 4.373 
E. Finanzmittelfonds am Jahresanfang 16.653 12.280 
F. Finanzmittelfonds am Jahresende 32.647 16.653 

 

c) Vermögenslage 

Die Vermögensstruktur der Gesellschaft weist im Wesentlichen langfristiges, über-

wiegend in Sachanlagen gebundenes Vermögen in Höhe von 19.389 T€ aus. Dies 
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entspricht rund 33 % der Bilanzsumme. Der Anteil des kurzfristig gebundenen Ver-

mögens (im Wesentlichen Forderungen und liquide Mittel) an der Bilanzsumme be-

trägt rd. 67 %. 

Die planmäßigen Abschreibungen in Höhe von 1.084 T€, Investitionen in Höhe von 

6.742 T€ sowie geringfügige Abgänge führten zu einer Erhöhung des Anlagevermö-

gens von 13.731 T€ auf 19.389 T€. 

Die Rückstellungen haben sich um 16.941 T€ auf 25.215 T€ erhöht. Ursächlich für 

den Anstieg war unter anderem die Rückstellung für die Gewerbesteuer (5.022 T€; 

Vj.  15 T€) aufgrund des Jahresüberschusses sowie Rückstellungen für Stromsteuer-

zahlungen, Energiesteuern, Abgaben nach dem Strompreisbremsegesetz und ausste-

hende Rechnungen in Höhe von insgesamt 6.662 T€.  

Für ein schwebendes Geschäft wurde eine Drohverlustrückstellung in Höhe von 

10.853 T€ eingestellt. Hintergrund ist eine Vertragsanpassung der Verbrennungs-

preise für die Wirtschaftsjahre 2023 und 2024, die voraussichtlich einen zu erwarten-

den Verlust 2024 in entsprechender Höhe zur Folge haben wird. Die Vertragsanpas-

sung erfolgte, da die Ermittlung der Verbrennungspreise zum Teil an die EEX – Ent-

wicklung der Vorjahre gekoppelt ist und diese insbesondere im Jahr 2022 völlig un-

gewöhnlich und nicht erwartbar heftig angestiegen ist.  

Im Geschäftsjahr wurde für die Revision einer Linie eine Rückstellung i.H. von 

2.069 T€ gebildet; im Vorjahr war eine Rückstellung für die Revision zweier Linien i.H. 

von 2.926 T€ zu bilden.  

Die Verbindlichkeiten sind im Vergleich zum Vorjahr um rund 39 % gestiegen 

(28.324 T€, Vj. 20.416 T€). Bei den Verbindlichkeiten gegenüber Gesellschaftern 

wurde der Jahresüberschuss 2023 (15.486 T€) auf die Verrechnungskonten der Kom-

manditisten vorgetragen sowie eine Auszahlung aus Vorjahren in Höhe von 12.000 T€ 

an die Kommanditisten vorgenommen. Weiterhin ergab sich aufgrund der Anpassung 

der Verbrennungspreise eine Verbindlichkeit gegenüber der AWA Entsorgung GmbH 

und der Entsorgungsgesellschaft Niederrhein mbH in Höhe von 3.257 T€. 

In den Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen ist eine Verbindlichkeit ge-

genüber einer Baufirma enthalten, die aufgrund von Mängeln bei diversen Arbeiten 

bisher noch nicht beglichen wurde.  

Die Eigenkapitalquote (Eigenkapital/Bilanzsumme) für das Geschäftsjahr beträgt 

8,54 % (Vj. 14,84 %) und hat sich im Vergleich zum Vorjahr vermindert. 

Die permanente Optimierung des Anlagenbetriebs führt seit mehreren Jahren zu Rei-

sezeiten von ca. 24 Monaten. Diesem positiven Umstand wurde in den vergangenen 
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Jahren aus Gründen einer sachgerechten periodischen Zuordnung durch entspre-

chende Rückstellungen Rechnung getragen. Die Rechnungslegungsvorschriften im 

Rahmen des Bilanzrechtsmodernisierungsgesetzes lassen die Bildung sogenannter 

Aufwandsrückstellungen nicht mehr zu. Die sonstigen Rückstellungen enthalten Auf-

wendungen für Instandhaltung (4.618 T€, Vj. 4.675 T€). 

Die Vermögens- und Finanzverhältnisse der MVA KG sind weiterhin geordnet. Die 

Liquidität ist sichergestellt. 

 

Nichtfinanzielle Leistungsindikatoren 

a) Personalentwicklung 

Im Jahr 2023 waren im Durchschnitt bei der MVA KG 49,75 (Vj. 48,5) Mitarbeiter (MA) 

beschäftigt.  

Die kaufmännische Geschäftsbesorgung erfolgt durch die Mitarbeiter des Gesell-

schafters AWA Entsorgung GmbH und die technische Betriebsführung durch eigene 

Mitarbeiter der MVA KG.  

b) Umweltschutz 

Die Müllverbrennungsanlage Weisweiler befindet sich technisch auf dem neuesten 

Stand und hat auch im Geschäftsjahr 2023 mit ihrer hohen Zuverlässigkeit dazu bei-

getragen, dass die Emissionsgrenzwerte regelmäßig erheblich unterschritten wurden. 

Der Status des Entsorgungsfachbetriebs wurde erneut nach einem eingehenden Prü-

fungsverfahren im November 2023 zuerkannt. 

Die monatlichen Durchschnittsmesswerte werden regelmäßig im Internet für jeder-

mann aktualisiert und zugänglich gemacht. Die Überwachungsbehörde wurde konti-

nuierlich über den laufenden Betrieb informiert und hat die Anlage auch in 2023 un-

angemeldet kontrolliert. 

Prognosebericht 

Die Geschäftsführung geht davon aus, dass auch im Jahr 2024 beide Auslastungs-

partner ihre Kontingentverpflichtungen erfüllen und ihrerseits alle Bemühungen un-

ternehmen werden, die Müllverbrennungsanlage – abhängig von ihrer technischen 

und zeitlichen Verfügbarkeit – möglichst intensiv auszulasten. 

Die MVA KG erfüllt den gesetzlichen Auftrag zuverlässig, die Entsorgungssicherheit 

im Gebiet des ZEW zu gewährleisten. 
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Es ist damit zu rechnen, dass die Verbrennungsmenge im Jahr 2024 die Planmenge 

von 360.000 t erreicht oder übersteigt. Insoweit wird die Geschäftsentwicklung stabil 

bleiben.  

Die Kosten für wichtige Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe sind in den vergangenen Jah-

ren stark angestiegen und auch nach dem Rückgang der hohen Energiekosten nicht 

wieder auf das Ausgangsniveau gesunken. Aufgrund der aktuellen Entwicklung der 

Tariflöhne steigen die Personalkosten weiter an.  

Die Erlöse aus dem Verkauf von Überschussenergie liegen aufgrund der Marktpreis-

entwicklung voraussichtlich niedriger als geplant und deutlich niedriger als im Jahr 

2023. Da die Verbrennungspreise für das Jahr 2024 auf niedrigerem Niveau vertrag-

lich neu vereinbart worden sind, werden die Umsatzerlöse im Jahr 2024 die Kosten 

voraussichtlich nicht decken. Hierfür wird im Jahresabschluss 2023 eine Drohverlust-

rückstellung gebildet. Unter Berücksichtigung dieser bilanziellen Vorsorge wird im 

Jahr 2024 ein leicht positives Ergebnis erwartet. 

Chancen- und Risikobericht 

1. Risikobericht 

Insbesondere das Thema einer gesicherten Auslastung in der Zukunft wurde und wird 
weiterhin intensiv untersucht und mit den Gesellschaftern diskutiert.  
 
In Bezug auf die künftige Entwicklung der Gesellschaft bestehen insbesondere fol-
gende Risiken: 
 
- Preis- und Mengenentwicklung sowie Nutzung alternativer Entsorgungsmöglich-

keiten der Marktteilnehmer und Wettbewerb durch Mitverbrennungsanlagen (Kun-
denverlust) 

- rechtliches Umfeld der Abfallwirtschaft 
- technische Verfügbarkeit der Anlage 

 
Marktrisiken aus der Entwicklung des Verbrennungsmarkts können sich aufgrund der 
Entsorgungs- und Anlieferungsverträge mit den Gesellschaftern AWA Entsorgung 
GmbH und der EGN Entsorgungsgesellschaft Niederrhein mbH nur indirekt ergeben, 
da Kontingente und Mengen bis zum Jahr 2028 fest vereinbart sind.  
 
Aus dem Verkauf von Überschussenergie ergeben sich für die nächsten Jahre voraus-
sichtlich eher Chancen als Risiken.  
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Aus der Entwicklung des rechtlichen Umfelds können sich für die MVA in den nächsten 
Jahren erhebliche finanzielle Belastungen ergeben, die auch zu Liquiditätsabflüssen 
führen können. 
 
Zum einen hat die Generalzolldirektion mit ihrem am 4. März 2021 veröffentlichten 
Schreiben „zur steuerbegünstigten Entnahme von Strom zur Stromerzeugung“ die 
Steuerbegünstigung des Einsatzes von Strom in Müllverbrennungsanlagen, die wie die 
MVA Weisweiler ja zumeist auch Stromerzeuger sind, weitgehend aufgehoben. Dies 
betrifft die komplette Verbrennungsbranche und hat zu mehreren Gerichtsprozessen 
geführt. Die MVA KG hat gegen entsprechende Bescheide Einspruch eingelegt. Die 
Verfahren sind bis zum Abschluss der „Musterprozesse“ ruhend gestellt. Sollte die 
Rechtsauffassung der Generalzolldirektion Bestand haben, führt dies zu einer nicht 
unerheblichen Steuerbelastung, die für das abgelaufene Geschäftsjahr und die even-
tuell betroffenen Vorjahre bilanziell berücksichtigt ist. 
 
Weiterhin ist die MVA KG seitens des zuständigen Netzbetreibers aufgefordert wor-
den, Überschusserlöse sowie Abschöpfungserlöse im Sinne der §§ 13ff StromPBG zu 
melden. Grundsätzlich ist die MVA KG der Ansicht, nicht unter diese Regelung zu 
fallen und hat dies entsprechend schriftlich formuliert. Allerdings erfolgte auf dieses 
Schreiben bisher keine Reaktion des Netzbetreibers, so dass das Risiko einer Inan-
spruchnahme der Übererlösabschöpfung entsprechend bilanziell zu berücksichtigen 
ist.  
 
Eine weitere Kostenbelastung wird ab dem Jahr 2024 durch die Einbeziehung der 
thermischen Abfallbehandlung in den Geltungsbereich des Brennstoff- Emissions-
handelsgesetzes (BEHG) entstehen. Berechnungen der ITAD (Interessengemeinschaft 
der Thermischen Abfallbehandlungsanlagen in Deutschland e.V.) haben ergeben, dass 
die vorgesehene Bepreisung von CO2-Emissionen bei einer durchschnittlichen Müll-
verbrennungsanlage bereits im Jahr der Einführung zu einem Kostenanstieg von rund 
25 % führen würde, der.in den Folgejahren auf 40 bis 50 % steigen könnte (vgl. EUWID 
Recycling und Entsorgung-9.2021). Für die MVA KG ist zu erwarten, dass die CO²-
Abgabe im Jahr 2024 15 % bis 18 % der Gesamtkosten ausmachen wird. Die Kosten 
der CO²-Abgabe werden über die Anlieferungspreise an die Kunden der MVA KG wei-
tergereicht. Gegen die Einbeziehung der Abfallverbrennungsanlagen in den deut-
schen Emissionshandel wird inzwischen ebenfalls ein „Musterprozess“ geführt. 
 
Die technische Verfügbarkeit der Anlage soll durch vorausschauende Instandhaltung 
und ständige Verbesserung betrieblicher Abläufe erhalten und verbessert werden. 
 
Die Risiken der Gesellschaft werden im Rahmen einer kontinuierlichen Risikoinventur 
erfasst und regelmäßig mit externen Beratern erörtert, analysiert und bewertet. 
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2. Chancenbericht 

Die Gesellschafter der MVA KG und die MVA KG haben am 7. April 2017 vereinbart, 
ihre Zusammenarbeit nicht zum Ablauf des 31. Dezembers 2020 zu beenden, son-
dern auch nach dem 31. Dezember 2020 auf unbestimmte Zeit fortzusetzen. Die ge-
änderte Zusammenarbeitsvereinbarung kann erstmals zum 31. Dezember 2028 ge-
kündigt werden. Bis dahin sind die Anlieferpreise (teils mit Preisgleitklauseln) fest 
vereinbart.   
 
Die mengenmäßige Auslastung der MVA Weisweiler ist ebenfalls vertraglich langfristig 
abgesichert. 
 
Darüber hinaus sind am 7. April 2017 die Verträge zwischen der MVA KG und der RWE 
Power AG mit Wirkung zum 1. Januar 2021 angepasst und bis zum 31. Dezember 
2030 verlängert worden. Seit dem 1. Januar 2021 besteht das Betriebspersonal der 
MVA Weisweiler aus eigenen Mitarbeitern der MVA KG.  
 
Die Anbindung an das Braunkohlekraftwerk besteht weiterhin und die Wartungs- und 
Instandhaltungsaufgaben (inkl. Brand- und Werkschutz) werden wie in der Vergan-
genheit durch Mitarbeiter der RWE Power AG wahrgenommen. Darüber hinaus sind 
die Konditionen für die Abnahme von Überschussenergie verbessert worden. Hieraus 
hat die MVA KG positive Ergebniseffekte generiert, die auch in den nächsten Jahren 
zu erwarten sind.  
 
Im Januar 2021 haben die Gesellschafter und der Aufsichtsrat der MVA KG den Bau 
einer neuen Rostaschenaufbereitungsanlage genehmigt. Diese Anlage auf dem Stand 
der modernsten Technik soll insbesondere die NE-Metallausbeute aus der bei der 
MVA Weisweiler anfallenden Rostasche deutlich erhöhen. Die Anlage ist am 11. März 
2024 in den Probebetrieb gegangen.  
 
Die MVA KG arbeitet an einem Konzept für die Zukunft der MVA, das im Rahmen eines 
ganzheitlichen Nachhaltigkeitsansatzes die Aspekte Klima- und Ressourcenschutz, 
Ver- und Entsorgungssicherheit sowie Wirtschaftlichkeit und Bezahlbarkeit gleichran-
gig beinhaltet.  
 
Hierfür werden Projekte der zukünftigen Fernwärmeversorgung in der Region (insbe-
sondere im Kreis Düren, der Stadt und der StädteRegion Aachen), der mobilen Wär-
meversorgung sowie der Nutzung von CO² für biotechnologische Zwecke untersucht.  
 
Ziel ist, in einem wirtschaftlich tragbaren Maße bis zum Jahr 2030 einen klimaneut-
ralen MVA-Betrieb gemäß EU-Vorgaben zu erreichen und damit als MVA einen Beitrag 
zum Gelingen der Energiewende zu leisten.  
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3. Gesamtaussage 

Das Geschäftsjahr 2023 hat zu einem sehr guten Ergebnis geführt. Dies ist zum einen 

auf die erfreulich hohe Verbrennungsmenge und zum anderen auf die außerordentlich 

hohen Preise für den Verkauf für Überschussenergie zurückzuführen. Niedrigere Ver-

brennungspreise konnten damit mehr als kompensiert werden.  

Der Preis für den Verkauf von Überschussenergie im Jahr 2024 ist vertraglich fixiert 

und liegt erheblich unter dem Preis für das Jahr 2023. Entsprechend werden auch die 

Erlöse aus dem Verkauf von Überschussenergie gegenüber dem Jahr 2023 sehr deut-

lich zurückgehen.  

Die Verbrennungspreise enthalten ab dem Jahr 2024 zwei Komponenten: die vertrag-

lich vereinbarten Verbrennungspreise sowie die – von der Abfallart abhängige – CO²-

Abgabe. Für die mit der Absenkung der Verbrennungspreise 2024 verbundenen Risi-

ken wurde eine bilanzielle Vorsorge getroffen.  

Aufgrund der gebildeten bilanziellen Vorsorgen ist mit einem leicht positiven Ge-

samtergebnis im Jahr 2024 zu rechnen. Allerdings bestehen wegen der rückläufigen 

Konjunktur, der weiterhin latenten Inflationsgefahr und des Krieges in Europa hohe 

Unsicherheiten.  

 

Risikoberichterstattung über die Verwendung von Finanzinstrumenten 

Die Gesellschaft bedient sich keiner derivativen Finanzinstrumente, wie Optionen, 

Swaps oder anderer Termingeschäfte. 

 

Bericht über Zweigniederlassungen 

Die Gesellschaft hat keine weiteren Standorte oder Niederlassungen. 

 

Organe und deren Zusammensetzung 

Geschäftsführung:  

 

Herr Andreas Fries, Aldenhoven 

(technischer Geschäftsführer)  

 

Herr Herbert Josef Küpper, Viersen 

(kaufmännischer Geschäftsführer) 
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Vertreter der StädteRegion im Aufsichtsrat:  

Susanne Lo Cicero-Marenberg  Technische Dezernentin 

Herr Dr. Thomas Griese Städteregionstagsmitglied 

 

Gesellschafterversammlung: 

Die Gesellschafterversammlung besteht aus von den Kommanditisten AWA Entsor-

gung GmbH und EGN Entsorgungsgesellschaft Niederrhein mbH zu entsendenden 

Mitgliedern. Die Gesellschafterversammlung wählt für die Dauer zweier aufeinander 

folgender Geschäftsjahre aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter. 

Der Vorsitz wechselt zwischen einem von der AWA Entsorgung GmbH und einem von 

der EGN Entsorgungsgesellschaft Niederrhein mbH entsandten Mitglied. Stellvertreter 

ist jeweils ein von dem anderen Gesellschafter entsandtes Mitglied. 

 

Information der Öffentlichkeit über die Zusammensetzung von Aufsichts- und Ver-

waltungsräten nach Geschlecht 

Gemäß § 12 Absatz 6 des Gesetzes über die Gleichstellung von Frauen und Männern 

für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesgleichstellungsgesetz – LGG) ist die Öffent-

lichkeit über die Zusammensetzung von Aufsichts- und Verwaltungsräten nach Ge-

schlecht regelmäßig in geeigneter Form zu unterrichten.  

Dem Aufsichtsrat der MVA gehören von den insgesamt 9 Mitgliedern 1 Frau an (Frau-

enanteil 11,11 %). 

Damit wird der im § 12 Absatz 1 LGG geforderte Mindestanteil von Frauen in Höhe 

von 40 Prozent nicht erreicht. 

 

Vorliegen eines Gleichstellungsplanes nach § 2 Absatz 2 und § 5 LGG 

Gemäß § 2 Absatz 2 LGG haben die Gemeinden und Gemeindeverbände beziehungs-

weise ihre Vertreterinnen und Vertreter in den Unternehmensgremien bei der Grün-

dung von Unternehmen in Rechtsformen des privaten Rechts in unmittelbarer und 

mittelbarer Beteiligung dafür Sorge zu tragen, dass die entsprechende Anwendung 

des LGG in der Unternehmenssatzung verankert wird.  

Gehört einer Gemeinde oder einem Gemeindeverband allein oder gemeinsam mit an-

deren Gebietskörperschaften die Mehrheit der Anteile eines Unternehmens in einer 

Rechtsform des privaten Rechts, wirken die Vertreterinnen und Vertreter darauf hin, 
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dass in dem Unternehmen die Ziele des LGG beachtet werden. Dies gilt sowohl für 

unmittelbare als auch für mittelbare Beteiligungen. Für Unternehmen, die auf eine 

Beendigung ihrer Geschäftstätigkeit ausgerichtet sind, findet § 2 Absatz 2 LGG keine 

Anwendung.  

Ein Gleichstellungsplan nach § 5 LGG wurde bislang nicht erstellt.  
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3.4.1.2.3 MVA Weisweiler Verwaltungs-GmbH 
 

Optional: Basisdaten 

Anschrift Zum Hagelkreuz 22, 52249 Eschweiler 

Gründungsdatum 10.09.1997 

 

Zweck der Beteiligung 

Geschäftsführung und Vertretung sowie die Übernahme der persönlichen Haftung der 

MVA Weisweiler GmbH & Co. KG mit dem Sitz in Eschweiler, welche den Betrieb der 

Müllverbrennungsanlage Weisweiler zum Gegenstand hat, sowie der Betrieb und die 

Betriebsführung von Vorschalt- und Sortieranlagen, Rohstoffaufbereitungsanlagen 

und Deponien einschließlich aller damit verbundenen Tätigkeiten. 

 

Ziel der Beteiligung und Erfüllung des öffentlichen Zwecks 

Grundlagen der Aktivitäten der Gesellschaft bilden der Gesellschaftsvertrag vom 

29.08.1997 sowie die für den Betrieb der MVA Weisweiler abgeschlossenen Verträge. 

Dabei handelt es sich im Wesentlichen um die Zusammenarbeitsvereinbarung zwi-

schen Kreis Aachen (jetzt StädteRegion Aachen), Stadt Aachen, AWA Abfallwirtschaft 

Kreis und Stadt Aachen GmbH, Eschweiler (jetzt AWA Entsorgung GmbH), R+T Ent-

sorgung GmbH (jetzt: EGN Entsorgungsgesellschaft Niederrhein mbH, Viersen) und 

MVA Weisweiler GmbH & Co. KG vom 19.06.1997, die die Grundsätze der Zusammen-

arbeit zwischen den entsorgungspflichtigen kommunalen Körperschaften Kreis und 

Stadt Aachen, der AWA Entsorgung GmbH als beauftragte Dritte von Kreis (jetzt Städ-

teRegion) und Stadt Aachen und der R+T Entsorgung GmbH (jetzt: EGN Entsorgungs-

gesellschaft Niederrhein mbH, Viersen) als privatem Partner bei der Zusammenarbeit 

regelt. 

Nach dem Vertragswerk übernimmt die MVA Weisweiler Verwaltungs-GmbH die Stel-

lung der persönlich haftenden Gesellschafterin der MVA Weisweiler GmbH & Co. KG. 

Des Weiteren übt die Gesellschaft die Geschäftsführungstätigkeit für die MVA Weis-

weiler GmbH & Co. KG aus, welche den Betrieb der Müllverbrennungsanlage in Weis-

weiler zum Gegenstand hat. 
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Darstellung der Beteiligungsverhältnisse 

Anteilseigner der MVA Verwaltungs-GmbH 

Stammkapital: 25.564,60 €       

Gesellschafter  Anteil in % Anteil in € 

AWA Entsorgung GmbH 50 12.782,30 

EGN Entsorgungsgesellschaft Niederrhein mbH 50 12.782,30 

 100 25.564,60 

 

Übersicht über den Stand der Verbindlichkeiten und die Entwicklung des Eigenkapitals 

Vermögenslage 

Aktiva 

 2023 

 

- in € - 

2022 

 

- in € - 

Veränderung 

zum Vorjahr 

- in € - 

Anlagevermögen - - - 

Umlaufvermögen 31.118,26 28.531,61 2.586,65 

Aktive Rechnungsabgrenzungsposten - - - 

Bilanzsumme 31.118,26 28.531,61 2.586,65 

 

Kapitallage 

Passiva 

 2023 

 

- in € - 

2022 

 

- in € - 

Veränderung 

zum Vorjahr 

- in € - 

Eigenkapital 27.618,26 25.864,51 1.753,75 

Sonderposten - - - 

Rückstellungen 3.500,00 2.560,00 940,00 

Verbindlichkeiten 0,00 107,10 -107,10 

Passive Rechnungsabgrenzungsposten - - - 

Bilanzsumme 31.118,26 28.531,61 2.586,65 
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Entwicklung der Gewinn- und Verlustrechnung 2023 

 2023 
 

- in € - 

2022 
 

- in € - 

Veränderung 
zum Vorjahr 

- in € - 
1. Sonstige betriebliche Erträge 6.902,85 1.344,28 5.558,57 

2. Sonstige betriebliche Aufwendungen 5.149,10 2.658,70 2.490,40 

3. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge  - - - 

4. Steuern vom Einkommen und vom 

Ertrag 

0,00 -108,66 108,66 

5. Ergebnis nach Steuern/ Jahresüber-

schuss (+) /- fehlbetrag (-) 

1.753,75 -1.205,76  
 

2.959,51 

 

Kennzahlen 

 2023 
 

- in % - 

2022 
 

- in % - 

Veränderung 
zum Vorjahr 

- in % - 
Eigenkapitalquote 88,75 87,48 1,27 

Eigenkapitalrentabilität 6,35 -4,66 11,01 

Anlagendeckungsgrad 2 0,00 0,00 0,00 

Verschuldungsgrad 12,67 10,31 2,36 

Umsatzrentabilität 25,41 -89,70 115,10 

 

Personalbestand 

Zum Stichtag 31.12.2023 waren keine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (Vorjahr: 

keine) für die MVA Verwaltungs-GmbH tätig. 

Die Gesellschaft hat keine eigenen Beschäftigten. Die Geschäftsführer haben Anstel-

lungsverträge bei der MVA Weisweiler GmbH & Co. KG. 
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Geschäftsentwicklung für das Geschäftsjahr 2023 

Geschäftsverlauf 

Die Gesellschaft hat über die Tätigkeit als Komplementärin der MVA Weisweiler GmbH 

& Co. KG hinaus keine weiteren geschäftlichen Aktivitäten. Die operativen Tätigkeiten 

mit dem Betrieb der Müllverbrennungsanlage sind Gegenstand der MVA Weisweiler 

GmbH & Co. KG und die betreffenden Aussagen sind dort zu entnehmen. 

Lage 

a) Ertragslage 

Die Gesellschaft erzielte im Geschäftsjahr 2023 sonstige betriebliche Erträge von 

T€ 6,9. Hierbei handelt es sich im Wesentlichen um den Auslagenersatz der Ge-

schäftsführung für die Jahre 2021 bis 2023 sowie um die mit der MVA Weisweiler 

GmbH & Co. KG vertraglich vereinbarte Haftungsvergütung.  

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen enthalten im Wesentlichen Steuerbera-

tungs- und Prüfungskosten (T€ 4,9; Vorjahr: T€ 2,4).   

Das Geschäftsjahr 2023 schließt mit einem Jahresüberschuss in Höhe von 1.754 € 

(Vorjahr: Jahresfehlbetrag 1.206 €) ab.  

b) Finanzlage 

Die Finanzlage der Gesellschaft ist geordnet. Die Gesellschaft erhält die vertraglich 

festgelegte Haftungsvergütung und hat darüber hinaus das Recht auf Kostenerstat-

tung der Aufwendungen für die Geschäftsführung der MVA Weisweiler GmbH & Co. 

KG. 

Die Finanzierung des Geschäftsbetriebes ist daher jederzeit gesichert. 

Im Rahmen ihrer Funktion und der organisatorischen Bedingungen fallen bei der Ge-

sellschaft keine Investitionen an. 

c) Vermögenslage 

Die zuvor genannten Rahmenbedingungen stellen eine geordnete Vermögenslage si-

cher. Rückstellungen für Abschluss- und Prüfungskosten in Höhe von T€ 3,5 wurden 

gebildet.  

Die Bilanzsumme ist insgesamt (T€ 31,1; Vorjahr: T€ 28,5) im Vergleich zum Vorjahr 

gestiegen.  
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Finanzielle und nicht finanzielle Leistungsindikatoren 

a) Personalentwicklung 

Die Gesellschaft hat keine eigenen Beschäftigten. Die Geschäftsführer haben Anstel-

lungsverträge bei der MVA Weisweiler GmbH & Co. KG. 

b) Umweltschutz 

Die Müllverbrennungsanlage Weisweiler befindet sich technisch auf dem neuesten 

Stand und hat auch im Geschäftsjahr 2023 mit ihrer hohen Zuverlässigkeit dazu bei-

getragen, dass die Emissionsgrenzwerte regelmäßig erheblich unterschritten wurden. 

Der Status des Entsorgungsfachbetriebs wurde erneut nach einem eingehenden Prü-

fungsverfahren im November 2023 zuerkannt. 

 

Prognosebericht 

Für die Gesellschaft sind über ihre Funktion als Komplementärin der MVA Weisweiler 

GmbH & Co. KG hinaus keine weiteren geschäftlichen Aktivitäten vorgesehen. Ein 

Prognosebericht kann sich daher sinnvollerweise nur auf den operativen Bereich und 

damit auf die MVA KG beziehen. 

Die Geschäftsführung geht davon aus, dass auch im Jahr 2024 beide Auslastungs-

partner ihre Kontingentverpflichtungen erfüllen und ihrerseits alle Bemühungen un-

ternehmen werden, die Müllverbrennungsanlage – abhängig von ihrer technischen 

und zeitlichen Verfügbarkeit – möglichst intensiv auszulasten. 

 

Chancen- und Risikobericht 

Die Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung hängen naturgemäß entschei-

dend von den Geschäftsrisiken der MVA GmbH & Co. KG ab. 

1. Risikobericht 

Insbesondere das Thema einer gesicherten Auslastung in der Zukunft wurde und wird 

weiterhin intensiv untersucht und mit den Gesellschaftern der MVA Weisweiler GmbH 

& Co. KG diskutiert. 
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In Bezug auf die künftige Entwicklung der Gesellschaft bestehen insbesondere fol-

gende Risiken: 

- Preis- und Mengenentwicklung sowie Nutzung alternativer Entsorgungsmög-

lichkeiten der Marktteilnehmer und Wettbewerb durch Mitverbrennungsanla-

gen (Kundenverlust) 

- Rechtliches Umfeld der Abfallwirtschaft 

- Technische Verfügbarkeit der Anlage 

Die Risiken der Gesellschaft werden im Rahmen einer kontinuierlichen Risikoinventur 

erfasst und regelmäßig mit externen Beratern erörtert, analysiert und bewertet. 

2. Chancenbericht 

Die Gesellschafter der MVA KG und die MVA KG haben am 7. April 2017 vereinbart, 
ihre Zusammenarbeit nicht zum Ablauf des 31. Dezembers 2020 zu beenden, son-
dern auch nach dem 31. Dezember 2020 auf unbestimmte Zeit fortzusetzen. Die ge-
änderte Zusammenarbeitsvereinbarung kann erstmals zum 31. Dezember 2028 ge-
kündigt werden. Bis dahin sind die Anlieferpreise (teils mit Preisgleitklauseln) fest 
vereinbart.  
 
Die mengenmäßige Auslastung der MVA Weisweiler ist ebenfalls vertraglich langfristig 
abgesichert.  
 
Darüber hinaus sind am 7. April 2017 die Verträge zwischen der MVA KG und der RWE 
Power AG mit Wirkung zum 1. Januar 2021 angepasst und bis zum 31. Dezember 
2030 verlängert worden. Seit dem 1. Januar 2021 besteht das Betriebspersonal der 
MVA Weisweiler aus eigenen Mitarbeitern der MVA KG. Die Anbindung an das Braun-
kohlekraftwerk besteht weiterhin und die Wartungs- und Instandhaltungsaufgaben 
(inkl. Brand- und Werkschutz) werden wie in der Vergangenheit durch Mitarbeiter der 
RWE Power AG wahrgenommen. Darüber hinaus sind die Konditionen für die Abnahme 
von Überschussenergie verbessert worden. Hieraus hat die MVA KG positive Ergeb-
niseffekte generiert, die auch in den nächsten Jahren zu erwarten sind.   
 
Im Januar 2021 haben die Gesellschafter und der Aufsichtsrat der MVA KG den Bau 
einer neuen Rostaschenaufbereitungsanlage genehmigt. Diese Anlage auf dem Stand 
der modernsten Technik soll insbesondere die NE-Metallausbeute aus der bei der 
MVA Weisweiler anfallenden Rostasche deutlich erhöhen. Die Anlage ist am 11. März 
2024 in den Probebetrieb gegangen.   
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Die MVA KG arbeitet an einem Konzept für die Zukunft der MVA, das im Rahmen eines 
ganzheitlichen Nachhaltigkeitsansatzes die Aspekte Klima- und Ressourcenschutz, 
Ver- und Entsorgungssicherheit sowie Wirtschaftlichkeit und Bezahlbarkeit gleichran-
gig beinhaltet.  
 
Hierfür werden Projekte der zukünftigen Fernwärmeversorgung in der Region (insbe-

sondere im Kreis Düren, der Stadt und der StädteRegion Aachen), der mobilen Wär-

meversorgung sowie der Nutzung von C02 für biotechnologische Zwecke untersucht.  

Ziel ist, in einem wirtschaftlich tragbaren Maße bis zum Jahr 2030 einen klimaneut-

ralen MVA-Betrieb gemäß EU-Vorgaben zu erreichen und damit als MVA einen Beitrag 

zum Gelingen der Energiewende zu leisten.  

3. Gesamtaussage 

Für das Geschäftsjahr 2023 kann unter kaufmännischen Gesichtspunkten eine sehr 

zufriedenstellende Entwicklung festgestellt werden. 

 

Organe und deren Zusammensetzung 

Geschäftsführer:  

Herr Andreas Fries, Aldenhoven, (technischer Geschäftsführer) 

Herr Herbert Küpper, Viersen, (kaufmännischer Geschäftsführer) 

Gesellschafterversammlung: 

Die Gesellschaftervertreter werden von den beiden Gesellschaftern AWA und EGN ent-

sandt. Die Gesellschafterversammlung wählt für die Dauer zweier aufeinander folgen-

der Geschäftsjahre aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter. Der 

Vorsitz wechselt zwischen einem von der AWA Entsorgung GmbH und einem von der 

EGN Entsorgungsgesellschaft Niederrhein mbH entsandten Mitglied. Stellvertreter ist 

jeweils ein von dem anderen Gesellschafter entsandtes Mitglied. 

 

Vorliegen eines Gleichstellungsplanes nach § 2 Absatz 2 und § 5 LGG 

Gemäß § 2 Absatz 2 LGG haben die Gemeinden und Gemeindeverbände beziehungs-

weise ihre Vertreterinnen und Vertreter in den Unternehmensgremien bei der Grün-

dung von Unternehmen in Rechtsformen des privaten Rechts in unmittelbarer und 

mittelbarer Beteiligung dafür Sorge zu tragen, dass die entsprechende Anwendung 

des LGG in der Unternehmenssatzung verankert wird.  
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Gehört einer Gemeinde oder einem Gemeindeverband allein oder gemeinsam mit an-

deren Gebietskörperschaften die Mehrheit der Anteile eines Unternehmens in einer 

Rechtsform des privaten Rechts, wirken die Vertreterinnen und Vertreter darauf hin, 

dass in dem Unternehmen die Ziele des LGG beachtet werden. Dies gilt sowohl für 

unmittelbare als auch für mittelbare Beteiligungen. Für Unternehmen, die auf eine 

Beendigung ihrer Geschäftstätigkeit ausgerichtet sind, findet § 2 Absatz 2 LGG keine 

Anwendung.  

Ein Gleichstellungsplan nach § 5 LGG muss nicht erstellt werden. Eine Dienststelle ist 

erst mit mindestens 20 Beschäftigten dazu verpflichtet im Rahmen ihrer Zuständigkeit 

für Personalangelegenheiten einen Gleichstellungsplan zu erstellen. Die Anzahl von 

mindestens 20 Beschäftigten wird nicht erreicht.  

  



Verkehr
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3.4.2 Bereich Verkehr 
 

3.4.2.1 Unmittelbare Beteiligung 
 

3.4.2.1.1 Zweckverband AVV 
 

Optional: Basisdaten 

Anschrift Neuköllner Straße 1, 52068 Aachen 

Gründungsdatum 17.05.1994 

 

Zweck der Beteiligung 

Der Zweckverband hat im Verbundraum insbesondere folgende Aufgaben: 

1) Beschlussfassung über allgemeine verkehrspolitische Leitlinien für den öffentli-

chen Personennahverkehr unter Beachtung der Planungen des „Zweckverband 

go.Rheinland“, 

 

2) Hinwirkung darauf, dass die Verbandsmitglieder die Aachener Verkehrsverbund 

GmbH (Verbundgesellschaft) bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben unterstützen 

und die Beschlüsse des Zweckverbandes in ihrem Einflussbereich umsetzen, 

 

3) Hinwirkung darauf, dass die Verbandsmitglieder die Verkehrskonzeptionen und 

Qualitätsstandards sowie die dazu ergangenen Richtlinien der Verbundgesell-

schaft in ihren Planungen beachten und die Verbundgesellschaft als Träger öf-

fentlicher Belange anerkennen, 

 

4) Aufstellung von Rahmenvorgaben für die Betrauung von Verbundverkehrsunter-

nehmen durch die Verbandsmitglieder mit der Erfüllung gemeinwirtschaftlicher 

Verpflichtungen und die Vergabe entsprechender öffentlicher Dienstleistungsauf-

träge sowie die Vergabe öffentlicher Dienstleistungsaufträge an andere Verkehrs-

unternehmen im öffentlichen Straßenpersonennahverkehr (ÖSPV) gemäß § 11 und 

§ 11a der Satzung für den Zweckverband AVV. 
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Ziel der Beteiligung und Erfüllung des öffentlichen Zwecks 

Der Zweckverband verfolgt das Ziel, durch die im Verbundraum tätigen Verkehrsun-

ternehmen, unterstützt durch die Verbundgesellschaft, für die Bevölkerung ein be-

darfsgerechtes Leistungsangebot zu erbringen und die Marktchancen im Verbund un-

ter Beachtung marktwirtschaftlicher Grundsätze auszuschöpfen sowie durch gezielte 

Investitionen zu verbessern. Die Durchführung des Verkehrs und damit die Über-

nahme einer unternehmerischen Tätigkeit ist nicht Aufgabe des Zweckverbandes. Sie 

obliegt den im Verbundraum tätigen Verkehrsunternehmen im Rahmen von Koope-

rationsverträgen. 

 

Darstellung der Beteiligungsverhältnisse 

Anteilseigner Zweckverband AVV 

Mitglieder Anteil in % 

Stadt Aachen  25 

StädteRegion Aachen   25 

Kreis Düren 25 

Kreis Heinsberg  25 

 100 

 

Beteiligungen Zweckverband AVV 

Anteile an verbundenen Unternehmen 

 

Beteiligungen 

Anteil in % Anteil in € 

31.12.2023 

Aachener Verkehrsverbund GmbH 100 25.600 

 

Darstellung der wesentlichen Finanz- und Leistungsbeziehungen 

Die Finanz- und Leistungsbeziehungen sind in der Tabelle unter Punkt 3.3 dargestellt.  
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Übersicht über den Stand der Verbindlichkeiten und die Entwicklung des Eigenkapitals 

Vermögenslage 

Aktiva 

 2023 

 

-in € - 

2022 

 

-in € - 

Veränderung 

zum Vorjahr 

-in € - 

Anlagevermögen 386.037,41 386.037,41 0,00 

Umlaufvermögen 5.563.269,03 7.018.822,47 -1.455.553,44 

Aktive Rechnungsabgren-

zungsposten 

17.477.038,94 18.560.383,67 -1.083.344,73 

Bilanzsumme 23.426.345,38 25.965.243,55    -2.538.898,17 

 

Kapitallage 

Passiva 

 2023 

 

-in € - 

2022 

 

-in € - 

Veränderung 

zum Vorjahr 

-in € - 

Eigenkapital 739.355,03 728.830,00 10.525,03 

Sonderposten - - - 

Rückstellungen 5.236,00 5.236,00 0,00 

Verbindlichkeiten 634.829,47 718.889,75 -84.060,28 

Passive Rechnungsabgren-

zungsposten 

22.046.924,88 24.512.287,80 -2.465.362,92 

Bilanzsumme 23.426.345,38 25.965.243,55    -2.538.898,17 
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Entwicklung der Gewinn- und Verlustrechnung 2023 

 2023 

 

-in € - 

2022 

 

-in € - 

Veränderung 

zum Vorjahr 

-in € - 

1. Zuwendungen und all-

gemeine Umlagen 

26.418.097,08 18.795.437,96 7.622.659,12 

2. Sonstige ordentliche 

Erträge 

0,00 0,00 0,00 

3. Ordentliche Erträge 26.418.097,08 18.795.437,96 7.622.659,12 

4. Personalaufwand 0,00 0,00 0,00 

5. Sonstige ordentliche 

Aufwendungen 

26.546,78 38.152,93 -11.606,15 

6. Bilanzielle Abschrei-

bungen 

0,00 0,00 0,00 

7. Transferaufwendungen 26.391.550,30 18.757.285,03 7.634.265,27 

8. Ordentliche Aufwen-

dungen 

-26.418.097,08 -18.795.437,96 -7.622.659,12 

9. Finanzerträge  10.525,03 0,00 10.525,03 

10. Finanzergebnis 10.525,03 0,00 10.525,03 

11. Ordentliches Ergebnis 10.525,03 0,00 10.525,03 

12. Jahresüberschuss (+) 

/- fehlbetrag (-) 

10.525,03 0,00 10.525,03 

 

Kennzahlen 

 2023 

 

-in % - 

2022 

 

-in % - 

Veränderung zum 

Vorjahr 

-in % - 

Eigenkapitalquote 3,2 2,8 0,4 

Eigenkapitalrentabilität 1,4 - - 

Anlagendeckungsgrad 2 191,5 188,8 2,7 

Verschuldungsgrad 3068,5 3.462,6 -394,1 

Umsatzrentabilität - - - 

 

Personalbestand 

Der Zweckverband verfügte zum 31. Dezember 2023 über keine eigenen Mitarbeiter. 
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Geschäftsentwicklung für das Geschäftsjahr 2023 

Lagebericht gemäß der Kommunalhaushaltsverordnung NRW 

Die Haushaltswirtschaft des Zweckverband Aachener Verkehrsverbund (ZV AVV) wird 

nach den Vorschriften des Gesetzes über das „Neue Kommunale Finanzmanagement“ 

(NKF) aufgestellt. Die Vorschriften des NKF sind infolgedessen auch Grundlage des 

Jahresabschlusses 2023. 

Im Haushaltsjahr 2023 hat der ZV AVV vom Land NRW über die Bezirksregierung Köln 

eine Zuwendung gemäß § 11 Abs. 2 des Gesetzes über den öffentlichen Personen-

nahverkehr in Nordrhein-Westfalen (ÖPNVG NRW) in Höhe von 5.318.122,53 € als 

ÖPNV-Pauschale erhalten. Diese Mittel sind vom ZV AVV um insgesamt 31.763,41 € 

aufgestockt worden. Dabei handelt es sich um Zinseinnahmen und Rückforderungen 

von Verkehrsunternehmen in Höhe von 6.891,00 € sowie Zinsen in Höhe von 

24.872,41 €, die aus den Mitteln der ÖPNV-Pauschalen der Förderjahre 2022 und 

2023 im Kalenderjahr 2023 erwirtschaftet wurden. Somit standen insgesamt Mittel in 

Höhe von 5.349.885,94 € zur Förderung des ÖPNV gemäß § 13 Abs. 2 der Satzung 

für den ZV AVV zur Verfügung. Ein Anteil in Höhe von 780.000,00 € ist gemäß der 

AVV-Förderrichtlinie im Jahr 2023 zweckentsprechend verwendet worden. Die zum 

Jahresabschluss 2023 verbliebenen Zuwendungen sind in Höhe von 4.569.885,94 € 

im ersten Halbjahr des Jahres 2024 zweckentsprechend verwendet worden. 

Darüber hinaus hat der ZV AVV im Berichtsjahr vom Land NRW über die Bezirksregie-

rung Köln eine Zuwendung gemäß § 11a ÖPNVG NRW in Höhe von 10.873.121,34 € 

als Ausbildungsverkehr-Pauschale erhalten. Diese Mittel wurden durch Auflösung 

entsprechender Verbindlichkeiten aus Transferleistungen in Höhe von 142.103,01 € 

aufgestockt. Zudem wurden die Mittel um Zinsen in Höhe von 17.819,13 €, die aus 

den Mitteln der Ausbildungsverkehr-Pauschale für die Förderjahre 2022 und 2023 im 

Kalenderjahr 2023 erwirtschaftet wurden, aufgestockt. Insgesamt standen somit Mit-

tel in Höhe von 11.033.043,48 € als Ausbildungsverkehr-Pauschale zur Verfügung. 

Diese sind im Jahr 2023 zweckentsprechend gemäß der AVV-Richtlinie zur Verwen-

dung der Ausbildungsverkehr-Pauschale gemäß § 11a ÖPNVG NRW ausgezahlt wor-

den. 

Zur Förderung des Mobil-Tickets im AVV hat der ZV AVV im Berichtsjahr vom Land 

NRW über die Bezirksregierung Köln eine Zuwendung gemäß den „Richtlinien Sozial-

ticket 2011“ in Höhe von 2.155.914,19 € erhalten. Diese Mittel sind vom ZV AVV um 

Zinsen in Höhe von 3.362,31 € aufgestockt worden, die aus den Mitteln zur Förderung 

des Mobil-Tickets des Förderjahres 2023 im Kalenderjahr 2023 erwirtschaftet wur-

den. Somit standen insgesamt 2.159.276,50 € zur Förderung des Mobil-Tickets zur 
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Verfügung. 2.155.914,20 € wurden gemäß der Richtlinie des Zweckverband Aachener 

Verkehrsverbund zur Gewährung von Zuwendungen zur Förderung des Mobil-Tickets 

im AVV im Kalenderjahr 2023 ausgezahlt. Die zum Jahresabschluss 2023 verbliebe-

nen Mittel sind in Höhe von 3.362,30 € im ersten Halbjahr des Jahres 2024 zweck-

entsprechend verwendet worden. 

Des Weiteren hat der ZV AVV zur Förderung von Azubitickets im Berichtsjahr vom 

Land NRW über die Bezirksregierung Köln eine Zuwendung gemäß den „Richtlinien 

über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung des Azubitickets im Öffentli-

chen Personennahverkehr Nordrhein-Westfalen (Richtlinien Azubiticket)“ in Höhe von 

316.493,35 € erhalten. Diese Mittel sind vom ZV AVV um Zinsen in Höhe von 302,39 

€ aufgestockt worden, die aus den Mitteln zur Förderung des Azubitickets des För-

derjahres 2023 im Kalenderjahr 2023 erwirtschaftet wurden. Somit standen insge-

samt 316.795,74 € zur Förderung des Azubitickets zur Verfügung. 316.493,35 € sind 

den Verkehrsunternehmen im Jahr 2023 zweckentsprechend gemäß der Richtlinie des 

Zweckverbandes Aachener Verkehrsverbund zur Gewährung von Zuwendungen zur 

Förderung von Azubitickets im AVV ausgezahlt worden. Die zum Jahresabschluss 

2023 verbliebenen Mittel sind in Höhe von 302,39 € im ersten Halbjahr des Jahres 

2024 zweckentsprechend verwendet worden. 

Zum Ausgleich von Schäden der Aufgabenträger und Verkehrsunternehmen im Zu-

sammenhang mit den durch den russischen Angriffskrieg extrem gestiegenen Ener-

giekosten erhielt der ZV AVV über die Bezirksregierung Köln für das Kalenderjahr 

2023 zudem Billigkeitsleistungen in Höhe von 4.322.220,21 €, die auf der Grundlage 

der hierzu durch das Land NRW erlassenen „Richtlinien Energiekostensteigerungen 

ÖPNV“ im Berichtsjahr vollständig an die jeweils Anspruchsberechtigten weitergeleitet 

wurden. 

Die Anteile an verbundenen Unternehmen sind gegenüber dem Vorjahr unverändert 

geblieben und belaufen sich auf 386.035,41 €. Es handelt sich hierbei um die Betei-

ligung an der Aachener Verkehrsverbund GmbH (AVV GmbH), deren alleiniger Gesell-

schafter der ZV AVV ist. 

Der ZV AVV finanzierte seinen Eigenaufwand durch die seitens des ZV go.Rheinland 

(vormals ZV NVR) bereitgestellte ÖPNV-Pauschale gemäß § 11 Abs. 1 ÖPNVG NRW. 

Insgesamt führte das Haushaltsjahr zu dem ausgewiesenen Jahresüberschuss in Höhe 

von 10.525,03 €. 

Die erheblichen Abweichungen zwischen den Haushaltsansätzen beim Gesamtauf-

wand und dem Gesamtertrag einerseits und der Ergebnisrechnung andererseits ba-

sieren in erster Linie auf der Differenz zwischen der prognostizierten Verbandsumlage 
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zur Deckung des ÖPNV-Defizits im Busbereich und dem tatsächlichen Ergebnis. Wie 

in den Jahren zuvor hat der ZV AVV lediglich einen Spitzenausgleich zwischen den 

Verbandsmitgliedern durchgeführt. Der Mittelfluss zwischen den Verbandsmitglie-

dern und deren eigenen kommunalen Verkehrsunternehmen ist konform mit der 

Zweckverbandssatzung auf direktem Weg vorgenommen worden. Entsprechend hat 

sich der über den Zweckverbandshaushalt vollzogene Mittelfluss verringert. 

Die Einführung des Deutschlandtickets zum Preis von monatlich 49,- Euro zum 

01.05.2023 ist für die Verkehrsunternehmen bzw. die gesamte Nahverkehrsland-

schaft mit erheblichen Veränderungen verbunden. In wirtschaftlicher Hinsicht haben 

der Bund und die Länder der Branche grundsätzlich eine auskömmliche Finanzierung 

zumindest bis zum Jahr 2025 zugesichert, verbindliche Regularien zur Finanzierung 

über diesen Zeithorizont hinaus liegen bislang jedoch nicht vor. Auch im Hinblick auf 

die für die Verkehrsunternehmen wichtige sachgerechte Einnahmenaufteilung besteht 

aktuell noch erheblicher Abstimmungsbedarf. 

Zur Absicherung der wirtschaftlichen Stabilität im Nahverkehr sehen die zwischen 

dem Bund und den Ländern vereinbarten Finanzierungsregelungen für die Jahre 2023 

– 2025 einen Ausgleich für die mit dem Deutschlandticket verbundenen wirtschaftli-

chen Auswirkungen vor, dessen Mechanismus grundsätzlich mit dem der vorange-

henden, pandemiebedingten ÖPNV-Rettungsschirme vergleichbar ist. 

Aus derzeitiger Sicht ist bislang jedoch allein für das Jahr 2023 eine stabile Einnah-

mensituation bei den Verkehrsunternehmen garantiert. Hintergrund dafür ist, dass 

der Bund und das Land NRW sich in Bezug auf das Jahr 2023 zur Gewährung eines 

nachträglichen Ausgleichs von solchen Schäden verpflichtet haben, welche ggf. über 

die auf Prognosedaten basierenden Vorauszahlungen für das Jahr 2023 hinausgehen. 

Eine entsprechende Nachschusspflicht für den Zeitraum ab 2024 besteht bislang for-

mal nicht, so dass – abhängig vom Erfolg des Deutschlandtickets, dessen künftiger 

Preisentwicklung sowie den aus der bundesweiten Einnahmenaufteilung auf den AVV 

bzw. seine Verkehrsunternehmen entfallenden Einnahmenanteilen – eine gewisse 

rückläufige Entwicklung ab dem Jahr 2024 nach aktuellem Stand grundsätzlich nicht 

ausgeschlossen werden kann.  

Auch in Bezug auf die Finanzierung der mit dem Deutschlandticket verbundenen wirt-

schaftlichen Auswirkungen über das Jahr 2025 hinaus besteht – mangels entspre-

chend verbindlicher Festlegungen auf Bundes- und Landesebene – für die Verkehrs-

unternehmen bzw. die für die Finanzierung des ÖSPV gesetzlich zuständigen kom-

munalen Aufgabenträger derzeit keine Planungssicherheit. 
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Die Einführung des preislich hochattraktiven Deutschlandtickets führt nicht zuletzt 

dazu, dass der tarifliche Gestaltungsspielraum im Rahmen der lokalen Verbundtarife 

deutlich eingeengt wird. Die Umsatzentwicklung der Verkehrsunternehmen und mit-

hin die Wirtschaftlichkeit des Verbundverkehrs ist somit bereits heute in deutlich ge-

ringerem Umfang durch eigene tarifpolitische Maßnahmen seitens der Aufgabenträ-

ger steuerbar. 

In Bezug auf den Haushalt des ZV AVV sind aus den vorgenannten Planungsunsicher-

heiten grundsätzlich keine unmittelbaren Auswirkungen zu erwarten. Da der Haushalt 

des ZV AVV entsprechend einer Anpassung der Verbandssatzung ab dem Haushalts-

jahr 2024 keine Verbandsumlage mehr ausweist und die Finanzierung der ÖSPV-Fehl-

beträge überdies den Verbandsmitgliedern als Aufgabenträger weiterhin selbst ob-

liegt, würden sich entsprechende wirtschaftliche Entwicklungen nicht im Haushalt des 

ZV AVV niederschlagen. 

Wie in den zurückliegenden Jahren wird der ZV AVV auch zukünftig seine Aufgaben 

erfüllen können. Die Hauptaufgaben bestehen darin, die Finanzierung des öffentli-

chen Personennahverkehrs sicherzustellen und erhaltene Zuschüsse in gleicher Höhe 

weiterzuleiten. Ein Risiko im Hinblick auf die diesbezüglich notwendigen Mittel ist 

nicht erkennbar, da nur über bereits erhaltene bzw. zugesagte Mittel verfügt werden 

kann. 

Seit dem Jahr 2008 erhält der ZV AVV für seinen Eigenaufwand eine in die ÖPNV-

Pauschale gemäß § 11 Abs. 1 ÖPNVG NRW integrierte Zuwendung. Diese wird dem ZV 

go.Rheinland, dessen Verbandsmitglied der ZV AVV ist, zugewiesen. In der Satzung 

des ZV go.Rheinland ist festgelegt, dass ein Anteil an der Pauschale nach § 11 Abs. 1 

ÖPNVG NRW an den ZV AVV und an die AVV GmbH weiterzuleiten ist. 

Die vorgenannten Mittel sind in der Regel ausreichend, um den Eigenaufwand des ZV 

AVV zu decken. Sollte dies im Einzelfall nicht der Fall sein, ist ein ausreichender Rück-

lagenbestand vorhanden. Die Finanzierung des ZV AVV wird vor diesem Hintergrund 

als gesichert angesehen. 

Risiken für die zukünftige wirtschaftliche Entwicklung des ZV AVV sind nicht ersicht-

lich. Dies gilt auch unter Einbeziehung des Haushaltsplans für das Haushaltsjahr 

2024. Durch das inflationsbedingt erhöhte Kostenniveau oder die Fortführung des 

Deutschlandtickets werden beim ZV AVV selbst aktuell keine direkten Risiken bzw. 

Beeinträchtigungen in wirtschaftlicher oder operativer Hinsicht erwartet. 
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Organe und deren Zusammensetzung 

Verbandsvorsteher:  

Herr Stephan Pusch 

 

Landrat Kreis Heinsberg 

 

Vertreter der StädteRegion in der Verbandsversammlung 

Herr Dr. Tim Grüttemeier (bis 

30.06.2023) 

Städteregionsrat 

Frau Susanne Lo Cicero-Marenberg (ab 
01.07.2023) 

Technische Dezernentin 

Frau Laura Postma Städteregionstagsmitglied 

Herr Bernd Schwuchow Städteregionstagsmitglied 

Frau Catarina dos Santos Winz 

 

Städteregionstagsmitglied 

Herr Axel Wirtz 

 

Städteregionstagsmitglied 

 

Information der Öffentlichkeit über die Zusammensetzung von Aufsichts- und Ver-

waltungsräten nach Geschlecht 

Gemäß § 12 Absatz 6 des Gesetzes über die Gleichstellung von Frauen und Männern 

für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesgleichstellungsgesetz – LGG) ist die Öffent-

lichkeit über die Zusammensetzung von Aufsichts- und Verwaltungsräten nach Ge-

schlecht regelmäßig in geeigneter Form zu unterrichten.  

Der Verbandsversammlung vom Zweckverband AVV gehören von den insgesamt 20 

Mitgliedern 5 Frauen an (Frauenanteil 25 %).  

Damit wird der im § 12 Absatz 1 LGG geforderte Mindestanteil von Frauen in Höhe 

von 40 Prozent nicht erreicht. 
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3.4.2.1.2 E.V.A. GmbH 
 

Optional: Basisdaten 

Anschrift Neuköllner Str. 1, 52068 Aachen 

Gründungsdatum 14.12.1972 

 

Zweck der Beteiligung 

Die Gesellschaft ist eine geschäftsleitende Holdinggesellschaft. Gegenstand des Un-

ternehmens sind die Versorgung mit Elektrizität, Gas, Wasser und Wärme, die Erfül-

lung anderer Versorgungsaufgaben, die Durchführung von Entsorgungsaufgaben so-

wie der öffentliche Nahverkehr, die Durchführung von Gelegenheitsverkehr, die 

Schaffung und Vorhaltung von allgemein zugänglichen Parkflächen, die Verwaltung 

von Vermögen, die Erbringung von Dienstleistungen in den vorgenannten Bereichen 

und damit zusammenhängende Tätigkeiten sowie die Erbringung unterstützender 

Verwaltungsdienstleistungen zur Deckung des Eigenbedarfs ihrer kommunalen Ge-

sellschafter. 

Die Gesellschaft ist zu allen Geschäften und Maßnahmen berechtigt, die den Gesell-

schaftszweck fördern. Sie kann sich hierbei anderer Unternehmen bedienen, sich an 

ihnen beteiligen oder solche Unternehmen sowie Hilfs- und Nebenbetriebe errichten, 

erwerben oder pachten. 

 

Ziel der Beteiligung und Erfüllung des öffentlichen Zwecks 

Die Energieversorgungs- und Verkehrsgesellschaft mbH Aachen, Aachen, (E.V.A.) ist 

in ihrer Doppelfunktion als geschäftsführende Holding und als Dienstleistungsgesell-

schaft für sämtliche Konzern- und Beteiligungsgesellschaften tätig. 

Die Geschäftsgrundlage für ihre Stellung als Holding bilden die Beherrschungs- und 

Gewinnabführungsverträge mit den Gesellschaften Aachener Straßenbahn und Ener-

gieversorgungs-AG, Aachen, (ASEAG) und Stadtwerke Aachen Aktiengesellschaft, 

Aachen, (STAWAG), die als zentrale Säulen der öffentlichen Daseinsvorsorge anzuse-

hen sind und für den kommunalen und steuerlichen Querverbund stehen. 
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Im Laufe der langjährigen Geschichte der ASEAG haben sich die Schwerpunkte inner-

halb des satzungsgemäßen Geschäftsmodells verschoben, sodass derzeitig 

- der Betrieb von Omnibuslinien zur Personenbeförderung in der Region Aachen, 

- der Bau und die Bewirtschaftung von Parkhäusern und Parkplätzen und 

- die Erprobung alternativer Antriebsformen und Mobilitätskonzepte 

im unmittelbaren Fokus der Geschäftstätigkeit liegen. Dabei werden sämtliche Akti-

vitäten im Hinblick auf den Bau und die Bewirtschaftung von Parkhäusern und Park-

plätzen durch die 100%ige Tochtergesellschaft Aachener Parkhaus GmbH, Aachen, 

(APAG) wahrgenommen, sodass bezüglich dieser Aktivitäten auf den Geschäftsbericht 

der APAG verwiesen wird. Alternative Mobilitätskonzepte werden im Hause der ASEAG 

entwickelt. Dabei wird softwareseitig auf eine IT-Lösung der Better Mobility GmbH, 

Aachen, (Better Mobility) zurückgegriffen. Die Gesellschaft wurde 2019 gemeinsam 

mit der regio iT Gesellschaft für Informationstechnologie mbh, Aachen, (regio iT) ge-

gründet und soll die gemeinschaftlich entwickelte Mobilitätsplattform „Mobility Bro-

ker" technologisch fortentwickeln und überregional als IT-Lösung vermarkten. 

Mit der förmlichen Betrauung der ASEAG, die durch ihre Aufgabenträger Stadt und 

StädteRegion Aachen im April 2017 erfolgt ist, ist die Basis geschaffen worden, um 

den Anforderungen der EU-Verordnung über öffentliche Personenverkehrsdienste auf 

Schiene und Straße (VO 1370/2007) und des ÖPNV-Gesetzes NRW bis zum Jahr 2027 

gerecht zu werden. 

Die STAWAG ist der Dienstleister rund um Energie und Wasser in Aachen. Kernaufgabe 

des Unternehmens ist die zuverlässige, preisgünstige und umweltschonende Versor-

gung der Aachener Bürgerinnen und Bürger mit Strom, Gas, Wasser und Wärme. Dar-

über hinaus bietet die STAWAG ihren Kunden in den Segmenten Haushalt, Gewerbe 

und Industrie umfassende Beratungs- und Serviceleistungen, was den umweltscho-

nenden und effizienten Einsatz von Energie betrifft. Die Tochtergesellschaften der 

STAWAG sind verantwortlich für den Betrieb und die Unterhaltung der Versorgungs-

netze und der städtischen Abwasserkanäle sowie für den zukunftsweisenden Ausbau 

der Eigenerzeugung, vor allem im Bereich der Erneuerbaren Energien. Darüber hinaus 

werden für lokal und bundesweit agierende Vertriebe wie auch für Verteilnetzbetrei-

ber effiziente Kundenservice-, Markt- und Abrechnungsprozesse, modular auf den 

Kunden zugeschnitten, angeboten. Gesteuert werden die vielfältigen Geschäftsaktivi-

täten innerhalb des STAWAG-Konzerns über eine Bereichs-, eine Geschäftsfeld- und 

eine Segmentebene. So wird auf der Bereichsebene zwischen „operativem Geschäft" 

und „Beteiligungen" differenziert. Das operative Geschäft untergliedert sich innerhalb 
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der STAWAG in die Geschäftsfelder „Kraftwerke/Speicher", „Wärme", „Vertrieb" und 

„Sonstige Geschäftsfelder" sowie in die operativen Beteiligungen, die einen bedeuten-

den Ergebnisbeitrag für das Gesamtergebnis der STAWAG leisten und eine Beteili-

gungsquote der STAWAG von mindestens 50 Prozent aufweisen. 

Gegenstand des Unternehmens regio iT ist die automatisierte Informationsverarbei-

tung für alle hierfür geeigneten Aufgaben ihrer kommunalen Gesellschafter, ihrer 

kommunalen Unternehmen und ihrer wirtschaftlich selbständigen Organisationsein-

heiten sowie ihrer juristischen Personen des öffentlichen Rechts. Die Gesellschaft ver-

folgt das Ziel, innovative und wettbewerbsfähige Lösungen entlang der gesamten 

Wertschöpfungskette ihrer Kunden anzubieten, damit diese ihrerseits mit ihren Leis-

tungen am Markt wirtschaftlich erfolgreich sind. Zu den Dienstleistungen gehören 

insbesondere Produktnutzung, Dienstleistung/Beratung, Verkauf/Vermietung von 

Hard- und Software sowie Leasinggeschäft. 

Zum 1. Januar 2020 hatte die regio iT den IT-Geschäftsbetrieb vom Civitec Zweck-

verband für kommunale Informationstechnik, Siegburg, (Civitec) im Wege eines As-

set-Deals erworben. Die regio iT firmiert weiterhin unter dem am Markt etablierten 

Namen. Civitec war als strategischer Partner und Kunde bereits bisher mit einem Pro-

zent der Geschäftsanteile an der regio iT beteiligt und stockt im Gegenzug seine An-

teile an der regio iT auf 18 Prozent der Geschäftsanteile auf. Drei Prozent der Anteile 

erfolgen durch den Verkauf von regio iT-Anteilen der E.V.A. an Civitec. Im Berichtsjahr 

2021 hat die E.V.A. weitere ein Prozent der Geschäftsanteile an der regio iT der regio 

iT Beteiligungsgenossenschaft e. G. mit Vertrag vom 9. September 2021 verkauft. 

Seitdem hält die E.V.A. nun 37,64 Prozent der Geschäftsanteile an der regio iT. 

Des Weiteren hält die E.V.A. unverändert 5,9 Prozent der Geschäftsanteile an der ge-

woge AG, Aachen, (gewoge). 

Das Dienstleistungsgeschäft der E.V.A. basiert auf den mit den Konzerngesellschaften 

abgeschlossenen Dienstleistungsverträgen für kaufmännisch-administrative Tätig-

keiten sowie für Gebäudedienstleistungen. 
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Darstellung der Beteiligungsverhältnisse 

Stammkapital: 14.049.880 € 

Gesellschafter Anteil in % Anteil in € 

Stadt Aachen  99,99 14.048.840 

StädteRegion Aachen  0,01 1.040 

 100,00 14.049.880 

 

Beteiligungen der E.V.A GmbH 

Anteile an verbundenen Unternehmen 

Beteiligungen Anteil in % Anteil in T€ 

31.12.2023 

STAWAG 100 43.520 

ASEAG  94,90 5.714 

regio iT Aachen   37,6 564 

 

 

Darstellung der wesentlichen Finanz- und Leistungsbeziehungen 

Die Finanz- und Leistungsbeziehungen sind in der Tabelle unter Punkt 3.3 dargestellt.  
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Übersicht über den Stand der Verbindlichkeiten und die Entwicklung des Eigenkapitals 

Vermögenslage 

Aktiva 

 2023 

 

-in € - 

2022 

 

-in € - 

Veränderung 

zum Vorjahr 

-in € - 

Anlagevermögen 63.736.513,23 61.460.459,00 2.276.054,23 

Umlaufvermögen 102.370.523,36 72.123.351,00 30.247.172,36 

Aktive Rechnungsabgren-

zungsposten 
159.666,00 2.019,00 157.647,00 

Bilanzsumme 166.266.702,59 133.585.829,00 32.680.873,59 

 

Kapitallage 

Passiva 

 2023 

 

-in € - 

2022 

 

-in € - 

Veränderung 

zum Vorjahr 

-in T€ - 

Eigenkapital 55.403.924,43 33.407.116,00 21.996.808,43 

Sonderposten - - - 
Rückstellungen 15.558.965,69 12.817.398,00 2.741.567,69 

Verbindlichkeiten 95.303.812,47 87.361.315,00 7.942.497,47 

Passive Rechnungsabgren-

zungsposten 
- - - 

Bilanzsumme 166.266.702,59 133.585.829,00 32.680.873,59 
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Entwicklung der Gewinn- und Verlustrechnung 2023 

 2023 

 

-in € - 

2022 

 

-in € - 

Veränderung zum 

Vorjahr 

-in € - 

1. Umsatzerlöse 19.009.901,24 19.373.311,00 -363.409,76 

2. Andere aktivierte Ei-

genleistung 
106.778,40 186.826,00 -80.047,60 

3. Sonstige betriebliche 

Erträge 
74.100,42 171.199,00 -97.098,58 

4. Materialaufwand 5.447.868,60 4.490.220,00 957.648,60 

5. Personalaufwand 10.632.542,06 10.032.433,00 600.109,06 

6. Abschreibungen 209.925,62 188.264,00 21.661,62 

7. sonstige betriebliche 

Aufwendungen 
12.392.861,88 4.142.588,00 8.250.273,88 

8. Betriebsergebnis -9.492.418,10 877.831,00 -10.370.249,10 

9. Ergebnis vor Steuern 34.277.424,78 37.792.813,00 -3.515.388,22 

10. Jahresüberschuss 

(+) /- fehlbetrag (-) 
21.996.808,73 26.381.652,00 -4.384.843,27 

 

Kennzahlen  

 2023 

 

-in % - 

2022 

 

-in % - 

Veränderung zum 

Vorjahr 

-in % - 

Eigenkapitalquote 33,3 6,3 27,0 

Eigenkapitalrentabilität 39,7 79,0 -39,3 

Anlagendeckungsgrad 2 159,9 129,4 30,5 

Verschuldungsgrad 200,1 299,8 -99,7 

Umsatzrentabilität -49,9 4,5 -54,4 

 

Personalbestand 

Zum Stichtag 31.12.2023 waren 127 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (Vorjahr: 124), 

davon 93 Vollzeit- und 34 Teilzeitkräfte, für die E.V.A GmbH tätig. 
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Geschäftsentwicklung für das Geschäftsjahr 2023 

Geschäftsverlauf 

Die E.V.A. erzielte für das Geschäftsjahr 2023 ein negatives Betriebsergebnis in Höhe 

von -9,5 Mio. € und liegt damit deutlich unter dem Planwert (0 Mio. €). Die Gesamt-

leistung übertrifft den Planansatz von 18,6 Mio. Euro mit 19,2 Mio. Euro um 0,6 Mio. 

Euro, was insbesondere aus ungeplanten Umsatzerlösen aus Weiterberechnungen re-

sultiert. Die Planabweichung begründet sich insbesondere auf höhere Beratungsauf-

wendungen, die an andere Konzerngesellschaften weiterberechnet wurden. Der Ge-

samtaufwand fiel mit 28,7 Mio. Euro um 10 Mio. Euro höher als geplant aus. Das 

negative Betriebsergebnis (-9,5 Mio. Euro) basiert im Wesentlichen auf einem geleis-

teten zweckgebundenen Investitionszuschuss der E.V.A. in Höhe von 8,5 Mio. Euro an 

die ASEAG für die „Anschaffung von E-Bussen". In der Gesellschaftersammlung der 

E.V.A. am 16. Juni 2023 wurde angesichts des deutlich positiven Jahresüberschusses 

2022 der E.V.A. (26,4 Mio. Euro), der hinsichtlich der Ergebnisverwendung mit dem 

zum 31. Dezember 2021 bestehenden Verlustvortrag von 50,8 Mio. Euro verrechnet 

wurde, die Zahlung eines Zuschusses in Höhe von 5 Mio. Euro zur finanziellen Stär-

kung der ASEAG beschlossen. Die Zahlung soll der finanziellen Stärkung der ASEAG 

im Zuge der mit der Mobilitätswende verbundenen Mehraufwendungen dienen. Dar-

über hinaus hat die Stadt Aachen im Jahresverlauf 2023 aus bisher nicht in Anspruch 

genommenen Fördermittel für Fahrzeugbeschaffungen mit alternativen, klimafreund-

lichen Antrieben zudem einen Ertragszuschuss in Höhe von rund 3,5 Mio. Euro an die 

ASEAG geleistet, der den Verlust der ASEAG und damit auch die Verlustübernahme-

verpflichtung der E.V.A. im Geschäftsjahr 2023 entsprechend reduziert. In Höhe der 

„ersparten" Verlustausgleichsverpflichtung der E.V.A. von 3,5 Mio. Euro sowie der be-

schlossenen Zahlung von 5 Mio. Euro wurde mit AR-Beschluss vom 1. Dezember 2023 

ein zweckgebundener Investitionszuschuss von insgesamt 8,5 Mio. Euro für die An-

schaffung von 33 Elektrobussen von der E.V.A. an die ASEAG geleistet, der bei der 

E.V.A. aufwandswirksam gebucht wurde und sich im Geschäftsjahr 2023 entspre-

chend negativ auf das Betriebsergebnis der E.V.A. auswirkt. 
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Finanzielle und nichtfinanzielle Leistungsindikatoren 

Zur internen Steuerung des Unternehmens werden die nachfolgend aufgeführten be-

deutsamsten finanziellen und nichtfinanziellen Leistungsindikatoren, die für das Ver-

ständnis des Geschäftsverlaufs und der Lage der Gesellschaft von Bedeutung sind, 

herangezogen: 

- Umsatzerlöse 

- Betriebsergebnis 

- Beteiligungsergebnis 

- Anzahl Mitarbeiter 

 

E.V.A Leistungsindikatoren  Wirtschaftsplan 

2023 

Jahresabschluss 

2023 

Umsatzerlöse T€ 18.432 19.010 

Andere aktivierte Eigenleis-
tungen 

T€ 
202 107 

Sonstige betriebliche Erträge T€  74 
Gesamtleistung T€ 18.634 19.191 

Gesamtaufwand T€ -18.634 -28.683 
Betriebsergebnis T€ 0 -9.492 
    
Beteiligungsergebnis T€ 13.170 43.236 

davon ASEAG T€ -42.619 -33.769 

davon STAWAG T€ 52.842 73.676 

davon regio iT T€ 2.781 3.163 

davon gewoge T€ 166 166 

    
Anzahl Mitarbeiter MAÄ¹ 120,6 114,4 

¹ MAÄ = Mitarbeiteräquivalent, entspricht einem Vollzeitmitarbeiter/-in 

Die Umsatzerlöse aus dem operativen Geschäft der E.V.A. in Höhe von 19 Mio. Euro 

liegen um 0,6 Mio. Euro über dem Planwert von 18,4 Mio. Euro. Sie setzen sich aus 

Erlösen für kaufmännische Dienstleistungen und für Gebäudedienstleistungen in 

Höhe von 13,9 Mio. Euro (Plan: 14,2 Mio. Euro) und aus Weiterberechnungen an Kon-

zerngesellschaften in Höhe von 5,1 Mio. Euro (Plan: 4,3 Mio. Euro), insbesondere aus 

weiterberechneten EDV-Kosten, aus Beratungs- und Prüfungsaufwendungen sowie 

aus freiwilligen Sozialaufwendungen (z. B. Job-Ticket), Portokosten und 
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Versicherungen zusammen. Die höheren Umsatzerlöse von 0,8 Mio. Euro resultieren 

insbesondere aus der Weiterberechnung von Beratungsaufwendungen im Zuge des 

Vorprojektes zur Neuordnung der Energie- und Wasserversorgung in der Region 

Aachen (nachfolgend: NERA), da die Beauftragung zunächst über die E.V.A. erfolgte, 

die Kosten jedoch vollständig an die STAWAG weiterberechnet wurden. Des Weiteren 

wurde eine nicht geplante Cyber-Versicherung abgeschlossen, wovon 0,1 Mio. Euro 

an Konzerngesellschaften weiterberechnet werden. Zudem ergeben sich höhere Um-

satzerlöse aus IT-Weiterberechnungen, die mit höheren Kosten aus Fremdleistungen, 

insbesondere für EDV-Beratung und Lizenzen, einhergehen. Dagegen entfallen an-

dere Umsatzerlöse wie z. B. der Wegfall der Job-Ticket-Weiterberechnung an die regio 

iT (0,1 Mio. Euro) oder ein geplantes, aber auf 2024 verschobenes Traineeprogramm 

mit Personalkosten-Weiterberechnungen an die STAWAG (0,3 Mio. Euro). 

Bei den aktivierten Eigenleistungen handelt es sich um Erträge aus aktivierten Perso-

nalleistungen aus dem S/4 HANA-Projekt (0,1 Mio. Euro).  

Sonstige betriebliche Erträge beinhalten außerplanmäßige Sachverhalte, insbesondere 

Erträge aus Erstattungen des Arbeitsamtes und der Krankenkassen.  

Die Gesamtaufwendungen liegen mit -28,7 Mio. Euro um 10 Mio. Euro oberhalb des 

Planansatzes.  

Der Materialaufwand liegt dabei mit -5,4 Mio. Euro um 0,7 Mio. Euro oberhalb der 

Wirtschaftsplanung. Ursächlich hierfür sind insbesondere nicht geplante Arbeitneh-

merleistungen Dritter im kaufmännischen Bereich (-0,7 Mio. Euro) maßgeblich zur 

Unterstützung des Tagesgeschäfts angesichts der Ressourcenbindung im SAP S/4 

HANA-Projekt bei gleichzeitiger vorübergehender Unterbesetzung von Planstellen. 

Die Personalkosten liegen mit -10,6 Mio. Euro um 0,5 Mio. Euro unter dem Plan. Der 

Personalbestand zum Ende des 4. Quartals 2023 beträgt 114,4 Mitarbeiteräquivalente 

(MAÄ) gegenüber einem Planwert von 120,6 MAÄ zum Jahresende. In den geplanten 

Personalkosten sind -0,3 Mio. Euro für das Traineeprogramm der STAWAG enthalten. 

Das Traineeprogramm, das fünf geplante Vollzeitstellen vorsieht, wurde jedoch auf 

das Jahr 2024 verschoben. Eine weitere wesentliche Ursache für die niedrigeren Per-

sonalkosten sind zwei Planstellen im Center Revision, die in der Personalkostenpla-

nung auch entsprechend berücksichtigt sind, im gesamten Jahr 2023 aber nicht be-

setzt wurden.  

Die Abschreibungen liegen mit -0,2 Mio. Euro auf Planniveau.  

Dagegen überschreiten die sonstigen betrieblichen Aufwendungen mit -12,4 Mio. 

Euro den Planwert (-3,1 Mio. Euro) um 9,3 Mio. Euro, was im Wesentlichen auf den 
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bereits erwähnten Investitionszuschuss an die ASEAG in Höhe von 8,5 Mio. Euro zu-

rückzuführen ist. Des Weiteren sind größtenteils weiterberechnete Beratungskosten 

in Höhe von -1,8 Mio. Euro um 0,8 Mio. Euro höher als geplant ausgefallen, davon 

entfallen auf das NERA-Vorprojekt -1,2 Mio. Euro. Daneben fallen ungeplante Fremd-

leistungen für den Bereich Revision und den Finanzbereich sowie Kosten für eine un-

geplante Cyber-Versicherung an, welche jedoch größtenteils an die Konzerngesell-

schaften weiterberechnet werden und durch geringere Aufwendungen (z. B. durch 

Wegfall Job-Ticket regio iT) kompensiert werden.  

Das Gesamtergebnis der E.V.A. in Höhe von 22 Mio. Euro wurde wesentlich geprägt 

durch die Gewinnabführung von der STAWAG bzw. durch die Verlustübernahme von 

der ASEAG sowie durch die Beteiligungsergebnisse der regio iT und der gewoge. 

Das Ergebnis der ASEAG in Höhe von —33,8 Mio. Euro ist um rund +8,8 Mio. Euro 

besser als geplant ausgefallen. Nachdem bereits im Geschäftsjahr 2022 die negativen 

Auswirkungen der Corona-Pandemie deutlich rückläufig waren, setzte sich dieser 

Trend im ersten Quartal des Geschäftsjahres 2023 fort und die Umsatzzahlen erreich-

ten bereits annähernd die Umsatz- und Fahrgastwerte des letzten „Vor-Corona-Jah-

res" 2019. Im zweiten Quartal 2023 wurde dann das Deutschlandticket auch im AVV-

Verbundgebiet eingeführt, sodass unmittelbare Vergleiche mit Vorjahren nicht mehr 

möglich sind. Die klassische Monatskarte (Abo bzw. freier Verkauf) für das Stamm-

gebiet Aachen erreicht im Dezember 2023 lediglich noch etwa 15 Prozent seiner bis-

herigen Umsatzwerte. Hier spiegelt sich eine seit der Einführung des Deutschlandti-

ckets stattfindende Wechselbewegung von den bisherigen Dauerkarten hin zum 

Deutschlandticket wider. Das Deutschlandticket hat nach dem 9-Euro-Ticket für eine 

weiterhin hohe mediale Aufmerksamkeit für den ÖPNV gesorgt. Dies ist aus Marke-

tingsicht sehr zu begrüßen, da sich nun auch Kundengruppen mit dem ÖPNV inten-

siver beschäftigen, die diesem bisher eher zurückhaltend gegenüberstanden. Im Hin-

blick auf Fahrgastzahlen hat das Deutschlandticket aus Sicht der ASEAG jedoch nicht 

zu der nachhaltigen Sogwirkung geführt, wie sie sich gegebenenfalls in den großen 

Metropolen mit entsprechender Verkehrsinfrastruktur eingestellt hat.  

Die Gesamtleistung der ASEAG liegt mit 89,4 Mio. Euro circa 4,3 Mio. Euro über dem 

Planansatz. Wesentliche Ursache ist u. a. die Zuführung von Restmitteln aus der AVV-

Fahrzeugförderung 2022 (circa 3,5 Mio. Euro). Dabei fielen die Restmittel aufgrund 

der Investitionsverschiebungen der E-Busse in die Förderjahre 2023 und 2024 be-

sonders hoch aus.  

Die Planung ging von deutlich höheren Energiekosten aus. Insgesamt wurden hier 

circa 3,2 Mio. Euro weniger aufgewendet. Hierbei kommen zwei Effekte zum Tragen. 
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Zum einen erfolgte die Planung zum Zeitpunkt sehr hoher Energiekosten und ent-

sprechender Prognosen aufgrund der Ukraine-Krise, die sich letztendlich dann gerade 

im Strombereich nicht bewahrheitet haben. Zum anderen lag den Annahmen eine Be-

triebsleistung zugrunde, die dann u. a. aufgrund der Entwicklungen rund um die A544 

Sperrung nicht umgesetzt werden konnte.  

Sonstige Materialkosten lagen mit 56,3 Mio. Euro etwa 4,2 Mio. Euro unter Planniveau. 

Hier spiegelt sich auch die Verschiebung von Fahrplanleistungen gegenüber der Pla-

nung wider.  

Die Kosten für die Personalbeschaffung über die ESBUS Eschweiler Bus- und Service-

gesellschaft mbH, Eschweiler, (ESBUS) lagen circa 1,4 Mio. Euro unter Plan, da die 

hohen Personalabgänge der ASEAG nicht vollumfänglich kompensiert werden konn-

ten. Die Personalkosten liegen insgesamt auf Planniveau.  

Aufgrund von Investitionsverschiebungen fielen die Abschreibungen um 1,5 Mio. Euro 

geringer aus als im Planansatz.  

Die Sonstigen Aufwendungen überschreiten aufgrund der allgemeinen Preisentwick-

lung das Planniveau um circa 0,6 Mio. Euro. 

Im Finanzergebnis erfolgte eine ungeplante Abschreibung auf den Beteiligungswert 

der APAG in Höhe von 5 Mio. Euro und die APAG hat ungeplant ihr Ergebnis nicht 

abgeführt (1,2 Mio. Euro). Dem stehen Zinserträge, die aus dem deutlichen Anstieg 

der Zinsen im Jahr 2023 resultieren (0,6 Mio. Euro), sowie ein deutlich geringerer 

Zinseffekt im Bereich der Pensionsrückstellungen (2,6 Mio. Euro) entgegen.  

Das Jahresergebnis (EBT) der STAWAG liegt im Geschäftsjahr 2023 infolge einer guten 

operativen Geschäftsentwicklung und aufgrund außerordentlicher positiver Ergebnis-

effekte mit rund 73,7 Mio. Euro deutlich oberhalb der ursprünglichen Erwartungen.  

Das Jahresergebnis 2023 der STAWAG ist dabei weiterhin von den (energiewirtschaft-

lichen) Folgen des russischen Angriffskriegs auf die Ukraine beeinflusst. So haben 

sich die massiven Preisentwicklungen an den Energiemärkten deutlich positiv insbe-

sondere auf den konventionellen und regenerativen Erzeugungsbereich ausgewirkt.  

Im konventionellen Erzeugungsbereich der STAWAG haben die sogenannten Clean-

Dark-Spreads im Jahr 2023 eine mit hohen Deckungsbeiträgen verbundene Vermark-

tung der Kraftwerksscheibe TKL (Trianel Kohlekraftwerk Lünen GmbH & Co. KG, Lü-

nen_Anteilsquote: 8,45 Prozent) am Strommarkt ermöglicht, so dass ein positives 

operatives Ergebnis mit dem Betrieb des Steinkohlekraftwerks in Höhe von rund 21,1 

Mio. Euro erzielt werden konnte. Aufgrund der zwischenzeitlich wieder deutlich rück-

läufigen Spreads ist jedoch ersichtlich, dass der Kraftwerksbetrieb TKL unter 
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Berücksichtigung der Fixkosten in den Folgejahren weiterhin nicht kostendeckend er-

folgen kann. insofern führt die STAWAG die zum Ende des Jahres 2022 bereits beste-

hende Drohverlustrückstellung für den bis zum angenommenen Stilllegungszeitpunkt 

im Jahr 2033 erwarteten defizitären Kraftwerksbetrieb Lünen in Höhe von 64,6 Mio. 

Euro zum 31. Dezember 2023 weiter fort.  

Neben der Beteiligung am Steinkohlekraftwerk Lünen ist die STAWAG mit 16,9 Prozent 

zudem an der TGH (Trianel Gaskraftwerk Hamm GmbH & Co. KG, Aachen) (beteiligt. 

Im Gegensatz zur TKL besteht zwischen der TGH und den Gesellschaftern ein Strom-

liefervertrag (PPA-Vertrag). Das Gaskraftwerk wird vielmehr zentral bewirtschaftet 

und fungiert als reine Finanzbeteiligung der STAWAG. Aus dem von der STAWAG an 

die TGH gewährten Gesellschafterdarlehen in Höhe von aktuell 11,5 Mio. Euro, das 

seinerzeit für die vorzeitige Ablösung bestehender Bankdarlehen von den Gesell-

schaftern der TGH ausgereicht wurde, erzielt die STAWAG im Geschäftsjahr 2022 

Zinserträge von rund 0,7 Mio. Euro. Hierbei hat die TGH im Laufe des Geschäftsjahres 

2023 die gestundeten Zinsen aus den Vorjahren vollständig zurückgeführt, sodass 

keine weitere Zinsstundung mehr besteht. Es ist davon auszugehen, dass eine Rück-

führung des ausgereichten Gesellschafterdarlehens sowie Ergebnisabführungen und 

Rückführungen des Eigenkapitals an die Gesellschafter erst mittelfristig erfolgen wer-

den.  

Mit einem Gesellschaftsanteil von 13,7 Prozent ist die STAWAG auch an der TGE be-

teiligt. Geschäftsgrundlage ist hierbei ein zwischen der TGE (Trianel Gasspeicher Epe 

GmbH & Co. KG, Aachen) und den Gesellschaftern bestehender Speichernutzungsver-

trag. Im Geschäftsjahr 2023 erzielt die STAWAG mit dem Gasspeicher Epe ein insge-

samt ausgeglichenes Ergebnis. Für den Betrachtungszeitraum bis zum Ende des Spei-

cherzugangsvertrags im Jahr 2028 hat die STAWAG in der Vergangenheit bereits 

Drohverlustrückstellungen gebildet, die sich zum 31. Dezember 2023 auf rund 6,7 

Mio. Euro belaufen.  

Im Wärmebereich konnten die geplanten Spreads aus der stromoptimierten Vermark-

tung bei den beiden großen Blockheizkraftwerken (BHKW) Campus Melaten und 

Schwarzer Weg aufgrund der negativen Preisentwicklungen am Energiemarkt nicht 

vollumfänglich realisiert werden. Darüber hinaus konnte das neu errichtete BHKW 

Schwarzer Weg aufgrund von Lieferengpässen der Anlagentechnik im Jahr 2023 erst 

ein Quartal später als ursprünglich geplant in Betrieb gehen. Diese ergebnismindern-

den Effekte konnten durch ein gutes Vermarktungsergebnis von CO2-Absicherungs-

geschäften, den Wegfall der planerisch noch berücksichtigten Gasbeschaffungsum-

lage und durch einen positiven Sondereffekt bei den Altersversorgungsaufwendungen 

im Wärmebereich überkompensiert werden.  
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Die Preisentwicklungen an den Energiemärkten infolge des russischen Angriffskriegs 

auf die Ukraine hatten einen wesentlichen Einfluss auf die vertriebliche Stromsparte 

im Geschäftsjahr 2023. Bereits zum 1. Januar 2023 mussten die Preise im Privat- und 

Gewerbekundensegment aufgrund massiver Bezugskostensteigerungen erhöht wer-

den. Durch den massiven Verfall der Bezugspreise im Jahresverlauf 2023 hat sich der 

Wettbewerb deutlich schneller als erwartet intensiviert, womit sich die Kundenent-

wicklung innerhalb des Berichtsjahres umgekehrt hat. Die Absatzmengen im Ta-

rifkundensegment sind damit im Jahr 2023 auf 272,7 Gigawattstunden (GWh) gesun-

ken, wobei dennoch Umsatzerlöse oberhalb des Vorjahresniveaus erzielt werden 

konnten. Im Sonderkundengeschäft lagen die Absatzmengen an Drittkunden mit 

147,9 GWh nur geringfügig unterhalb des Vorjahresniveaus. Ein maßgeblich positiver 

vertrieblicher Ergebniseffekt ergibt sich aus Korrekturen der Vorjahresergebnisse auf-

grund von Hochrechnungskorrekturen und Mehr-/Mindermengenabrechnungen. Im 

Segment der Industrie- und Geschäftskunden liegt das Ergebnisniveau neben den 

vorgenannten Entwicklungen in Standardverträgen auch durch ungeplante Abschlüsse 

von Sonderverträgen oberhalb des Planniveaus.  

Da aufgrund der beschriebenen Marktsituation die Weitergabe von gestiegenen Kos-

ten nicht möglich ist, hat die STAWAG für diesen Sachverhalt eine entsprechende 

Drohverlustrückstellung zum 31. Dezember 2023 in Höhe von 4,8 Mio. Euro gebildet.  

Die Verkaufspreise in der vertrieblichen Gassparte sind bereits im November 2022 

erhöht worden, während Preise im Tarifkundensegment im Jahresverlauf 2023 kon-

stant gehalten werden konnten. Auch hier führte der anschließende Bezugspreisver-

fall zu einer Intensivierung des Wettbewerbs. Die Absatzmengen lagen mit 617,6 GWh 

auch hier aufgrund der oben genannten Kundenentwicklungen bei ähnlicher Witte-

rung deutlich unterhalb der Werte des Vorjahres. Im Sonderkundensegment lagen die 

Absatzmengen mit 475,7 GWh leicht oberhalb des Vorjahresniveaus. Insbesondere 

vorgenommene Korrekturen der Vorjahresergebnisse aufgrund von Hochrechnungs-

korrekturen und Mehr-/Mindermengenabrechnungen haben sich positiv auf den er-

zielten Deckungsbeitrag in der vertrieblichen Gassparte ausgewirkt.  

Im Rahmen der Zusammenführung der beiden ehemaligen Netzbetreiber INFRAWEST 

und Regionetz in die gemeinsame große Netzgesellschaft Regionetz erfolgt seit dem 

Jahr 2018 eine Übertragung der Erlösobergrenze der ehemaligen Regionetz auf die 

Regionetz, womit die Netzbetreibertätigkeit der ehemaligen INFRAWEST, formell er-

gänzt um die neuen Netzgebiete, fortgeführt wird.  

Im Stromnetz bildet das Jahr 2023 das fünfte und letzte Jahr der 3. Regulierungspe-

riode. Der jeweilige Bescheid zur Festlegung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen 
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der ehemaligen INFRAWEST und der ehemaligen Regionetz liegen zwischenzeitlich vor 

und sind nach zwischenzeitlichen Beschwerdeverfahren mittlerweile auch rechtskräf-

tig. Die im jeweiligen Bescheid enthaltenen Effizienzwerte für die dritte Regulierungs-

periode Strom liegen für die ehemalige INFRAWEST bei 92,22 Prozent und für die 

ehemalige Regionetz bei 94,94 Prozent. Im Jahr 2016 wurde eine umfassende Novel-

lierung der Anreizregulierung beschlossen. Im Ergebnis wurde der bis dahin in der 

Regulierung angelegte Zeitverzug zwischen der Tätigung von Investitionen und den 

erstmaligen Rückflüssen über Erlösobergrenzen vollständig abgeschafft und durch 

ein System eines jährlichen Kapitalkostenausgleichs abgelöst. Die Änderungen ent-

falten ihre Wirkung seit Beginn der dritten Regulierungsperiode (Gas 2018, Strom 

2019). Im Strombereich hat die Regionetz hieraus resultierend für die Jahre 2019 bis 

2024 zum 30. Juni des jeweiligen Vorjahres, Anträge auf Einbeziehung eines Kapi-

talkostenaufschlags entsprechend den Vorgaben aus dem § 10a ARegV bei der zu-

ständigen Regulierungsbehörde eingereicht. Ausgehend von den Erlösobergrenzen-

festlegungen der Behörden, deren Gültigkeit sich grundsätzlich auf die gesamte Re-

gulierungsperiode bezieht, haben die Netzbetreiber jährlich zum 1. Januar eines Jah-

res die Erlösobergrenze nach § 4 Abs. 3 Satz 1 ARegV anzupassen und die hieraus 

resultierenden Netzentgelte samt Verprobungsrechnung sowie die schriftliche Doku-

mentation der Entgeltermittlung bei den Regulierungsbehörden vorzulegen. Das je-

weilige Ergebnis aus der von der Regulierungsbehörde zuletzt durchgeführten Kos-

tenprüfung stellt hierbei das Ausgangsniveau für die dritte Regulierungsperiode dar. 

Darauf entfalten im Laufe der Regulierungsperiode die individuellen und generellen 

Effizienzvorgaben anhand des jeweils festgelegten Effizienzwerts und des generellen 

sektoralen Produktivitätsfaktors eine erlössenkende Wirkung. Im Strombereich liegt 

die zulässige Erlösobergrenze der Regionetz für das Jahr 2023 nach diesen Anpas-

sungen mit 151,5 Mio. Euro etwa 12,5 Mio. Euro über dem Niveau aus dem Vorjahr. 

Die Steigerung lässt sich insbesondere mit einer Erhöhung der volatilen Kosten sowie 

mit einem höheren Kapitalkostenaufschlag, höheren Personalzusatzkosten und hö-

heren vorgelagerten Netzkosten begründen. Im Jahr 2023 konnte die Kostenprüfung 

der Regionetz für die vierte Regulierungsperiode im Strombereich abgeschlossen 

werden, sodass hierdurch das genehmigte Ausgangsniveau als eine wesentliche 

Größe der künftigen Erlösobergrenzen als gesichert angesehen werden kann. Mit Be-

schluss vom 21. Februar 2018 für Gas bzw. 28. November 2018 für Strom hat die 

Bundesnetzagentur (BNetzA) schließlich auch die Festlegung des allgemeinen sekt-

oralen Produktivitätsfaktors für die dritte Regulierungsperiode im Gasbereich mit ei-

ner Höhe von 0,49 Prozent und im Strombereich von 0,9 Prozent p. a. abgeschlossen. 

Die Regionetz hat — wie zahlreiche weitere Netzbetreiber auch - Beschwerde gegen 

dieses Festlegungsverfahren beim Oberlandesgericht (OLG) Düsseldorf eingereicht. 
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Die Gerichtsverfahren zum generellen sektoralen Produktivitätsfortschritt Strom und 

Gas sind nach aktuellem Stand noch nicht vollkommen rechtskräftig abgeschlossen, 

sodass hierzu die weitere Entwicklung der entsprechenden Beschwerdeverfahren vor 

dem Bundesverfassungsgericht (BVG) und des Bundesgerichtshofs (BGH) abzuwarten 

bleibt. Im Rahmen der Festlegung des so genannten Eigenkapitalzinssatzes I (EK I) für 

die vierte Regulierungsperiode (2023 bis 2027 für Gas und 2024 bis 2028 für Strom) 

hat die BNetzA den Eigenkapitalzinssatz für Neuanlagen zunächst auf 5,07 Prozent 

und für Altanlagen auf 3,51 Prozent - jeweils vor Körperschaftsteuer - festgelegt. 

Aufgrund des allgemein gesunkenen Zinsniveaus sind diese Werte niedriger als die in 

der dritten Regulierungsperiode festgelegte Eigenkapitalverzinsung in Höhe von 6,91 

Prozent für Neuanlagen bzw. 5,12 Prozent für Altanlagen. Zahlreiche Netzbetreiber, 

darunter auch die Regionetz, haben Rechtsbeschwerde gegen die Festlegung der zu-

lässigen Eigenkapitalverzinsung eingelegt, da aus Sicht der Branche unter anderem 

die Berechnung der Marktrisikoprämie durch die BNetzA fehlerhaft erfolgt ist. Diese 

Festlegung ist auch weiterhin noch nicht rechtskräftig, da die BNetzA vor dem BGH 

Rechtsbeschwerde gegen das Urteil des OLG Düsseldorf eingelegt hat, das den Netz-

betreibern in ihrer ursprünglichen Klage im August 2023 in erster Instanz Recht ge-

geben hatte. Mit einem Urteil durch den BGH ist nunmehr im Laufe des Jahres 2024 

zu rechnen. Im Rahmen des Gesetzes zur Einführung einer Strompreisbremse hatte 

der Gesetzgeber der BNetzA im Jahr 2022 unter anderem im Energiewirtschaftsgesetz 

die Möglichkeit gegeben, abweichend von der bisherigen Praxis, einen Bezugszeit-

raum bzw. Bezugsgrößen für die Ermittlung der kalkulatorischen Fremdkapitalzinss-

ätze von Verteilnetzbetreibern zu setzen. In Bezug auf die vierten Regulierungsperi-

oden (2023 bis 2027 im Gas bzw. 2024 bis 2028 im Strom) hat die BNetzA im Jahr 

2023 auf dieser Basis weitere regulatorische Festlegungen auf den Weg gebracht. So 

hat die Behörde im Laufe des Jahres u. a. eine Erhöhung der Zinssätze für den Fremd- 

und Eigenkapitalanteil im Kapitalkostenaufschlag für Neuinvestitionen in die Strom- 

und Gasnetze ab dem Jahr 2024 angekündigt bzw. teilweise auch schon umgesetzt. 

Damit soll zum einen der aktuellen Zinsentwicklung Rechnung getragen und zum an-

deren auch Anreize für Investitionen in den Netzausbau gesetzt werden, um die Ener-

giewende weiter voranzutreiben. Diese Festlegungen gelten jedoch nur für Neuinves-

titionen ab dem Jahr 2024 und stellen zusätzlich auch nur eine Obergangsregelung 

dar, die auf die Dauer der vierten Regulierungsperiode beschränkt ist, sodass die Re-

gionetz gegen die bereits erlassene Festlegung für den Fremdkapitalanteil im Kapi-

talkostenaufschlag für Neuinvestitionen in die Strom- und Gasnetze ab 2024 Be-

schwerde eingelegt hat. Das Festlegungsverfahren zur Bestimmung des kalkulatori-

schen Eigenkapitalzinssatzes für Neuanlagen im Kapitalkostenaufschlag ist zum ak-

tuellen Stand noch nicht abgeschlossen; die Stellungnahmefrist endete am 6. 
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Dezember 2023. Die finale Festlegung hierzu steht momentan noch aus. Beide Fest-

legungsverfahren sind grundsätzlich positiv zu beurteilen. Die nach den Festlegungs-

verfahren resultierenden Zinssätze liegen zwar deutlich oberhalb derjenigen Werte, 

die sich ohne diese Anpassung ergeben hätten, sodass hierdurch zumindest eine teil-

weise Kompensation der zur vierten Regulierungsperiode deutlich gesunkenen Eigen-

kapitalzinssätze erfolgen wird. Im Zuge des seit dem Ukraine-Krieg deutlich gestie-

genen Zinsniveaus sind allerdings weitere Anpassungen am regulatorischen Rechts-

rahmen insbesondere auch für die Bestandsanlagen dringend erforderlich, so dass die 

Regionetz Ende Dezember 2023 einen individuellen Antrag nach § 29 Abs. 2 EnWG 

auf Änderung und Neubescheidung der Eigenkapitalzinssätze bei der BNetzA einge-

reicht hat. In welcher Weise die Behörde auf diese Anträge reagieren wird, bleibt ak-

tuell abzuwarten. Mit dem generellen sowie auch individuellen Produktivitätsfaktor 

für Gas und Strom sind jedoch auch einige weitere regulatorische Großparameter zur 

vierten Regulierungsperiode weiterhin noch nicht abschließend festgelegt bezie-

hungsweise befinden sich aktuell immer noch in der Konsultation mit der Behörde.  

Das Jahr 2023 bildete im Gasbereich das erste Jahr der vierten Regulierungsperiode 

der Anreizregulierung. Ein verbindlicher Bescheid zur Erlösobergrenzenfestlegung für 

die Jahre 2018 bis 2022 liegt bis zum heutigen Zeitpunkt nur für die ehemalige 

INFRAWEST vor. Für die Erlösobergrenzenfestlegung der ehemaligen Regionetz zur 

dritten Regulierungsperiode stehen die Anhörung sowie die Erteilung eines verbind-

lichen Bescheids aktuell auch nach Abschluss der Regulierungsperiode zum 31. De-

zember 2022 weiterhin aus. Die entsprechende Kostenprüfung konnte aber bereits 

im Jahr 2022 abgeschlossen werden, sodass das hieraus resultierende Ausgangsni-

veau als wesentlicher Bestandteil der künftigen Erlösobergrenzenfestlegung als gesi-

chert angesehen werden kann. Im Gasbereich haben die ehemalige INFRAWEST und 

die ehemalige Regionetz zum 30. Juni 2017 erstmals entsprechend den Vorgaben aus 

dem § 10a ARegV, einen Antrag auf Kapitalkostenaufschlag bei der zuständigen Re-

gulierungsbehörde eingereicht. Und in der Folge auch für die Jahre 2019 — 2024 

jeweils zum 30. Juni des Vorjahres entsprechende Folgeanträge gestellt. Der Effizi-

enzwert der Regionetz für die vierte Regulierungsperiode wurde in der Erlösobergren-

zenanpassung 2023 noch mit 87 Prozent angenommen; der mittlerweile durch die 

BNetzA mitgeteilte vorläufige Effizienzwert liegt bei 91,38 Prozent. Da allerdings im 

Laufe des Jahres 2023 der BGH in einem Beschwerdeverfahren zur dritten Regulie-

rungsperiode einige grundsätzliche Feststellungen zur sachgerechten Ermittlung der 

Effizienzwerte getroffen hat, ist davon auszugehen, dass sich der vorläufige Effizi-

enzwert der Regionetz im Laufe des Weiteren Festlegungsverfahren nochmals ändern 

wird. Im Gasbereich liegt die vorläufige Erlösobergrenze der Regionetz unter Berück-

sichtigung des angenommenen Effizienzwerts und des Kapitalkostenausgleichs für 
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das Jahr 2023 mit 82,7 Mio. Euro etwa 4,7 Mio. Euro über dem Niveau der für das Jahr 

2022 genehmigten Erlösobergrenze. Die Steigerung lässt sich insbesondere auf ein 

höheres Ausgangsniveau in der neuen Regulierungsperiode sowie höhere vorgela-

gerte Netzkosten und höhere Personalzusatzkosten zurückführen, die einem etwas 

niedrigeren Kapitalkostenaufschlag gegenüberstehen.  

Einen wesentlichen Schwerpunkt der Investitionstätigkeit im Stromnetz bildeten im 

Geschäftsjahr 2023 zahlreiche Maßnahmen in Umspannwerken. So wurde die Schutz- 

und Leittechnik im Umspannwerk West erneuert und diverse Mittelspannungsschalt-

anlagen und Netztransformatoren getauscht. Zudem hat das Projekt zum Umbau der 

110 kV Schaltanlage im Umspannwerk Süd begonnen. Weitere Schwerpunkte waren 

eine große Maßnahme in Stolberg-Mausbach, bei der fehleranfällige Mittelspan-

nungskabel ausgetauscht wurden, sowie die Durchführung diverser Netzverstärkun-

gen im Bereich der Niederspannung in Aachen.  

Im Gasbereich lagen die Schwerpunkte insbesondere in der alters- und zustandsbe-

dingten Erneuerung zahlreicher Versorgungsleitungen insbesondere in Aachen und in 

Eschweiler. Die Erschließung neuer Netzgebiete hat nicht stattgefunden, dagegen 

wurden aber wieder angestiegene Anschlussanfragen in bereits erschlossenen Gebie-

ten bearbeitet und umgesetzt. Über Verdichtungsmaßnahmen hinaus wurden auch 

systemische Netzerweiterungen, insbesondere Anbindeleitungen vorgenommen.  

Im Wasserbereich wurden im Jahr 2023 maßgeblich alters- und zustandsbedingte 

Leitungserneuerungen in Aachen vorgenommen.  

Insgesamt wurden im Geschäftsjahr 2023 ohne Berücksichtigung aktivisch abgesetz-

ter Kapitalzuschüsse rund 67,6 Mio. Euro in das Anlagevermögen der Regionetz in-

vestiert — wobei auf das Stromnetz 22,5 Mio. Euro, auf das Gasnetz 17 Mio. Euro und 

auf das Wassernetz 12,2 Mio. Euro entfielen. Weitere Investitionen in Höhe von ins-

gesamt rund 15,9 Mio. Euro erfolgten im Bereich der Telekommunikation, im Netz-

leitsystem, in der Straßenbeleuchtung sowie im allgemeinen Verwaltungsbereich.  

Das Ergebnis vor Steuern (EBT) der Regionetz beträgt im abgelaufenen Geschäftsjahr 

2023 etwa 37 Mio. Euro. Das Ergebnis wird über den bestehenden EAV — nach Abzug 

der Ausgleichszahlung an die außenstehende Gesellschafterin EWV Energie- und Was-

serVersorgung GmbH, Stolberg, (EWV) in Höhe von 9,8 Mio. Euro und den darauf ent-

fallenden Steuern in Höhe von 1,8 Mio. Euro — mit einem verbleibenden Betrag von 

25,4 Mio. Euro an die STAWAG abgeführt.  

Im abgelaufenen Geschäftsjahr 2023 hat die STAWAG Energie GmbH, Aachen, (STA-

WAG Energie) die Erweiterung des bestehenden Windparks in Simmerath-
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Lammersdorf um zwei weitere Windkraftanlagen mit einer Leistung von insgesamt 

11,2 Megawatt auf den Weg gebracht. Die zusätzliche Produktion von rund 26 Milli-

onen Kilowattstunden grünen Stroms reicht aus, um rechnerisch rund 7.400 Haus-

halte klimafreundlich mit Strom zu versorgen. Der bereits bestehende Windpark mit 

sieben Anlagen und einer Leistung von 23,1 Megawatt wurde bereits Ende 2016 in 

Betrieb genommen.  

lm Geschäftsjahr 2023 hat die STAWAG Energie mit einem Anlagenportfolio von knapp 

25 Windparks, zwölf Solarparks und noch einigen kleineren Anlagen ein EBT von 18,8 

Mio. Euro erzielt und die Erwartungen damit deutlich übertroffen. Wesentlicher Trei-

ber für die Ergebnisverbesserung sind deutlich über Plan liegende Beteiligungsergeb-

nisse der Wind- und Solarparks, für die vor allem die höheren Marktwerte dieser Pro-

jektgesellschaften im abgelaufenen Geschäftsjahr verantwortlich sind. Der Gewinn 

wird über den bestehenden EAV vollständig an die STAWAG abgeführt. 

Die getätigten Investitionen der STAWAG Energie haben sich im Geschäftsjahr 2023 

auf rund 14,4 Mio. Euro belaufen.  

Die FACTUR hat im Geschäftsjahr 2023 von einem wieder deutlich ansteigenden Zähl-

punktwachstum im externen Dienstleistungsgeschäft profitiert. Trotz höheren Auf-

wendungen für die Altersversorgung, die sich durch den aktuellen GWE-Abschluss 

mit Wirkung ab dem 1. Februar 2025 ergeben und zum Teil durch einen unter Plan 

liegendem Mitarbeiterbestand kompensiert werden konnten, erzielt die FACTUR bei 

einem Gesamtumsatz von 33,4 Mio. Euro ein EBT von rund 4,9 Mio. Euro und liegt 

damit deutlich oberhalb der ursprünglichen Planannahme. Der Gewinn wird über den 

bestehenden EAV vollständig an die STAWAG abgeführt.  

Die WAG Wassergewinnungs- und aufbereitungsgesellschaft mbH, Roetgen, (WAG) an 

der die STAWAG neben der enwor — energie & wasser vor ort GmbH, Herzogenrath, 

(enwor) zu 50 Prozent beteiligt ist, wird im Jahr 2023 Umsatzerlöse von 28,3 Mio. 

Euro und ein Ergebnis nach Steuern (EAT) von voraussichtlich rund 2,9 Mio. Euro er-

zielen. Im Geschäftsjahr 2022 hat die WAG einen Jahresüberschuss von rund 2,3 Mio. 

Euro erwirtschaftet, wovon jeweils 1 Mio. Euro an die beiden Gesellschafter STAWAG 

und enwor ausgeschüttet und ein Betrag von rund 0,3 Mio. Euro auf neue Rechnung 

vorgetragen wurde.  

Die STAWAG ist mit einem Anteil von 25,1 Prozent an den Stadtwerken Lübeck Energie 

GmbH, Lübeck, (SW Lübeck) beteiligt. Die SW Lübeck hatte zum 1. Juli 2020 mit der 

Hansewerk AG, Quickborn, (Hansewerk) einen neuen regional ausgerichteten gemein-

samen Netzverbund gegründet. Die bisherige Netz Lübeck GmbH, Lübeck, (Netz 

Lübeck) wurde dabei in die TraveNetz GmbH, Lübeck, (TraveNetz) umfirmiert. Rund 
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100 bisher von der Hansewerk bzw. ihren Tochtergesellschaften, der Schleswig-Hol-

stein Netz AG, Quickborn, (SHNG) und der HanseGas GmbH, Quickborn, (HNG), be-

treuten Konzessionsgebiete wurden im Zuge der Kooperation in die bisherige Netz 

Lübeck eingebracht und werden von dieser gemeinsam mit den dort bereits beste-

henden Netzgebieten betrieben. Im Gegenzug hat die SHNG eine Beteiligung von 25,1 

Prozent an der TraveNetz erhalten, wobei die übrigen 74,9 Prozent von den SW Lübeck 

gehalten werden. Die TraveNetz betreibt die Verteilnetze für Strom und Gas im Wirt-

schaftsraum Lübeck sowie Umgebung und nimmt die Aufgaben der grundzuständigen 

Messstellenbetreiberin wahr. Sie verfügt hierfür über das Eigentum an den Strom- und 

Gasnetzen, die Wegenutzungsrechte in Form von 124 Konzessionsverträgen und alle 

erforderlichen Betriebseinheiten. Für das Geschäftsjahr 2023 erwartet die SW Lübeck 

ein EBT vor Ausgleichszahlung an die außenstehende Gesellschafterin STAWAG in 

Höhe von 35,3 Mio. Euro. Im Geschäftsjahr 2023 hat die STAWAG eine Ausgleichs-

zahlung aus dem Geschäftsjahr 2022 in Höhe von rund 4,9 Mio. Euro phasenverscho-

ben vereinnahmt. Insgesamt hat die STAWAG aus der Beteiligung an den SW Lübeck 

bislang etwa 39 Mio. Euro an Ausgleichszahlungen erhalten.  

Die STAWAG hält seit 2013 als strategischer Partner der SWR-E einen Gesellschafter-

anteil von 49 Prozent. Geprägt ist das Jahresergebnis der Gesellschaft durch die Ge-

schäftsfelder Energieversorgung und Bäderbetrieb. Zum 1. Januar 2017 haben die 

SWR-E das Stromnetz in Rösrath übernommen und gleichzeitig einen Pacht- und 

Dienstleistungsvertrag mit der Regionetz abgeschlossen. In der für die STAWAG im 

Rahmen eines bestehenden Tracking-Stock-Modells relevanten Versorgungssparte 

wird für das Geschäftsjahr 2023 ein positives Ergebnis von rund 1,6 Mio. Euro erwar-

tet. Insgesamt wird der erwirtschaftete Gewinn der StadtWerke Rösrath-Energie 

GmbH, Rösrath, (SWR-E) voraussichtlich rund 1,3 Mio. Euro betragen. Im Geschäfts-

jahr 2023 hat die STAWAG ein (anteiliges) Beteiligungsergebnis in Höhe von 0,6 Mio. 

Euro aus dem Geschäftsjahr 2022 phasenverschoben vereinnahmt.  

Darüber hinaus ist die STAWAG seit 2013 an der enewa GmbH, Wachtberg, (enewa) 

mit einem Gesellschafteranteil von 49 Prozent beteiligt. Die Gesellschaft ist in den 

Geschäftsfeldern Wasserversorgung, Energieversorgung und im Bäderbetrieb aktiv. 

Die enewa hat überdies zum 1. Januar 2018 das Eigentum des Stromnetzes in Wacht-

berg erworben und gleichzeitig einen Pacht- und einen Dienstleistungsvertrag mit der 

Regionetz abgeschlossen. Zudem hat die enewa zum 1. Januar 2021 das Wassernetz 

im Ortsteil Niederbachem von der Energie- und Wasserversorgung Bonn/Rhein-Sieg 

GmbH, Bonn, erworben. Die Gesellschaft erwartet für das Geschäftsjahr 2023 ein Er-

gebnis von insgesamt rund 0,4 Mio. Euro. Das für die STAWAG im Rahmen des Tra-

cking-Stock-Modells relevante Ergebnis des Versorgungsbereichs beläuft sich dabei 
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auf rund 0,8 Mio. Euro. Im Geschäftsjahr 2023 hat die STAWAG von der enewa ein 

(anteiliges) Beteiligungsergebnis in Höhe von 0,3 Mio. Euro aus dem Geschäftsjahr 

2022 phasenverschoben vereinnahmt.  

Ebenso hat sich die STAWAG bereits im Jahr 2015 mit 49 Prozent als strategischer 

Partner an der Gemeindewerke Ruppichteroth GmbH, Ruppichteroth, (GWR) beteiligt. 

Für das Geschäftsjahr 2023 erwartet die GWR ein Ergebnis von rund 0,3 Mio. Euro. Im 

Geschäftsjahr 2023 wurde keine Ausschüttung des Jahresergebnisses 2022 vorge-

nommen. Zur Stärkung der Kapitalstruktur wurde das Jahresergebnis 2022 in Höhe 

von 327 TEuro vollständig thesauriert.  

Aus dem im Geschäftsjahr 2022 erzielten Jahresüberschuss der Trianel GmbH, 

Aachen, (Trianel) in Höhe von rund 27,6 Mio. Euro hat die STAWAG gemäß ihrer An-

teilsquote von 11,97 Prozent ein phasenverschobenes Beteiligungsergebnis von 3,3 

Mio. Euro sowie eine Ausschüttung aus der Gewinnrücklage von 2,4 Mio. Euro im Jahr 

2023 vereinnahmt. Für das Geschäftsjahr 2023 erwartet die Trianel ein Ergebnis vor 

Steuern (EBT) von rund 79,7 Mio. Euro.  

Der Anteil der STAWAG am Telekommunikationsanbieter NetAachen GmbH, Aachen, 

(NetAachen) liegt bei 16 Prozent. Für das Geschäftsjahr 2023 wird die NetAachen nach 

vorläufigen Angaben einen Jahresüberschuss von 3,1 Mio. Euro erwirtschaften. Die 

STAWAG vereinnahmt im Geschäftsjahr 2023 ein anteiliges Beteiligungsergebnis aus 

dem Jahr 2022 in Höhe von rund 0,5 Mio. Euro.  

Die Technische Werke Naumburg, Naumburg, (TWN), an der die STAWAG einen Anteil 

von 2 Prozent hält, wird im Geschäftsjahr 2023 einen voraussichtlichen Jahresüber-

schuss von rund 3 Mio. Euro erzielen. Zur Stützung der Liquiditätssituation wurde 

jedoch ein Gesellschafterbeschluss gefasst, der für die Jahre 2022 bis einschließlich 

2025 eine Thesaurierung der Jahresergebnisse vorsieht. Um den bestehenden EAV 

zwischen der TWN und der Kurbetriebsgesellschaft Naumburg/Bad Kösen mbH, 

Naumburg, nicht zu gefährden ist eine temporäre Reduzierung des festen Aus-

gleichsbetrags auf 9,8 TEuro sowie ein Verzicht auf die flexiblen Ausgleichsbeträge 

für die Jahre 2022 - 2025 vorgesehen. Insofern vereinnahmt die STAWAG im Jahr 

2023 sowie in den Jahren 2024 bis einschließlich 2026 einen phasenverschobenen 

Ergebnisbeitrag in Höhe von lediglich 400 Euro (reduzierter fester Ausgleichsbetrag).  

Die STAWAG hat im Jahr 2021 fünf Prozent ihrer Gesellschafteranteile an der smartlab 

Innovationsgesellschaft mbH, Aachen, (smartlab) an die Thüga Aktiengesellschaft 

verkauft und hält seitdem einen Gesellschaftsanteil in Höhe von 30 Prozent. Der im 

Jahr 2022 erzielte Jahresfehlbetrag der smartlab in Höhe von 0,4 Mio. Euro wurde auf 
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neue Rechnung vorgetragen. Für das Geschäftsjahr 2023 geht die smartlab von einem 

Jahresfehlbetrag in Höhe von rund 0,2 Mio. Euro aus.  

Anfang 2018 hat sich die STAWAG zusammen mit der Mark-E Aktiengesellschaft, Ha-

gen, (Mark-E) mit jeweils 50 Prozent an der neu gegründeten PSW Rönkhausen betei-

ligt. Die Gesellschaft ist Eigentümerin des Pumpspeicherkraftwerks (PSW) mit einer 

installierten Leistung von 140 MW. Das PSW ist an die Mark-E verpachtet, die auch 

den kommerziellen Betrieb der Anlage verantwortet. Aus der Pachtgesellschaft ver-

einnahmt die STAWAG im Jahr 2023 eine vertraglich fixierte Garantiedividende von 

jährlich 375 TEuro.  

Unter Berücksichtigung der vereinnahmten Beteiligungserträge erzielt die STAWAG im 

Geschäftsjahr 2023 einen Gewinn vor Ergebnisabführung von insgesamt rund 73,7 

Mio. Euro und übertrifft die ursprünglichen Erwartungen von 60,8 Mio. Euro damit 

deutlich. Der Gewinn von 73,7 Mio. Euro soll vollständig an die E.V.A. abgeführt wer-

den.  

Die regio iT hat aus ihrem Jahresüberschuss 2022 ein Beteiligungsergebnis in Höhe 

von 3,2 Mio. Euro (Plan 2,8 Mio. Euro) an die E.V.A. im Jahr 2023 ausgeschüttet und 

liegt damit um 0,4 Mio. Euro über Planniveau.  

Die gesamten Umsatzerlöse der regio iT liegen, trotz der Ausgründung des Ge-

schäftsbereiches „kommunale Serviceportale", mit 155,3 Mio. Euro um 1,7 Mio. Euro 

über dem Vorjahresumsatz. Im Bereich Produktlösungen sind die Umsatzerlöse bei 

Bestands- und Neukunden, um 4,9 Mio. Euro auf 110 Mio. Euro gestiegen. Aufgrund 

des breiten Produktportfolios der regio iT sind Umsatzsteigerungen sowohl bei den 

Bestandskunden als auch mit Neukunden generiert worden. Hierbei haben insbeson-

dere die Mitglieder der regio iT Beteiligungsgenossenschaft e. G. zum Anstieg der 

Umsatzerlöse beigetragen. Die Umsatzerlöse aus Beratungs- und Projektleistungen 

liegen mit 12,3 Mio. Euro unter dem Vorjahresniveau von 15,1 Mio. Euro und fallen 

insbesondere aufgrund der Ausgründung des Geschäftsbereiches „kommunale Ser-

viceportale" geringer als im Vorjahr aus. Die Umsatzerlöse aus dem Handels-/Lea-

sing-Geschäft sind hingegen von 21,8 Mio. Euro auf 23,5 Mio. Euro gestiegen. Der 

Anstieg im Geschäftsjahr resultiert insbesondere aus höheren Investitionen im Rah-

men von Digitalisierungsprojekten in Schulen.  

Der Materialaufwand hat sich korrespondierend zu den Umsatzerlösen um 2,1 Mio. 

Euro auf 69,5 Mio. Euro erhöht. Gründe hierfür sind einerseits der geänderte Ausweis 

der produktionsnahen Stromaufwendungen von 1,3 Mio. Euro, die bisher unter den 

sonstigen betrieblichen Aufwendungen ausgewiesen worden sind, und andererseits 

Preissteigerungen der Vorlieferanten.  
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Die Personalaufwendungen sind um 3,3 Mio. Euro auf 56,7 Mio. Euro angestiegen. 

Ursächlich sind, neben Einmalzahlungen, die um 28 auf 697 gestiegene Anzahl an 

Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen zum Jahresende gewesen. Aufgrund des Anstiegs 

liegt die Personalkostenintensität (Personalaufwendungen in Prozent vom Umsatz) 

mit 36,5 Prozent um 1,7 Prozent über dem Vorjahresniveau.  

Aufgrund höherer Aufwendungen und einem außergewöhnlich guten Vorjahresergeb-

nis sind, trotz eines leichten Anstiegs des Rohergebnisses auf 89,5 Mio. Euro, das 

Ergebnis vor Steuern auf 8,5 Mio. Euro und der Jahresüberschuss auf 6,1 Mio. Euro 

gesunken.  

Insbesondere aufgrund der gestiegenen Fremdfinanzierung und einem geringeren 

Jahresüberschuss ist die Eigenkapitalquote trotz Einstellung in die Gewinnrücklagen 

auf 29,5 Prozent (Vorjahr: 40,9 Prozent) gesunken.  

Der Anlagendeckungsgrad von 59,6 Prozent zeigt, dass die Investitionen des Be-

richtsjahres nicht vollständig aus eigenen Mitteln, sondern auch durch langfristige 

Kredite, finanziert werden können. Zum Bilanzstichtag sind die Verbindlichkeiten ge-

genüber Kreditinstituten um 9,3 Mio. Euro auf 18,8 Mio. Euro gestiegen.  

Die im August 2023 ausgeschüttete Dividende 2022 der gewoge in Höhe von 0,2 Mio. 

Euro bewegt sich auf Planniveau.  

Die E.V.A. beschäftigt zum Stichtag 31. Dezember 2023 127 Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter, davon 93 Vollzeit- und 34 Teilzeitkräfte. Umgerechnet auf Vollzeitmitar-

beiter beträgt der Personalbestand 114,4 Mitarbeiteräquivalente (MAÄ) gegenüber ei-

nem Planwert von 120,6 MAÄ zum Jahresende. Unter zusätzlicher Berücksichtigung 

von Geschäftsführern, Aushilfskräften, Praktikanten und Auszubildenden beträgt die 

Mitarbeiterzahl zum 31. Dezember 2023 143, davon 106 Vollzeit- und 37 Teilzeit-

mitarbeiter. Umgerechnet auf Vollzeitmitarbeiter entspricht dies einem Personalbe-

stand von 128,3 MAÄ gegenüber einem Planwert von 137,1 MAÄ. Ruhende Arbeits-

verhältnisse sind nicht berücksichtigt.  

 

Erklärung zur Unternehmensführung gemäß §289 f HGB zum Gesetz für die gleich-

berechtigte Teilhabe von Frauen und Männern an Führungspositionen in der Privat-

wirtschaft und im öffentlichen Dienst  

Für den Zeitraum vom 1. Juli 2022 bis 30. Juni 2027 gilt:  

In der E.V.A.-Gesellschafterversammlung vom 24. Juni 2022 wurde ein neuer Be-

schluss in Sachen Frauenquote für den Zeitraum vom 1. Juli 2022 bis zum 30. Juni 

2027 gefasst, im Einzelnen wie folgt: Die Gesellschafterversammlung beschließt, für 
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den Aufsichtsrat eine Zielgröße von 20 Prozent Frauenanteil für den Zeitraum 1. Juli 

2022 bis 30. Juni 2027 beizubehalten und bei der Geschäftsführung den Status Quo 

für den genannten Zeitraum nicht zu unterschreiten. Mittelfristig wird darüber hinaus 

angestrebt, den Frauenanteil im Aufsichtsrat wie auch in der Geschäftsführung deut-

lich zu erhöhen, um ein ausgeglichenes Geschlechterverhältnis zu erreichen. 

 

Anmerkung:  

Bei der E.V.A. hat es auf der 1. Führungsebene eine Veränderung zum Vorjahr gege-

ben. Eine weibliche Führungskraft ist in den Ruhestand verabschiedet worden; seit-

dem ist die Stelle vakant. Die Frauenquote sinkt von 37,5 Prozent (Vorjahr) auf nun-

mehr 28,57 Prozent. Damit liegt die Frauenquote nunmehr 21,43 Prozent (Vorjahr: 

12,5 Prozent) unter der vom Vorstand angestrebten Zielgröße der Frauenquote von 

50 Prozent für den Zeitraum vom 1. Juli 2017 bis zum 30. Juni 2022 / verlängert bis 

zum 30. Juni 2027. In der E.V.A.- Gesellschafterversammlung vom 24. Juni 2022 

wurde kein neuer Beschluss in Sachen Frauenquote für die 1. Führungsebene für den 

Zeitraum vom 1. Juli 2022 bis zum 30. Juni 2027 gefasst.  

Bei der E.V.A. hat sich, trotz Personalveränderungen auf der 2. Führungsebene, die 

Frauenquote in Höhe von 30 Prozent (Vorjahr: 30 Prozent) nicht verändert. Die von 

der Geschäftsführung beschlossene und anzustrebende Frauenquote von 30 Prozent 

für den Zeitraum 1. Juli 2017 bis 30. Juni 2022 / verlängert bis nunmehr 30. Juni 2027 

(E.V.A.- Gesellschafterversammlung vom 24. Juni 2022), konnte somit wieder erreicht 

werden.  

Für den Zeitraum 1. Januar 2023 bis 31. Dezember 2023 hat sich im Aufsichtsrat die 

Frauenquote von 20 Prozent (Vorjahr: 20 Prozent) gegenüber dem Vorjahr nicht ver-

ändert. 

 

Ertragslage 

Das Geschäftsjahr schließt mit einem sehr guten Ergebnis von 22 Mio. Euro ab (Vor-

jahr: 26,4 Mio. Euro).  

Die wirtschaftliche Lage der E.V.A. wird im Wesentlichen durch die Geschäftsentwick-

lung der Beteiligungsgesellschaften bestimmt. Das Zins- und Beteiligungsergebnis 

beträgt 43,8 Mio. Euro und liegt damit um 6,9 Mio. Euro über dem Vorjahresergebnis.  

Dabei lag die Gewinnabführung der STAWAG mit 73,7 Mio. Euro um 5,7 Mio. Euro 

über dem Vorjahr. Wesentliche Ursache hierfür ist die Entwicklung an den 
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Energiemärkten, die für ein positives Ergebnis im operativen Bereich sowie bei den 

Beteiligungsergebnissen beigetragen hat.  

Die ASEAG hat das Geschäftsjahr 2023 mit einem Fehlbetrag vor Verlustübernahme 

von 33,8 Mio. Euro abgeschlossen. Dies bedeutet gegenüber dem Vorjahr eine Ergeb-

nisverschlechterung von 0,7 Mio. Euro. Davon resultieren insgesamt 1 Mio. Euro aus 

einem besseren Betriebsergebnis und -1,7 Mio. Euro aus einem verschlechterten Fi-

nanz- und Beteiligungsergebnis. Es wurden zwar durch gestiegene Zinserträge um 

0,5 Mio. Euro und durch reduzierte Zinsen für Pensionsaufwendungen um 2,6 Mio. 

Euro positive Effekte erzielt, jedoch erfolgte wegen der Unternehmensneubewertung 

der APAG eine außerplanmäßige Abschreibung auf Finanzanlagen in Höhe von 5 Mio. 

Euro. Die Erträge aus Gewinnabführungsverträgen erhöhten sich um 0,1 Mio. Euro.  

Bei den sonstigen betrieblichen Aufwendungen ist erstmalig ein Investitionszuschuss 

an die ASEAG in Höhe von 8,5 Mio. Euro enthalten.  

Das Betriebsergebnis verschlechterte sich somit insgesamt um 10,4 Mio. Euro auf                       

-9,5 Mio. Euro.  

Für das Geschäftsjahr belaufen sich die Steuern vom Einkommen und vom Ertrag auf 

6,7 Mio. Euro Körperschaftsteuer (Vorjahr: 7,2 Mio. Euro) und auf 7,3 Mio. Euro Ge-

werbesteuer (Vorjahr: 5,3 Mio. Euro). Ertragssteuererstattungsansprüche für Vorjahre 

in Höhe von -1,7 Mio. Euro (Vorjahr: -1,1 Mio. Euro) resultieren im Wesentlichen aus 

einem Einspruchsverfahren für das Veranlagungsjahr 2002. 

 

Finanzlage 

lm Jahr 2023 belief sich das Finanzierungsvolumen der E.V.A. auf 32,8 Mio. Euro. 

Die Mittelverwendung ergibt sich im Wesentlichen in Höhe von 17,6 Mio. Euro aus der 

Zunahme der Finanzmittel sowie aus der Zunahme von Forderungen in Höhe von 12,6 

Mio. Euro, hiervon im Wesentlichen bei den verbundenen Unternehmen.  

Die Mittel resultieren hauptsächlich aus dem Jahresüberschuss in Höhe von 22 Mio. 

Euro, aus der Zunahme der Verbindlichkeiten in Höhe von 7,9 Mio. Euro und aus der 

Zunahme der Rückstellungen in Höhe von 2,7 Mio. Euro, hier vor allem bei den Steu-

errückstellungen. 
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Vermögenslage 

Die Bilanzsumme beträgt im Berichtsjahr 166,3 Mio. Euro und liegt damit um 32,7 

Mio. Euro über dem Vorjahreswert. 

Das Finanzanlagevermögen beinhaltet im Wesentlichen die Anteile an verbundenen 

Unternehmen und bildet zusammen mit den immateriellen Vermögensgegenständen 

und den Sachanlagen 38,3 Prozent des Gesamtvermögens. Die restlichen Mittel re-

sultieren mit 14 Prozent aus Guthaben bei Kreditinstituten und mit 47,7 Prozent aus 

dem übrigen Umlaufvermögen.  

Die Kapitalseite weist neben dem Eigenkapital in Höhe von 55,4 Mio. Euro weitere 

46,6 Mio. Euro mittel- und langfristige Mittel aus, die 28 Prozent der Bilanzsumme 

betragen. Darin enthalten sind Darlehen in Höhe von 23,5 Mio. Euro aus Stiftungs-

mitteln, die durch die Stadt Aachen verwaltet werden, ein Gesellschafterdarlehen der 

Stadt Aachen in Höhe von 12,4 Mio. Euro sowie ein Gesellschafterdarlehen der Städ-

teRegion Aachen in Höhe von 2,5 Mio. Euro. Die Verbindlichkeiten gegenüber dem 

Cash-Pool liegen bei 5 Prozent. Die übrigen kurzfristigen Rückstellungen und die 

Verbindlichkeiten betragen 33,7 Prozent und bestehen im Wesentlichen aus dem Ver-

lustausgleichsanspruch der ASEAG in Höhe von 33,8 Mio. Euro. Die Eigenkapitalquote 

beträgt 33,3 Prozent.  

Die E.V.A. stellt einen Konzernabschluss gemäß § 290 ff. HGB auf. Es werden die Jah-

resabschlüsse der ASEAG, der STAWAG, der APAG, der STAWAG Abwasser, der STA-

WAG Energie, der STAWAG Energie B.V., der FACTUR, der Regionetz, der Alsdorf Netz 

GmbH (Alsdorf Netz), der STAWAG Infrastruktur Simmerath GmbH & Co. KG, Simmer-

ath, (Simmerath Infrastruktur), der STAWAG lnfrastruktur Monschau GmbH & Co. KG, 

Monschau, (Monschau Infrastruktur), der Solar Power Turnow West I GmbH & Co. KG, 

Aachen, (Turnow West l), der Solar Power Turnow West II GmbH & Co. KG, Aachen, 

(Turnow West II), der Solaranlage Giebelstadt II GmbH & Co. KG, Aachen, (SA Giebel-

stadt), der Solarpark Gödenroth GmbH & Co. KG, Aachen, (SP Gödenroth), der Solar-

park Ilbesheim GmbH & Co. KG, Aachen (SP Ilbesheim), der Windpark Lauded GmbH 

& Co. KG, Aachen, (WP Lauded), der Windpark Monschau GmbH & Co. KG, Aachen, (WP 

Monschau), der Windpark Aachen-Nord GmbH & Co. KG, Aachen, (WP Aachen-Nord), 

der Windpark Simmerath GmbH & Co. KG, Aachen, (WP Simmerath), der Windpark 

Riegenroth GmbH & Co. KG, Aachen, (WP Riegenroth), der Windpark Jülich GmbH & 

Co. KG, Aachen, (WP Jülich), der Windpark Münsterwald GmbH & Co. KG, Aachen, (WP 

Münsterwald), der Windpark Simmerath II GmbH & Co. KG, Aachen, (WP Simmerath II), 

sowie der Windpark Erftstadt GmbH & Co. KG, Aachen, (WP Erftstadt) einbezogen. 
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III. Prognosebericht 

Nachdem die wirtschaftliche Dynamik in Jahr 2023 noch deutlich von den Nachwir-

kungen der vorangegangenen und teils anhaltenden Krisen geprägt war, gehen die 

führenden fünf Forschungsinstitute (Quelle: Gemeinschaftsdiagnose Frühjahr 2024, 

veröffentlicht am 27. März 2023) davon aus, dass das BIP im Jahr 2024 lediglich um 

0,1 Prozent wachsen und damit gewissermaßen stagnieren wird. Weiterhin wird er-

wartet, dass sich eine gesamtwirtschaftliche Erholung bei einer insgesamt niedrigen 

Dynamik erst im Frühjahr einstellen dürfte. Die konjunkturelle Schwäche wird den 

Beschäftigungsaufbau verlangsamen und die Arbeitslosigkeit zunächst weiter steigen 

lassen. Die Arbeitslosenquote wird in diesem Jahr mit durchschnittlich 5,8 Prozent um 

0,1 Prozentpunkte höher liegen als noch im Jahr 2023.  

Die Einkommen privater Haushalte befinden sich weiter im Aufwind. Bereits im ver-

gangenen Jahr wurden die Tariflöhne um 3,7 Prozent und damit deutlich stärker als 

im Vorjahr (2,2 Prozent) angehoben. Vielfach beinhalteten jüngste Tarifabschlüsse 

höhere Lohnsteigerungen, wobei in verstärktem Maße auf die Inflationsausgleichs-

prämie zurückgegriffen wurde, so dass die Effektivverdienste je Arbeitnehmer im Jahr 

2023 mit einem Zuwachs von 6,1 Prozent so stark gestiegen sind wie seit dem Jahr 

1992 nicht mehr. Da zumindest dauerhafte tabellenwirksame Tariflohnanhebungen 

ihre Wirkung häufig erst im Jahr 2024 entfalten werden, erwarten die Institute, dass 

sich die Zunahme der Tarifverdienste im Jahr 2024 auf durchschnittlich 4,4 Prozent 

erhöht, während Einmalzahlungen mit dem Wegfall der abgabenfreien Inflationsaus-

gleichsprämie mit dem Jahreswechsel 2024/2025 im Vergleich zu den Vorjahren 

deutlich zurückgehen.  

Hinsichtlich der Geldpolitik erwarten die Institute, dass die kurzfristigen Kreditzinsen 

zusammen mit den Leitzinsen sinken, die voraussichtlich ab Mitte des Jahres 2024 

nach und nach zurückgeführt werden. Der Restriktionsgrad der Geldpolitik dürfte so-

mit allmählich abnehmen. Die Zinsen für längerfristige Kredite dürften hingegen im 

Einklang mit den Renditen 10-jähriger Staatsanleihen weitgehend unverändert blei-

ben, da hier der erwartete Rückgang der Kurzfristzinsen größtenteils bereits einge-

preist sein dürfte. Infolge gesunkener Immobilienpreise und steigender Einkommen 

sollte sich die Kreditvergabe für Hauskäufe allmählich beleben. Auch die Unterneh-

menskreditvergabe dürfte im Zuge der sich aufhellenden Konjunktur leicht zulegen.  

Die Inflationsrate wird weiter zurückgehen von durchschnittlich 5,9 Prozent im ver-

gangenen Jahr auf 2,3 Prozent in diesem Jahr. Die Kerninflationsrate, bei der die Ener-

giepreise ausgeklammert werden, lag im vergangenen Jahr bei 6 Prozent, wobei die 

hohe Preissteigerungsrate in der Gesamtbetrachtung vor allem auf die kräftigen 
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Preisanstiege bis in den Frühling des vergangenen Jahres zurückzuführen ist. Die 

Preisbremsen für Strom, Gas und Fernwärme sind zum Jahreswechsel ausgelaufen. 

Dennoch sind die Gaspreise im Januar 2024 gegenüber dem Dezember 2023 mit 2,3 

Prozent nur leicht gestiegen, während die Strompreise sogar um 0,8 Prozent gefallen 

sind. Insgesamt werden für das Jahr 2024 sinkende Strom- und Gaspreise prognos-

tiziert. Während der durchschnittliche Strompreis im Jahr 2023 noch bei 98,7 

Euro/MWh (Phelix) lag, wird sich dieser im Jahr 2024 um rund 30 Prozent auf etwa 

68,7 Euro/MWh (Phelix) reduzieren. Ebenso werden sich die durchschnittlichen Gas-

preise mit 40,7 Euro/MWh (TTF) im Jahr 2023 auf voraussichtlich 27,5 Euro/MWh im 

Jahr 2024 verringern. In der Prognose der Strom- und Gaspreise wird angenommen, 

dass die sinkenden Beschaffungspreise Schritt für Schritt auf der Verbraucherstufe 

ankommen. In den nächsten Monaten kommt es bei den beiden Komponenten zu 

einem Wegfall weiterer staatlicher Preisstabilisierungsmaßnahmen. So wird der Um-

satzsteuersatz auf Gas, der im Oktober 2022 vor dem Hintergrund des russischen 

Angriffskrieges gegen die Ukraine auf 7 Prozent reduziert wurde, zum 1. April 2024 

wieder auf sein ursprüngliches Niveau von 19 Prozent erhöht. Bei den Strompreisen 

entfällt mit Jahresbeginn zudem ein staatlicher Zuschuss zu den Netzentgelten.  

Bei der Gestaltung der Verkehrswende wird dem ÖPNV weiterhin eine wesentliche Be-

deutung zugeschrieben. lm Geschäftsjahr 2023 traten die letzten Auswirkungen der 

Corona-Pandemie schnell in den Hintergrund. Das Deutschlandticket mit seinen Aus-

wirkungen auf die Nachfrage und die unsichere Finanzierung ist das beherrschende 

Thema. Zu Beginn des Jahres 2024 wurde auf der Verkehrsministerkonferenz die Fort-

führung des Deutschlandtickets zu einem unveränderten Preis von 49 Euro auch im 

Jahr 2024 beschlossen. Damit zeigt die Politik, dass sie weiterhin die Nachfrage nach 

dem ÖPNV durch preispolitische Maßnahmen fördern will und so ein wesentlicher Bei-

trag zum Klimaschutz durch den ÖPNV erbracht werden soll.  

Der Wirtschaftsplan der E.V.A. für das Jahr 2024 geht von einem ausgeglichenen Be-

triebsergebnis aus. Das negative Betriebsergebnis 2023 beinhaltete einen aufwands-

wirksamen, zweckgebundenen Investitionszuschuss der E.V.A. an die ASEAG in Höhe 

von 8,5 Mio. Euro für die „Anschaffung von E-Bussen". 
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Der für das Jahr 2024 geplante Personalaufwand liegt mit -11,6 Mio. Euro um rund 

0,8 Mio. Euro über dem für das Jahr 2023 erwarteten Personalaufwand. Der Personal-

kostenanstieg resultiert aus einer teilweisen Neubesetzung vakanter Planstellen sowie 

geplanter Entgeltsteigerungen.  

Die Abschreibungen liegen in der Planung 2024 bei -1,1 Mio. Euro und erhöhen sich 

damit um 0,9 Mio. Euro gegenüber dem laufenden Geschäftsjahr 2023. Ursächlich 

hierfür ist insbesondere der zum 1. Januar 2024 vorgesehene „Going-Live" des neuen 

Hauptbuchhaltungs-Systems SAP S/4 HANA.  

Sonstige betriebliche Aufwendungen wurden in Höhe von -3,1 Mio. Euro in der Pla-

nung berücksichtigt, die gegenüber dem Vorjahreswert (-12,4 Mio. Euro) um 9,3 Mio. 

Euro niedriger ausfallen. Davon entfallen 8,5 Mio. Euro auf den in 2023 gezahlten 

zweckgebundenen Investitionszuschuss an die ASEAG für die Anschaffung von E-Bus-

sen. Weiterhin wurden im Geschäftsjahr 2023 für das NERA Vorprojekt Beratungsauf-

wendungen in Höhe von 1,4 Mio. Euro an die STAWAG weiterberechnet. Für das Center 

Revision, für das planerisch eine Neubesetzung der zwei vakanten Planstellen erst ab 

dem Planjahr 2025 berücksichtigt ist, sind für das Planjahr 2024 externe Beratungs-

kosten mit 0,5 Mio. Euro im sonstigen Aufwand enthalten. Diese werden an die Kon-

zerngesellschaften weiterberechnet.  

Ferner wurden ein positives Beteiligungsergebnis in Höhe von 5,5 Mio. Euro und ein 

negatives Zinsergebnis von -0,2 Mio. Euro in der Planung berücksichtigt. Für das lau-

fende Geschäftsjahr 2024 ergibt sich somit gemäß Wirtschaftsplanung ein positives 

Jahresergebnis vor Steuern in Höhe von 5,3 Mio. Euro und unter Berücksichtigung der 

geplanten Steueraufwendungen in Höhe von -0,8 Mio. Euro ein Jahresüberschuss 

nach Steuern von 4,5 Mio. Euro. 

Ohne Berücksichtigung von Geschäftsführern, Auszubildenden und Aushilfskräften 

wird die geplante Personalstärke zum Ende des Geschäftsjahres 2024 119,2 MAÄ be-

tragen.  

Für die ASEAG und insgesamt für den ÖPNV kam es in den Jahren 2020 bis 2022 

coronabedingt und durch das 9-Euro-Ticket zu erheblichen Rückgängen der Beför-

derungserlöse im Vergleich zu der Zeit vor Corona (2019). Diese Entwicklung wird 

jetzt durch das Deutschlandticket fortgesetzt. Allerdings gibt es für die Jahre 2023 

und 2024 Richtlinien des Landes zum Mindererlösausgleich, die analog zu den 

Corona-Hilfen auf die Mengengerüste des Jahres 2019 zurückgreifen und zusätzlich 

eine, wenn auch kleine Mengensteigerungskomponente berücksichtigen. Somit kann 

die Ertragsseite für das Jahr 2024 als sehr gesichert angenommen werden.  
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Auf lokaler Ebene ist die Basis für die angebotsseitige Diskussion die von der ASEAG 

im Herbst 2019 in die politische Diskussion eingebrachte „Vision 2027. Diese bein-

haltet neben einem erheblichen Ausbau der Infrastruktur auch eine generelle Leis-

tungsausweitung von etwa 30 Prozent des heutigen Leistungsangebots.  

Während die politischen Diskussionen angebotsseitig trotz sich erschwerender wirt-

schaftlicher Rahmenbedingungen weiterhin auf eine Ausweitung des Leistungsange-

bots hinzielen, hat sich im Hinblick auf die tarifpolitischen Maßnahmen bei den Fahr-

kartenpreisen die Tendenz zu weiteren Fahrpreisvergünstigungen mit dem Deutsch-

landticket fortgesetzt. Unter dem Dach des Deutschlandtickets entstehen Produkte 

für Leistungsempfänger, Schüler und Studierende. Unternehmen werden trotz des 

insgesamt niedrigen Preisniveaus weiter Rabatte angeboten, wenn sie sich an den 

Kosten zu Gunsten ihrer Mitarbeiter beteiligen. Auch wenn die unmittelbaren Auswir-

kungen zurzeit durch Fördermaßnahmen von Bund und Land kompensiert werden 

sollen, ist die weitere Finanzierung des ÖPNV nunmehr langfristig nahezu ausschließ-

lich von Entscheidungen auf Bundes- und Landesebene abhängig.  

Im Bereich der Personalbeschaffung ist die Situation weiterhin angespannt. Auch wenn 

die altersbedingte Fluktuation im Fahrdienst im Jahr 2023 im Vergleich zu den Vor-

jahren eher moderat war, so blieb dennoch die Notwendigkeit erhalten, verstärkt Mit-

arbeiter für den Fahrdienst einzustellen. Die Personalbeschaffung bleibt eine große 

Herausforderung, weshalb die E.V.A. als zentraler Dienstleister seine Rekrutierungs-

bemühungen weiter fortsetzen wird und speziell für die ASEAG den Bereich Personal-

entwicklung verstärkt hat.  

Die Zuführungen zu den Pensionsrückstellungen werden, trotz der aktuellen Zinsent-

wicklung, auch im Jahr 2024 das Ergebnis noch belasten.  

Für 2024 geht die ASEAG von Beförderungserlösen in Höhe von 68,8 Mio. Euro aus. 

In die Planung ist die im AVV beschlossene Preissteigerung von ca. 8,5 Prozent zum 

1. Januar 2024 eingeflossen. Effekte aus dem inzwischen beschlossenen Deutsch-

landticket sind unberücksichtigt, da diese vollkommen ausgeglichen werden sollen. 

Aufgrund dieser Entwicklung und der generellen Diskussionen über die Rolle des 

ÖPNV in Deutschland geht die ASEAG von einer weiteren Erholung der Nachfrage aus. 

Umsatzseitig wird diese aufgrund der erwähnten Preisreduzierungen bzw. Aus-

gleichsmechanismen jedoch nicht durchschlagen. Vielmehr werden Erlöse auf lange 

Sicht gegen staatliche Zuschüsse laufen und diese reduzieren. Auch die Berücksich-

tigung von zusätzlichen Erlösen, die zur Finanzierung von zusätzlichen Angeboten 

zur Verfügung stehen, ist in den Richtlinien zum Mindererlösausgleich unabhängig 
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von der tatsächlichen Nachfrage geregelt — dies bringt zumindest Planungssicher-

heit.  

Für das Geschäftsjahr 2024 erwartet die ASEAG einen Jahresfehlbetrag vor Ver-

lustübernahme in Höhe von 43,2 Mio. Euro gemäß verabschiedetem Wirtschaftsplan. 

Maßnahmen zur Verkehrswende sollen durch Ertragszuschüsse der Stadt Aachen fi-

nanziert werden. Diese fließen der ASEAG als sogenannter vorweggenommener Er-

gebnisausgleich zu. Um die Kreditfinanzierung anderer Konzerngesellschaften im 

E.V.A.-Konzern nicht zu gefährden, wurde dieses Vorgehen mit der Stadt Aachen ab-

gestimmt. Auf das Ergebnis wirken sich dabei insbesondere Personal-, Treibstoff- 

und Subunternehmerkosten sowie höhere Abschreibungen durch moderne Fahrgast-

informationsmedien (z. B. Dynamische Fahrgastinformationssäulen, Internet und 

APP), zeitgemäße Vertriebsinfrastruktur (z. B. elektronisches Fahrgeldmanagement) 

und Fahrzeuge mit modernen Antriebsformen (Elektrobusse) kostentreibend aus, 

ohne dass im verbliebenen Geschäft wesentliche Einsparungen generiert werden kön-

nen. So hat die ASEAG zur Erhaltung des hohen technischen Stands der Busflotte zu-

erst massiv in Busse der Abgasnorm Euro 6 und inzwischen bereits in 27 Elektrobusse 

investiert. Weitere 33 Elektrobusse sollen Ende 2024 folgen.  

Bei der Tochtergesellschaft der ASEAG, der APAG bleibt die Situation weiterhin ange-

spannt. Für die mittelfristige Zukunft erwartet die APAG eine weiterhin hohe finanzi-

elle Belastung durch Sanierungen, sodass bis 2027 von einem Ergebnis von max. 1,5 

Mio. Euro ausgegangen wird, bevor dann ab 2028 wieder Ergebnisse von über 2 Mio. 

Euro erwartet werden. In Folge der zumindest in den kommenden Jahren eher mode-

raten Ergebniserwartung wurde die Beteiligung an der APAG um 5 Mio. Euro wertbe-

richtigt.  

Die nach der Pandemie wieder steigende Inanspruchnahme der ÖPNV-Leistungen wird 

sich nach Einschätzung der ASEAG auch im Jahr 2024 fortsetzen, auch wenn die in 

letzter Zeit stark zurückgegangene Zuverlässigkeit der Leistungserbringung, insbe-

sondere durch fehlendes Personal im gesamten ÖPNV-System — nicht nur bei der 

ASEAG — ein erhebliches Risiko darstellt, welches diesen Trend brechen könnte. In 

die Wirtschaftsplanung sind diese Aspekte prinzipiell eingeflossen. Welche Effekte 

sich letztendlich einstellen werden, ist auch aufgrund der zurzeit noch anhaltenden 

großen Veränderungen und Unsicherheiten, die durch das Deutschlandticket ausge-

löst wurden, zurzeit nicht abzuschätzen. Aktuell geht die ASEAG davon aus, dass jeg-

licher Mindererlös durch die Förderung des Deutschlandtickets ausgeglichen wird, so 

dass hieraus kurzfristig keine negativen wirtschaftlichen Effekte erwartet werden.  
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Der Vertriebsbereich der STAWAG erwartet im Jahr 2024 in der Strom- und Gassparte 

aufgrund der hohen Marktpreise und des zunehmenden Wettbewerbs eine rückläufige 

Absatzentwicklung. Im Wasserbereich ist von einem gegenüber dem Vorjahr konstan-

ten Verbrauch bei gleichbleibendem Kundenbestand auszugehen. Im Bereich Wär-

mecontracting ist aufgrund der verstärkten Akquise ein Mengenzuwachs zu erwarten, 

wie nachfolgende Tabelle verdeutlicht: 

 

Mengenentwicklung Vertriebsgeschäft 

*) ohne Verlustmengen 

Nachdem die Temperaturen im Jahr 2023 deutlich über dem langjährigen Mittel lagen, 

dürfte im Falle eines Jahres 2024 mit normalen Temperaturen der witterungsabhän-

gige Teil der Gas- und Stromnachfrage stimuliert werden. Gleichzeitig ist aber davon 

auszugehen, dass es insbesondere im Gasbereich, aber auch im Strombereich durch 

weitere nachhaltige Energieeinsparungen bzw. durch eigenerzeugte Mengen zu re-

duzierten Netzdurchleitungen kommt. Die Regionetz hat diese Erwartung bei den im 

Rahmen der Netzentgeltkalkulation angesetzten Energiemengen entsprechend be-

rücksichtigt. 

 

Netzausspeisung Regionetz 

Sparte Ist 2023 Plan 2024 Abw. Abw. (Prozent) 

Strom (Mio. kWh) 2.116,2 2.130,3 +14,1 +0,7 

Gas (Mio. kWh) 4.794,5 4.898,1 +103,6 +2,2 

 

Insgesamt ist nach derzeitigem Kenntnisstand und vorbehaltlich wirtschaftlicher Aus-

wirkungen durch den Ukraine-Krieg davon auszugehen, dass die STAWAG im Ge-

schäftsjahr 2024 ein Ergebnisniveau von etwa 56,7 Mio. Euro erzielen wird. 

 

Sparte Ist 2023 Plan 2024 Abw. Abw. (Prozent) 

Strom (Mio. kWh) 486 465 -21 -4,3 

Gas (Mio. kWh) 1.208 1.158 -50 -4,1 

Wasser (Mio. cbm)* 14 15 +1 +7,1 

Wärmecontracting 

(Mio. kWh) 

11 14 +3 +27,3 
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Finanzielle Kennzahlen 

Kennzahl Ist 2023 Plan 2024 Abw. Abw. (Prozent) 

Umsatzerlöse (T€) 671.173 527.383 -143.790 -21,4 

EBITDA (T€) 24.593 12.456 -12.137 -49,4 

EBIT (T€) 15.486 1.445 -14.041 -90,7 

EBT (T€) 73.676 56.689 -16.987 -23,1 

 

Die STAWAG wird im Geschäftsjahr 2024 weiterhin stetig das Ziel verfolgen, die ein-

zelnen Geschäftsfelder vor dem Hintergrund der sich zunehmend ändernden Markt-

bedingungen weiter zu entwickeln und zu optimieren. Dazu wird der Ausbau der Er-

neuerbaren Energien, die Forcierung der Projektentwicklung und die Stabilisierung 

des vertrieblichen Stammgeschäftes fortgesetzt. Eine weiterhin positive Ergebnisent-

wicklung erwartet die STAWAG im Prozess- und Dienstleistungsbereich. 

Ein Schwerpunkt wird zudem auf der Steuerung und Weiterentwicklung der Regionetz 

sowie der Hebung von Synergiepotenzialen liegen. Vor dem Hintergrund der weiter 

fortschreitenden Liberalisierung des Energiemarktes und des zunehmenden Investi-

tions- und Kostendrucks sind im Zuge einer angestrebten Neuordnung der Energie- 

und Wasserversorgung in der Region Aachen im Herbst 2023 Gremienbeschlüsse für 

einen Zusammenschluss der STAWAG mit der enwor gefasst worden. Nach bereits 

erfolgter Zustimmung der Räte der beteiligten Kommunen, einer Nichtbeanstandung 

durch die Bezirksregierung Köln sowie der kartellrechtlichen Freigabe wird die Um-

setzung des Zusammenschlusses mit der Übertragung des gesamten Geschäftsbe-

triebs der enwor mit allen Beteiligungen im Wege der Ausgliederung zur Aufnahme 

durch die STAWAG gemäß § 123 Abs. 3 Nr. 1 UmwG im zweiten Halbjahr 2024 voll-

zogen. Die enwor wird gleichzeitig Aktionärin der STAWAG und erhält im Zuge einer 

Kapitalerhöhung Aktien der STAWAG in Höhe von 25,1 Prozent des Grundkapitals der 

STAWAG, während die E.V.A. mit 74,9 Prozent Mehrheitsaktionärin der STAWAG 

bleibt. Dabei wird die ertragsteuerliche Organschaft mit einem entsprechenden Be-

herrschungs- und Gewinnabführungsvertrag zwischen der STAWAG und der E.V.A. 

fortgeführt. Die enwor wird nach der erfolgten Ausgliederung als (Holding-) Gesell-

schaft ohne eigenen operativen Geschäftsbetrieb fortbestehen.  
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Ferner hat sich die STAWAG bis 2030 fünf Ziele für eine klimafreundliche Energiever-

sorgung gesetzt. Diese sind  

- die Versorgung von ganz Aachen mit Strom aus eigenen Anlagen zur Erzeu-

gung regenerativer Energien  

- die Förderung klimafreundlicher Mobilität  

- die klimafreundliche Fernwärme-Erzeugung auf Basis von Kraft-Wärme-Kopp-

lung, Tiefengeo- und Solarthermie  

- die Förderung der Energieeffizienz, z. B. durch Anreize zum Energiesparen für 

Endkunden  

- die Ausrichtung innerbetrieblicher Prozesse an Anforderungen des Klima-

schutzes, wie z. B. Förderung des Fahrradfahrens  

Die Ziele werden medienwirksam durch eine Kampagne über analoge und digitale 

Plakate, Online-Werbung, Radiospots, Print-Anzeigen und Social Media kommuni-

ziert. 

Für das Jahr 2024 plant die regio iT — analog zu der positiven Prognose für den Markt 

für Informationstechnik — mittels Neukundengewinnung und dem Ausbau der Wert-

schöpfungstiefe bei Bestandskunden weiterzuwachsen. Aufgrund ihres breiten 

Dienstleistungsportfolios, insbesondere die Expertise bei Private-Cloud-Plattformen, 

sieht sich die regio iT für die Herausforderungen der Kunden gut vorbereitet. Als 

größter Wachstumsbereich wird weiterhin das Thema Digitalisierung angesehen, da 

hier immer noch Nachholbedarf in vielen Verwaltungsprozessen und im Bildungsbe-

reich besteht. Für das Jahr 2024 plant die Gesellschaft einen Gesamtumsatz von 157,5 

Mio. Euro und ein Ergebnis vor Steuern von 6,2 Mio. Euro.  

Für das Beteiligungsergebnis gewoge wurde in der Wirtschaftsplanung rund 0,2 Mio. 

Euro angenommen. Es wird davon ausgegangen, dass die Ausschüttung der Dividende 

2023 auf Planniveau im Sommer 2024 erfolgt. 

 

IV. Chancen und Risikobericht 

Entsprechend § 91 Abs. 2 Aktiengesetz hat die Geschäftsführung ein Überwachungs-

system eingerichtet, das die rechtzeitige Erkennung von Risiken gewährleistet, die 

den Fortbestand des Unternehmens gefährden könnten. Analog zu unserem Control-

ling- und Planungsprozess führen regelmäßige Risiko-Inventuren nach einem kon-

zerneinheitlichen Verfahren zu einer vollständigen Dokumentation aller Einzelrisiken. 

Für die verschiedenen Unternehmensbereiche und Gesellschaften sind Risikoverant-

wortliche benannt, die Gefahren und Chancen, die sie in ihren Bereichen erkannt 
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haben, durch Abschätzung der Schadenshöhe und Eintrittswahrscheinlichkeit bewer-

ten und sie nach einer wiederkehrenden Systematik dokumentieren. Die Risiken wer-

den nach den Kategorien allgemeine externe, allgemeine interne, leistungswirtschaft-

liche und finanzwirtschaftliche Risiken unterschieden. Der Risikomanager führt die 

Ergebnisse in einem halbjährlichen standardisierten Bericht an die Leitungsorgane der 

Gesellschaft sowie deren Aufsichtsgremien zusammen. Aus den Ergebnissen der Ri-

siko-Inventuren werden Maßnahmen zur Steuerung, zur Begrenzung und zur Minde-

rung der Risiken abgeleitet. Die Risiken der E.V.A. sind aufgrund ihres Geschäftsmo-

dells wenig operativ induziert. Diese liegen eher bei den großen Beteiligungsgesell-

schaften ASEAG und STAWAG.  

Die Risikolage der STAWAG-Gruppe, zu der die Einzelgesellschaften STAWAG, Regio-

netz, STAWAG Energie und FACTUR Billing Solutions GmbH, Aachen, (FACTUR) gehö-

ren, zeigt zum Stichtag 31. Dezember 2023 ein gegenüber dem Vorjahr insgesamt 

verbessertes Bild. Die massiven Preisentwicklungen an den Energiemärkten haben 

sich auch 2023 deutlich positiv auf die Bereiche konventionelle Kraftwerksbeteiligun-

gen und regenerative Erzeugungsanlagen ausgewirkt. Erst im Jahresverlauf gaben die 

Beschaffungspreise wieder nach und die Märkte kamen zu wettbewerblichen Struktu-

ren zurück. Auf der Vertriebsseite wirkte sich die Entwicklung der Beschaffungsmärkte 

ungünstig aus. Die STAWAG musste zum Jahresbeginn Preisanhebungen aufgrund der 

gestiegenen Beschaffungskosten vornehmen. Eine vollständige Weitergabe der Kosten 

war jedoch nicht möglich, sodass zu der bereits im Vorjahr gebildeten Rückstellung 

eine zusätzliche Drohverlustrückstellung von 4,8 Mio. Euro gebildet werden musste. 

Aufgrund der inzwischen wieder deutlich rückläufigen Deckungsbeiträge bei der Ver-

marktung der Kraftwerksscheibe TKL und der in Zukunft wieder zu erwartenden Un-

terdeckung bei den Fixkosten wird auch hier die bestehende Drohverlustrückstellung 

fortgeführt und um 0,5 Mio. Euro auf 64,6 Mio. Euro angepasst.  

Im Jahr 2023 stiegen die Kapitalmarktzinsen bis Oktober weiter an. Zinsgedingte Zu-

führungen zu Pensionsrückstellungen, wie es die STAWAG jahrelang im Ergebnis ver-

kraften musste, haben aktuell keinen Einfluss mehr auf die Risikolage. Im Hinblick auf 

die in vielen Ländern gewollte Abkehr von fossilen Brennstoffen und die Förderung 

regenerativer Energiequellen gibt es mittlerweile diverse Initiativen und Gesetzesvor-

haben zur Energietransformation. Diese Transformation wird zu hohen Neuinvestiti-

onen, auch in umweltschonende Technologien führen. Es bleiben viele Unsicherheiten 

darüber, wie schnell die Transformation vollzogen und finanziert werden kann. Dar-

über hinaus gehören die unbeeinflussbaren Wetterrisiken mit ihren positiven und ne-

gativen Effekten auf die Absatzmengen unverändert zum Geschäftsmodell der STA-

WAG und der Regionetz. Marktbedingt rechnet die STAWAG mit einer rückläufigen 
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Absatzentwicklung. Chancenreich sieht die STAWAG unverändert die Projektentwick-

lungen in ihrer Tochtergesellschaft STAWAG Energie, in der der weitere Ausbau von 

regenerativen Energieerzeugungsanlagen betrieben wird. In der zwischen STAWAG 

und BAN bestehenden Netzkooperation in der Regionetz wird der Erfolg künftig noch 

mehr in der Hebung und Realisierung von Synergiepotenzialen liegen. Auch der von 

den Gremien beschlossene Zusammenschluss von STAWAG und enwor bietet neue 

Möglichkeiten, das Ergebnisniveau der STAWAG-Gruppe von 50 — 60 Mio. Euro zu 

halten. Aus heutiger Sicht sind daher keine Risiken zu erkennen, die den Fortbestand 

der STAWAG-Gruppe oder einzelner Segmente im Berichtszeitraum gefährdet haben 

oder über diesen hinaus gefährden könnten.  

Im Risikoportfolio der ASEAG zum 31. Dezember 2023 wird seit der Corona-Pandemie 

das neue Risiko einer Pandemie aufgeführt. Auch wenn die Eintrittswahrscheinlichkeit 

einer erneuten Pandemie in den kommenden Jahren nach der inzwischen als beendet 

erklärten Corona-Pandemie als gering eingestuft wird, können die wirtschaftlichen 

Auswirkungen erheblich sein, ungeachtet dessen, dass diese im Wesentlichen durch 

staatliche Zuschüsse aufgefangen werden. Nach der Corona-Pandemie traten mit der 

Einführung des Deutschlandtickets neue Unsicherheiten für die ASEAG ein. Zunächst 

war nicht klar, ob die hierfür von Bund und Ländern bereitgestellten Zuschüsse nur 

die wirtschaftlichen Nachteile des Jahres 2023 ausgleichen sollten oder ob die Politik 

zur Förderung der Verkehrswende eine nachhaltige Finanzierungszusage gibt. Mitt-

lerweile kann aber als gesichert angenommen werden, dass die Förderung des 

Deutschlandtickets im Jahr 2024 fortgesetzt wird. Für die Folgejahre bleibt die Finan-

zierungsunsicherheit jedoch weiterhin bestehen. Das Deutschlandticket hat sicher 

seinen Teil dazu beigetragen, dass die ASEAG in vielen Produktbereichen bereits wie-

der das Vor-Corona-Niveau erreichen konnte. Bremsend für die angestrebte Ver-

kehrswende wirken sich aber die Personalknappheit und die zunehmenden Finanzie-

rungsschwierigkeiten für umweltfreundliche Mobilität aus. Mittel- bis langfristig wird 

davon ausgegangen, dass in städtischen Gebieten der Trend hin zum ÖPNV wieder-

einsetzen wird — je urbaner, desto stärker. Hierin sieht die ASEAG weiterhin eine 

Chance für sich als Mobilitätsdienstleister. Die aktuellen parteipolitischen Diskussio-

nen sowie der angesagte Kampf gegen den Klimawandel unterstreichen die Chancen 

zwar, dennoch hat die ASEAG auch Zweifel daran, dass sich der Bund an einer nach-

haltigen und langfristigen Finanzierung der Ertragsausfälle aus dem Deutschlandti-

cket und der Verkehrswende beteiligen wird. Vielmehr könnten die derzeitigen Zu-

schüsse als Anschubfinanzierung gesehen werden.  

Aktuelle Zinsprognosen sind in die mittelfristige Wirtschaftsplanung der ASEAG ein-

geflossen. Dabei wird aufgrund der aktuellen Zinsentwicklung davon ausgegangen, 
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dass die Zinseffekte auf die Pensionsrückstellungen gegenüber den vorherigen Jahren 

deutlich rückläufig sein werden. Dennoch können sich weiter verändernde Rahmen-

parameter (Zinssätze/Zinsprognosen, Tarifabschlüsse) zu zusätzlichen erheblichen 

Ergebnisbelastungen entwickeln. Dagegen konnten die Zusatzbelastungen aus dem 

im Jahr 2010 geänderten BilMoG bereits im Jahr 2017 abgeschlossen werden. Um 

insgesamt die Abhängigkeit der Pensionsrückstellungen von der Zinsentwicklung zu 

reduzieren, hat die ASEAG den Durchführungsweg für neu zu schaffende Altersvor-

sorge im Jahr 2016 geändert. Dies ermöglicht eine andere bilanzielle Darstellungs-

weise, ohne dass jedoch dadurch die letztendlich zu zahlende Altersvorsorge in der 

Höhe beeinflusst wird. Der für die ASEAG durch die Direktvergabe bestehende Be-

standsschutz bis 2027 für die von der ASEAG erbrachten Verkehrsleistungen für die 

gesamte StädteRegion Aachen trägt auch darüber hinaus kein Risiko, sofern der po-

litische Wille hierzu gegeben ist. Daran hindert auch die aktuelle Rechtsprechung zur 

Inhouse-Vergabe nach § 108 GWB nichts. Das in den Vorjahren mehrfach dargelegte 

Risiko einer Korrektur des Beteiligungswertes der APAG ist letztlich eingetreten. lm 

Jahresabschluss 2023 erfolgte eine Abschreibung des Wertansatzes um 5 Mio. Euro. 

Weiterhin hohe Instandhaltungsaufwendungen stellen auch in den kommenden Jahren 

eine Herausforderung dar, die den Beteiligungswert unter Druck setzen. Zur Stabili-

sierung des Unternehmenswertes wurden im Rahmen der Wirtschaftsplanung 2024 ff. 

Steigerungen der Kurzparkertarife und Maßnahmen zur Steigerung des Eigenkapitals 

und damit der Eigenfinanzierungskraft der APAG berücksichtigt. Insgesamt gilt es, 

das Bewertungsrisiko der Beteiligung weiterhin zu überwachen. Nachdem seit länge-

rem aus dem Tariftreue- und Vergabegesetz kein unmittelbares Risiko für die 

Vergabe von Leistungen an Subunternehmer mehr besteht, verbleibt das Risiko eines 

schleichenden, überproportionalen Kostenanstiegs in diesem Bereich. Der derzeitige 

Tarifpartner gilt bei Tarifverhandlungen als deutlich durchsetzungsstärker. lm Bereich 

der Tarifverträge wird von der Nahverkehrsgewerkschaft NahVG sogar das bei ASEAG 

und ESBUS bis 2027 gültige Tarifmodell in Frage gestellt. Unter Umständen ist das 

Fortbestehen der ESBUS mit ihren derzeitigen Regelungen bis 2027 nicht als gesichert 

anzusehen. Die aktuellen Schwierigkeiten aller Verkehrsunternehmen bei der Perso-

nalbeschaffung verstärken das Risiko überdurchschnittlicher Lohnsteigerungen sicher 

noch, weswegen dieser Sachverhalt in der Wirtschaftsplanung adäquat berücksichtigt 

wurde.  

Weitere wesentliche Risiken ergeben sich für die ASEAG aus Umweltbelangen. Sie ma-

chen es erforderlich, dass die ASEAG schneller als geplant kostenintensive, schad-

stoffreduzierende oder umweltpolitische Maßnahmen einzuleiten hat. Dabei stehen 

aktuell nicht mehr Themen wie Umweltzone oder Dieselfahrverbote im Vordergrund. 

Vielmehr sorgt die Clean Vehicles Richtlinie der EU und deren Umsetzung in nationales 
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Recht weiterhin für umweltpolitischen Druck, der die ASEAG belastet. Demnach müs-

sen zukünftig erhebliche Anteile der Fahrzeugbeschaffung E-Busse oder Wasserstoff-

busse (inkl. Brennstoffzelle) beinhalten. Hinzu kommt, dass von der ASEAG als kom-

munales Unternehmen im Zuge der Umstellung auf saubere Antriebstechnologien 

eine Vorreiterrolle in der Region erwartet wird. Dies spiegelt sich beispielsweise im 

Grundsatzbeschluss des Mobilitätsausschusses der Stadt Aachen zum Ende des Ge-

schäftsjahres 2021 wider, der vorsieht, dass die ASEAG bei Ersatzbeschaffungen zu-

künftig ausschließlich auf saubere Fahrzeuge zurückgreifen soll. Bei der Finanzierung 

dieser Maßnahmen setzt die ASEAG weiterhin auf Förderprogramme des Landes bzw. 

des Bundes und auf die Co-Finanzierung durch die Aufgabenträger als Besteller der 

Verkehrsleistungen. im Jahr 2023 erhielt die ASEAG einen Förderbescheid für insge-

samt 90 Busse bis zum Jahr 2026.  

Auch zukünftig bleibt ein wesentliches Risiko der ASEAG die Abhängigkeit von Zu-

schüssen und Fördermitteln. Sie variieren je nach Ticketart, unterliegen in der Regel 

keiner Dynamisierung und stehen häufig zur jährlichen Disposition bei Haushaltspla-

nungen an, sodass damit stets die Notwendigkeit verbunden ist, wegfallende oder 

stagnierende Zuschüsse durch andere geeignete finanzielle Maßnahmen zu kompen-

sieren. Zusätzlich zu den bereits heute vom Bund und vom Land bezuschussten Ti-

ckets für spezielle Kundengruppen (z. B. Studenten, Schuler, Empfänger von Sozial-

leistungen) sowie des allgemeinen Deutschlandtickets, bereitet der ASEAG die Einfüh-

rung des Deutschlandtickets Sozial als Ersatz für das Mobil-Ticket (i. W. Empfänger 

von staatlichen Leistungen) Gedanken. Hierdurch würde sich die Unterdeckung in die-

sem Tarifsegment spürbar erhöhen. Es zeigt, dass die Abhängigkeit der ASEAG als 

kommunales Verkehrsunternehmen von Entscheidungen beim Bund und beim Land 

erheblich zunimmt und Maßnahmen, die auf die Bedürfnisse in der Region abzielen 

kaum noch realisierbar sind. Die weitere Entwicklung der ÖPNV-Finanzierung gilt es 

daher kritisch zu beobachten.  

Die E.V.A. nimmt im Konzern Querschnittsfunktionen in Form von Dienstleistungen 

wahr und ist darüber hinaus eine geschäftsführende Holding sowie eine steuerliche 

Organträgerin. Damit trägt sie sämtliche steuerliche Risiken aus den angeschlossenen 

Organgesellschaften, die sich aus den Bewertungsunterschieden zwischen Handels- 

und Steuerbilanz ergeben.  

Für erkennbare Risiken aus Betriebsprüfungen wird durch Rückstellungsbildung 

rechtzeitig vorgesorgt. Dennoch zeigen die Erfahrungen der letzten Jahre, dass steu-

erliche Vorgänge zunehmend komplexer geworden sind, schwieriger zu deklarieren 

sind und sich zuweilen stark von der wirtschaftlichen Beurteilung in der Handelsbilanz 
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entfernen können. Steuerliche Risiken im Zusammenhang mit Steuergesetzänderun-

gen sind allerdings aktuell nicht erkennbar.  

Das Geschäftsergebnis der E.V.A. wird in hohem Maße von der Entwicklung der Er-

gebnisse im Energiebereich der STAWAG und insbesondere von den Verlusten im 

ÖPNV-Bereich der ASEAG bestimmt. Hieraus entsteht bei der E.V.A. zwar ein mögli-

ches Risiko einer Ergebnis- und Liquiditätsunterdeckung, jedoch ist dieses mit dem 

Geschäftsjahr 2022 und einem erzielten Nachsteuerergebnis von 26,3 Mio. Euro weit-

gehend minimiert. Vielmehr knüpft die E.V.A. nochmals an die äußerst positive Ent-

wicklung des letzten Jahres an und beendet das Geschäftsjahr 2023 mit einem Ergeb-

nis nach Steuern in Höhe von 22,0 Mio. Euro. Das wiederum überdurchschnittlich gute 

Ergebnis führt dazu, dass die E.V.A. ihren Verlustvortrag, der in der Spitze 50,8 Mio. 

Euro zum 31. Dezember 2021 betrug, zum 31. Dezember 2023 nahezu abgebaut und 

das Eigenkapital der E.V.A. insofern wieder deutlich gestärkt werden konnte. Gemäß 

der aktuellen Wirtschafts- und Mittelfristplanung 2024-2028 geht die E.V.A. ferner 

davon aus, auch weiterhin deutlich positive Jahresüberschüsse zu erzielen, womit die 

in der Vergangenheit erhaltenen Ausgleichszahlungen der Stadt Aachen nicht mehr 

erforderlich sind. Aus diesem Grund wurde ein Gesellschafterbeschluss gefasst, die 

seit dem Jahr 2013 im E.V.A.-Gesellschaftsvertrag verankerte Ausgleichsverpflichtung 

gem. § 15 Abs. 3, aus der die Stadt Aachen insgesamt bereits rd. 65,0 Mio. Euro an 

die E.V.A. geleistet hat, zu streichen. Aus finanzwirtschaftlicher Sicht zeigt sich die 

Liquiditätsentwicklung der E.V.A. nach der Gewinnausschüttung durch die STAWAG 

und dem Verlustausgleich an die ASEAG nochmals deutlich positiver als im letzten 

Jahr. Bei Bedarf kann die E.V.A., auch wenn dies aktuell nicht absehbar ist, auch wei-

terhin kurzfristige Liquidität aus dem konzerninternen Cash-Pool in Anspruch neh-

men.  

Die aktuelle Überprüfung der Risikosituation zeigt, dass insbesondere die zuletzt au-

ßerordentlich hohen Ergebnisbeiträge aus dem Energiebereich maßgeblich dazu bei-

getragen haben, die E.V.A. wieder in eine ausbalancierte Ergebnis- und Finanzsitua-

tion zu führen. Damit ist die Grundlage für den langfristigen Fortbestand der E.V.A. 

bei Wahrnehmung ihrer originären Aufgaben und unter Einbezug des steuerlichen 

Querverbundes sichergestellt. Konkrete Risiken wurden in den Jahresabschlüssen der 

Einzelgesellschaften, soweit zulässig, durch adäquate Rückstellungsbildung berück-

sichtigt bzw. wurden in den Wirtschaftsplänen der Gesellschaften abgebildet 
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Berichterstattung nach § 108 Abs. 3 Nr. 2 GO NW 

Gesellschaftsvertragsmäßiger Gegenstand der E.V.A. ist die Versorgung mit Elektrizi-

tät, Gas, Wasser und Wärme, die Erfüllung anderer Versorgungsaufgaben, die Durch-

führung von Entsorgungsaufgaben sowie der öffentliche Nahverkehr, die Durchfüh-

rung von Gelegenheitsverkehr, die Schaffung und Vorhaltung von allgemein zugäng-

lichen Parkflächen, die Verwaltung von Vermögen in der StädteRegion Aachen und 

deren Umgebung sowie die Erbringung unterstützender Verwaltungsdienstleistungen 

zur Deckung des Eigenbedarfs ihrer kommunalen Gesellschafter. Die Gesellschaft ist 

zu allen Geschäften und Maßnahmen berechtigt, die den Gesellschaftszweck fördern.  

Sie kann sich hierbei anderer Unternehmen bedienen, sich an ihnen beteiligen oder 

solche Unternehmen sowie Hilfs- und Nebenbetriebe errichten, erwerben oder pach-

ten. 

Die Gesellschaft ist eine geschäftsleitende Holding-Gesellschaft. Sie hat die Aufgabe, 

nach Maßgabe abzuschließender Unternehmensverträge (§ 291 AktG) die Leitung der 

STAWAG und der ASEAG zu übernehmen sowie den Gewinn- und Verlustausgleich 

vorzunehmen. Sie kann weitere Beteiligungen halten und auch gegenüber weiteren 

Unternehmen als geschäftsführende Holding tätig werden.  

Die im Lagebericht und im Anhang für die E.V.A. und für den Konzern gegebenen 

Erläuterungen und Daten veranschaulichen, dass die Gesellschaft den aus ihrer sat-

zungsmäßigen Aufgabenstellung folgenden öffentlichen Zwecken auch im Jahr 2023 

voll gerecht wurde. 

 

Organe und deren Zusammensetzung 

Geschäftsführer:  Dr. Christian Becker 

   Dipl.-Kfm. Michael Carmincke 

Vertreter der StädteRegion im Aufsichtsrat:  

Herr Dr. Tim Grüttemeier  

(1. stellv. Vorsitzender) 

Städteregionsrat 

 

 

Vertreter der StädteRegion in der Gesellschafterversammlung:  

Herr Willi Bündgens Städteregionstagsmitglied 
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Information der Öffentlichkeit über die Zusammensetzung von Aufsichts- und Ver-

waltungsräten nach Geschlecht 

Gemäß § 12 Absatz 6 des Gesetzes über die Gleichstellung von Frauen und Männern 

für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesgleichstellungsgesetz – LGG) ist die Öffent-

lichkeit über die Zusammensetzung von Aufsichts- und Verwaltungsräten nach Ge-

schlecht regelmäßig in geeigneter Form zu unterrichten.  

Dem Aufsichtsrat der E.V.A GmbH gehören von den insgesamt 15 Mitgliedern 3 

Frauen an (Frauenanteil 20 %).  

Damit wird der im § 12 Absatz 1 LGG geforderte Mindestanteil von Frauen in Höhe 

von 40 Prozent nicht erreicht. 

 

Vorliegen eines Gleichstellungsplanes nach § 2 Absatz 2 und § 5 LGG 

Gemäß § 2 Absatz 2 LGG haben die Gemeinden und Gemeindeverbände beziehungs-

weise ihre Vertreterinnen und Vertreter in den Unternehmensgremien bei der Grün-

dung von Unternehmen in Rechtsformen des privaten Rechts in unmittelbarer und 

mittelbarer Beteiligung dafür Sorge zu tragen, dass die entsprechende Anwendung 

des LGG in der Unternehmenssatzung verankert wird.  

Gehört einer Gemeinde oder einem Gemeindeverband allein oder gemeinsam mit an-

deren Gebietskörperschaften die Mehrheit der Anteile eines Unternehmens in einer 

Rechtsform des privaten Rechts, wirken die Vertreterinnen und Vertreter darauf hin, 

dass in dem Unternehmen die Ziele des LGG beachtet werden. Dies gilt sowohl für 

unmittelbare als auch für mittelbare Beteiligungen. Für Unternehmen, die auf eine 

Beendigung ihrer Geschäftstätigkeit ausgerichtet sind, findet § 2 Absatz 2 LGG keine 

Anwendung. 

Ein Gleichstellungsplan nach § 2 Absatz 2 und § 5 LGG liegt nicht vor. 
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3.4.2.1.3 Forschungsflugplatz Aachen-Merzbrück GmbH  
 

 

Optional: Basisdaten 

Anschrift Merzbrück 216, 52146 Würselen 

Gründungsdatum 16.03.1995 

 

Zweck der Beteiligung 

Gegenstand des Unternehmens ist der Betrieb, die Unterhaltung und der Ausbau des 

Verkehrslandeplatzes und Segelfluggeländes Aachen-Merzbrück, sowie die zeitweise 

Nutzung des Geländes für Veranstaltungen im Sinne des § 107 Abs. 2 Nr. 2 GO NRW. 

 

Ziel der Beteiligung und Erfüllung des öffentlichen Zwecks 

Die Forschungsflugplatz Aachen-Merzbrück GmbH (FAM) betreibt und unterhält den 

regionalen Verkehrslandeplatz (VLP) und das Segelfluggelände. Er dient der Allgemei-

nen Luftfahrt von Luftfahrzeugen bis 5,7 t und stellt damit die Individualverkehrs-

komponente des Luftverkehrs dar. Er steht ferner der Rheinisch-Westfälischen Tech-

nischen Hochschule Aachen und der Fachhochschule Aachen für wissenschaftliche 

und Forschungszwecke zur Verfügung. 

 

Darstellung der Beteiligungsverhältnisse 

Stammkapital: 57.000,00 € 

Gesellschafter Anteil in % Anteil in € 

StädteRegion Aachen 32,50 18.525 

Stadt Aachen  20,00 11.400 

Stadtentwicklung Würselen GmbH & Co. KG  32,50 18.525 

Fluggemeinschaft Aachen e. V. (FGA)  5,00 2.850 

Rheinisch-Westfälische Technische Hochschule 
Aachen 

5,00 2.850 

Aachener Gesellschaft für Innovation und Tech-
nologietransfer mit beschränkter Haftung 

5,00 2.850 

 100,00 57.000 
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Darstellung der wesentlichen Finanz- und Leistungsbeziehungen 

Die Finanz- und Leistungsbeziehungen sind in der Tabelle unter Punkt 3.3 dargestellt. 

 

Übersicht über den Stand der Verbindlichkeiten und die Entwicklung des Eigenkapitals 

Vermögenslage 

Aktiva 

 2023 

 

-in € - 

2022 

 

-in € - 

Veränderung zum 

Vorjahr 

-in € - 

Anlagevermögen 7.725.206,38  7.935.456,38    -210.250,00 

Umlaufvermögen 727.691,66  708.961,69    18.729,97 

Aktive Rechnungs-

abgrenzungspos-

ten 

12.469,90  11.935,46    534,44 

Bilanzsumme 8.465.367,94  8.656.353,53    -190.985,59 

 

Kapitallage 

Passiva 

 2023 

 

-in € - 

2022 

 

-in € - 

Veränderung 

zum Vorjahr 

-in € - 

Eigenkapital 306.827,17  656.472,43    -349.645,26 

Sonderposten 3.253.680,71  3.354.265,58    -100.584,87 

Rückstellungen 771.797,40  716.210,02    55.587,38 

Verbindlichkeiten 4.126.748,69  3.914.004,65    212.744,04 

Passive Rechnungs-

abgrenzungsposten 

6.313,97  15.402,85    -9.088,88 

Bilanzsumme 8.465.367,94  8.656.355,53    -190.987,59 
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Entwicklung der Gewinn- und Verlustrechnung 2023 

 2023 

 

-in € - 

2022 

 

-in € - 

Veränderung 

zum Vorjahr 

-in € - 

1. Umsatzerlöse 410.778,12 382.144,31 28.633,81 

2. Andere aktivierte Ei-

genleistungen 

0,00 0,00 0,00 

3. Sonstige betriebliche 

Erträge 

251.365,76 299.317,11 -47.951,35 

4. Materialaufwand 3.830,02 3.528,38 301,64 

5. Personalaufwand 321.874,58 273.639,60 48.234,98 

6. Abschreibungen 220.449,20 217.564,52 2.884,68 

7. sonstige betriebliche 

Aufwendungen 

270.363,43 228.383,09 41.980,34 

8. sonstige Zinsen und 

ähnliche Erträge  

46,80 89,20 -42,40 

9. Zinsen und ähnliche 

Aufwendungen 

172.097,61 130.695,67 41.401,94 

10. Steuern vom Ein-

kommen und vom Er-

trag  

22.702,55 3.028,00 19.674,55 

11. Ergebnis nach Steu-

ern 

-349.126,71 -175.288,64 -173.838,07 

12. sonstige Steuern 518,55 417,24 101,31 

13. Jahresüberschuss 

(+) /- fehlbetrag (-) 

-349.645,26 -175.705,88 -173.939,38 

 

Kennzahlen 

 2023 

 

-in % - 

2022 

 

-in % - 

Veränderung zum 

Vorjahr 

-in % -  
Eigenkapitalquote 3,62 7,58 -3,96 

Eigenkapitalrentabilität -113,96 -26,77 -87,19 

Anlagendeckungsgrad 2 98,39 98,82 -0,42 

Verschuldungsgrad 2.656,94 1.216,27 1.440,67 

Umsatzrentabilität -43,20 -45,98 2,78 
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Personalbestand 

Zum Stichtag 31.12.2023 waren 18 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (Vorjahr: 14) für 

die Forschungsflugplatz Aachen-Merzbrück GmbH tätig. 

 

Geschäftsentwicklung für das Geschäftsjahr 2023 

Wirtschaftsbericht 

Rahmenbedingungen 

Der Flugplatz ist gem. § 49 Lufverkehrs-Zulassungs-Ordnung (LuftVZO) von 1964, 

zuletzt geändert am 12.12.2019, ein Landeplatz des allgemeinen Verkehrs. Lande-

plätze sind Flugplätze, die nach Art und Umfang des vorgesehenen Flugbetriebs einer 

Sicherung durch einen Bauschutzbereich nach § 12 des Luftverkehrsgesetzes (LuftVG) 

nicht bedürfen und nicht nur als Segelfluggelände dienen. 

Gem. § 12 Abs. 4 i.V.m. § 17 LuftBG wurde jedoch für Merzbrück ein beschränkter 

Bauschutzbereich nach Maßgabe der Luftaufsichtsbehörde im Rahmen der Planfest-

stellung zugunsten des Umbaus des Platzes festgelegt. Aufgrund der Einstufung un-

terliegt der Flugplatz einer Betriebspflicht nach § 45 LuftVZO. Dabei ist ein betriebs-

sicherer Zustand zum ordnungsgemäßen Betrieb vorzuhalten. 

Der Forschungsflugplatz ist Schwerpunktlandeplatz, das heißt ein Luftverkehrsstand-

ort für Luftfahrzeuge bis 5,7t Abfluggewicht zur Abwicklung des Mittelstreckenver-

kehrs zu Zielen im In- und Ausland. 

Die in der Vergangenheit durchschnittlich 45.000 Flugbewegungen pro Jahr (Basis: 

Mittelwert aus den Jahren 2018, 2019 und 2021) am Forschungsflugplatz konnten im 

Berichtsjahr mit ca. 44.200 Flugbewegungen weiter bestätigt werden. Lediglich im 

Jahr 2022 wurde mit einem um ca. 10.000 Flugbewegungen abweichenden Ergebnis 

eine Abwicklung der Kontinuität erreicht, was auf die Überwindung der pandemiebe-

dingten allgemeinen Zurückhaltungen begründet wird. 

Der Forschungsflugplatz verfügt über eine asphaltierte Piste von 1.160m Länge und 

18m Breite bei einer für Start und Landung verfügbaren Länge in Bezug auf die ver-

setzten Schwellen (07 und 25) von 947m. 

Ebenso ist der Platz Landesleistungsstützpunkt für Segelflug in NRW und mit einer 

935m langen Motor- und Windenschleppbahn mit Kunststoffgitterplattenbelag sowie 

einer 610m langen schotterrasenbefestigten Segelfluglandebahn ausgestattet. Dem 
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Für Löhne und Gehälter wurden im Berichtsjahr 251.644,19 € (2022: 212.484,62 €) 

und für soziale Ausgaben 70.230 € (2022: 61.154,98 €) aufgewendet. 

Die umfangreiche strategische und rechtsicher aufzustellende Gesellschaftsstruktur, 

die wirtschaftsplanrelevante Spartenrechnung des Forschungssektors und die Rege-

lung der Beihilfenthematik bedingte eine ausführliche juristische Begleitung, die einen 

Kostenfaktor in Höhe von annähernd 50.000 € verursachte. 

 

Geschäftsergebnis 

Das Geschäftsjahr 2023 endete mit einem Jahresfehlbetrag in Höhe von 

349.645,26 €.  

Die Wirtschaftsplanung 2023 ging von einem Ergebnis von -230.000 € aus. Insbe-

sondere aufgrund erhöhter betrieblicher Kosten (Rechtsberatung), der Anpassung der 

Löhne, Gehälter und Sozialabgaben an den TVöD gem. Gesellschafterwille, Fahrzeug-

reparaturkosten, erhöhten Zinsen insbesondere im Zusammenhang mit der Prolon-

gation der EVS-Zwischenfinanzierungsdarlehen und Steuerzahlung vom Einkommen 

und vom Ertrag fiel das Ergebnis nicht plankonform aus. 

Mit Verabschiedung des Betrauungsakts mit Wirkung zum 1. Oktober 2023 erfolgt 

unter Lösung von den bisherigen einzelnen Bezuschussungselementen (Pacht, Zinsen, 

Tilgung) eine auf dem Ergebnis der Gewinn- und Verlustrechnung der Gesellschaft 

basierende Zuschussberechnung der Gesellschafter. Für das Geschäftsjahr 2023 wur-

den die Gesellschafterzuschüsse anteilig für das vierte Quartal 2023 in Höhe von ins-

gesamt 116.548,00 € berechnet. Für die ersten drei Quartale des Geschäftsjahres 

2023 erfolgt keine Bezuschussung durch die Gesellschafter.  

 

Prognose, Chancen und Risiken 

Die Förderung des Landes NRW und der Beschluss, diesen als Forschungslandeplatz 

für die Zukunft zu betreiben, schafft Voraussetzungen für neue Arbeitsplätze in der 

unmittelbaren Umgebung und ist von großer Bedeutung für die Aachener Region und 

für die Luftfahrt in NRW. Damit ist die Standortentwicklung auf der Grundlage des 

umgebauten VLP ein wesentlicher Baustein zur Gestaltung des Strukturwandels im 

Rheinischen Revier. Gemeinsam mit den Netzwerkpartnern Mönchengladbach, Alden-

hoven, der Zukunftsagentur Rheinisches Revier, dem AeroSpace NRW und zahlreichen 

wissenschaftlichen und wirtschaftstreibenden Partnern wird der Aviation-Standort im 

Rheinischen Revier gestaltet. 
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Dabei will der Forschungsflugplatz mit der Erarbeitung eines Entwicklungskonzeptes 

unter innovativen und klimatischen Aspekten eine Vorbildfunktion einnehmen. Als 

aktiver Partner konnte dazu das Deutsche Zentrum für Luft- und Raumfahrt gewon-

nen werden. Das MUNV begleitet die Ambition positiv. 

Die Neuaufstellung der medialen Präsentation (LOGO, Website, Printprodukte) des 

Unternehmens sowie eine neue Informationskultur am Platz stellen das Unternehmen 

auf Augenhöhe zu den Partnern auf. 

Die Gesellschafter verschaffen dem Unternehmen die notwendige Liquidität für das 

operative Geschäft durch Übernahme des Kapitaldienstes und ggf. entstehender Ver-

luste sowie durch die zur Verfügung gestellten Kredite im Zusammenhang mit dem 

Umbau. Insgesamt ist der Fortbestand des Unternehmens durch den Umbau zum For-

schungsflugplatz und der Nutzung durch die zukünftigen umgebenden Wissen-

schaftsinstitutionen und Wirtschaftsunternehmen gesichert.  

Die gemeinsamen Bemühungen der Gesellschafter im Berichtsjahr 2023, auf der 

Grundlage des Umbaus des Platzes und mit der neuen Gesellschafter- und Wirt-

schaftsstruktur, die Basis für eine innovative und nachhaltige Entwicklung geschaffen 

zu haben, eröffnet für die Zukunft die Perspektiven der Gestaltung und Umsetzung 

der avisierten Standortentwicklungsziele. 

 

Organe und deren Zusammensetzung 

Geschäftsführerin:  Frau Ruth Roelen   

 

Vertreter der StädteRegion im Aufsichtsrat:  

Frau Susanne Lo Cicero-Marenberg  
(ab 31.03.2023) 

Technische Dezernentin 

Frau Gisela Nacken Städteregiontagsmitglied 

Herr Andor Schmitz (ab 31.03.2023) Städteregionstagsmitglied 

 

Vertreter der StädteRegion in der Gesellschafterversammlung:  

Frau Ulla Thönnissen Städteregionstagsmitglied 
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Information der Öffentlichkeit über die Zusammensetzung von Aufsichts- und Ver-

waltungsräten nach Geschlecht 

Gemäß § 12 Absatz 6 des Gesetzes über die Gleichstellung von Frauen und Männern 

für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesgleichstellungsgesetz – LGG) ist die Öffent-

lichkeit über die Zusammensetzung von Aufsichts- und Verwaltungsräten nach Ge-

schlecht regelmäßig in geeigneter Form zu unterrichten.  

Dem Aufsichtsrat der Flugplatz Aachen-Merzbrück GmbH gehören 5 Frauen und 16 

Männer an (Frauenanteil 23,81 %).  

Damit wird der in § 12 Absatz 1 LGG festgelegte Mindestanteil von Frauen in Höhe 

von 40 Prozent zwar in der Gesellschafterversammlung erfüllt, jedoch nicht im Auf-

sichtsrat. 

 

Vorliegen eines Gleichstellungsplanes nach § 2 Absatz 2 und § 5 LGG 

Gemäß § 2 Absatz 2 LGG haben die Gemeinden und Gemeindeverbände beziehungs-

weise ihre Vertreterinnen und Vertreter in den Unternehmensgremien bei der Grün-

dung von Unternehmen in Rechtsformen des privaten Rechts in unmittelbarer und 

mittelbarer Beteiligung dafür Sorge zu tragen, dass die entsprechende Anwendung 

des LGG in der Unternehmenssatzung verankert wird.  

Gehört einer Gemeinde oder einem Gemeindeverband allein oder gemeinsam mit an-

deren Gebietskörperschaften die Mehrheit der Anteile eines Unternehmens in einer 

Rechtsform des privaten Rechts, wirken die Vertreterinnen und Vertreter darauf hin, 

dass in dem Unternehmen die Ziele des LGG beachtet werden. Dies gilt sowohl für 

unmittelbare als auch für mittelbare Beteiligungen. Für Unternehmen, die auf eine 

Beendigung ihrer Geschäftstätigkeit ausgerichtet sind, findet § 2 Absatz 2 LGG keine 

Anwendung.  

Ein Gleichstellungsplan nach § 5 LGG muss nicht erstellt werden. Eine Dienststelle ist 

erst mit mindestens 20 Beschäftigten dazu verpflichtet im Rahmen ihrer Zuständigkeit 

für Personalangelegenheiten einen Gleichstellungsplan zu erstellen. Die Anzahl von 

mindestens 20 Beschäftigten wird nicht erreicht.  

  



139 
 

3.4.2.2 Mittelbare Beteiligung 
 

3.4.2.2.1 Aachener Verkehrsverbund GmbH 
 

Optional: Basisdaten 

Anschrift Neuköllner Straße 1, 52068 Aachen  

Gründungsdatum 02.08.1994 

 

Zweck der Beteiligung  

Die Gesellschaft dient ausschließlich Zwecken des öffentlichen Personennahverkehrs 

(ÖPNV) und nimmt im Rahmen des Aachener Verkehrsverbundes die im Gesellschafts-

vertrag der AVV GmbH aufgeführten Aufgaben insbesondere durch Beratung und Ko-

ordination wahr. 

 

Ziel der Beteiligung und Erfüllung des öffentlichen Zwecks 

Die Gesellschaft fördert das vom Zweckverband AVV verfolgte Ziel, für die Bevölke-

rung ein bedarfsgerechtes Bus- und Bahnangebot zu erbringen und die Marktchancen 

im Aachener Verkehrsverbund unter Beachtung marktwirtschaftlicher Grundsätze 

auszuschöpfen und durch gezielte Maßnahmen und Investitionen zu verbessern. Sie 

unterstützt den Zweckverband AVV bei seiner Aufgabenerfüllung und unterstützt die 

im Verbundraum tätigen Verkehrsunternehmen in dem Bemühen, sparsam zu wirt-

schaften und alle Möglichkeiten zur Rationalisierung auszuschöpfen.  

 

Darstellung der Beteiligungsverhältnisse 

Stammkapital: 25.600,00 € 

Gesellschafter Anteil in % Anteil in € 

Zweckverband Aachener Verkehrsverbund 100 25.600 
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Übersicht über den Stand der Verbindlichkeiten und die Entwicklung des Eigenkapitals 

Vermögenslage 

Aktiva 

 2023 

 

-in € - 

2022 

 

-in € - 

Veränderung 

zum Vorjahr 

-in € - 

Anlagevermögen 1.255.201,00  1.335.262,77    -80.061,77 

Umlaufvermögen 6.216.578,38   5.911.477,56    305.100,82 

Aktive Rechnungsabgren-

zungsposten 

38.127,98      95.099,95    -56.971,97 

Bilanzsumme 7.509.907,36   7.341.840,28    168.067,08 

 

Kapitallage 

Passiva 

 2023 

 

-in € - 

2022 

 

-in € - 

Veränderung 

zum Vorjahr 

-in € - 

Eigenkapital 4.037.071,11 3.193.722,42    843.348,69 

Sonderposten - -      - 

Rückstellungen 2.675.226,95 2.315.651,00 359.575,95 

Verbindlichkeiten 797.609,30 1.832.466,86 -1.034.857,56 

Passive Rechnungsabgren-

zungsposten 
- -      - 

Bilanzsumme 7.509.907,36   7.341.840,28    168.067,08 

 

  



141 
 

Entwicklung der Gewinn- und Verlustrechnung 2023 

 2023 
 

-in € - 

2022 

 

-in € - 

Veränderung zum 

Vorjahr 

-in € - 

1. Umsatzerlöse 2.598.157,92 2.586.254,11 11.903,81 

2. Sonstige betriebliche 

Erträge 
3.360.172,99 2.788.555,45 571.617,54 

3. Personalaufwand 2.558.030,26 2.888.775,34 -330.745,08 

4. Abschreibungen 384.192,25 272.075,39 112.116,86 

5. sonstige betriebliche 

Aufwendungen 
1.664.805,97 1.693.802,42 -28.996,45 

6. Sonstige Zinsen und 
ähnliche Erträge 

11.366,87 0,00 11.366,87 

7. Zinsen und ähnliche 

Aufwendungen 
32.558,00 28.413,00 4.145,00 

8. Steuern vom Einkom-

men und Ertrag 
460.427,82 197.891,49 262.536,33 

9. Ergebnis nach Steu-

ern 
869.683,48 293.851,92 575.831,56 

10. Sonstige Steuern 26.334,79 1.276,93 25.057,86 
11. Jahresüberschuss 

(+) /- fehlbetrag (-) 
843.348,69 292.574,99 550.773,70 

 

Kennzahlen 

 2023 
 

-in % - 

2022 
 

-in % - 

Veränderung zum 

Vorjahr 

-in % - 

Eigenkapitalquote 53,8 43,6 10,2 

Eigenkapitalrentabilität 20,9 9,2 11,7 

Anlagendeckungsgrad 2 534,8 412,6  122,2 

Verschuldungsgrad 86,02 129,88 -43,86 

Umsatzrentabilität 32,5 11,3 21,2 

 

Personalbestand 

Zum Stichtag 31.12.2023 waren 30 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (Vorjahr: 29) für 

die AVV GmbH tätig. 
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Geschäftsentwicklung für das Geschäftsjahr 2023 

Darstellung der Ertragslage  

Die Finanzierung der Aufwendungen der AVV GmbH erfolgte im Geschäftsjahr 2023 

im Wesentlichen durch die Verwendung der seitens des Landes NRW über den Zweck-

verband go.Rheinland (vormals: Zweckverband Nahverkehr Rheinland (ZV NVR)) an-

teilig zur Verfügung gestellten ÖPNV-Pauschale nach § 11 Abs. 1 des Gesetzes über 

den öffentlichen Personennahverkehr in Nordrhein-Westfalen (ÖPNVG NRW) und 

durch vertraglich vereinbarte Zuschüsse seitens der in den AVV eingebundenen Ver-

kehrsunternehmen (u.a. Kooperationsverträge und Verbundbeteiligungsvertrag). 

Darüber hinaus wurden für bestimmte Gutachten, Projekte und Marketingmaßnahmen 

Erlöse aus der anteiligen Weiterberechnung der entstandenen Aufwendungen an die 

jeweiligen Projektpartner erzielt.  

Aus der ÖPNV-Pauschale nach § 11 Abs. 1 ÖPNVG NRW standen der AVV GmbH im 

Berichtsjahr seitens des Zweckverband go.Rheinland Mittel in Höhe von 2.345 T€ zur 

Verfügung, welche durch eine Zuweisung von Restmitteln durch den Zweckverband 

Aachener Verkehrsverbund (ZV AVV) in Höhe von rd. 26 T€ ergänzt wurden. Weitere 

Erträge resultierten insbesondere aus Zuwendungen des Landes NRW nach § 14 

ÖPNVG NRW für die Einführung eines grenzüberschreitenden ID-Ticketing Systems im 

Rahmen des Projekts „EasyConnect“ in Höhe von rd. 287 T€, für die Implementierung 

von Auslastungsinformationen in die AVV-Fahrplanauskunft sowie für Beratungsleis-

tungen im Zusammenhang mit dem NRW-eTarif. Im Zusammenhang mit der Einfüh-

rung des Elektronischen Fahrgeldmanagements erzielte die AVV GmbH zudem Erträge 

aus Mitteln nach § 12 ÖPNVG NRW seitens des ZV go.Rheinland.  

Seitens des ZV AVV erhielt die AVV GmbH im Jahr 2023 darüber hinaus eine Zuwen-

dung in Höhe von rd. 163 T€ aus den Mitteln gemäß § 11a ÖPNVG NRW zur Finan-

zierung von Maßnahmen, die der Fortentwicklung von Tarif- und Verkehrsangeboten 

sowie der Verbesserung der Qualität im Ausbildungsverkehr dienen, oder für die mit 

der Abwicklung der Pauschale verbundenen Aufwendungen. Des Weiteren erhält die 

Verbundgesellschaft zur Bewirtschaftung der Landesmittel gem. § 11 Abs. 2 ÖPNVG 

NRW aus diesen Mitteln des ZV AVV jährlich Mittel in Höhe von 100 T€, die über den 

ZV AVV ausgezahlt werden.  

Die erzielten Umsatzerlöse basieren im Wesentlichen auf im Rahmen von Kooperati-

onsverträgen vereinbarten Beteiligungen der Verkehrsunternehmen im AVV an den 

Aufwendungen der Verbundgesellschaft. Entsprechende Kooperationsverträge wer-

den seit 2009 mit allen im Verbundraum tätigen ÖSPV- und SPNV-Verkehrsunterneh-

men abgeschlossen. 
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Ergänzend zu den jeweiligen Kooperationsverträgen besteht seit dem Jahr 2013 ein 

weiterer gemeinsamer Vertrag (Verbundbeteiligungsvertrag), auf dessen Grundlage 

alle im Verbundraum tätigen Verkehrsunternehmen zusätzlich zur Stärkung der Wirt-

schaftlichkeit der AVV GmbH beitragen.  

Die Bemessungsgrundlage für die entsprechenden Finanzierungsbeiträge, welche von 

den Verkehrsunternehmen durch eine einmalig vorgenommene zusätzliche Anpas-

sung des Verbundtarifs refinanziert werden, stellt die endgültige Einnahmenauftei-

lungsrechnung im AVV eines jeden Jahres dar.  

Einen zusätzlichen Finanzierungsbeitrag leisteten die Verkehrsunternehmen im Be-

richtsjahr 2023 auf der Grundlage des bestehenden Betreibervertrags zu den Auf-

wendungen der AVV GmbH für die Zentrale Vertriebsplattform (ZVP).  

Neben einer Kostenbeteiligung verschiedener Partner an Marketingmaßnahmen re-

sultieren weitere Umsatzerlöse insbesondere auch aus der Weiterberechnung von 

Aufwendungen für Gutachten bspw. betreffend das Projekt Regiotram. Des Weiteren 

wurden Aufwendungen für sonstige Maßnahmen wie etwa die Projektierung im Be-

reich von E-Tarif bzw. ZVP oder die verbundweite Vermarktung der naveo-App wei-

terberechnet und haben zu entsprechenden Umsatzerlösen geführt.  

Die Aufwendungen der Verbundgesellschaft bestehen überwiegend aus Personalauf-

wendungen einschließlich Sozialabgaben und Altersvorsorge in Höhe von rd. 2.558 

T€ und liegen damit insgesamt unter dem Vorjahresniveau. Neben einem leichten 

Anstieg im Bereich der Löhne und Gehälter infolge der allgemeinen Anpassung im 

Rahmen des TVöD ist diese Entwicklung auf eine gegenläufige ergebnistechnische 

Wechselwirkung bei der Bildung der Pensionsrückstellung zum 31.12.2023 zurück-

zuführen. Den Personalaufwendungen stehen teilweise Umsatzerlöse aus projektbe-

zogenen Weiterbelastungen gegenüber.  

Die betrieblichen Aufwendungen der Verbundgesellschaft stellen sich im Berichtsjahr 

gegenüber dem Vorjahresniveau insgesamt geringfügig verringert dar, wobei in den 

einzelnen Aufwandsbereichen gegenüber dem Vorjahr durchaus unterschiedliche 

Entwicklungen zu verzeichnen sind.  

Während sich die Aufwendungen im Bereich Werbung, Inserate und Drucksachen, wel-

che u.a. auch die Marketingaktivitäten für die naveo-App und das Regiotram-Projekt 

beinhalten, auf dem Vorjahresniveau bewegen, haben sich die Aufwendungen für 

Gutachten, Prüfungs- und Beratungskosten gegenüber dem Vorjahr erheblich verrin-

gert. Ursächlich hierfür sind im Wesentlichen im Vorjahreswert enthaltene 
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Aufwandspositionen, die sich im Berichtsjahr deutlich verringert darstellen bzw. nicht 

angefallen sind.  

Im Gegensatz hierzu stellen sich die Aufwendungen im Bereich der Wartungsverträge 

für Software, EDV- und Internetkosten gegenüber dem Vorjahr erheblich erhöht dar. 

Hintergrund dessen sind erwartungsgemäß gestiegene Aufwendungen für die Soft-

warewartung einerseits sowie insbesondere des Serverbetriebs und der Betriebsfüh-

rung (Housing und Hosting) der verbundweit zur Verfügung gestellten digitalen An-

gebote (z.B. ZVP, Fahrplanauskunft) andererseits. Den vorgenannten Mehraufwen-

dungen stehen aufgrund diesbezüglicher Weiterbelastungen entsprechend weitrei-

chende Umsatz- bzw. Ertragspositionen gegenüber.  

Nicht zuletzt sind auch die sonstigen Aufwendungen gegenüber dem Vorjahr insge-

samt deutlich erhöht. Die Ursache dafür liegt im Wesentlichen in der aperiodischen 

Nachberechnung eines das Vorjahr betreffenden Beitrags (Zukunftsnetz NRW), wel-

cher im Vorjahr eine entsprechende Aufwandsminderung gegenüberstand.  

Die Finanz- und Personalverwaltung wird seit Bestehen der AVV GmbH extern über 

Geschäftsbesorgungsverträge erledigt und erfolgt über die E.V.A. (Energieversor-

gungs- und Verkehrsgesellschaft mbH Aachen).  

Insgesamt wurde das Geschäftsjahr aufgrund außerplanmäßiger Sondereffekte mit ei-

nem positiven Jahresergebnis von rd. 843 T€ abgeschlossen. Dieses erheblich über 

dem Planansatz liegende Ergebnis ist zum überwiegenden Teil zurückzuführen auf 

periodenfremde Auswirkungen sowohl im Bereich der Pensionsrückstellungen als 

auch der kooperationsvertraglichen Erlösansprüche. Darüber hinaus trugen eine teil-

weise unterplanmäßige Entwicklung im Bereich der Projekte sowie vermiedener Bera-

tungsaufwand infolge eigenständiger Untersuchungen zu vorgenannter Planabwei-

chung bei.  

 

Ausblick  

Die Einführung des Deutschlandtickets zum Preis von 49,- € p.M. zum 01.05.2023 

stellt die Nahverkehrsbranche weiterhin vor erhebliche Herausforderungen. Neben 

dem mit diesem Tarifangebot verbundenen Anpassungsbedarf in Bezug auf die bis-

lang vorhandenen tariflichen und vertrieblichen Strukturen sind insbesondere für die 

Verkehrsunternehmen bzw. Aufgabenträger wesentliche Fragen in Bezug auf die dies-

bezügliche Einnahmenaufteilung einerseits sowie die grundsätzliche künftige Finan-

zierungssicherheit andererseits bislang weiterhin offen.  
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Zwar haben Bund und Länder grundsätzlich eine auskömmliche Finanzierung zumin-

dest bis zum Jahr 2025 zugesichert, konkrete Aussagen zur Finanzierung über diesen 

Zeithorizont hinaus liegen bislang jedoch nicht vor. Die Entwicklung und Abstimmung 

einer sachgerechten bundesweiten Einnahmenaufteilung für die Fahrgeldeinnahmen 

aus dem Deutschlandticket gestaltet sich ebenfalls schwierig und dauert derzeit 

ebenfalls weiterhin an. Die AVV GmbH nimmt in dieser Thematik eine zentrale Funk-

tion im Interesse aller Verkehrsunternehmen bzw. Aufgabenträger im AVV wahr.  

Die Verbundgesellschaft ist grundsätzlich in vielfältiger Weise in die Umsetzung des 

Deutschlandtickets im AVV eingebunden. Über die Fragen der Finanzierung und Ein-

nahmenaufteilung der neuen Deutschlandticket-basierten Angebote hinaus stehen 

hierbei die Weiterentwicklung des verbleibenden lokalen Tarifangebots, der Vertrieb, 

das Marketing sowie die allgemeine Koordination und Kommunikation mit Verkehrs-

unternehmen, Aufgabenträgern, benachbarten Verkehrsverbünden, dem NRW-Ver-

kehrsministerium u.a. im Vordergrund.  

Im Hinblick auf mögliche wirtschaftliche Auswirkungen des Deutschlandtickets ist die 

Verbundgesellschaft allenfalls mittelbar betroffen. Aus den vorgenannten Gründen 

kann aus derzeitiger Sicht eine gewisse Unsicherheit in Bezug auf die wirtschaftliche 

Entwicklung der Verkehrsunternehmen in den kommenden Jahren grundsätzlich nicht 

ausgeschlossen werden. Angesichts der in Teilen an die Entwicklung der Fahrgeld-

einnahmen der Verkehrsunternehmen gekoppelten Finanzierungsbeiträge aus dem 

Verbundbeteiligungsvertrag könnten aufgrund des Deutschlandtickets somit letztlich 

ggf. auch geringere Finanzierungsbeiträge der Verkehrsunternehmen aus dem Ver-

bundbeteiligungsvertrag an die AVV GmbH resultieren.  

Nicht zuletzt führt die mit der Einführung des Deutschlandtickets verbundene Verla-

gerung von der bislang eher nutzer- zu einer deutlich stärker steuerbasierten Finan-

zierung des öffentlichen Personennahverkehrs dazu, dass der tarifliche Gestaltungs-

spielraum im Rahmen der lokalen Verbundtarife deutlich verengt wird. Die Umsatz-

entwicklung der Verkehrsunternehmen und mithin die Wirtschaftlichkeit des Ver-

bundverkehrs werden somit künftig in deutlich geringerem Umfang durch eigene ta-

rifpolitische Maßnahmen steuerbar sein.  

Ungeachtet der vorgenannten Entwicklungen wird aufgrund der Systemrelevanz des 

ÖPNV grundsätzlich weiterhin eine wirtschaftlich weitgehend abgesicherte Position 

der Verkehrsunternehmen und mithin auch der Verbundgesellschaft unterstellt.  

Über die von den Verkehrsunternehmen zu leistenden Finanzierungsbeiträge hinaus 

stellen die Mittel nach § 11 Abs. 1 ÖPNVG NRW, die für Zwecke des ÖPNV zu nutzen 

sind, eine weitere wichtige Finanzierungssäule der Verbundgesellschaft dar. Diese 
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Mittel können auch künftig weiterhin zur Finanzierung z.B. von Regiekosten der Ver-

bundgesellschaft genutzt werden.  

Der seit dem Frühjahr 2022 andauernde russische Angriffskrieg auf die Ukraine 

schlägt sich sowohl bei den Verkehrsunternehmen als auch bei der Verbundgesell-

schaft weiterhin durch inflationsbedingt erhöhte Aufwendungen nieder, welche sich 

bei der AVV GmbH insbesondere im Bereich der Personalkosten und eingekaufter 

Leistungen niederschlagen.  

Die Ertragssituation wird aufgrund der im Jahr 2024 steigenden Drittmittel zur Finan-

zierung der Verbundaufgaben gegenüber dem Berichtsjahr gestärkt. Im Hinblick auf 

die Umsatzerlöse ist – mit Ausnahme der Beiträge aus einigen SPNV-Kooperations-

verträgen – für das Jahr 2024 insgesamt ebenfalls ein deutlicher Anstieg zu erwarten. 

So wird für 2024 sowohl hinsichtlich der übrigen mit den Verkehrsunternehmen be-

stehenden Verträge als auch insbesondere bei den Erlösen aus der Weiterberechnung 

von Gutachten (u. a. Regiotram-Projekt) und sonstigen Maßnahmen eine insgesamt 

steigende Entwicklung erwartet. 

Mit den umfangreichen Aktivitäten der AVV GmbH im Rahmen der Digitalisierung – 

wie etwa der Weiterentwicklung der zentralen Vertriebsplattform (ZVP) zur digitalen 

Vernetzung multimodaler Mobilitätsangebote oder die Einführung elektronisch ba-

sierter Tarife zum Abbau von ÖPNV-Zugangshemmnissen – sowie dem weiterhin be-

stehenden grenzüberschreitenden Projekt easy-Connect wird die Verbundgesell-

schaft auch in 2024 und den Folgejahren innovative Ansätze voranbringen und mit-

gestalten, welche die Attraktivität des ÖPNV im AVV und auch der angrenzenden Re-

gion erhöhen werden. In diesem Kontext verfolgt die Verbundgesellschaft im Übrigen 

das Ziel, zusätzliche Mittel von dritter Seite sowohl für euregionale Maßnahmen – wie 

etwa im Rahmen des neuen Interreg MR-Programms „TRANSIT“ – als auch für ver-

bundbezogene Projekte zu akquirieren.  

Für das Geschäftsjahr 2024 sind bei der AVV GmbH keine bestandsgefährdenden Ri-

siken gegeben. 
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Organe und deren Zusammensetzung 

Geschäftsführer:  Hans-Peter Geulen 

   Dipl.-Ing. (FH) Heiko Sedlaczek  

 

Vertreter der StädteRegion im Aufsichtsrat:  

Axel Wirtz 1. stv. Städteregionsrat 

Jorma Klauss Bürgermeister der Gemeinde Roetgen 

Till von Hoegen Technischer Beigeordneter der Stadt 

Würselen 

Laura Postma Städteregionstagsmitglied  

 

Information der Öffentlichkeit über die Zusammensetzung von Aufsichts- und Ver-

waltungsräten nach Geschlecht 

Gemäß § 12 Absatz 6 des Gesetzes über die Gleichstellung von Frauen und Männern 

für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesgleichstellungsgesetz – LGG) ist die Öffent-

lichkeit über die Zusammensetzung von Aufsichts- und Verwaltungsräten nach Ge-

schlecht regelmäßig in geeigneter Form zu unterrichten.  

Dem Aufsichtsrat der AVV GmbH gehören von den insgesamt 16 Mitgliedern 2 Frauen 

an (Frauenanteil 12,5 %).  

Damit wird der im § 12 Absatz 1 LGG geforderte Mindestanteil von Frauen in Höhe 

von 40 Prozent nicht erreicht. 

 

Vorliegen eines Gleichstellungsplanes nach § 2 Absatz 2 und § 5 LGG 

Gemäß § 2 Absatz 2 LGG haben die Gemeinden und Gemeindeverbände beziehungs-

weise ihre Vertreterinnen und Vertreter in den Unternehmensgremien bei der Grün-

dung von Unternehmen in Rechtsformen des privaten Rechts in unmittelbarer und 

mittelbarer Beteiligung dafür Sorge zu tragen, dass die entsprechende Anwendung 

des LGG in der Unternehmenssatzung verankert wird.  

Gehört einer Gemeinde oder einem Gemeindeverband allein oder gemeinsam mit an-

deren Gebietskörperschaften die Mehrheit der Anteile eines Unternehmens in einer 

Rechtsform des privaten Rechts, wirken die Vertreterinnen und Vertreter darauf hin, 

dass in dem Unternehmen die Ziele des LGG beachtet werden. Dies gilt sowohl für 

unmittelbare als auch für mittelbare Beteiligungen. Für Unternehmen, die auf eine 
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Beendigung ihrer Geschäftstätigkeit ausgerichtet sind, findet § 2 Absatz 2 LGG keine 

Anwendung. 

Die Erstellung eines entsprechenden Gleichstellungsplanes soll unter Berücksichti-

gung und auf der Grundlage von Ergebnissen einer aktuell andauernden, weitreichen-

den Prüfung der Zusammenarbeit der Verkehrsverbünde unter dem Dach des Zweck-

verband go.Rheinland erfolgen. 
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3.4.2.2.2 ASEAG  

Aachener Straßenbahn und  

Energieversorgungs-Aktiengesellschaft Aachen 

  

Optional: Basisdaten 

Anschrift Neuköllner Straße 1, 52068 Aachen  

Gründungsdatum 02.10.1880 

 

Zweck der Beteiligung  

Gegenstand der Gesellschaft sind der Bau, der Erwerb und der Betrieb von Straßen-

bahnen, Obuslinien und Omnibuslinien sowie Eisenbahnen zur Personen- und Güter-

beförderung in der Region Aachen und alle damit im Zusammenhang stehenden be-

gleitenden Tätigkeiten.  

Gegenstand der Gesellschaft ist ferner der Bau und die Bewirtschaftung von Parkhäu-

sern und Parkplätzen. 

Gegenstand der Gesellschaft ist zudem für eigene Zwecke die Erprobung alternativer 

Antriebsformen und Mobilitätskonzepte zum Betrieb von Straßenbahnen, Obuslinien, 

Omnibuslinien und Eisenbahnen zur personen- und Güterbeförderung und die Betei-

ligung an Gesellschaften mit dem vorgenannten Gesellschaftszweck. 

 

Ziel der Beteiligung und Erfüllung des öffentlichen Zwecks 

Im Laufe der langjährigen Geschichte der Aachener Straßenbahn und Energieversor-

gungs-Aktiengesellschaft, Aachen, (ASEAG) haben sich die Schwerpunkte innerhalb 

des satzungsgemäßen Geschäftsmodells verschoben, sodass derzeitig 

- der Betrieb von Omnibuslinien zur Personenbeförderung in der Region 

Aachen, 

- der Bau und die Bewirtschaftung von Parkhäusern und Parkplätzen und 

- die Erprobung alternativer Antriebsformen und Mobilitätskonzepte 

 

im unmittelbaren Fokus der Geschäftstätigkeit liegen. Dabei werden sämtliche Akti-

vitäten im Hinblick auf den Bau und die Bewirtschaftung von Parkhäusern und Park-

plätzen durch die 100%ige Tochtergesellschaft Aachener Parkhaus GmbH, Aachen, 

(APAG) wahrgenommen, sodass bezüglich dieser Aktivitäten auf den Geschäftsbericht 

der APAG verwiesen wird. 
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Alternative Mobilitätskonzepte werden im Hause der ASEAG entwickelt. Dabei wird 

softwareseitig auf eine IT-Lösung der Better Mobility GmbH zurückgegriffen. Die Ge-

sellschaft wurde 2019 gemeinsam mit der regio iT gegründet und soll die gemein-

schaftlich entwickelte Mobilitätsplattform „Mobility Broker“ technologisch fortentwi-

ckeln und überregional als IT-Lösung vermarkten. 

Aufgrund des aktuellen Marktumfelds und der rechtlichen Rahmenbedingungen fo-

kussiert sich die ASEAG auf ihre langjährige Kernkompetenz. Dies ist der Verkehr mit 

Bussen in der Stadt und in der StädteRegion Aachen. Durch die intensivierte Diskus-

sion zum Thema „Verkehrswende“ werden erweiterte und neue Anforderungen ge-

stellt, die neben der reinen Busleistung auch Produktangebote und Konzepte für die 

„erste und letzte Meile“ als Zubringer zum ÖPNV-Angebot vorsehen. In diesem Kon-

text gilt es, Mobilitätsdienstleistungen wie On-Demand-Verkehre, Car- und Bike-

Sharing oder E-Roller und Taxi intelligent mit dem klassischen Busangebot zu ver-

knüpfen. Auch Dienstleistungen des ruhenden Verkehrs sind dabei über die APAG 

einzubinden (z.B. Park-and-Ride-Ticket), sodass der Kunde ein durchgängiges Mo-

bilitätserlebnis erfährt, und zwar unabhängig von dem Verkehrsmittel, für das er sich 

bei seiner jeweiligen Fahrt entschieden hat. Technologisch bildet die stetig zu erwei-

ternde movA-App der ASEAG schon heute die Basis hierfür. Als eine große Plattform 

zur Fortentwicklung des ÖPNV in Stadt und StädteRegion Aachen hat das von den 

Aufgabenträgern gegründete „Netzwerk Mobilitätswende Region Aachen“ (NEMORA; 

zuvor „AG Innovation“) im Geschäftsjahr 2022 ihre Arbeit aufgenommen, um Ver-

kehrsprojekte (u.a. „Vision 2027“ der ASEAG) gemeindeübergreifend vorantreiben zu 

können. Darüber hinaus bringt sich die ASEAG in die Planungen rund um die „Regio-

Tram“ ein, die die ASEAG im Falle einer Realisierung betreiben möchte. Die zugehörige 

Machbarkeitsstudie hat einen Nutzen-/Kosten-Faktor größer eins ergeben. Die poli-

tischen Gremien haben den Aachener Verkehrsverbund damit beauftragt, die nächs-

ten Planungsschritte anzugehen. 

Mit der förmlichen Betrauung der ASEAG, die durch ihre Aufgabenträger Stadt und 

StädteRegion Aachen im April 2017 erfolgt ist, ist die Basis geschaffen worden, um 

den Anforderungen der EU-Verordnung über öffentliche Personenverkehrsdienste auf 

Schiene und Straße (VO 1370/2007) und des ÖPNV-Gesetzes NRW bis zum Jahr 2027 

gerecht zu werden.  Für eine Folgebetrauung ab Dezember 2027 gilt es nun die ersten 

Weichen zu stellen. So wurde beispielsweise durch den Aufgabenträger Stadt Aachen 

im Jahr 2023 ein Gutachten zum Liniennetz in Auftrag gegeben, um hieraus gegebe-

nenfalls resultierende Anpassungen des Nahverkehrsplans rechtzeitig beschließen zu 

können. Ergebnisse hierzu werden im Sommer 2024 erwartet. 
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Darüber hinaus bleibt ein Ziel der ASEAG, sich den ökonomischen und ökologischen 

Anforderungen unserer Gesellschaft zu stellen und damit den spezifischen Ansprü-

chen der Bürger und Bürgerinnen der StädteRegion Aachen an einen nutzerorientier-

ten ÖPNV gerecht zu werden. Vor diesem Hintergrund führt die ASEAG auch in Vor-

bereitung auf die ab 2025 verpflichtende Berichterstattung zum Thema Nachhaltig-

keit aktuell eine Gemeinwohlbilanzierung durch und bereitet sich im Rahmen eines 

konzernweiten Projektes auf die neuen Berichtspflichten vor. Hinzu kommt ein sehr 

dynamisches politisches Umfeld innerhalb Deutschlands (z.B. Entwicklungen rund um 

das DeutschIandticket, Diskussionen rund um den Klimawandel) und eine hohe Unsi-

cherheit aufgrund der geopolitischen Lage (z.B. Ukraine-Krise, Nah-Ost-Krise), was 

immer wieder neue Herausforderungen mit sich bringt. Selbst eine moderne, voll-

ständig auf Euro Vl-Abgasnorm umgerüstete Busflotte, erfüllt die neuen Erwartungen 

kaum. Weitere Investitionen in Technik und Infrastruktur - mit einem erheblichen Ka-

pitalbedarf und teilweise schwierigen Beschaffungssituationen - werden notwendig 

sein, um den in den ÜPNV gesetzten Erwartungen auch nur annähernd gerecht werden 

zu können. 

 

Darstellung der Beteiligungsverhältnisse 

Anteilseigner der ASEAG (indirekt über die Beteiligung an der E.V.A GmbH) 

Stammkapital: 6.021.120,00 € 

Gesellschafter Anteil in % Anteil in € 

E.V.A. 94,9 5.714.042,88 

Stadt Aachen  5,1 307.077,12 

 100 6.021.120,00 
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Beteiligungen der ASEAG 

Anteile an verbundenen Unternehmen 

Beteiligungen Anteil in % Anteil in T€ 

31.12.2023 

Aachener Parkhaus GmbH, Aachen 100 200 

ASEAG Reisen GmbH, Aachen  100 51 

ESBUS mbH, Eschweiler 100 26 

Akreka GmbH, Aachen  100 26 

 

Übersicht über den Stand der Verbindlichkeiten und die Entwicklung des Eigenkapitals 

Vermögenslage 

Aktiva 

 2023 

 

-in € - 

2022 

 

-in € - 

Veränderung 

zum Vorjahr 

-in € -  

Anlagevermögen 83.162.721,41 87.540.791,98 -4.378.070,57 

Umlaufvermögen 87.746.619,77 88.110.034,23 -363.414,46 

Aktive Rechnungsabgren-

zungsposten 

0,00 0,00 0,00 

Bilanzsumme 170.909.341,18 175.650.826,21 -4.741.485,03 

 

Kapitallage 

Passiva 

 2023 

 

-in € - 

2022 

 

-in € - 

Veränderung 

zum Vorjahr 

-in € - 

Eigenkapital 9.332.401,49        9.332.401,49    0,00 

Zuschüsse 9.245.645,46     3.989.543,36    5.256.102,10 

Rückstellungen 139.538.099,29 139.808.678,19    -270.578,90 

Verbindlichkeiten 7.745.901,98   18.992.721,41    -

11.246.819,43 

Passive Rechnungsabgren-

zungsposten 

5.047.292,96     3.527.481,76    1.519.811,20 

Bilanzsumme 170.909.341,18   175.650.826,21   -4.741.485,03   
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Entwicklung der Gewinn- und Verlustrechnung 2023 

 2023 

 

-in € - 

2022 

 

-in € - 

Veränderung 

zum Vorjahr 

-in € - 

1. Umsatzerlöse 71.577.121,36 60.339.248,26 11.237.873,10 

2. Andere aktivierte Ei-

genleistungen 

8.262,80 14.072,66 -5.809,86 

3. Sonstige betriebliche 

Erträge 

17.794.410,49 18.685.682,90 -891.272,41 

4. Materialaufwand 64.460.487,07 59.705.282,66 4.755.204,41 

5. Personalaufwand 36.112.967,17 32.799.738,47 3.313.228,70 

6. Abschreibungen 4.790.827,02 4.872.035,00 -81.207,98 

7. sonstige betriebliche 

Aufwendungen 

12.004.222,80 10.671.805,35 1.332.417,45 

8. Betriebsergebnis -27.988.709,41 -29.009.857,66 1.021.148,25 

9. Ergebnis nach Steuern  -33.686.446,37 -33.053.759,56 -632.686,81 

10. Jahresüberschuss (+) 

/- fehlbetrag (-) 

0,00 0,00 0,00 

 

 

Kennzahlen 

 2023 

 

-in % - 

2022 

 

-in % - 

Veränderung zum 

Vorjahr 

-in % - 

Eigenkapitalquote 5,5 5,3 0,2 

Eigenkapitalrentabilität 0,0 0,0 0,0 

Anlagendeckungsgrad 2 184,0 169,0 15,0 

Verschuldungsgrad 1.578,3 1.701,7 -123,4 

Umsatzrentabilität 0,0 0,0 0,0 

 

 

Personalbestand  

Zum Stichtag 31.12.2023 waren 556 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (Vorjahr: 554) 

für die ASEAG tätig. 
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Geschäftsentwicklung für das Geschäftsjahr 2023 

Geschäftsverlauf 

Nachdem bereits im Geschäftsjahr 2022 die negativen Auswirkungen der Corona-

Pandemie deutlich rückläufig waren, setzte sich dieser Trend im ersten Quartal des 

Geschäftsjahres 2023 fort und die Umsatzzahlen erreichten bereits annähernd die 

Umsatz- und Fahrgastwerte des letzten ,,Vor-Corona-Jahres“ 2019. Im zweiten Quar-

tal 2023 wurde dann das Deutschlandticket auch im AVV-Verbundgebiet eingeführt, 

sodass unmittelbare Vergleiche mit Vorjahren nicht mehr möglich sind. Die klassische 

Monatskarte (Abo bzw. freier Verkauf) für das Stammgebiet Aachen erreicht im De-

zember 2023 lediglich noch etwa 15 % seiner bisherigen Umsatzwerte. Hier spiegelt 

sich eine seit der Einführung des Deutschlandtickets stattfindende Wechselbewegung 

von den bisherigen Dauerkarten hin zum Deutschlandticket wider. Aber nicht nur die 

Dauerkarten des AVV-Tarifsortiments sind vom Wechsel zum Deutschlandticket be-

troffen. Auch die klassischen Gelegenheitstarife (Einzelfahrt, Tageskarte) bleiben im 

Dezember knapp 40 % hinter den Planwerten zurück. Dies trotz einer ungeplanten 

Preiserhöhung zum 01.07.2023 um durchschnittlich ca. 3,5 %. Andere Produktsorti-

mente wie Schülerticket und Semesterticket befinden sich noch vollständig im Um-

bruch. Das Deutschlandsemesterticket ist erst im November 2023 politisch beschlos-

sen worden und wird jetzt zum Sommersemester 2024 in Aachen an den beiden gro-

ßen Hochschulen eingeführt. Der Vertrag läuft jedoch jeweils nur ein Semester, da die 

Studierendenschaft aufgrund des im Vergleich zu früher prozentual deutlich gerin-

geren Preisabstands des neuen Produktes zum freiverkäuflichen Deutschlandticket 

noch skeptisch ist. Die Schulträger in NRW sind im Raum Aachen zu großen Teilen 

einem Vorschlag des NRW-Ministeriums für Umwelt, Naturschutz und Verkehr (MUNV) 

gefolgt, der zumindest für das Schuljahr 2023 die Gelder der Schulträger im Finan-

zierungssystem des ÖPNV belassen hat. Hier erwartet die ASEAG im Jahr 2024 weitere 

Erlösrückgänge, die zwar durch die Richtlinien zum Mindererlösausgleich im Zusam-

menhang mit dem Deutschlandticket abgedeckt sind, aber diese Entwicklungen zei-

gen, wie stark der Markt noch in Bewegung ist und welche Unsicherheiten bei einer 

immer noch kurzfristigen Finanzierung des Deutschlandtickets bestehen.  

Das Deutschlandticket hat nach dem 9-Euro-Ticket für eine weiterhin hohe mediale 

Aufmerksamkeit für den ÖPNV gesorgt. Dies ist aus Marketingsicht sehr zu begrüßen, 

da sich nun auch Kundengruppen mit dem ÖPNV intensiver beschäftigen, die diesem 

bisher eher zurückhaltend gegenüberstanden. Insgesamt hat sich die Anzahl von Un-

ternehmen, mit denen die ASEAG zusammenarbeitet, aufgrund des Deutschlandticket 

Jobticket deutlich erhöht. Allerdings ist noch festzustellen, dass die tatsächliche Nut-

zung des Ticketangebots der Arbeitgeber durch die Arbeitnehmer noch 
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Entwicklungspotenzial hat. Viele Unternehmen nutzen die Möglichkeit sich durch das 

Angebot des Deutschlandtickets Jobtickets als attraktiver Arbeitgeber zu positionie-

ren. 

Im Hinblick auf Fahrgastzahlen hat das Deutschlandticket aus Sicht der ASEAG jedoch 

nicht zu der nachhaltigen Sogwirkung geführt, wie sie sich gegebenenfalls in den 

großen Metropolen mit entsprechender Verkehrsinfrastruktur eingestellt hat. Dies 

zeigen die Auswertungen der Fahrgastzahlgeräte. Die offiziellen Fahrgastzahlen er-

geben sich jedoch aus einer Multiplikation der Anzahl an verkauften Tickets mit einer 

spezifischen Fahrtenhäufigkeit. Auch hier ist statistisch ein Vergleich zu den Vorjah-

ren kaum möglich, da dem Deutschlandticket eine spezifische Nutzungshäufigkeit 

zugeordnet wird, die von der bisherigen Monatskarte abweicht (z.B. aufgrund einer 

fehlenden Mitnahmemöglichkeit). Hinzu kommt, dass aufgrund eines erwarteten ver-

änderten Nutzungsverhaltens (z.B. Homeoffice) auch die bisherigen Tarifprodukte in 

ihrer Nutzungshäufigkeit angepasst wurden. Insgesamt hat die ASEAG ein Geschäfts-

jahr 2023 erlebt, dass auf der einen Seite von viel Optimismus im Hinblick auf einen 

wieder erstarkenden ÖPNV geprägt war, auf der anderen Seite jedoch auch erhebliche 

Unsicherheiten im Hinblick auf die nachhaltige Finanzierung des ÖPNV beinhaltet. 

Neben einer dringend notwendigen nachhaltigen Finanzierung des neuen Tarifange-

bots bedarf es auch einer Sicherung der Finanzierung des Technologiewandels und 

des Infrastrukturausbaus. Beide Themen sind allein durch die Kommunen nicht zu 

bewältigen. Wie wichtig dabei eine starke Infrastruktur auch für den ÖPNV ist, kann 

derzeitig beim Thema Sperrung A544 gesehen werden. Im Geschäftsjahr 2023 kam 

es zwar nur zu einer halbseitigen Autobahnsperrung, aber inzwischen ist die Auto-

bahnbrücke gesprengt und der Verkehr verlagert sich auf andere Straßen. Dies führt 

insbesondere zu den klassischen Pendlerzeiten morgens und nachmittags zu erheb-

lichen Belastungen dieser Strecken. In engen Abstimmungen mit den Verwaltungen 

konnten hier Infrastrukturmaßnahmen umgesetzt werden, die den ÖPNV zumindest 

etwas entlasten. Diese gilt es in den Dauerbetrieb – auch nach der Brückenbaumaß-

nahme – zu überführen. 

Wirtschaftlich werden die restlichen Folgen der Pandemie und der Tarifverwerfung 

durch das Deutschlandticket auch im Geschäftsjahr 2023 durch entsprechende Richt-

linien von Bund und Land NRW aufgefangen.  

Für die Beteiligungsgesellschaften der ASEAG gilt dies jedoch nicht. Hier ist es insbe-

sondere die Aachener Parkhaus GmbH betroffen, die sich zwar weiter erholt, jedoch 

bisher noch nicht zu alter Stärke zurückgefunden hat. In Verbindung mit erheblichen 

Sanierungsnotwendigkeiten in den Parkobjekten hat dies zu einer Abwertung des Be-

teiligungswertes der APAG von 5 Mio. EUR geführt. Die ASEAG hat sich daher dazu 
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entschieden, einen Betrag in gleicher Höhe in die Kapitalrücklage der APAG einzuzah-

len, sodass der Beteiligungswert unverändert bleibt und die APAG mit signifikanten 

Finanzmitteln ausgestattet ist, die zur Finanzierung der Sanierungsmaßnahmen bei-

tragen werden. Die Tochtergesellschaft ASEAG-Reisen, die zu Beginn der Pandemie 

im Jahr 2020 ihre Geschäftstätigkeit mit Dritten außerhalb des Konzerns aufgegeben 

hatte und sich auf die Organisation von Dienstreisen fokussiert hatte, hat auch diese 

Tätigkeit zum Jahresende 2023 eingestellt. Die Pandemie und der daraus resultie-

rende Effekt, dass viele Dienstreisen nunmehr durch Videokonferenzen ersetzt wer-

den, ließen einen weiteren Geschäftsbetrieb nicht zielführend erscheinen, zumal die 

noch verbliebenden Mitarbeiter problemlos in andere Tätigkeiten bei der Mutterge-

sellschaft E.V.A. integriert werden konnten.   

Im Hinblick auf die Systemstabilität der Vertriebssoftware hat sich am Status quo auch 

trotz einer neuen Geschäftsführung beim Lieferanten bisher wenig verändert. In Tei-

len ist dies sicher auch darauf zurückzuführen, dass die Umstellung auf das Deutsch-

landticket erhebliche Ressourcen bei den Systemhäusern in Anspruch genommen hat. 

Bei aller Kritik und allen Problemen, die die ASEAG mit ihren Systemlieferanten hat, 

ist positiv herauszuheben, dass die sogenannte ,,Alise“ dann doch noch rechtzeitig 

zum Schuljahreswechsel 2023 funktioniert hat. Durch die Alise kann der Kunde sein 

neues Ticket problemlos an Automaten im AVV-Gebiet und den ASEAG-Vorverkaufs-

stellen selbst aktualisieren, ohne dass eine neue Chipkarte oder der teilweise lange 

Weg zum Kundencenter in Aachen notwendig wurde. Die ASEAG hat auf diesem Wege 

ca. 25.000 Schülerinnen und Schülern nahezu problemlos ihr Deutschlandticket in 

kürzester Zeit zur Verfügung stellen können. Dies sah in vielen Teilen in Bund und 

Land ganz anders aus. Da aufgrund der Ukrainekrise und einer erheblichen bundes-

weiten Nachfrage gleichzeitig neue Chipkarten kaum zu erhalten waren, kam es hier 

teilweise zu monatelangen Verzögerungen und erheblichen Wartezeiten in Kunden-

centern. Insofern wird die ASEAG dieses bewährte Verfahren nun auch nutzen, um 

den über 55.000 Studierenden in Aachen ihr Deutschlandsemesterticket zukommen 

zu lassen. 

Die Projekte für weitere vertriebliche Veränderungen schreiten voran, auch wenn es 

immer wieder zu Verzögerungen kommt. Die neuen Fahrscheinautomaten sind inzwi-

schen aufgestellt und überwiegend auch in Betrieb. Das bargeldlose Bezahlen auf dem 

Fahrzeug soll nun im ersten Quartal 2024 in den Pilotbetrieb gehen. Der positive 

Trend bei den online-Vertriebswegen setzt sich auch im Geschäftsjahr 2023 fort, auch 

wenn die Entwicklung gerne noch zügiger voranschreiten dürfte. Die Entwicklungen 

zur Bündelung der technologischen Basis der von der ASEAG allein betriebenen App 

,,movA“ und der gemeinschaftlich mit allen Verkehrsunternehmen im AVV und der 
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AVV selbst betriebenen App ,,naveo“ gehen weiter. Neben der technologischen Bün-

delung werden auch weitere Ressourcen wie der First-Level-Support (ASEAG) oder 

Betrieb der Produktmodule (AVV) gemeinsam genutzt, um einen möglichst effizienten 

Betrieb der Technologie zu gewährleisten. Da die Technologie der Zentralen Ver-

triebsplattform (ZVP; Basis von naveo) auch für dritte Vertragspartner offen ist, konn-

ten durch die Vermittlung von go.Rheinland weitere Partner gewonnen werden, die 

insgesamt die Wirtschaftlichkeit des Betriebs der ZVP verbessern werden. Dass der 

von der ASEAG beschrittene Weg zur Digitalisierung notwendig ist, ergibt sich auch 

aus den Anforderungen zum Deutschlandticket, das - nach einer kurzen Übergangs-

zeit – ausschließlich digital angeboten werden darf – hier ist der AVV Raum insgesamt 

gut aufgestellt. Und auch der rein digital erhältliche eezy-Tarif, der ein Reisen durch 

NRW ohne Tarifkenntnisse ermöglicht und auf vielen Relationen die preislich deutlich 

attraktivere Lösung darstellt, erfreut sich einer zunehmenden Beliebtheit. Insgesamt 

ist der Umsatzanteil zwar noch recht gering, aber dies ist sicher auch der medialen 

Dominanz des Deutschlandtickets geschuldet, die andere, für den Kunden ebenfalls 

sehr attraktive Tarifentwicklungen, in den Hintergrund hat treten lassen.  

Das Modernisierungs- und Erneuerungsprogramm der Busflotte der ASEAG wurde im 

Jahr 2021 abgeschlossen. Sämtliche Busse der ASEAG erfüllen seit 2020 die Abgas-

norm Euro 6, weitere 27 Busse der ASEAG sind vollelektrisch angetrieben. Hierdurch 

leistet die ASEAG – in enger Abstimmung mit der Stadt Aachen – ihren Beitrag zur 

Reduzierung der Stickoxide in Aachen. Dieser Weg soll in enger Abstimmung mit den 

Aufgabenträgern weitert beschritten werden. Neue Busse der ASEAG-Flotte sollen 

möglichst ausschließlich vollelektrisiert oder mit Wasserstoff angetrieben sein. Da 

dieser Weg neben technischen Voraussetzungen auch erhebliche finanzielle Heraus-

forderungen mit sich bringt, müssen bis zur Realisierung dieses ambitionierten Ziels 

noch weitere Abstimmungen erfolgen. Grundsatzbeschlüsse für Angebotsausweitun-

gen, inklusive der anteiligen Fahrzeugfinanzierung durch den Aufgabenträger, wur-

den im Geschäftsjahr 2022 seitens der Stadt Aachen gefasst. Die konkrete Finanzie-

rung einer Einzelmaßnahme bedarf jedoch vor ihrer Umsetzung jeweils intensiver Ge-

spräche zwischen der ASEAG und ihre Aufgabenträgern. Hier wirkt sich sicher auch 

die zunehmend angespannte Haushaltssituation auf allen Ebenen aus. Umso erfreu-

licher ist es, dass die ASEAG im Frühjahr 2023 Förderbescheide in Höhe von etwa 32 

Mio. EUR für insgesamt 90 Busse von go.Rheinland und Investitionszuschüsse in Höhe 

von 8,5 Mio. EUR von der E.V.A. erhalten hat. Die Mittel der E.V.A. sichern dabei für 

die ersten 33 der 90 geförderten Busse den Eigenanteil an den Mehrkosten gegenüber 

dem Diesel ab. Weiterhin gilt jedoch, dass knappe Personalressourcen, mehrfach 

überzeichnete Förderprogramme für Fahrzeuge und zunehmend weniger zur 
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Finanzielle und nichtfinanzielle Leistungsindikatoren 

Zur internen Steuerung des Unternehmens werden die folgenden bedeutsamsten fi-

nanziellen und nichtfinanziellen Leistungsindikatoren, die für das Verständnis des 

Geschäftsverlaufs und der Lage der Gesellschaft von Bedeutung sind, herangezogen: 

- Betriebsleistung in Nutzkilometern 

- Beförderte Personen 

- Anzahl Mitarbeiter 

- Jahresergebnis 

 

Ertragslage 

Die ASEAG hat das Geschäftsjahr 2023 mit einem Fehlbetrag vor Verlustübernahme 

von 33,8 Mio. EUR abgeschlossen. Dies bedeutet gegenüber dem Vorjahr eine Ergeb-

nisverschlechterung von 0,7 Mio. EUR. Davon resultieren insgesamt 1,0 Mio. EUR aus 

einem besseren Betriebsergebnis und -1,7 Mio. EUR aus einem verschlechterten Fi-

nanz- und Beteiligungsergebnis. Es wurden zwar durch gestiegene Zinserträge um 

0,5 Mio. EUR und reduzierte Zinsen für Pensionsaufwendungen um 2,6 Mio. EUR po-

sitive Effekte erzielt, jedoch erfolgte wegen der Unternehmensneubewertung der A-

PAG eine außerplanmäßige Abschreibung auf Finanzanlagen in Höhe von 

5,0 Mio. EUR. Die Erträge aus Gewinnabführungsverträgen erhöhten sich um 

0,1 Mio. EUR.  

Die Verkehrseinnahmen erhöhten sich im Vergleich zum Vorjahr um 9,5 Mio. EUR auf 

56,0 Mio. EUR. Im Vorjahr wurde in den Sommermonaten auf die Nutzung des 9-

Euro-Tickets zurückgegriffen. Im Berichtsjahr wurde im Mai das 49-Euro-Ticket ein-

geführt. Die im Vergleich zum Vorjahr erhöhten Einnahmen erklären sich aus dem 

Ende der Corona-Pandemie und dem daraus resultierenden Anstieg der Nachfrage. 

Die Zuschüsse erhöhten sich im Vergleich zum Vorjahr um 0,7 Mio. EUR auf 

8,9 Mio. EUR. Die sonstigen Umsatzerlöse, wie zum Beispiel Fahrzeugvermietungen, 

Sonderverkehre und Leistungen für andere Verkehrsunternehmen, stiegen um 

1,0 Mio. EUR auf 6,7 Mio. EUR. 

Die Erhöhung der Umsatzerlöse insgesamt um 11,3 Mio. EUR auf 71,6 Mio. EUR ist 

hauptsächlich auf die gestiegenen Verkehrseinnahmen zurückzuführen.  

Die sonstigen betriebliche Erträge reduzierten sich um 0,9 Mio. EUR auf 

17,8 Mio. EUR. Hierin enthalten sind im Wesentlichen Ertragszuschüsse der Stadt 

Aachen in Höhe von 10,0 Mio. EUR (Vorjahr 12,0 Mio. EUR aus Corona-Rettungs-

schirm), Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen von 1,3 Mio. EUR (Vorjahr 
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4,0 Mio. EUR) sowie Erträge aus der ÖPNV-Pauschale 2022 in Höhe von 3,5 Mio. EUR. 

Des Weiteren sind periodenfremde Erträge in Höhe von 1,5 Mio. EUR (Vorjahr 41 TEUR) 

enthalten. Diese resultieren im Wesentlichen aus der Endabrechnung der Einnahme-

aufteilung des Aachener Verkehrsverbundes für Vorjahre (1,2 Mio. EUR). Darüber hin-

aus erfolgte aufgrund der Umstellung von SAP R/3 auf SAP S/4 Hana eine Kontenbe-

reinigung mit einem positiven Ergebniseffekt von 0,2 Mio. EUR. Die Erträge aus der 

Abtretung der THG-Quote betrugen wie im Vorjahr 0,3 Mio. EUR. 

Die Materialaufwendungen erhöhten sich insgesamt um 4,8 Mio. EUR auf 

64,5 Mio. EUR. Hierbei reduzierten sich die Kosten für Treibstoffe um 1,0 Mio. Euro. 

Die Aufwendungen für bezogene Leistungen erhöhten sich insgesamt um 

6,0 Mio. EUR. Diese Zunahme ist im Wesentlichen auf erhöhte Leistungen für Fahr-

zeugmieten von 5,9 Mio. EUR zurückzuführen. Die Energiebezüge von der STAWAG 

reduzierten sich um 0,2 Mio. EUR.   

Der Personalaufwand erhöhte sich ohne Altersversorgung insgesamt um 1,7 Mio. EUR 

auf 32,5 Mio. EUR. Die durchschnittliche Anzahl von Mitarbeiteräquivalenten erhöhte 

sich um 4 auf 560. Darüber hinaus wurden im Vergleich zum Vorjahr (0,1 Mio. EUR) 

höhere sonstige Einmalzahlungen (1,5 Mio. EUR) an das Personal geleistet. Hierzu 

gehört beispielsweise die Inflationsausgleichsprämie.  

Die Aufwendungen für Altersversorgung erhöhten sich um 1,6 Mio. EUR gegenüber 

dem Vorjahr auf insgesamt 3,6 Mio. EUR. Die Erhöhung ist die um 1,6 Mio. EUR ge-

stiegenen Zuführungen zu den Pensionsrückstellungen zurückzuführen.   

Die Abschreibungen in Höhe von 4,8 Mio. EUR (Vorjahr: 4,9 Mio. EUR) enthalten aus-

schließlich planmäßige Abschreibungen. Außerplanmäßige Abschreibungen auf im-

materielle Vermögensgegenstände oder Sachanlagen fielen im Berichtsjahr nicht an. 

In den sonstigen betrieblichen Aufwendungen in Höhe von 12,0 Mio. EUR (Vorjahr: 

10,7 Mio. EUR) sind neben dem üblichen Aufwand im Wesentlichen Versicherungs-

prämien in Höhe von 1,5 Mio. EUR (Vorjahr: 1,3 Mio. EUR), externe EDV-Kosten von 

1,1 Mio. EUR (Vorjahr: 1,2 Mio. EUR), AVV-Umlagen in Höhe von 0,4 Mio. EUR (Vorjahr: 

0,4 Mio. EUR), Rechts- und Beratungskosten in Höhe von 1,0 Mio. EUR (Vorjahr: 

0,6 Mio. EUR) sowie konzerninterne Leistungen in Höhe von 3,3 Mio. EUR (Vorjahr: 

3,1 Mio. EUR) enthalten. Zusätzlich beinhalten die sonstigen betrieblichen Aufwen-

dungen EDV-Kosten gegenüber der regio iT in Höhe von 1,0 Mio. EUR (Vorjahr: 

0,9 Mio. EUR). 

Die Erträge aus Gewinnabführungsverträgen erhöhten sich um 0,121 Mio. EUR auf 

0,173 Mio. EUR und enthalten im Berichtsjahr wie im Vorjahr ausschließlich die 
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Gewinnabführung der ESBUS. Der Gewinn der APAG wird, wie im Vorjahr, in der Ge-

sellschaft thesauriert.  

Die Aufwendungen aus der Verlustübernahme reduzierten sich auf 0,002 Mio. EUR 

(Vorjahr: 0,027 Mio. EUR) und enthalten im laufenden Jahr ausschließlich die Ergeb-

nisübernahme der ASEAG Reisen GmbH.  

Durch das gestiegene Zinsniveau im Berichtsjahr und die Anlage auf Festgeld- und 

Tagesgeldkonten erhöhten sich die Zinserträge auf 0,6 Mio. EUR (Vorjahr: 

0,05 Mio. EUR). 

Die Zinsaufwendungen reduzierten sich um 2,7 Mio. EUR auf 1,6 Mio. EUR und be-

treffen fast ausschließlich Zinsaufwendungen aufgrund der Zuführung aus Pensions-

rückstellungen (Vorjahr: 4,2 Mio. EUR).  

Zwischen der ASEAG und der Energieversorgungs- und Verkehrsgesellschaft mit be-

schränkter Haftung Aachen, Aachen, (E.V.A.) besteht ein Beherrschungs- und Ge-

winnabführungsvertrag. Aufgrund dieses Vertrages wird der Jahresfehlbetrag der 

ASEAG von der E.V.A. ausgeglichen. Im Berichtsjahr betrug der Jahresfehlbetrag 

33,8 Mio. EUR (Vorjahr: 33,1 Mio. EUR).  

 

Finanzlage 

Im Berichtsjahr belief sich das Finanzvolumen der ASEAG auf 26,3 Mio. EUR. 

Die Investitionen nach Abzug der Zuschüsse in Sachanlagen in Höhe von 0,7 Mio. EUR 

resultierten im Wesentlichen aus Zugängen der Betriebs- und Geschäftsausstattung. 

Die Abnahme der Finanzmittel um 5,4 Mio. EUR resultiert im Wesentlichen aus dem 

um 6,0 Mio. EUR reduzierten Cash-Pool-Guthaben zum Bilanzstichtag. Im Vorjahr war 

in den Finanzmitteln eine Termingeldanlage in Höhe von 10 Mio. EUR enthalten. Im 

Berichtsjahr betragen die Termingeldanlagen 30 Mio. EUR. Die kurzfristigen Rückstel-

lungen und Verbindlichkeiten reduzierten sich um 9,8 Mio. EUR. Hiervon beziehen 

sich 9,7 Mio. EUR auf geringere Verbindlichkeiten, da zum Ende des Berichtsjahres 

wegen der Umstellung von SAP R/3 auf SAP S/4 Hana Zahlungen vorgezogen wurden. 

In den ersten zwei Wochen des Folgejahres konnten wegen der noch nicht erfolgten 

Migration offener Posten keine Zahlungen durchgeführt werden. 

Die Mittelherkunft erfolgte mit 9,8 Mio. EUR im Wesentlichen aus der Zunahme der 

Abschreibungen. Hierin enthalten ist die Abschreibung auf Finanzanlagen in Höhe von 

5,0 Mio. EUR wegen der Unternehmensbewertung der APAG. Weitere 5,4 Mio. EUR 

standen aus Finanzmitteln zur Verfügung. Zusätzlich stiegen die sonstigen Zuschüsse 

um 5,3 Mio. EUR. 
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Vermögenslage 

Die Bilanzsumme beträgt zum Bilanzstichtag 170,9 Mio. EUR und liegt um 

4,8 Mio. EUR unterhalb des Vorjahreswertes.  

Das Finanzanlagevermögen (44,6 Mio. EUR) beträgt 26,1 % der Bilanzsumme und be-

inhaltet neben dem Beteiligungsbuchwert mit 35,4 Mio. EUR an den APAG-Ausleihun-

gen an verbundene Unternehmen mit 8,5 Mio. EUR. Der Anteil der immateriellen Ver-

mögensgegenstände und des Sachanlagevermögens (38,6 Mio. EUR) beträgt 22,6 % 

der Bilanzsumme und besteht maßgeblich aus Fahrzeugen für Personenverkehr. Die 

Finanzmittel (11,5 Mio. EUR) betragen 6,8 % des Gesamtvermögens und resultieren 

aus dem ausgewiesenen Guthaben bei Kassen und Kreditinstituten in Höhe von 

11,1 Mio. EUR und dem Cash-Pool Guthaben in Höhe von 0,4 Mio. EUR. Das übrige 

Umlaufvermögen in Höhe von 76,2 Mio. EUR besteht größtenteils aus dem Verlust-

ausgleichsanspruch gegen die E.V.A. von 33,8 Mio. EUR, den sonstigen Wertpapieren 

in Höhe von 30,0 Mio. EUR sowie den Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 

gegenüber Dritten von 6,4 Mio. EUR. Das übrige Umlaufvermögen beträgt 44,6 % der 

Bilanzsumme.  

Die Kapitalseite weist insgesamt 134,4 Mio. EUR mittel- und langfristige Mittel aus, 

die sowohl das Anlagevermögen als auch Teile des Umlaufvermögens langfristig ab-

decken. Die hauptsächlich aus Pensionsverpflichtungen resultierenden mittel- und 

langfristigen Rückstellungen betragen 78,6 % der Bilanzsumme. Der Anteil der kurz-

fristigen Zuschüsse, der Rückstellungen, der Verbindlichkeiten und des Rechnungs-

abgrenzungspostens von insgesamt 27,2 Mio. EUR beträgt 15,9 %. Die Eigenkapital-

quote beträgt 5,5 % bei einem Anteil von 9,3 Mio. EUR.  

 

III. Prognosebericht 

Im Geschäftsjahr 2023 traten die letzten Auswirkungen der Corona-Pandemie schnell 

in den Hintergrund. Das Deutschlandticket mit seinen Auswirkungen auf die Nach-

frage und die unsichere Finanzierung ist das beherrschende Thema. Dem ÖPNV wird 

bei der Gestaltung der Verkehrswende weiterhin eine wesentliche Bedeutung zuge-

schrieben. Zu Beginn des Jahres 2024 wurde auf der Verkehrsministerkonferenz die 

Fortführung des Deutschlandtickets zu einem unveränderten Preis von 49 Euro auch 

im Jahr 2024 beschlossen. Damit zeigt die Politik, dass sie weiterhin die Nachfrage 

nach dem ÖPNV durch preispolitische Maßnahmen fördern will und so ein wesentli-

cher Beitrag zum Klimaschutz durch den ÖPNV erbracht werden soll. 
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Auf lokaler Ebene ist die Basis für die angebotsseitige Diskussion die von der ASEAG 

im Herbst 2019 in die politische Diskussion eingebrachte ,,Vision 2027“. Diese bein-

haltet neben einem erheblichen Ausbau der Infrastruktur auch eine generelle Leis-

tungsausweitung von etwa 30 % des heutigen Leistungsangebots. Zwischenzeitlich 

wurden seitens der ASEAG in Zusammenarbeit mit der Verwaltung einige der in der 

Vision 2027 beschriebenen Ansätze weiter konkretisiert, sodass es zum Jahresende 

2021 zu einem Grundsatzbeschluss über diese Maßnahmen im Mobilitätsausschuss 

der Stadt Aachen gekommen ist. Dieser soll nun in den fortzuschreibenden Nahver-

kehrsplan einfließen. Obwohl dann für das Geschäftsjahr 2023 weiter konkretisie-

rende Beschlüsse zur Leistungserweiterung gefallen sind, kommt es nunmehr in der 

faktischen Umsetzung zu Verzögerungen. Diese sind unmittelbar auf eine in Folge 

der Sperrung der A544 vollkommen neue Verkehrssituation zurückzuführen, die ei-

nige der geplanten Maßnahmen so nicht sinnvoll erscheinen lassen bzw. die Prioritä-

ten verschoben haben. Parallel nehmen aber auch die haushälterischen Spielräume 

aufgrund der enormen Kostensteigerungen in allen Lebensbereichen – auch im ÖPNV 

– ab. Gepaart mit zunehmend knappem Personalressourcen droht hier der angebots-

seitige Aspekt der Verkehrswende ins Stocken zu geraten. Vor diesem Hintergrund 

bewirbt sich die ASEAG weiterhin in Abstimmung mit den Aufgabenträgern um För-

dermittel des Bundes und des Landes. Mit den Förderungen für die On-Demand-Ver-

kehre in Roetgen und Laurensberg, so wie der Förderung der Schnellbuslinie SB 66 

(Monschau-Aachen) konnten bereits signifikante Förderbeiträge eingeworben wer-

den, sodass zumindest ein großer Beitrag der Anschubfinanzierung für eine Leis-

tungsausweitung gewonnen werden konnte. Auch im Förderprojekt ,,Haaren clever 

mobil“ konnten Drittmittel in Millionenhöhe eingeworben werden, sodass im Oktober 

2023 die hier geplanten Angebotsverbesserungen in Betrieb genommen wurden. 

Auch wenn die ASEAG bzw. ihre Aufgabenträger im Jahr 2023 bei keinen weiteren 

Förderprojekten mit dem Ziel der Angebotsausweitung abschließend zum Zuge ge-

kommen ist, werden hier die Bemühungen fortgesetzt. Die Stadt Stolberg konnte sich 

mit der Unterstützung der ASEAG im Landesprojekt ,,ways2work“ für die Schlussrunde 

qualifizieren und hofft nun im März/April 2024 weitere Zusagen zu erhalten. Mit der 

Projektgruppe NEMORA (ehemals ,,AG Innovation“) haben sich die Aufgabenträger 

Stadt und StädteRegion Aachen im Geschäftsjahr 2022 gemeinsam aufgestellt, um 

insbesondere ÖPNV-Themen, Radverkehr, Mobilitätsstationen u.ä. gemeinsam für die 

gesamte Region zu denken und voranzutreiben. Die ASEAG ist dabei wichtiger An-

sprechpartner in den Facharbeitsgruppen und hat so die Möglichkeit mitzugestalten 

und ihr Ziel ,,die Vermarktung des ÖPNV auch im außerstädtischen Kernbereich“ vo-

ranzutreiben. Um dabei den Erwartungen der Aufgabenträger nach fachlicher Exper-

tise gerecht werden zu können, hat sich die ASEAG im Geschäftsjahr 2022 in diesem 
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Bereich verstärkt und sucht aktiv den direkten Austausch mit den einzelnen Verwal-

tungen der Städte und Gemeinden im Bedienungsgebiet. Mit einem Leistungsvolumen 

von etwa 19,4 Mio. Nutz-km pro Jahr bleibt die ASEAG das größte Verkehrsunterneh-

men im AVV. Dieses Leistungsvolumen darf über den Vergabezeitraum bis 2027 als 

gesichert angenommen werden. Vor dem Hintergrund der derzeitigen politischen 

Statements und der beschlossenen Fortschreibung des Nahverkehrsplans sieht die 

ASEAG bei den politischen Vertretern aus Stadt und StädteRegion weiterhin den 

Wunsch einer sukzessiven Zunahme des Leistungsangebots. Diese wird jedoch vor 

dem Hintergrund angespannter Haushaltslagen und knapper Personalressourcen zu-

nehmend schwerer tatsächlich zu realisieren sein.  

Neben den aktuellen Beratungen der Städte und Gemeinden sind im Geschäftsjahr 

2023 Projekte in die Umsetzungsphase eingetreten. So hat das Projekt ,,Haaren Clever 

mobil“ Ortsteil Haaren der Stadt Aachen den Betrieb aufgenommen. Die Projekte zum 

On-Demand-Verkehr in Laurensberg, Roetgen und Simmerath werden fortgesetzt 

und auch die SB 66 verkehrt in dem seit Februar 2022 deutlich erhöhten Takt. Da die 

hier eingesetzten Busse über besondere Qualitätsmerkmale verfügen und einen ers-

ten Aufschlag im Konzept der ,,Starken Achsen“ aus der Vision 2027 darstellen, hatte 

sich die ASEAG dazu entschieden, diese Art des Angebots unter dem Begriff ,,Regio-

Liner“ zu vermarkten. Mit der SB 71 ist eine weitere Express- oder Schnellbuslinie 

entstanden. Da hier jedoch aus betrieblichen Gründen die anderen Fahrzeugstandards 

nicht zum Einsatz kommen können, kommt hier der Begriff ,,RegioLiner“ nicht zur 

Anwendung. Auch die vom AVV koordinierten Untersuchungen zur Regio-Tram, einer 

Bahnverbindung zwischen Baesweiler und Aachen über Alsdorf und Würselen, schrei-

ten weiter voran. Nach heutiger Auffassung sollen auch diese von der ASEAG betrie-

ben werden. Die Machbarkeitsstudie zeigt eine Realisierbarkeit, sodass der AVV durch 

die Aufgabenträger beauftragt ist, die Planungen weiter voranzutreiben. 

Während die politischen Diskussionen angebotsseitig trotz sich erschwerender wirt-

schaftlicher Rahmenbedingungen weiterhin auf eine Ausweitung des Leistungsange-

bots hinzielen, hat sich im Hinblick auf die tarifpolitischen Maßnahmen bei den Fahr-

kartenpreisen die Tendenz zu weiteren Fahrpreisvergünstigungen mit dem Deutsch-

landticket fortgesetzt. Unter dem Dach des Deutschlandtickets entstehen Produkte 

für Leistungsempfänger, Schüler und Studierende. Unternehmen werden trotz des 

insgesamt niedrigen Planniveaus weiter Rabatte angeboten, wenn sie sich an den Kos-

ten zu Gunsten ihrer Mitarbeiter beteiligen. Auch wenn die unmittelbaren Auswirkun-

gen zurzeit durch Fördermaßnahmen von Bund und Land kompensiert werden sollen, 

ist die weitere Finanzierung des ÖPNV nunmehr langfristig nahezu ausschließlich von 

Entscheidungen auf Bundes- und Landesebene abhängig. Dabei hat die Diskussion 
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zur Finanzierung des Deutschlandtickets im Geschäftsjahr 2023 deutlich gemacht, 

dass zumindest der Bund aktuell nicht mehr bereit ist, mehr als seine bisher zuge-

sagten Mittel zur Verfügung zu stellen. Vielmehr sollten die Verbünde und die Ver-

kehrsunternehmen Einsparungen in ihren Strukturen realisieren, um so die fehlenden 

Bundesmittel zumindest teilweise zu kompensieren. Aus Sicht der ASEAG wird dies 

keine Lösung sein, auch wenn der so entstehende Kostendruck sicher den ein oder 

anderen Prozess im ÖPNV beschleunigen wird. Wie mit mittelbaren Effekten umge-

gangen werden soll (z.B. Preisdruck auch auf Einzelfahrscheine u.ä.) bleibt weiterhin 

vollkommen offen. Darüber hinaus wird der bereits heute bestehende Effekt, dass die 

Preissteigerungen im Ticketsegment auf Höhe des Inflationsniveaus nicht ausreichen, 

um Kostensteigerungen zu kompensieren, verschärft. Dadurch wird der Zuschussbe-

darf von Bund, Land und Kommune rasant zunehmen. Alternativ müsste es zu einem 

überproportionalen Ticketpreisanstieg kommen; dies hält die ASEAG jedoch für sehr 

unwahrscheinlich.  

Im Bereich der Personalbeschaffung ist die Situation weiterhin angespannt. Auch wenn 

die altersbedingte Fluktuation im Fahrdienst im Jahr 2023 im Vergleich zu den Vor-

jahren eher moderat war, so blieb dennoch die Notwendigkeit erhalten, verstärkt Mit-

arbeiter für den Fahrdienst einzustellen. Die Trends zur Arbeitszeitreduzierung und 

zur Eigenkündigung haben sich gegenüber dem Jahr 2022 nochmals verstärkt. Mit-

arbeiter stellen für sich fest, dass die Arbeitsbedingungen im Schichtbetrieb nicht o-

der nur eingeschränkt zu ihren Vorstellungen passen. Für die kommenden Jahre geht 

die ASEAG davon aus, dass dieser Trend bestehen bleiben wird. Aus diesem Grund 

hat die ASEAG ihre Bemühungen am Arbeitsmarkt für Busfahrer nochmals intensiviert, 

um bereits heute vorhandene Stellen wiederzubesetzen und gleichzeitig den stetig 

steigenden Bedarf (bestellte Mehrleistungen aber auch Produktivitätseinbußen auf-

grund von Krankheit oder Arbeitszeitreduzierungen) abzudecken. Vor diesem Hinter-

grund hat die ASEAG im Geschäftsjahr 2023 über 40 Mitarbeiter eingestellt und wei-

tere Leistungen an Auftragsunternehmer vergeben. All dies reichte jedoch nicht aus, 

um die Leistung auf dem gewünschten Qualitätsniveau zu erbringen. Phasenweise 

kam es verstärkt zu Fahrtausfällen. Neben Einstellungen von Personal und der 

Vergabe an Subunternehmer hat die ASEAG das Projekt „ASEAG & DU - Fit für 2027“ 

ins Leben gerufen. Ziel ist es unter anderem gegebenenfalls bestehende betriebliche 

Schwächen zu erkennen und zu beseitigen. Im Bereich der Leistungserbringung wie-

der die Betriebsstabilität zu erreichen, die der Kunde von der ASEAG gewohnt ist, ist 

eine der wesentlichen Aufgaben im Jahr 2024. Die ASEAG stellt sich natürlich auch in 

anderen Funktionsbereichen als dem Fahrdienst, insbesondere in den Planungs- und 

IT-Bereichen, für die Verkehrswende auf. Auch wenn hier inzwischen nahezu alle va-

kanten Stellen besetzt werden konnten, so sind diese Personalanpassungen, bezogen 
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auf die Gesamtmitarbeiterzahl, insgesamt von untergeordneter Bedeutung. Die Per-

sonalbeschaffung in diesen Bereichen bleibt jedoch trotz des positiven Verlaufs eine 

große Herausforderung, weshalb die E.V.A. als zentraler Dienstleister seine Rekrutie-

rungsbemühungen weiter fortsetzen wird und speziell für die ASEAG den Bereich Per-

sonalentwicklung verstärkt hat. Aufgrund der Schwierigkeit, gutes akademisches Per-

sonal für die Verkehrsbranche zu interessieren, bemüht sich die ASEAG, Studierende 

frühzeitig an die Themen der Verkehrsbranche heranzuführen. Hierbei setzt sie ins-

besondere auf studentische Jobangebote, die Betreuung von Bachelor-/Masterarbei-

ten, Teilnahme an Karrieremessen sowie auf das Angebot dualer Studiengänge. Für 

2024 plant die ASEAG insgesamt mit einem Personalbestand von ca. 561 Mitarbeiter-

äquivalenten. Dies ist gegenüber 2023 lediglich eine geringe Zunahme. 

Wenn auch nicht auf dem jetzt vereinbarten sehr hohen Niveau seitens der ASEAG 

erwartet, so sorgt der Tarifabschluss 2023 im Hinblick auf die Kostenentwicklung im 

Personalbereich ab 2024 für einen Kostensprung. Dem wirkt noch entgegen, dass 

ausscheidende Mitarbeiter in der Regel über Besitzstandsregelungen verfügen, die 

dann für die neuen Mitarbeiter nicht mehr zum Tragen kommen. Dieser Effekt wird in 

den kommenden Jahren zunehmend geringer. Insgesamt wird von Personalkosten in 

Höhe von 37,8 Mio. EUR ausgegangen. Hinzu kommen die Zuführungen zu den Pen-

sionsrückstellungen, die trotz der aktuellen Zinsentwicklung auch im Jahr 2024 das 

Ergebnis noch belasten werden. Der Tarifabschluss zwischen ver.di und dem NWO, 

der Arbeitgeberverband der privaten Omnibusunternehmen in NRW, hat dazu geführt, 

dass faktisch aus dem Tariftreue- und Vergabegesetz NRW (TVgG) keine Risiken mehr 

für die Vergabe an private Subunternehmen bestehen. Die Reduzierung des Kosten-

vorteils setzt sich durch den privaten Tarif gegenüber dem kommunalen Spartentarif 

durch hohe Tarifabschlüsse und sich verändernde sonstige Arbeitsbedingungen bei 

den Subunternehmen weiter fort. Der NWO hat bereits Anfang 2024 bekanntgegeben, 

dass der zum 1. Januar in Kraft getretene Tarifabschluss zu Kostensteigerungen von 

14,42 % führen wird. Auch wenn diese aufgrund der bestehenden Verträge der ASEAG 

zeitverzögert ankommen werden, ist die Tendenz klar zu erkennen. Das Phänomen 

der sehr hohen Krankenstände wie bei der ASEAG ist jedoch bisher nicht im selben 

Umfang zu erkennen, sodass im Hinblick auf Kosten und Betriebsstabilität der Einsatz 

von Subunternehmern weiterhin Vorteile mit sich bringt. Darüber hinaus bringt die 

Existenz unterschiedlicher Tarifverträge bisher auch mit sich, dass nicht von gemein-

samen Streikaktionen ausgegangen werden muss. Aufgrund der etwa 50-prozentigen 

Fremdvergabe bei der ASEAG kann so im Streikfall also auch etwa 50 % der Leistung 

für den Kunden erbracht werden und durch die zunehmende Nutzung der Apps der 

ASEAG (movA und naveo) ist auch eine deutlich verbesserte Kundeninformation mög-

lich. 



167 
 

In den Jahren 2020 bis 2022 kam es coronabedingt und durch das 9-Euro-Ticket zu 

erheblichen Rückgängen der Beförderungserlöse im Vergleich zu der Zeit vor Corona 

(2019). Diese Entwicklung wird jetzt durch das Deutschlandticket fortgesetzt. Aller-

dings gibt es für die Jahre 2023 und 2024 Richtlinien des Landes zum Mindererlös-

ausgleich, die analog zu den Corona-Hilfen auf die Mengengerüste des Jahres 2019 

zurückgreifen und zusätzlich eine, wenn auch kleine Mengensteigerungskomponente 

berücksichtigen. Somit kann die Ertragsseite für das Jahr 2024 als sehr gesichert an-

genommen werden. 

Von dem Rückgang der Umsatzerlöse sind alle Produktsortimente betroffen. Das 

Deutschlandticket substituiert diese Angebote. Je exakter das Deutschlandticket den 

Kundenwunsch trifft, umso stärker die Substitution. In logischer Konsequenz sind 

Zeitkartenprodukte wie Monatskarte und Abonnement besonders betroffen. Aber 

auch Einzelfahrscheine sind davon berührt. Mit jedem neuen Ticketangebot in der 

Kategorie Deutschlandticket beginnt die Substitution des vorherigen Produktes – zu-

letzt das Deutschlandticket Sozial. Weiterhin optimistisch stimmt die ASEAG zurzeit, 

dass sich Unternehmen zunehmend mit dem Thema Nachhaltigkeit und attraktiver 

Arbeitgeber beschäftigen. Die Befürchtung der ASEAG, dass aufgrund des geringen 

Vorteils des Deutschlandticket Job-Tickets zum normalen Deutschlandticket der Kon-

takt zu den Unternehmen verloren geht, hat sich glücklicherweise nicht eingestellt. 

Die Unternehmen sind überwiegend Kunden bei der ASEAG geblieben und nutzen 

teilweise sogar die Möglichkeit der Kombination der alten Job-Ticket-Produkte mit 

dem Deutschlandticket. Insgesamt sind sogar viele Unternehmenskunden hinzuge-

kommen, auch wenn die tatsächlichen Abnahmemengen dieser Kunden noch relativ 

gering sind.  

Für 2024 geht die ASEAG von Beförderungserlösen in Höhe von 68,8 Mio. EUR aus. In 

die Planung ist die im AVV beschlossene Preissteigerung von ca. 8,5 % zum 1. Januar 

2024 eingeflossen. Effekte aus dem inzwischen beschlossenen Deutschlandticket 

sind unberücksichtigt, da diese vollkommen ausgeglichen werden sollen. Aufgrund 

dieser Entwicklung und der generellen Diskussionen über die Rolle des ÖPNV in 

Deutschland geht die ASEAG von einer weiteren Erholung der Nachfrage aus. Umsatz-

seitig wird diese aufgrund der erwähnten Preisreduzierungen bzw. Ausgleichsmecha-

nismen jedoch nicht durchschlagen. Vielmehr werden Erlöse auf lange Sicht gegen 

staatliche Zuschüsse laufen und diese reduzieren. Auch die Berücksichtigung von zu-

sätzlichen Erlösen, die zur Finanzierung von zusätzlichen Angeboten zur Verfügung 

stehen, ist in den Richtlinien zum Mindererlösausgleich unabhängig von der tatsäch-

lichen Nachfrage geregelt – dies bringt zumindest Planungssicherheit. Andere wich-

tige Erlöspositionen wie Ausgleichszahlungen für die Schülerbeförderung (§ 11a 
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ÖPNVG-NRW) und für Schwerbehinderte (§ 228 ff. SGB IX), Zuschüsse für das Mobili-

tätsticket (Sozialticket) werden in der Planung als konstant angesehen, doch auch hier 

herrscht derzeitig noch viel Unklarheit darüber, welchen Einfluss das Deutschlandti-

cket auf diese Finanzierungskomponenten hat. Außer Grundsatzaussagen, dass die 

Mittel im System ÖPNV bleiben sollen, gibt es leider nichts Greifbares. Für die Ent-

wicklung der Dieselpreise sind abgeschlossene Preise aus Dieselswaps und die zum 

Planungszeitpunkt erzielten Dieselbeschaffungspreise für ungesicherte Mengen in die 

Planung eingeflossen.  

Die Fahrgastanzahl hat im Geschäftsjahr 2023 gemäß der Zählsysteme in den Fahr-

zeugen das Niveau von 2019 wieder erreicht. Die statistische Zahl für Fahrgäste – 

Fahrkarte x spezifischer Fahrtenhäufigkeit – ist aufgrund diverser Neubewertungen 

der Fahrtenhäufigkeit einzelner Tickets nicht mehr mit den Vorjahren vergleichbar. 

Insgesamt wurden auf Basis der alten statistischen Daten in Kombination mit den 

neuen, empfohlenen Nutzungshäufigkeiten für das Deutschlandticket 64,2 Mio. Fahr-

gäste befördert. Dies würde bedeuten, dass das 2029er Niveau deutlich verfehlt 

wurde. Aufgrund der fehlenden Vergleichbarkeit sieht die ASEAG jedoch eher ein Ni-

veau wie in dem sehr guten Jahr 2019. Weiterhin kritisch beobachtet die ASEAG die 

Entwicklungen rund um das Deutschlandticket, da erhebliche Veränderungen für den 

ÖPNV damit verbunden sind und bisher keine nachhaltige Finanzierungsaussage vor-

liegt. Sollte sich das Deutschlandticket als langfristig nicht durch die öffentliche Hand 

finanzierbar herausstellen, wird die veränderte Preiswahrnehmung der Kunden Preis-

erhöhungen erschweren.  

Nachdem im Jahr 2023 das Ergebnis besser als das Planniveau ist, wird für das Ge-

schäftsjahr 2024 ein Jahresfehlbetrag vor Verlustübernahme von 43,2 Mio. EUR ge-

mäß verabschiedetem Wirtschaftsplan erwartet. Das Niveau aus der letzten Mittel-

fristplanung wird dabei leicht unterschritten werden. Maßnahmen zur Verkehrswende 

sollen durch Ertragszuschüsse der Stadt Aachen finanziert werden. Diese fließen der 

ASEAG als sogenannter vorweggenommener Ergebnisausgleich zu. Um die Kreditfi-

nanzierung anderer Konzerngesellschaften im E.V.A-Konzern nicht zu gefährden, 

wurde dieses Vorgehen mit der Stadt Aachen abgestimmt. Auf das Ergebnis wirken 

sich dabei insbesondere Personal-, Treibstoff-, und Subunternehmerkosten sowie 

höhere Abschreibungen durch moderne Fahrgastinformationsmedien (z.B. Dynami-

sche Fahrgastinformationssäulen, Internet und APP), zeitgemäße Vertriebsinfrastruk-

tur (z.B. elektronisches Fahrgeldmanagement) und Fahrzeuge mit modernen An-

triebsformen (Elektrobusse) kostentreibend aus, ohne dass im verbliebenen Geschäft 

wesentliche Einsparungen generiert werden können. So hat die ASEAG zur Erhaltung 

des hohen technischen Stands der Busflotte zuerst massiv in Busse der Abgasnorm 
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Euro 6 und inzwischen bereits in 27 Elektrobusse investiert. Weitere 33 Elektrobusse 

sollen Ende 2024 folgen. 

Bei der Tochtergesellschaft der ASEAG, der Aachener Parkhaus GmbH bleibt die Situ-

ation weiterhin angespannt. Das Ergebnis liegt mit etwa 1.221 TEUR zwar erneut klar 

im positiven Bereich, aber auch deutlich unter Planniveau. Wesentlich hierfür sind 

stark ansteigende Instandhaltungsaufwendungen, die zum einen aus dem baulichen 

Zustand der Objekte und zum anderen aus einem deutlichen Preisanstieg der Bau-

kosten resultieren. Im Hinblick auf die Parkhausnutzung kann generell davon ausge-

gangen werden, dass die Frequentierung noch hinter dem Niveau der Vor-Corona-

Zeit zurückbleibt. Umsatzseitig wird dies jedoch durch eine Preisanpassung im Jahr 

2023 überkompensiert. Da die Wirtschaftsplanung der APAG von einer länger anhal-

tenden Belastung des Ergebnisses durch Instandhaltungsmaßnahmen ausgeht, wird 

nach 2022 auch das Ergebnis des Jahres 2023 zur Stärkung der Eigenkapitalquote 

und zur Finanzierung anstehender Sanierungsinvestitionen in die Gewinnrücklage der 

APAG eingestellt. Zusätzlich hat die ASEAG vor dem gleichen Hintergrund 5 Mio. EUR 

in die Kapitalrücklage der Gesellschaft eingezahlt. 

Für die mittelfristige Zukunft erwartet die APAG eine weiterhin hohe finanzielle Belas-

tung durch Sanierungen, sodass bis 2027 von einem Ergebnis von max. 1,5 Mio. EUR 

ausgegangen wird, bevor dann ab 2028 wieder Ergebnisse von über 2 Mio. EUR er-

wartet werden. Ursächlich hierfür ist unter anderem die noch ausstehende Sanierung 

inklusive Teilschließung des Parkhauses Rathaus. Zur Kompensation der steigenden 

Kosten sieht die Planung der APAG dabei regelmäßige Erhöhungen der Parkgebühren, 

insbesondere in den innerstädtischen Parkobjekten vor, der idealerweise eine Erhö-

hung der Parkgebühren am Straßenrand seitens der Stadt Aachen vorangehen. In 

Folge der zumindest in den kommenden Jahren eher moderaten Ergebniserwartung 

wurde die Beteiligung an der APAG um 5 Mio. EUR wertberichtigt. 

Die positive Entwicklung im digitalen Vertrieb über die Mobilitätsplattform movA und 

seit Mitte 2022 über die ÖPNV-App naveo – eine Gemeinschaftslösung aller Verkehrs-

unternehmen im AVV zusammen mit dem AVV – hat sich im Geschäftsjahr 2023 fort-

gesetzt. Hierzu beigetragen hat auch das Deutschlandticket, sodass nunmehr auch 

höherpreisige Tickets über die Apps verkauft werden. Auch wenn durch das Deutsch-

landticket der digitale Verkauf von Einzelfahrscheinen u.ä. zurückgegangen ist, so 

konnte der monatliche Umsatz auf diesen Vertriebswegen inzwischen auf über 400 

TEUR-Umsatz/Monat gesteigert werden. Ziel ist es in 2024 diesen Vertriebsweg wei-

ter auszubauen, da dieser bei entsprechender Nutzung nicht nur kosteneffizienter ist 

als Chipkarte oder Papierticket, sondern auch deutlich nachhaltiger. In beiden Apps 

kann die ASEAG auch 2023 eine wachsende Zahl an Registrierungen verzeichnen. So 
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ist beispielsweise die Anzahl der registrierten Kunden in der movA App im Geschäfts-

jahr 2023 nochmals um gut 20.000 gestiegen (ca. + 40 %). In der naveo App wurde 

beispielsweise das im Jahr 2023 so wichtige Produkt des Upgrades des AVV-Semes-

tertickets zum Deutschlandticket angeboten, ohne das die Gespräche hin zu einem 

solidarischen Deutschlandticket für Studierende sicherlich nicht so konstruktiv gelau-

fen wären. Hinzu kommt die auch auf Landesebene angestrebten Offensive zur Ver-

marktung des rein digitalen eezy-Tarifs, welche die Nutzung des Smartphones als 

Trägermedium des ÖPNV-Tickets auch im Jahr 2024 weiter zunehmen lassen dürfte. 

Darüber hinaus bietet die movA App als digitales Vertriebsmedium auch Unternehmen 

die Möglichkeit ihr betriebliches Mobilitätsmanagement zu unterstützen bzw. aus-

weiten. So hat im Jahr 2023 beispielsweise die Universitätsklinik in Aachen ihr bisher 

stark auf den ÖPNV ausgerichtetes Mobilitätsmanagement mit Hilfe eines Mobilitäts-

budgets dahingehen erweitert, dass nunmehr auch sämtliche anderen Mobilitäts-

dienstleistungen, insbesondere Car-/Bike-Sharing, E-Roller und Taxi, von den Mitar-

beitern je nach Bedarf frei gewählt werden können. Damit ist die Erwartung verbun-

den, dass auch klassische MIV-Nutzer sich mittel- bis langfristig für die im Vergleich 

zum MIV deutlich umweltfreundlicheren Verkehrsformen aufgrund der günstigen be-

trieblichen Rahmenbedingungen öffnen. Hiervon wird letztendlich auch der ÖPNV 

profitieren. 

Die IT-seitige Entwicklung der movA App und die Realisierung der engen technologi-

schen Verbindung der Hintergrundsysteme der movA und naveo-App werden in der 

gemeinsam mit der regio iT im Jahr 2019 gegründeten Better Mobility GmbH unter-

gebracht. Diese Gesellschaft bietet die technische Lösung auch außerhalb der Städ-

teRegion Aachen insbesondere anderen Verkehrsbetrieben zur Nutzung an. Insge-

samt kommt die Technologie der Better Mobility neben Aachen in Düsseldorf, Ravens-

burg und Coesfeld zum Einsatz. In Coesfeld hat das ,,Bürgerlabor Mobiles Münster-

land“ den Mobilitätspreis NRW 2023 gewonnen. Mit der kommmit!-App hat die Better 

Mobility einen wichtigen Teil zum Gesamterfolg dieses Projektes beigetragen. Weni-

ger unmittelbar am Endkunden, aber letztendlich auch ein wichtiger Schritt für die 

Better Mobility ist der Gewinn der Ausschreibung für die ,,Multimodale Datendreh-

scheibe NRW“ des Verkehrsverbund-Rhein-Sieg. Insgesamt ist festzustellen, dass der 

Markt für den Vertrieb der Technologie enger wird. Dies liegt unter anderem daran, 

dass Hersteller klassischer ÖPNV-Ticket-Apps im Bereich MaaS (Mobility as a Service) 

deutlich nachentwickeln und ihren Bestandskunden ihre Lösungen zu sehr günstigen 

Preisen anbieten, um die Kundenbeziehung nicht zu verlieren. Dennoch geht die 

ASEAG in allen Kundensegmenten dieser digitalen Lösung – Endkunde, Firmenkunde 

für Mitarbeiter und Firmenkunden als Betreiber einer Mobilitätsplattform – von einer 

zunehmenden Nachfrage aus, da hier viele Regionen in Deutschland noch ganz am 
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Anfang stehen. Ob und inwieweit auch hier die zunehmend engeren wirtschaftlichen 

Spielräume der potenziellen Kundengruppen die Digitalisierung des ÖPNV aufhält o-

der ob es im Sog des Deutschlandtickets eine Verstärkung des Trends zur Digitalisie-

rung gibt und eher alte Vertriebswege reduziert oder aufgegeben werden, ist noch 

vollkommen offen. Zumindest in NRW zeichnen sich jedoch Tendenzen ab, die eher 

darauf hindeuten, in die digitale Zukunft zu investieren und stattdessen gewohnte 

Verhaltensweisen aufzugeben. So wird beispielsweise im Verkehrsverbund-Rhein-

Ruhr noch im ersten Halbjahr 2024 ein Grundsatzbeschluss zur mittelfristigen Ab-

schaffung des Bargeldes auf den Fahrzeugen (insbesondere Busse) erwartet. Eine Ent-

wicklung, die die ASEAG gerne mitgehen möchte, weshalb bereits alle Vorbereitung 

getroffen wurden, um im Jahr 2024 mit dem bargeldlosen Bezahlen auf den Fahrzeu-

gen zu starten. 

Die Zielsetzung eines ökologisch hochwertigen ÖPNV mit möglichst geringen Zu-

gangshemmnissen liegt auch weiterhin im Trend der Branche und wird politisch als 

ein Lösungsbaustein bei der Bewältigung von umweltpolitischen Fragestellungen an-

gesehen. Wie in der Vergangenheit auch, verfolgt die ASEAG insgesamt das Ziel, sich 

als kommunales Verkehrsunternehmen und als zuverlässiger Dienstleister für Stadt 

und StädteRegion Aachen zu positionieren und diese Position zu einem umfassenden 

Mobilitätsdienstleister auszubauen. Dabei gilt es für die ASEAG, sich im Spannungs-

feld zwischen wirtschaftlichen Anforderungen und angebotsorientierten Zielen zu be-

währen und das Vertrauen, das die politischen Vertreter mit der Direktvergabe der 

Leistung der ASEAG entgegenbringen, weiterhin zu bestätigen. 

Die nach der Pandemie wieder steigende Inanspruchnahme der ÖPNV-Leistungen wird 

sich nach Einschätzung der ASEAG auch im Jahr 2024 fortsetzen, auch wenn die in 

letzter Zeit stark zurückgegangene Zuverlässigkeit der Leistungserbringung, insbe-

sondere durch fehlendes Personal im gesamten ÖPNV-System – nicht nur bei der 

ASEAG – ein erhebliches Risiko darstellt, welches diesen Trend brechen könnte. In die 

Wirtschaftsplanung sind diese Aspekte prinzipiell eingeflossen. Welche Effekte sich 

letztendlich einstellen werden, ist auch aufgrund der zurzeit noch anhaltenden gro-

ßen Veränderungen und Unsicherheiten, die durch das Deutschlandticket ausgelöst 

wurden, zurzeit nicht abzuschätzen. Aktuell geht die ASEAG davon aus, dass jedweder 

Mindererlös durch die Förderung des Deutschlandtickets ausgeglichen wird, so dass 

hieraus kurzfristig keine negativen wirtschaftlichen Effekte erwartet werden. 

 

Chancen- und Risikobericht 

Die ASEAG bewegt sich mit ihren Geschäftsfeldern in einem zunehmend dynamischen 

Marktumfeld. Hiermit sind stets Chancen und Risiken verbunden, die frühzeitig 
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identifiziert, analysiert, bewertet und dokumentiert werden müssen. Durch das Risi-

komanagement der ASEAG wird dies gewährleistet, so dass Maßnahmen zur Steue-

rung und Minimierung der Risiken ergriffen werden können. Im Risikomanagement 

wird zwischen externen Marktrisiken, operativen Betriebsrisiken und finanzwirt-

schaftlichen Risiken differenziert.  

Insgesamt ist das Chancen- und Risikomanagement konsequent in die bestehenden 

Steuerungs- und Controlling-Prozesse integriert. Im Rahmen der Unternehmenssteu-

erung werden allgemeine Markt- und Erlösrisiken im Zuge der Überwachung der Ent-

wicklung von Erlösen, Mengen und Kosten in der Planung, der Vorhersage für das 

Jahresendergebnis und im Berichtswesen erfasst und gesteuert. Zusätzlich ist ein Ri-

sikomanagementsystem im Sinne von § 91 Abs. 2 AktG auf der Ebene der Konzern-

mutter implementiert, in das die ASEAG integriert ist und dass alle weiteren Risiken 

erfasst. Berichte zum Risikomanagement erfolgen unmittelbar an den Vorstand.  

Darüber hinaus fungieren die interne Revision und der Abschlussprüfer bei der Jah-

resabschlussprüfung als unabhängige Kontrollinstanzen. Zum 01. Januar 2010 ist 

eine konzernweite Unternehmensverfassung in Kraft getreten, die im Geschäftsjahr 

2022 umfassend überarbeitet wurde. Diese sieht unter anderem Regelungen zum 

Wettbewerbsrecht, zur Antikorruption, zur Vermeidung von Interessenkonflikten, 

zum Datenschutz und zur Umsetzung der Verfassung vor. Wie in den Vorjahren wur-

den auch im Geschäftsjahr 2023 in allen Unternehmensbereichen regelmäßig syste-

matische und vollständige Risikoerhebungen vorgenommen. Im Rahmen der halb-

jährlichen Aktualisierung bzw. Überprüfung wurden alle wesentlichen Risiken identi-

fiziert, analysiert, bewertet und dokumentiert, und zwar nach ihrer potenziellen Scha-

denshöhe und Eintrittswahrscheinlichkeit.  

Während der Corona-Pandemie war als neues Risiko das Risiko einer Pandemie hin-

zugekommen. Obwohl das Ereignis „Corona-Pandemie“ langer als ursprünglich er-

wartet anhielt, zielt das im Risikomanagement abgebildete Risiko nicht auf die Wie-

derholung eines solchen Ereignisses in den nächsten Jahren ab. Die Eintrittswahr-

scheinlichkeit einer erneuten Pandemie in den kommenden Jahren nach der inzwi-

schen als beendet erklärten Corona-Pandemie wird als gering eingestuft. Dennoch 

zeigte sich während der Corona-Pandemie, dass die wirtschaftlichen Auswirkungen 

erheblich sind, auch wenn diese im Wesentlichen durch staatliche Zuschüsse aufge-

fangen wurden. Mit dem Deutschlandticket wurden im Geschäftsjahr 2023 die Zu-

schüsse, die die Folgen der Pandemie auffangen sollten, durch Zuschüsse ersetzt, die 

die Folgen der Pandemie auffangen sollten, durch Zuschüsse ersetzt, die die wirt-

schaftlichen Auswirkungen des neuen Ticketangebots kompensieren. Bestand zum 

Jahresanfang 2024 noch erhebliche Unsicherheit, ob es auch im Jahr 2024 zu einem 
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entsprechenden Ausgleich kommen wird, darf dies nun für das Geschäftsjahr 2024 

als gesichert angenommen werden. Für die Folgejahre bleibt die Finanzierungsunsi-

cherheit jedoch weiterhin bestehen. Nachfrageseitig hat sich der ÖPNV-Markt gerade 

im städtischen Raum sicherlich schneller als allgemein erwartet wieder erholt. Bereits 

vor dem Start des Deutschlandtickets konnte die ASEAG in vielen Produktsegmenten 

bereits das Vor-Corona-Niveau wieder erreichen. Das Deutschlandticket hat sicher 

auch seinen Teil dazu beigetragen den Aufschwung voranzutreiben. Fahrzeugauslas-

tungen signifikant über dem Niveau von 2019 sind jedoch nicht zu erkennen. Die 

seitens der Politik angestrebte Verkehrswende hin zu mehr umweltfreundlicher Mo-

bilität – wozu auch der ÖPNV zählt – kann also fortgesetzt werden. Bremsend wirken 

sich Personalknappheit und zunehmende Finanzierungschwierigkeiten aus. Mittel- 

bis langfristig wird davon ausgegangen, dass in städtischen Räumen der Trend hin 

zum ÖPNV wiedereinsetzen wird – je urbaner, desto stärker. Diese Annahme stützt 

sich darauf, dass in den aktuellen politischen Diskussionen parteiübergreifend davon 

ausgegangen wird, dass der Kampf gegen den Klimawandel nur mit einem starken 

und funktionierenden ÖPNV erfolgreich sein kann. Hierin sieht die ASEAG weiterhin 

eine große Chance für sich als Mobilitätsdienstleister, zumal dieser Aufwärtstrend 

durch den aktuell politisch bestehenden Willen zur Fortführung des Deutschlandti-

ckets massiv unterstützt wird. Dabei bringt das Deutschlandticket weiterhin erhebli-

che Chancen und Risiken mit sich. Auf der einen Seite wird die Nachfrage aufgrund 

des niedrigen Preises gefördert. Andererseits wird im erheblichen Umfang die Zah-

lungsbereitschaft der Kunden für den ÖPNV nicht abgeschöpft. Hinzu kommt, dass es 

vielen Verkehrsunternehmen – auch der ASEAG – aktuell schwerfällt, die planerisch 

angebotene Leistung auch tatsächlich im Betrieb zur Verfügung zu stellen. Dies 

könnte zur Unzufriedenheit der Kunden führen, die dann für längere Zeit dem System 

ÖPNV verloren gehen. Aus Sicht der ASEAG bestehen zum Zeitpunkt der Erstellung 

dieses Geschäftsberichts weiterhin erhebliche Zweifel, ob die Finanzierung der Er-

tragsausfälle nachhaltig gesichert ist. Die politische Diskussion zur weiteren Finan-

zierung hat nach Auffassung der ASEAG offenbart, dass insbesondere der Bund kein 

Interesse an einer langfristigen Finanzierung hat, sondern in seinen Mitteln eine An-

schubfinanzierung sieht. Ohne eine nachhaltige Beteiligung des Bundes dürfte eine 

dauerhafte Finanzierung jedoch kaum möglich sein. Die Gespräche im Jahr 2023, un-

ter anderem zum Semesterticket und auch die ersten Tendenzen im Schülerbereich 

für das Schuljahr 2024/2025 zeigen, dass sich die Preissensibilität verschiebt und 

Zahlungsbereitschaften der Kunden vor dem Hintergrund der staatlichen Subventio-

nierung des Deutschlandtickets abnehmen. Sollte die Finanzierung des Deutschland-

tickets durch Bund und Land nicht nachhaltig gesichert werden können, wird der Weg 

zurück zu einer höheren Nutzerfinanzierung nach Einschätzung der ASEAG extrem 
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schwierig. Statt Leistungsausweitungen können dann Leistungsminderungen wegen 

fehlender Finanzierbarkeit die Folge sein. 

Aktuelle Zinsprognosen sind in die mittelfristige Wirtschaftsplanung eingeflossen. 

Dabei wird aufgrund der aktuellen Zinsentwicklung davon ausgegangen, dass die 

Zinseffekte auf die Pensionsrückstellungen gegenüber den vorherigen Jahren deutlich 

rückläufig sein werden. Bei den Bewertungen wurde weiterhin die im ersten Quartal 

2016 eingetretene Umstellung zur Ermittlung des Abzinsungssatzes vom 7-Jahres-

Durchschnitt auf einen 10-Jahres-Durchschnitt in der Zinsprognose berücksichtigt. 

Obwohl diese Planungsprämissen in der Mittelfristplanung gewürdigt wurden, kann 

es in den Folgejahren dennoch durch sich weiter verändernde Rahmenparameter 

(Zinssätze/-prognosen, Tarifabschlüsse) weiterhin zu erheblichen Belastungen des 

Ergebnisses durch Anpassungen der Pensionsrückstellungen kommen. Eine diesbe-

zügliche bilanzielle Vorsorge ist handelsrechtlich nicht möglich, wurde jedoch nach 

aktuellem Kenntnisstand (Zinsprognosen) in der mittelfristigen Wirtschaftsplanung 

berücksichtigt. Im Hinblick auf den nach Art. 67 (1) Satz 1 EGHGB (BilMoG) über einen 

Zeitraum von maximal 15 Jahren zu bildenden Rückstellungsanteil, der sich aus der 

Neubewertung der Pensionsrückstellungen im Jahr 2010 ergeben hatte, besteht kein 

Risiko mehr, da dieser Zuführungsprozess im Jahr 2017 vorzeitig abgeschlossen 

wurde. Auch wenn wieder steigende Zinsen den Aufwand für die Zuführung zu den 

Pensionsrückstellungen in der GuV reduzieren, so führen sie gleichzeitig dazu, dass 

die fälligen Rentenzahlungen die Liquidität der ASEAG zukünftig belasten, da über 

den Ergebnisabführungsvertrag mit der E.V.A. nicht in gleichem Umfang Liquidität 

zufließt. Dies gilt es bei zukünftigen Finanzierungen zu berücksichtigen. Um insge-

samt die Abhängigkeit von der Zinsentwicklung der Pensionsrückstellungen zu redu-

zieren, hat die ASEAG den Durchführungsweg für neu zu schaffende Altersvorsorge 

im Jahr 2016 geändert. Die Durchführung durch die Unterstützungseinrichtung Ak-

reka GmbH, Aachen, (AKREKA) ermöglicht eine andere bilanzielle Darstellungsweise, 

ohne dass jedoch die zu zahlende Altersvorsorge in der Höhe dadurch beeinflusst 

wird. Zum Bilanzstichtag waren 241 Mitarbeiter diesem Durchführungsweg der Al-

tersvorsorge zugeordnet.  

Der Bestandsschutz für die von der ASEAG erbrachten Verkehrsleistungen besteht 

durch die bis einschließlich 2027 laufende Direktvergabe nach EU-VO1370/2007 der 

Stadt Aachen an die ASEAG, die auch die Leistungen der StädteRegion Aachen bein-

haltet. Dies ändert sich aufgrund des Bestandsschutzes auch nicht dadurch, dass nach 

aktueller Rechtsprechung eine Inhouse-Vergabe nach § 108 GWB einschlägig gewe-

sen wäre. Eine gegebenenfalls stattfindende anschließende Betrauung ab 2028 

müsste jedoch auf der Rechtsgrundlage des § 108 GWB erfolgen. Die Erfüllung dieser 
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gesetzlichen Anforderungen wurde bereits bei der aktuell laufenden Betrauung pa-

rallel geprüft, sodass auch bei veränderter Rechtsgrundlage zurzeit kein Risiko be-

steht, sofern der politische Wille gegeben ist.  

Nachdem seit Längerem aus dem Tariftreue- und Vergabegesetz (TVgG-NRW) kein 

unmittelbares Risiko für die Vergabe von Leistungen an Subunternehmer mehr be-

steht, verbleibt das Risiko eines schleichenden, überproportionalen Kostenanstiegs in 

diesem Bereich. Der Tarifvertragspartner des Verbandes Nordrhein-Westfälischer 

Omnibusunternehmen e.V. (NWO) ist nunmehr die Gewerkschaft ver.di. Diese ist im 

Vergleich zum bisherigen Tarifvertragspartner „Christliche Gewerkschaft GÖD“ im 

Rahmen von Tarifverhandlungen sicher als durchsetzungsstärker einzustufen. Den 

Tarifabschluss für das Jahr 2024 bewertet der NWO mit über 14 % Personalkosten-

steigerung. Damit liegt der Abschluss prozentual über dem im kommunalen Tarifver-

trag TV-N NW. Hinzu kommt im Bereich der Tarifverträge, dass im Geschäftsjahr 2021 

erstmalig die zweite im kommunalen Nahverkehr stark vertretene Gewerkschaft Nah-

verkehrsgewerkschaft NahVG das mit ver.di für die ASEAG und ESBUS bis Ende 2027 

vereinbarte – und in Teilen von ihr mitgezeichnete – Tarifmodell in Frage gestellt hat. 

Auch wenn hier aktuell keine neuen Forderungen an die ASEAG herangetragen wur-

den, so ist das Fortbestehen der ESBUS mit ihren derzeitigen Regelungen bis 2027 

nicht als gesichert anzusehen. Die aktuellen Schwierigkeiten aller Verkehrsunterneh-

men bei der Personalbeschaffung lassen das Risiko überdurchschnittlicher Lohnstei-

gerungen auch weiterhin als hoch erscheinen. In der Wirtschaftsplanung wurde dieser 

Sachverhalt durch einen überdurchschnittlichen Kostenanstieg beim Einkauf der Sub-

unternehmerleistung prinzipiell berücksichtigt.  

Das in den Vorjahren bereits mehrfach dargelegte Risiko einer Korrektur des Beteili-

gungswertes an der Aachner Parkhaus GmbH (APAG) ist letztendlich eingetreten. Mit 

dem Jahresabschluss 2023 erfolgte eine Korrektur des Beteiligungswertes um 5 Mio. 

EUR. Weiterhin hohe Instandhaltungsaufwendungen stellen jedoch auch in den kom-

menden Jahren eine Herausforderung dar, die den Beteiligungswert unter Druck set-

zen. Zur Stabilisierung des Unternehmenswertes wurden im Rahmen der Wirtschafts-

planung 2024 Steigerungen der Kurzparkertarife und Maßnahmen zur Steigerung des 

Eigenkapitals und damit der Eigenfinanzierungskraft der APAG berücksichtigt. Insge-

samt gilt es, das Bewertungsrisiko der Beteiligung weiterhin zu überwachen.  

Weitere wesentliche Risiken ergeben sich aus Umweltbelangen, die es erforderlich 

machen, dass die ASEAG schneller als geplant kostenintensive, schadstoffreduzie-

rende oder umweltpolitische Maßnahmen einzuleiten hat. Dabei stehen aktuell nicht 

mehr Themen wie Umweltzone oder Dieselfahrverbote im Vordergrund. Vielmehr 

sorgt die Clean-Vehicles-Richtlinie der EU und deren Umsetzung in nationales Recht 
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dafür, dass weiterhin umweltpolitischer Druck auf der ASEAG lastet. Demnach müssen 

zukünftig erhebliche Anteile der Fahrzeugbeschaffung E-Busse oder Wasserstoff-

busse (inkl. Brennstoffzelle) beinhalten. Hinzu kommt, dass von der ASEAG als kom-

munales Unternehmen im Zuge der Umstellung auf saubere Antriebstechnologien 

eine Vorreiterrolle in der Region erwartet wird. Dies spiegelt sich beispielsweise im 

Grundsatzbeschluss des Mobilitätsausschusses der Stadt Aachen zum Ende des Ge-

schäftsjahres 2021 wider, der vorsieht, dass die ASEAG zukünftig bei Ersatzbeschaf-

fungen ausschließlich auf saubere Fahrzeuge zurückgreifen soll. Bei der Finanzierung 

dieser Maßnahmen setzt die ASEAG weiterhin auf Förderprogramme des Landes bzw. 

Bundes sowie auf die Co-Finanzierung durch die Aufgabenträger als Besteller der 

Verkehrsleistungen – im Jahr 2023 erhielt die ASEAG einen Förderbescheid für insge-

samt 90 Busse bis zum Jahr 2026. Aber auch die bei Subunternehmern eingesetzten 

Fahrzeuge stehen unter Beobachtung. So greifen die Subunternehmer inzwischen 

zwar überwiegend ebenfalls auf Euro 6 Fahrzeuge zurück, aber auch hier sind zuneh-

mend Meinungen zu vernehmen, dass auch diese Fahrzeuge CO₂-neutral betrieben 

werden sollen. Aufgrund der in der Regel anzutreffenden technologischen und wirt-

schaftlichen Rahmenbedingungen bei den Subunternehmern stellt dies trotz erster 

gemeinsamer Projekte eine erhebliche Herausforderung für die Zukunft dar.  

Auch zukünftig bleibt ein wesentliches Risiko der ASEAG die Abhängigkeit von Zu-

schüssen und Fördermitteln. Diese unterliegen in der Regel keiner Dynamisierung, 

sodass damit stets die Notwendigkeit verbunden ist, wegfallende oder stagnierende 

Zuschüsse durch andere geeignete finanzielle Maßnahmen zu kompensieren. Die Zu-

schusssituation für die Beförderung von Schwerbehinderten scheint derzeitig auf 

niedrigem Niveau stabil. Die Zuschusssituation beim Mobil-Ticket hat sich gegenüber 

den Vorjahren aufgrund der Stabilisierung der Verkaufszahlen ebenfalls stabilisiert. 

Die Zuschüsse je Ticket sind aufgrund der politischen Komponente dieses Tickets (im 

Wesentlichen Empfänger von staatlichen Leistungen) preislich nur schwer zu entwi-

ckeln. Diese sind im Wesentlichen als zu gering anzusehen. Hinzu kommt, dass diese 

Mittel nun auch für die Subventionierung des Deutschlandtickets Sozial eingesetzt 

werden. Sollte es hier zu einer weitestgehenden Substitution des lokalen Mobil-Ti-

ckets durch das Deutschlandticket Sozial kommen, wird sich die Unterdeckung in die-

sem Tarifsegment verstärken. 

Zu guter Letzt führt das Deutschlandticket zu einer generellen Subventionierung des 

ÖPNV durch Bundes- und Landesmittel, die bei Entfall aufgrund ihres Gesamtvolu-

mens durch kommunale Mittel der Aufgabenträger nicht kompensiert werden kann. 

Tarifpolitische Maßnahmen, die auf die Bedürfnisse in der Region abzielen sind 

dadurch kaum noch realisierbar. Die bisher fehlende nachhaltige gesetzliche 
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Verankerung vieler Ausgleichszahlungen hat zur Folge, dass die Mittel gegebenenfalls 

jährlich erneut im Rahmen der Haushaltsplanungen von Bund und Lande eingestellt 

werden müssen, wodurch das mit den Tarifprodukten einhergehende Leistungsver-

sprechen der Verkehrsunternehmen gegebenenfalls kurzfristig zurückgenommen 

werden muss. 

Die weitere Entwicklung der ÖPNV-Finanzierung gilt es daher kritisch zu beobachten. 

Schon heute ist festzuhalten, dass die Abhängigkeit der ASEAG als kommunales Ver-

kehrsunternehmen von Entscheidungen im Bund und Land erheblich zugenommen 

hat.  

Einnahmenseitig besteht grundsätzlich das Risiko, dass sich das Kundenverhalten än-

dert und beispielsweise Kunden mit einer netzweitgültigen Fahrkarte mehr als bisher 

das vorhandene Leistungsangebot anderer Verkehrsunternehmen im AVV nutzen. 

Dieses Risiko wird durch die Thematik Deutschlandticket mit seinen weiterhin nicht 

abschließend geklärten Regeln zur Einnahmenaufteilung nochmals deutlich verstärkt. 

Hinzu kommt, dass die ASEAG faktisch keinen Einfluss auf ein zukünftiges Verfahren 

zur Einnahmenaufteilung des Deutschlandtickets hat. Dies ist signifikant anders als 

in dem bisherigen Einnahmenaufteilungsprozess, der durch den AVV-Verbundtarif 

und lokalen Beschlüssen dominiert wird. Für den Zeitraum einer Finanzierung der 

Mindererlöse aus dem Deutschlandticket durch Bund und Land, in dem nicht die ei-

gentlichen Einnahmen aus Verkäufen an Kunden relevant sind, sondern eine Soll-Be-

trachtung auf Basis einer fiktiven Fortschreibung des Geschäftsjahres 2019, entfaltet 

das Risiko keine Wirkung. Sollte dieses Verfahren enden, ist das Risiko erheblich. Die 

Unsicherheit bei der Einnahmenaufteilung führt dazu, dass im AVV-Raum voraus-

sichtlich von der sonst im 5-jährigen Turnus üblichen Verkehrserhebung abgesehen 

wird.  

Weiterhin besteht ein wesentliches Risiko durch eine zunehmende Anzahl leistungs-

geminderter Mitarbeiter bzw. hohen Krankenständen. Die fehlende Verfügbarkeit für 

den Einsatz im Fahrdienst verschärft die Problematik des Fachkräftemangels zusätz-

lich. 

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt sind keine operativen Risiken bekannt, die zu einer 

Gefährdung einzelner Betriebsbereiche oder des gesamten Unternehmens führen 

könnten. Nach Überprüfung der Risikosituation kommt die ASEAG zu dem Ergebnis, 

dass sie ausreichend versichert sind und genügend bilanzielle Vorsorge getroffen hat.  

Aufgrund der Betrauung bis 2027 durch die Stadt Aachen bzw. durch die StädteRegion 

Aachen ist der Fortbestand der ASEAG in Verbindung mit der Satzung des AVV gesi-

chert. Derzeitig nutzen die beiden Aufgabenträger den Ergebnisabführungsvertrag 
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zwischen E.V.A. und ASEAG, um ihren Verpflichtungen nachzukommen. Sollte der 

Ausgleich gefährdet sein, ist die Geschäftsführung der E.V.A. gefordert, Maßnahmen 

zur Sicherstellung der Refinanzierung des ÖPNV einzuleiten. Vor diesem Hintergrund 

hatte sich die E.V.A. im Jahr 2016 mit der Stadt Aachen auf ein Finanzierungskonzept 

für die nächsten Jahre verständigt. Dieses wurde im Geschäftsjahr 2023 einvernehm-

lich für beendet erklärt, da sich die wirtschaftliche Situation der E.V.A. wieder deutlich 

verbessert hat. Darüber hinaus führt die ASEAG Gespräche mit den Aufgabenträgern, 

um auch die finanziellen Herausforderungen der angestrebten Verkehrswende ge-

meinsam zu meistern. So hat der Mobilitätsausschuss der Stadt Aachen im Rahmen 

eines Grundsatzbeschlusses zum Geschäftsjahresende 2021 umfangreiche verkehr-

liche Maßnahmen benannt, die umgesetzt werden sollen. Die formale Umsetzung in 

Nahverkehrspläne und Haushaltsplanungen der Stadt Aachen hat ab 2022 für Maß-

nahmen des Jahres 2023 begonnen. Auch wenn aktuell aufgrund der Sperrung der 

A544 und angespannter Haushaltslagen bei den Gebietskörperschaften keine weite-

ren wesentlichen Beschlüsse zur Umsetzung zusätzlicher Maßnahmen zum Ange-

botsausbau getroffen wurden, so wird mittelfristig doch ein weiterer Angebotsausbau 

erwartet, da das Thema Verkehrswende immer noch eine hohe politische Bedeutung 

hat.  

Insgesamt wird gemäß verabschiedetem Wirtschaftsplan mit einem negativen Planer-

gebnis für 2024 vor Verlustübernahme in Höhe von 43,2 Mio. EUR gerechnet. Vor dem 

Hintergrund angespannter Haushaltslagen ist dies sicher kritisch zu sehen. Jedoch 

führte die hohe Inflation des Jahres 2022 und 2023 dazu, dass ein Verlustniveau von 

über 40 Mio. EUR die neue Realität sein dürfte, sofern nicht wie in den Vorjahren 

außerplanmäßige Sondereffekte zur Verbesserung beitragen. 

 

Organe und deren Zusammensetzung 

Vorstand Dipl.-Kfm. Michael Carmincke 

 

Vertreter der StädteRegion im Aufsichtsrat 

Frau Susanne Lo Cicero-Marenberg Technische Dezernentin  

Herr Jochen Emonds Städteregionstagsmitglied 

Herr Patrick Haas Bürgermeister Stadt Stolberg 

(entsandt durch die StädteRegion 

Aachen) 

Frau Elisabeth Paul Städteregionstagsmitglied 
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Information der Öffentlichkeit über die Zusammensetzung von Aufsichts- und Ver-

waltungsräten nach Geschlecht 

Gemäß § 12 Absatz 6 des Gesetzes über die Gleichstellung von Frauen und Männern 

für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesgleichstellungsgesetz – LGG) ist die Öffent-

lichkeit über die Zusammensetzung von Aufsichts- und Verwaltungsräten nach Ge-

schlecht regelmäßig in geeigneter Form zu unterrichten.  

Dem Aufsichtsrat der ASEAG gehören von den insgesamt 12 Mitgliedern 5 Frauen an 

(Frauenanteil 41,67 %).  

Damit wird der im § 12 Absatz 1 LGG geforderte Mindestanteil von Frauen in Höhe 

von 40 Prozent erreicht.  

 

Vorliegen eines Gleichstellungsplanes nach § 2 Absatz 2 und § 5 LGG 

Gemäß § 2 Absatz 2 LGG haben die Gemeinden und Gemeindeverbände beziehungs-

weise ihre Vertreterinnen und Vertreter in den Unternehmensgremien bei der Grün-

dung von Unternehmen in Rechtsformen des privaten Rechts in unmittelbarer und 

mittelbarer Beteiligung dafür Sorge zu tragen, dass die entsprechende Anwendung 

des LGG in der Unternehmenssatzung verankert wird.  

Gehört einer Gemeinde oder einem Gemeindeverband allein oder gemeinsam mit an-

deren Gebietskörperschaften die Mehrheit der Anteile eines Unternehmens in einer 

Rechtsform des privaten Rechts, wirken die Vertreterinnen und Vertreter darauf hin, 

dass in dem Unternehmen die Ziele des LGG beachtet werden. Dies gilt sowohl für 

unmittelbare als auch für mittelbare Beteiligungen. Für Unternehmen, die auf eine 

Beendigung ihrer Geschäftstätigkeit ausgerichtet sind, findet § 2 Absatz 2 LGG keine 

Anwendung. 

Ein Gleichstellungsplan nach § 5 LGG wurde bislang nur auf Führungsebene erstellt.  



Versorgung
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3.4.3 Bereich Versorgung  
 

3.4.3.1 Unmittelbare Beteiligung 
 

3.4.3.1.1 enwor – energie & wasser vor ort GmbH 
 

Optional: Basisdaten 

Anschrift Kaiserstr. 100, 52134 Herzogenrath  

Gründungsdatum 28.05.2004  

  

Zweck der Beteiligung 

Als kommunales Unternehmen stellt die enwor – energie & wasser vor ort GmbH die 

Versorgung weiter Teile der Bevölkerung in der StädteRegion Aachen mit Trinkwasser, 

Strom, Gas und Wärme sicher und erbringt Dienstleistungen im Bereich der öffentli-

chen Beleuchtung. Darüber hinaus investiert die enwor in Eigentum und Ausbau von 

Breitbandkabel, die an Telekommunikationsunternehmen vermietet werden und ist 

als Dienstleister für die Beteiligungsunternehmen WAG Wassergewinnungs- und –auf-

bereitungsgesellschaft Nordeifel mbH sowie Stadtwerke Übach-Palenberg GmbH tä-

tig.  

 

Ziel der Beteiligung und Erfüllung des öffentlichen Zwecks 

Gegenstand des Unternehmens ist die Versorgung mit Elektrizität, Gas, Wasser und 

Wärme, die Durchführung aller damit im Zusammenhang stehenden Dienstleistungen, 

die Übernahme der Betriebsführung von Ver- und Entsorgungsunternehmen sowie die 

Errichtung, der Erwerb und der Betrieb der hierzu erforderlichen Anlagen. 

Die Gesellschaft ist zu allen Maßnahmen und Geschäften berechtigt, durch die der 

Gesellschaftszweck gefördert werden kann. Sie kann sich zur Erfüllung ihrer Aufgaben 

anderer Unternehmen bedienen, sich an anderen Unternehmen beteiligen oder solche 

Unternehmen sowie Hilfs- und Nebenbetriebe erwerben, errichten oder pachten sowie 

Unternehmens- und Interessengemeinschaften eingehen.  
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Darstellung der Beteiligungsverhältnisse 

Anteilseigner der enwor – energie & wasser vor ort GmbH 

Stammkapital: 22.325.000,00 € 

Mitglieder Anteil in % Anteil in € 

StädteRegion Aachen 52,52 11.724.300,00 

Stadt Herzogenrath 26,25 5.860.300,00 

Stadt Würselen 11,19 2.497.900,00 

Stadt Übach-Palenberg 5,90 1.317.600,00 

Stadt Alsdorf  2,46 550.250,00 

Städtisches Wasserwerk Eschweiler GmbH 1,43 319.700,00 

Stadt Baesweiler  0,24 52.600,00 

Eigene Anteile 0,01 2.350,00 

 100 22.325.000,00 
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Beteiligungen der enwor – energie & wasser vor ort GmbH 

Anteile an verbundenen Unternehmen   

Beteiligungen Anteil in % Anteil in € 

31.12.2023 

WAG Nordeifel mbH 50,00 600.000,00  

IWA GmbH 30,00 9.000,00  

Trianel GmbH 2,21 445.000,00  

Trianel Gaskraftwerk Hamm GmbH & Co. KG 1,22  517.482,00  

Trianel KKW Lünen GmbH & Co. KG 1,27               374.937,78 

Trianel Windpark Borkum GmbH & Co. KG 1,538 281.771,22 

  
STAWAG Solar GmbH 10,00 5.020,00  

WP Oberwesel II GmbH & Co. KG  10,00 250,00 

  
WP Oberwesel III GmbH & Co. KG 10,00 250,00  

WP Beltheim II GmbH & Co. KG 10,00 250,00  

Solarpark Ronneburg GmbH & Co. KG 10,00 250,00  

Trianel Onshore WK GmbH & Co. KG 5,49 300.000,00  

Solaranlage Giebelstadt II GmbH & Co. KG 20,00 2.000,00  

Trianel Erneuerbare Energien GmbH & Co. 

KG  

4,352 609.324,32  

Trianel WK Borkum II GmbH & Co. KG 4,75 1.266,67  

Stadtwerke Übach-Palenberg GmbH  25,10 25.100,00  

 

Darstellung der wesentlichen Finanz- und Leistungsbeziehungen 

Die Finanz- und Leistungsbeziehungen sind in der Tabelle unter Punkt 3.3 dargestellt.  
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Übersicht über den Stand der Verbindlichkeiten und die Entwicklung des Eigenkapitals 

Vermögenslage 

Aktiva 

 2023 

 

-in € - 

2022 

 

-in € - 

Veränderung zum 

Vorjahr 

-in € - 

Anlagevermögen 157.754.763,87 159.229.795,03    -1.475.031,16 

Umlaufvermögen 59.896.261,59  44.798.896,92    15.097.364,67 

Aktive Rechnungsabgren-

zungsposten 
704.603,54  1.710.318,83    -1.005.715,29 

Bilanzsumme 

218.355.629,00 

 

205.739.010,78 

 

12.616.618,22 

 

Kapitallage 

Passiva 

 2023 

 

-in € - 

2022 

 

-in € - 

Veränderung zum 

Vorjahr 

-in € - 

Eigenkapital 70.068.638,73  60.665.616,37    9.403.022,36 

Sonderposten 21.302.755,00  20.266.552,22    1.036.202,78 

Rückstellungen 108.602.711,42 104.900.128,12    3.702.583,30 

Verbindlichkeiten 18.374.629,74  19.903.964,07    -1.529.334,33 

Passive Rechnungsabgren-

zungsposten 
6.894,11 2.750,00 4.144,11 

Bilanzsumme 218.355.629,00 205.739.010,78    12.616.618,22 
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Entwicklung der Gewinn- und Verlustrechnung 2023 

 2023 

 

-in € - 

2022 

 

-in € - 

Veränderung 

zum Vorjahr 

-in € - 

1. Umsatzerlöse 188.242.890,52 140.543.976,32 47.698.914,20 

2. Verminderung/ Erhöhung des 

Bestands anfertigen und unfer-

tigen Erzeugnissen 

-7.723.408,89 7.435.758,52 -15.159.167,41 

3. Andere aktivierte Eigenleis-

tungen  
2.596.613,00 2.108.772,00 487.841,00 

4. Sonstige betriebliche Erträge 3.785.244,33 1.201.108,63 2.584.135,70 

5. Materialaufwand 115.313.598,10 88.329.072,13 26.984.525,97 

6. Personalaufwand 27.466.800,49 27.219.195,29 247.605,20 

7. Abschreibungen auf immate-

rielle Vermögensgegenstände 

des Anlagevermögens und 

Sachanlagen  

8.610.915,00 8.434.375,00 176.540,00 

8. Sonstige betriebliche Auf-

wendungen 
11.332.130,79 9.617.391,72 1.714.739,07 

9. Erträge aus Beteiligungen 4.764.248,79 3.468.367,21 1.295.881,58 

10. Erträge aus anderen Wert-

papieren und Ausleihungen des 

Finanzanlagevermögens 

119.269,90 141.611,32 -22.341,42 

11. Sonstige Zinsen und ähnli-

che Erträge 
1.703.693,29 1.581.312,41 122.380,88 

12. Abschreibungen auf Finanz-

anlagen und auf Wertpapiere 

des Umlaufvermögens 

5.495.024,00 5.017.211,25 477.812,75 

13. Zinsen und ähnliche Auf-

wendungen 
1.252.078,20 4.454.402,42 -3.202.324,22 

14. Steuern vom Einkommen 

und vom Ertrag  
8.642.118,61 7.487.589,36 1.154.529,25 

15. Ergebnis nach Steuern 15.375.885,75 5.921.669,24 9.454.216,51 

16. Sonstige Steuern -286.011,61 -533.915,52 247.903,91 

17. Jahresüberschuss  15.661.897,36 6.455.584,76 9.206.312,60 
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Kennzahlen  

 2023 

 

-in % - 

2022 

 

-in % - 

Veränderung zum 

Vorjahr 

-in % - 

Eigenkapitalquote 37,95 35,4 2,55 

Eigenkapitalrentabilität 22,35 11,9 10,45 

Anlagendeckungsgrad 2 114,57 111,25 33,32 

Verschuldungsgrad 257,94 191,99 65,95 

Umsatzrentabilität 13,54 12,54 1,00 

 

Personalbestand 

Zum Stichtag 31.12.2023 waren durchschnittlich 294 Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

ter (Vorjahr: 286) für das Unternehmen tätig. 

 

Geschäftsentwicklung für das Geschäftsjahr 2023 

Grundlagen des Unternehmens/ Öffentliche Zwecksetzung und Zweckerreichung  

Als kommunales Unternehmen stellt die enwor – energie & wasser vor ort GmbH die 

Versorgung weiter Teile der Bevölkerung in der StädteRegion Aachen mit Trinkwasser, 

Strom, Gas und Wärme sicher und erbringt Dienstleistungen im Bereich der öffentli-

chen Beleuchtung. Darüber hinaus investiert die enwor in Eigentum und Ausbau von 

Breitbandkabel, die an Telekommunikationsunternehmen vermietet werden und ist 

als Dienstleister für die Beteiligungsunternehmen WAG Wassergewinnungs- und –auf-

bereitungsgesellschaft Nordeifel mbH sowie Stadtwerke Übach-Palenberg GmbH tä-

tig.  

Wie die Gesellschaft die Zwecksetzung im Geschäftsjahr 2023 erreicht und umgesetzt 

hat, ist Gegenstand des nachfolgenden Wirtschafts- und Lageberichtes: 

 

Gesamt- und regionalwirtschaftliche Entwicklung im Geschäftsjahr 

Das Jahr 2023 erwies sich aus wirtschaftlicher Sicht als schwierig. Die Erholungsphase 

nach der Covid-19- Krise währte bei der deutschen Wirtschaft nicht lange. Im Jahr 

2023 sank das reale Bruttoinlandsprodukt nach Berechnungen des Statistischen Bun-

desamtes gegenüber dem Vorjahr um 0,3 %. Die Bundesregierung musste im Februar 

2024 ihre Prognose in Bezug auf das Wirtschaftswachstum für das Prognosejahr 2024 

von 1,3 % in Richtung eines Nullwachstums zurücknehmen. Die wirtschaftliche 
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Entwicklung in Deutschland hinkt im internationalen Vergleich hinterher, Deutschland 

bleibt in Bezug auf das Wachstum das Schlusslicht in Europa. Das Jahr 2024 dürfte so 

herausfordernd werden wie das Berichtsjahr. Viele Wirtschaftsforschungsinstitute ha-

ben ihre Prognosen die deutsche Wirtschaft betreffend gesenkt, die Wachstumspro-

zentsätze bewegen sich nur knapp oberhalb der Nulllinie. Die Bundesregierung sieht 

das langfristige Wachstum nur bei 0,5 %. Kein Land in der EU wächst langsamer als 

Deutschland. Auch im Vergleich mit der amerikanischen und der chinesischen Volks-

wirtschaft schneidet Deutschland in Bezug auf die Wachstumsdynamik schlecht ab, 

was darauf zurückzuführen ist, dass es an binnenwirtschaftlicher Nachfrage und In-

vestitionsfreude mangelt. Die festzustellende Wachstumsdelle kann nicht vollständig 

mit den Folgen des Ukrainekriegs erklärt werden. Die Auslandsnachfrage lässt zu 

wünschen übrig. Die im internationalen Vergleich hohen Energiekosten belasten den 

Standort Deutschland in den energieintensiven Branchen und mittelbar auch die Ex-

portwirtschaft. Insgesamt wird angesichts dessen die Frage gestellt, ob Deutschland 

erneut „der kranke Mann in Europa ist“. Bejahendenfalls ist die Frage zu stellen, wel-

che strukturellen und angebotsseitigen Verbesserungen notwendig sind, um den An-

schluss an die prosperierenden Volkswirtschaften herzustellen. Derzeit drücken ins-

besondere die gestiegenen Finanzierungskosten auf die Investitionsbereitschaft der 

Industrie, der Dienstleister und der privaten Haushalte. Gerade die letztgenannte 

Gruppe hält sich derzeit im Hinblick auf die Inflationsraten mit Konsumausgaben zu-

rück. Nachfolgend wird die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der enwor detail-

lierter dargestellt. 

 

Industrie 

Die Industrieproduktion befindet sich über mehrere Monate hinweg in einer Abwärts-

bewegung und folgt der Nachfrageschwäche. Vorhandene, in der Vergangenheit exis-

tente Auftragspolster werden zunehmend abgeschmolzen, was ein noch stärkeres Mi-

nus bei der Industrieproduktion verhindert. 

 

Arbeitsmarkt  

Die Beschäftigung zeigt sich gegenüber der Konjunkturlage bis auf Weiteres noch ro-

bust. Die Anzahl der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten nahm Ende 2023 

punktuell zu, wobei die einzelnen Sektoren (Handel, Pflege- und Gesundheitsdienst-

leistungen, Industrie) unterschiedliche Tendenzen aufweisen. Insgesamt mehren sich 

die Zeichen für eine geringfügig steigende Arbeitslosigkeit. 
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Regionalwirtschaftliche Lage  

Die Wachstumsrate der Wirtschaftsleistung von NRW wird 2024 nach Einschätzung 

der Landesregierung bzw. des von ihr beauftragen RWI-Wirtschaftsforschungsinsti-

tuts nur um 0,3 % steigen, dies liegt unter den Wachstumsaussichten für die Bundes-

republik insgesamt. Die Wirtschaftsleistung in NRW ging im Jahr 2023 um 1,1 % zu-

rück. Die Erholung der hiesigen Wirtschaft fällt somit schwach aus. 

Die Arbeitslosigkeit ist zum Jahreswechsel 2023/2024 leicht gestiegen. Sie liegt in 

der StädteRegion Aachen mit 7,2 % in etwa auf dem gleichen Niveau wie in NRW ins-

gesamt. Die Lage innerhalb der StädteRegion ist uneinheitlich. Die niedrigste Quote 

weist der Bezirk Monschau mit 4,2 % auf, die höchste Quote liegt in der Stadt Aachen 

mit 7,7 %. Der Kreis Düren rangiert mit 7,0 % auf vergleichbarem Niveau wie die Städ-

teRegion Aachen, wohingegen die Quote im Kreis Heinsberg mit 5,4% deutlich güns-

tiger ausfällt. 

Derzeit wird der regionale Arbeitsmarkt trotz vieler Herausforderungen für die Be-

triebe noch als robust eingeschätzt. Angesichts des Fachkräftemangels versuchen die 

Unternehmen auch bei „Auftragsdellen“ ihre Belegschaften weiter zu beschäftigen. 

Die Unternehmen blicken insgesamt im IHK Bezirk Aachen pessimistisch in das Jahr 

2024. Die Geschäftserwartungen sind trüb und bleiben negativ, wenngleich die Ist-

Situation in Bezug auf die Geschäftslage noch positiv besprochen wird. Aufgrund der 

negativen Zukunftserwartungen ist nicht davon auszugehen, dass es zu einem spür-

baren Anstieg der Mitarbeiterzahlen kommen wird. Dies gilt auch bereits deswegen, 

weil die Investitionspläne auf niedrigem Niveau bleiben, der Fachkräftemangel limi-

tierender Faktor ist und die Inlandsnachfrage schwächelt, weil die Konsumenten sich 

zurückhalten. 

Die weiterhin inflationsbedingt hohen Baukosten und die Bauzinsen belasten unver-

ändert im Baugewerbe bzw. bei den Immobilieninvestoren die Entscheidungssituati-

onen. Angesichts dessen sind die Renditeaussichten am Bau belastet und bremsen 

die Baukonjunktur - insbesondere den so dringend benötigten Wohnungsneubau. Le-

diglich der Tiefbau federt den Einbruch beim Bauvolumen ab. 
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Zur Steuerung der Vermögens- Finanz- und Ertragslage bedient sich die enwor so-

wohl finanzieller als auch sonstiger Leistungsindikatoren. Die wesentlichen finanziel-

len Leistungsindikatoren sind:  

- Umsatzerlöse,  

- Rohertrag,  

- Investitionen,  

- Liquidität,  

- Jahresüberschuss. 

Sonstige Leistungsindikatoren sind:  

- Absatzmengen Strom, Gas, Wasser und Wärme,  

- Entwicklung der Kundenzahlen. 

Zusammenfassend kann vorab festgestellt werden, dass die Vermögens-, Finanz- 

und Ertragslage der enwor im Geschäftsjahr 2023 jederzeit geordnet war. 

Mit Netzpachtvertrag und Übertragungsvertrag für den Netzbetrieb jeweils vom 19. 

Dezember 2022 hat die enwor ihre Strom- und Gasnetzaktivitäten auf die Tochter-

gesellschaft enwor Netz GmbH, Herzogenrath, übertragen. Der Netzpachtvertrag hat 

eine Laufzeit bis zum 31. Dezember 2027. Mit diesen beiden Verträgen war beab-

sichtigt, die gesamten Strom- und Gasnetzaktivitäten auf den Rechtsnachfolger en-

wor Netz GmbH zu übertragen. In Abstimmung mit der Regulierungsbehörde ging zu 

diesem Zweck die Genehmigung des Netzbetriebs der enwor auf den Rechtsnachfol-

ger gemäß § 4 Abs. 3 EnWG über. Die enwor Netz GmbH hat sich verpflichtet, sämt-

liche gesetzlichen und behördlichen Pflichten eines Netzbetreibers ab dem 01. Januar 

2023 wahrzunehmen. Sie stellt insbesondere sicher, dass im Rahmen der Bestimmun-

gen des Übertragungsvertrages und des EnWG alle gesetzlichen Pflichten eines Ver-

teilnetzbetreibers, die sich aus dem EnWG und den Konzessions-, Wegenutzungs- 

und Gestattungsverträgen ergeben, eigenständig und unabhängig entsprechend dem 

in § 8 EnWG geforderten Umfang wahrgenommen werden. 

 

Ertragslage 

Die in diesem Berichtsteil verwendeten Zahlen entstammen der Bilanz und der han-

delsrechtlichen Gewinn- und Verlustrechnung (im Folgenden kurz GuV) bzw. der 

Sparten-Bilanz und der Sparten-GuV für das Berichtsjahr. Planwerte sind den internen 

Planungsunterlagen entnommen. Die Absatz- und Erlösstatistiken für die einzelnen 

Sparten bilden die Grundlage für die Angabe der Ist-Mengen. 
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Insgesamt konnten die Umsatzerlöse der enwor mit 188 Mio. € im Vergleich zum 

Vorjahr mit 141,0 Mio. € um 47 Mio. € gesteigert werden. Der Anstieg gegenüber 

dem Vorjahr ist insbesondere auf gestiegene Erlöse im Bereich Strom (+ TEUR 8.772), 

gestiegene Erlöse im Gasbereich (+ TEUR 7.220) sowie gestiegene Erlöse aus Be-

triebsführungen (+ TEUR 12.179). Prognostiziert waren 182 Mio. €. Die Abweichung 

zum Planansatz liegt insbesondere in höheren Vertriebserlösen begründet. Die Mate-

rialaufwendungen sind von 88,3 Mio. € im Vorjahr um 27 Mio. € auf jetzt 115,3 Mio. 

€ gestiegen. Das Rohergebnis stieg von 63,0 Mio. € im Vorjahr um 8,7 Mio. € auf 71,6 

Mio. € im Geschäftsjahr. Dadurch konnte der in der Planung für 2023 angesetzte Wert 

von 62,4 Mio. € überschritten werden. 

Der Personalaufwand erreicht 27,5 Mio. €. Er ist gegenüber dem Vorjahreswert in 

Höhe von 27,2 Mio. € um 0,3 Mio. € gestiegen und übertrifft den Planwert in Höhe 

von 24,5 Mio. €. Die konstante Seitwärtsbewegung ist im Jahr 2023 durch gegenläu-

fige Effekte bedingt: einer generellen Aufwandserhöhung durch Lohnsteigerung wirkt 

ein Abschmelzen der Pensionsrückstellung entgegen, welches insbesondere durch die 

Harmonisierung der Prämissen im Rahmen des Kooperationsprojektes NERA begrün-

det ist. 

Das Finanzergebnis hat sich im Vergleich zum Vorjahr von -4,3 Mio. € auf nunmehr 

-0,2 Mio. € deutlich verbessert. Damit liegt das Finanzergebnis oberhalb der Planung 

von -2 Mio. €. Auch hier liegt die Ursache in den Pensionsrückstellungen: durch die 

deutliche Zinssteigerung am Kapitalmarkt im Jahr 2023 ist der in die Zuführung der 

Pensionsrückstellung einzuberechnende Zinsanteil um 3,1 Mio. € im Vergleich zum 

Vorjahr gesunken. 

Der Jahresüberschuss nach Steuern liegt im Geschäftsjahr 2023 mit 15,7 Mio. € um 

9,3 Mio. € oberhalb des Planwerts in Höhe von 8,5 Mio. €, der im Dezember 2022 

vorgestellt wurde. Die Geschäftsführung schlägt der Gesellschafterversammlung vor, 

einen Betrag in Höhe von 15,0 Mio. € an die gewinnbezugsberechtigten Gesellschafter 

auszuschütten. 

Im Folgenden wird die Ertragslage für die einzelnen Geschäftsbereiche dargestellt. 

Eine detaillierte Übersicht zu den Erlös- und Aufwandspositionen ergibt sich aus den 

veröffentlichten Spartenabschlüssen. 
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Entwicklung im Strombereich 

Strom Netz 

Ab dem 01.01.2023 hat die enwor Energie den Stromnetzbetrieb an ihre 100%ige 

Tochter enwor Netz GmbH übertragen. Die enwor Netz GmbH ist der Stromnetzbe-

treiber in den Städten Herzogenrath und Würselen und versorgt dort rund 86.800 

Einwohner über ein ca. 1.167 km langes Leitungsnetz. Die Jahresnetzlast liegt mit 

278,2 Mio. kwh unter dem Vorjahresniveau (284,8 Mio. kWh) und übersteigt damit 

den prognostizierten Wert von 260,2 Mio. kwh. Die Durchleitungsmenge für 

Fremdlieferungen ist im abgelaufenen Geschäftsjahr mit 129,8 Mio. kwh im Vergleich 

zum Vorjahreswert mit 134,2 Mio. kwh gesunken und liegt damit aber über der Prog-

nose in Höhe von 116,0 Mio. kwh. In der Sparte Strom Netz der enwor Energie sind 

lediglich Erlöse aus Betriebsführung und Verpachtung, die Abschreibung der Netze 

und weitere anteilige Kosten ausgewiesen. 

Messstellen, die bereits mit modernen Messeinrichtungen ausgestattet sind und ge-

mäß Messstellenbetriebsgesetz (MsbG) nach Preisobergrenze (POG) abgerechnet wer-

den, werden nicht mehr dem Stromnetz, sondern einer separaten Sparte „Messstel-

lenbetrieb“ zugeordnet. Somit finden die Abrechnungserlöse daraus auch keine Be-

rücksichtigung mehr in der Sparte „Stromnetzbetrieb“. 

 

Stromvertrieb 

Die Stromabgabe an sämtliche Kunden der enwor ist von 193 Mio. kWh im Vorjahr auf 

jetzt 185 Mio. kWh gesunken und liegt aber noch oberhalb der Prognose von 177,6 

Mio. kWh. 

Dabei konnte im Out-of-Area-Bereich das Vorjahresniveau gehalten werden, im 

Homeland-Bereich der enwor musste dagegen ein deutlicher Rückgang der Absatz-

menge von 140,1 Mio. kWh auf 132,1 Mio. kWh verzeichnet werden. Im Out-of-Area-

Bereich sank die Kundenzahl von 5.248 auf 4.991. Im Homeland-Bereich sank die 

Kundenzahl von 45.427 auf 45.291. 

Durch die Realisierung nicht eingetretener Riskofürsorge stieg das Rohergebnis 

Stromvertrieb nach 3,8 Mio. € im Vorjahr auf 5,0 Mio. € im Berichtsjahr. 

 

Sonstige Stromaktivitäten 

Zu den sonstigen Aktivitäten zählt die Stromerzeugung aus dem Trianel Kohlekraft-

werk in Lünen, mit dem die enwor über einen Stromabnahmevertrag verbunden ist, 
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sowie die Straßenbeleuchtung und der Bau und Betrieb von Telekommunikationsnet-

zen. 

Das Geschäftsjahr 2023 schließt im Bereich Trianel Kohlekraftwerk mit einem Gewinn 

in Höhe von 0,6 Mio. € ab. Die bereits bestehende Drohverlustrückstellung wurden in 

2023 nicht angepasst, da für die künftigen Geschäftsjahre 2023 - 2030 in erhebli-

chem Umfang Rückstellungen angelegt sind. 

Der Geschäftsbereich Bau und Betrieb von Telekommunikationsnetzen entwickelte 

sich auch in 2023 sehr positiv. So ist die enwor als Dienstleisterin im Rahmen des 

„Weiße-Flecken-Programms“ der Bundesregierung mit Verlegearbeiten für Glasfaser-

kabel im Auftrag von NetAachen bzw. der StädteRegion Aachen befasst. Die entspre-

chenden Verträge wurden in 2020 unterzeichnet. Die Tätigkeiten in diesem Zusam-

menhang führten zu einem deutlichen Anstieg der Umsatzerlöse, da die Abrechnung 

der Maßnahmen im Berichtsjahr eingesetzt hat. 

Die Sparte konnte dadurch als zusätzliches Betätigungsfeld der enwor weiter ausge-

baut werden. Die Umsatzerlöse stiegen von 1,4 Mio. € im Vorjahr auf 4,8 Mio. € im 

Geschäftsjahr. 

 

Entwicklung im Gasbereich 

Gas Netz 

Ab dem 01.01.2023 hat die enwor Energie den Gastnetzbetrieb an ihre 100%ige Toch-

ter enwor Netz GmbH übertragen. Die enwor Netz GmbH betreibt das Gasnetz auf 

dem Gebiet der Stadt Herzogenrath mit einer im Vergleich zum Vorjahr kaum verän-

derten Leistungslänge von 140 km. Die Zahl der Anschlüsse konnte im Geschäftsjahr 

2023 um 21 Anschlüsse gesteigert werden, die Gasabgabe mit 182,1 Mio. kwh lag 

deutlich unter dem Vorjahreswert von 218,0 Mio. kwh. Prognostiziert waren 187,3 

Mio. kwh, die somit ebenfalls nicht erreicht wurden. Das Rohergebnis im Bereich Gas 

Netz ist gegenüber dem Vorjahr (EUR 4,0 Mio.) auf EUR 2,9 Mio. gesunken und liegt 

damit knapp unter dem geplanten Wert von EUR 3,1 Mio. In der Sparte Gas Netz der 

enwor Energie sind lediglich Erlöse aus Betriebsführung und Verpachtung, die Ab-

schreibung der Netze und weitere anteilige Kosten ausgewiesen. 

 

Gas Vertrieb 

Im Gas Vertrieb musste vor allem mit deutlichen Mengenrückgängen umgegangen 

werden. Die Kundenanzahl im eigenen Netzgebiet konnte im Bereich der Tarifkunden 

leicht um 96 Kunden erhöht werden. Dagegen verlor die enwor im eigenen Netzgebiet 
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43 Sondervertragskunden. Im Out-Of-Area-Bereich sank die Kundenzahl von 2.025 

auf 1.843. Die Gasabgabe an Kunden sank witterungsbedingt und aufgrund von mas-

siven Einsparbemühungen der Kunden um 12,0 Mio. kWh von 199,5 Mio. kWh im 

Vorjahr auf 174,0 Mio. kWh. Damit liegt die Ist-Abgabe unter dem prognostizierten 

Wert von 205,8 Mio. kWh. 

Das Rohergebnis der Gasvertriebssparte übertrifft im Geschäftsjahr 2023 mit 5,04 

Mio. € das prognostizierte Rohergebnis (3,2 Mio. €). Der Vorjahreswert i.H.v. 4,3 Mio. 

€ wurde ebenfalls übertroffen. 

 

Entwicklung im Wasserbereich 

Die enwor ist Wasserversorger in den Städten Herzogenrath, Würselen, Alsdorf, Baes-

weiler und Stolberg sowie in Teilen von Eschweiler und Roetgen und versorgt rund 

243.600 Menschen sowie Industrie- und Gewerbekunden in dieser Region mit ein-

wandfreiem Trinkwasser. Die enwor betreibt hierzu ein fast 1.133 km langes Lei-

tungsnetz mit rd. 64.631 Hausanschlüssen. 

Wasserabgabe blieb mit 15,2 Mio. m³ im Geschäftsjahr 2023 leicht unter dem Vor-

jahreswert in Höhe von 15,3 m³ und unter der prognostizierten Menge von 15,7 Mio. 

m³. 

Die Umsatzerlöse sind im Geschäftsjahr 2023 geringfügig um TEUR 35 auf TEUR 

35.380 (Vorjahr: TEUR 35.415) gesunken. Das Rohergebnis liegt mit 22,4 Mio. € leicht 

über dem Vorjahresniveau von 22,2 Mio. €, aber leicht unter dem geplanten Betrag 

von 22,6 Mio. €. 

 

Entwicklung im Wärmebereich 

Die enwor hat im Geschäftsjahr 2023 an insgesamt 302 Kunden eine Gesamtwärme-

abgabe von 20,4 Mio. kWh geliefert. Sie übertrifft damit leicht den prognostizierten 

Wert von 19,5 Mio. kWh. 

Der Bereich Wärmecontracting verlief im Geschäftsjahr 2023 leicht rückläufig, es wur-

den 149 Kunden versorgt. 

 

Betriebsführungen 

Im Geschäftsjahr 2023 wurden die Betriebsführungsleistungen für die WAG Wasser-

gewinnungs- und -aufbereitungsgesellschaft Nordeifel mbH, für die enwor Netz 

GmbH sowie für die Stadtwerke Übach-Palenberg GmbH auf Grundlage von Dienst-

leistungs- bzw. Betriebsführungsvertrages erbracht. Die Betriebsführung für die 
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enwor Netz GmbH erfolgte in 2023 erstmalig. Hier wurden 12,2 Mio. € Erlöse erzielt. 

Die Umsatzerlöse liegen in diesem Geschäftszweig mit 20,8 Mio. € 12,2 Mio. € über 

dem Vorjahresniveau von 8,6 Mio. € und damit entsprechend über dem geplanten 

Wert in Höhe von 8,7 Mio. €. 

 

Finanzlage 

Die enwor hat im Geschäftsjahr 2023 in ihrem operativen Geschäftsbetrieb weiter in 

den Erhalt und die Erweiterung ihrer Leitungsnetze, Hausanschlüsse sowie Zähler und 

Messeinrichtungen investiert und dies weitgehend im Rahmen der Innenfinanzierung 

aus Abschreibungen finanziert. Insgesamt lagen die Investitionen ins Anlagevermö-

gen mit 13,9 Mio. € (ohne Finanzanlagen) deutlich unter dem geplanten Volumen von 

15,7 Mio. €.  

Die enwor hat im Jahr 2023 lediglich 132 TEUR in Finanzanlagen investiert. 

Der Bestand an liquiden Mitteln zum 31.12. ist von 21,9 Mio. € auf 9,8 Mio. € gesun-

ken. 

Die Zahlungsfähigkeit der enwor war im Geschäftsjahr 2023 zu jedem Zeitpunkt in 

voller Höhe gegeben. 

 

Vermögenslage 

Das Anlagevermögen der enwor hat sich in der Summe von 159,2 Mio. € im Vorjahr 

auf jetzt 157,8 Mio. € erneut leicht verringert. Dies ist insbesondere durch den Ver-

kauf von Straßenbeleuchtungsanlagen an die Stadt Würselen verursacht. 

Der Anteil des Anlagevermögens an der Bilanzsumme ist von 77,39 % im Vorjahr auf 

72,24 % gesunken und zeigt somit unverändert die für Versorgungsunternehmen ty-

pische Anlagenintensität auf. 

Auf der Passivseite ist das Eigenkapital im engeren Sinne um 9,4 Mio. € auf 70,1 Mio. 

€ gestiegen. Die Pensionsrückstellungen sinken leicht um 0,3 Mio. € auf nunmehr 

86,5 Mio. €. Die Kreditverbindlichkeiten wurden von 8,8 Mio. € auf 1,5 Mio. € zurück-

geführt. 

Eigenkapital und langfristiges Fremdkapital in Summe haben einen Anteil von 82,96 

% am Gesamtkapital im betriebswirtschaftlichen Sinne und decken damit das Anlage-

vermögen der enwor in vollem Umfang ab. Dies belegt die Einhaltung des betriebs-

wirtschaftlichen Grundsatzes der fristenkongruenten Finanzierung. 
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Prognose-, Risiko- und Chancenbericht 

Mit notariell beurkundetem „Beteiligungsvertrag zur Umsetzung des Zusammen-

schlusses“ vom 11. Dezember 2023 wurde der gesamte Geschäftsbetrieb der Gesell-

schaft im Wege der Ausgliederung gemäß § 123 Abs. 3 Nr. 1 UmwG gegen Gewährung 

von Aktien an der Stadtwerke Aachen Aktiengesellschaft, Aachen, übertragen. Der 

Ausgliederungsstichtag ist der 1. Januar 2024. Das Vollzugsdatum ist der Tag der 

Eintragung der Ausgliederung im Handelsregister der Gesellschaft. Bis zum heutigen 

Tag ist die Eintragung und die Ausgliederung als solche noch nicht rechtlich erfolgt. 

Aus diesem Grund wird zunächst die Jahresplanung des Geschäftsjahres 2024 unter 

der Annahme einer stand-alone-Situation dargestellt. 

Die enwor arbeitet bevorzugt im Portfolio- und Bilanzkreismanagement mit dem 

Dienstleister Trianel zusammen. Beim Strom kann die enwor auf eine langjährige Zu-

sammenarbeit zurückblicken, neu zum Lieferjahr 2024 hat die enwor den Dienstleis-

tungsauftrag auch auf Erdgas erweitert. Beim Portfoliomanagement beschafft die en-

wor die geplanten Mengen für ihre Kunden im Heimvorteil und im allgemeinen Tarif 

sukzessiv über drei Jahre (ungleichmäßig) verteilt an den Großhandelsmärkten. Hierzu 

werden Prognosen des Absatzes und der Struktur für die verschiedenen Lieferjahre 

erstellt. Ein Risiko besteht darin, dass Prognosen (Mengenentwicklungen) falsch sind. 

Bei den Sondervertragskunden wird ereignisbasiert und größenkongruent beschafft. 

Erteilt ein Sondervertragskunde den Auftrag zur Belieferung, werden die Mengen ent-

sprechend dem Kundenbedarf eingekauft, damit der kalkulierte Einkaufspreis nah am 

realisierten Beschaffungspreis liegt. 

Nach den Höhenflügen im Jahr 2022 entspannte sich der Großhandelsmarkt im Strom 

für das Folgejahr. Der höchste Wert lag am 03.01.2023 bei 214,27 €/MWh, der nied-

rigste mit 86,62 €/MWh kurz vor Jahresende. 

Durch den über drei Jahre verteilten Einkauf von Energiemengen erzielt enwor einen 

geglätteten Energiepreis. Preisliche Ausreißer nach oben oder unten gleichen sich so 

aus. Im steigenden Markt erhält man in der Regel einen Einkaufsvorteil zum aktuellen 

Marktpreis, da in dem durchschnittlichen Einkaufspreis Mengen enthalten sind, die 

unter dem aktuellen Marktpreis beschafft wurden. Im fallenden Markt ist es genau 

umgekehrt. Nun liegt der aktuelle Marktpreis in der Regel unter dem Einkaufspreis, 

da in dem Beschaffungspreis „teure“ Beschaffungen der Vergangenheit enthalten sind. 

Da die Preise für das Kalenderjahr 2024 im Jahr 2023 sanken, konnten Markteilneh-

mer, die sich kurzfristig eindecken, günstigere Preise anbieten als enwor. So wurden 

Arbeitspreise von 32 ct/kWh angeboten, bei einem Kunden mit 3.000 kWh/Jahr eine 

Ersparnis von ca. 200 € zu unserem Heimvorteil. Da enwor keine Preisanpassung zum 
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01.01.2024 durchgeführt hat, hatten unsere Heimvorteilkunden kein Sonderkündi-

gungsrecht und die Verträge haben sich automatisch verlängert, so dass sich „nur“ 

1.120 Kunden im Strom und 350 Kunden bei der Gasversorgung einen neuen Anbieter 

gesucht haben. Ohne diese Schutzfunktion hätte enwor wahrscheinlich deutlich mehr 

Kunden verloren. 

Die enwor ist vom Konjunkturverlauf abhängig bzw. betroffen: Wenn ihre hiesigen 

Industrie- und Gewerbekunden ihre Produktion aufgrund ihrer wirtschaftlichen Lage 

drosseln, wird dies unter sonst gleichen Bedingungen dazu führen, dass sie von der 

enwor geringere Energie- und Wassermengen beziehen. Diesen Effekt sieht man be-

sonders in Zeiten einer Rezession, in der sich die enwor aktuell befindet. Auf der 

anderen Seite bestehen Chancen auf höhere Absatzmengen, wenn die Kunden ihre 

Produktion konjunkturbedingt wieder steigern und die konjunkturelle Absatz-Tal-

sohle durchschritten wird. 

Der Wettbewerbsdruck im Energiemarkt ist hoch. Entscheiden sich Kunden für andere 

Anbieter, sinken unter sonst gleichen Bedingungen die Absatzmengen, die Margen, 

die die enwor zuvor mit den dann abwandernden Kunden verdient hat, gehen verlo-

ren. Die enwor versorgt in diversen Tarifen ca. 50.000 Kunden mit Strom und ca. 

8.000 Kunden mit Gas. Kunden reagieren auf Preiserhöhungen sensibel. Dementspre-

chend ist das Risiko von Kundenverlusten gegeben. Effizienzmaßnahmen von enwor-

Kunden, beispielsweise im Bereich Wärmedämmung, können ebenso zu Absatzrück-

gängen im Bereich der Gas- und Wärmeversorgung führen. Wenn Kunden dazu über-

gehen, Energie selbst zu erzeugen, unterstützt enwor sie dabei und entwickelt ent-

sprechende Dienstleistungen mit Kundennutzen. Hier steht die enwor ebenfalls im 

Wettbewerb. Die Einsparung und Eigenproduktion von Energie führen zu negativen 

Folgen im Basisgeschäft. Dabei ist auch das Thema Mieterstrom zu nennen. Schafft 

es ein Energieversorger nicht, eigene Produkte aufzulegen, bricht ihm der gesamte 

Absatz sämtlicher Mieter eines Hauses weg und nicht nur der selbsterzeugte Anteil. 

Noch spielt Mieterstrom im Versorgungsgebiet der enwor keine große Rolle, wenn 

jedoch die Spielregeln besser definiert sind, ist mit einer Zunahme vom Mieterstrom-

projekten zu rechnen. 

Für das Jahr 2024 ist das Portfolio wie im Vorjahr „long“, d.h. die enwor hat mehr 

eingekauft als sie an die Kunden liefern wird. Die überschüssigen Mengen werden im 

Laufe des Jahres 2024 in den Spot- oder den Terminmarkt verkauft, je nachdem, wo 

die Erwartung auf bessere Preise größer ist. Da die Preise am Großhandelsmarkt in-

zwischen bei der enwor unter Beschaffungskosten gefallen sind, entsteht aus dem 

Verkauf der überschüssigen Mengen ein Verlust. Diese Verluste sind aber durch 
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entsprechend kalkulierte Risikoaufschläge abgedeckt und sollten nicht das operative 

Ergebnis gefährden. 

Teile der Geschäftsaktivitäten der enwor sind die Errichtung sowie der Unterhalt von 

energie- und wasserwirtschaftlichen Anlagen sowie von Glasfasernetzen z.B. für 

NetAachen. 

Durch intensives Projektmanagement wird einer Budgetüberziehung bei der Errich-

tung von technischen Anlagen entgegengewirkt. Weiterhin stellen durch Material- und 

Personalengpässe bedingte Baukostensteigerungen ein Risiko, u.U. mit Auswirkungen 

auf die Margen der enwor dar. 

Die Bundesregierung forciert die Elektrifizierung und Dekarbonisierung der Wärme-

versorgung. Es erfolgt eine Substitution fossiler Energieträger durch erneuerbare. 

Noch gibt es für Gasheizung kein Verbot, aber klare Anreize zum Wechsel. Seit Anfang 

des Jahres gilt in Deutschland das neue Gebäudeenergiegesetz, kurz GEG. Entgegen 

der Befürchtung vieler Hausbesitzer*innen sieht dieses jedoch kein Verbot der Gas-

heizung vor, in den vorangegangenen Gesetzesentwürfen klang es jedoch noch an-

deres. Wegen des geringeren Wärmebedarfes neuer Häuser ist die Wärmepumpe im 

Neubau ganz überwiegend die erste Wahl. Perspektivisch wird der Gasverbrauch sin-

ken. Das ist ein Risiko für den Wert des enwor-Gasnetzes. 

Ein Risiko besteht weiterhin in der fehlenden Klarheit der Energiepolitik. Im Vertrauen 

auf die Aussagen der Regierung wurden von der enwor Beteiligungen in Kraftwerke 

(Kohle/Gas) getätigt. Wird diesen Kraftwerken bereits nach z.B. 15 statt der erwarte-

ten 40 - 45 Jahren die Betriebsgenehmigung entzogen, droht das Risiko eines erheb-

lichen finanziellen Rückschlags. Zeitpunkt und Umfang können derzeit weiterhin nicht 

abgeschätzt werden. 

Auch die enwor muss mit Forderungsausfällen rechnen. Folgende Gründe können zu 

Forderungsausfällen führen: Begleichen die Kunden trotz monatlicher Mahnaufrufe 

die Rechnungen nicht, werden die Forderungen tituliert und anschließend durch Ge-

richtsvollzieher vollstreckt. Ist die Vollstreckung in das Vermögen der Kunden erfolg-

los verlaufen, werden die Beträge ausgebucht, es kommt zu sog. Forderungsausfällen. 

Weitere Ausbuchungsgründe sind: gerichtliche Vergleiche, Insolvenzen, Kunden mit 

nicht zu ermittelnden neuen Aufenthaltsorten oder Aufenthaltsorte im weiteren Aus-

land und verstorbene Kunden. Die enwor bucht in diesen Fällen die Forderungen als 

uneinbringlich aus. Das Risiko der Forderungsausfälle wird eine erhöhte Aufmerk-

samkeit gewidmet, da diese eine hohe Wahrscheinlichkeit als auch ein hohes Scha-

densausmaß haben. Durch Maßnahmen wie verkürzte Fristen und kürzere Verarbei-

tungszeiträume zwischen den einzelnen Mahnstufen und weiteren Maßnahmen wie 
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Sperrungen etc. wurden die Forderungsausfälle in den Vorjahren deutlich verringert. 

Der bereits in den beiden Vorjahren festgestellte Anstieg der Forderungsausfälle hat 

sich im Jahr 2023 erwartungsgemäß fortgesetzt. Ein Mehrjahresvergleich lässt erken-

nen, dass sich sowohl die Anzahl als auch die Höhe der einzelnen Ausfälle deutlich 

erhöht. Dies korrespondiert mit einem deutlich erhöhten Eingang an Schreiben von 

Schuldnerberatungen sowie Mitteilungen über Privatinsolvenzen. Daher ist davon 

auszugehen, dass auch Kunden, die grundsätzlich gewillt sind, die Forderungen zu 

bedienen dazu künftig nicht mehr in der Lage sein werden. Diesem Risiko wird durch 

eine deutliche Anpassung der Pauschalwertberichtigungen begegnet. 

Die größte Finanzlast der enwor stellen die Altersversorgungen und die Verzinsung 

dieser Ansprüche dar. Die enwor hat Verpflichtungen gegenüber jetzigen und frühe-

ren Mitarbeitenden aus Pensions- und anderen Leistungszusagen. Zinssatz, Renten-

eintritt, Lebenserwartung, Gehaltssteigerungen und andere Parameter, die die Höhe 

der Rückstellung beeinflussen, können zu einem geänderten Gegenwartswert der 

Pensionsrückstellung führen, was zusätzlichen ungeplanten Aufwand zunächst ohne 

direkte Liquiditätswirkung - oder auch Ergebnisse aus der Auflösung von Rückstel-

lungen - bedeuten kann. Fast alle Parameter für dieses Risiko liegen außerhalb der 

enwor und können von dieser nicht oder nur minimal gesteuert werden. Das Risiko 

ist sehr bedeutend, da die Position Pensionsrückstellungen die bei weitem größte Ein-

zelposition auf der Kapitalseite darstellt. Zusätzlicher Aufwand für die Pensionsrück-

stellung wirkt sich unmittelbar auf das Gesamtergebnis und auch langfristig auf die 

Kennzahlen zur Vermögens-, Finanz- und Ertragslage aus. Vom Aktuar erstellte Prog-

noseberechnungen weisen für die Jahre 2024 ff sinkende Zinsaufwände im Zusam-

menhang mit Pensionsrückstellungen aus. 

Der aktuelle Entgelttarifvertrag ist zum 31.01.2024 gekündigt worden. Der neue Ta-

rifabschluss sieht eine lineare Erhöhung von +6,5 % ab dem 01.02.24 bis zum 

31.12.24 und weitere +3,7 % ab dem 01.01.25 bis zum 31.12.25 vor. Damit hat die 

enwor eine Gesamtlaufzeit von insgesamt 23 Monaten. Des Weiteren wird die Basis-

vergütung für Auszubildende um 3 % pro Ausbildungsjahr erhöht. 

Die deutsche Wirtschaft ist aktuell wie gelähmt. Unter Unternehmen und Haushalten 

ist die Stimmung schlecht und die Unsicherheit hoch. Im ersten Quartal 2024 dürfte 

die Wirtschaftsleistung ihren Rückgang zunächst fortsetzen und um 0,1 % im Ver-

gleich zum Vorquartal sinken. Zu einer spürbaren gesamtwirtschaftlichen Erholung 

dürfte es erst in der zweiten Jahreshälfte kommen. Insgesamt wird das preisbereinigte 

Bruttoinlandsprodukt in diesem Jahr nur um 0,2 % im Vergleich zum Vorjahr zuneh-

men. Im kommenden Jahr wird die Wirtschaftsleistung dann um 1,5 % zulegen. Damit 

wurde die Wachstumsprognose für das laufende Jahr im Vergleich zur ifo 
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Konjunkturprognose Winter 2023 deutlich um 0,7 Prozentpunkte herabgesetzt und 

für das Jahr 2025 leicht um 0,2 Prozentpunkte angehoben. Anders als erwartet, be-

findet sich die deutsche Wirtschaft im Winterhalbjahr 2023/24 in einer Rezession. 

Insbesondere die Erholung der Industriekonjunktur setzt erst später ein. 

Daher bleibt abzuwarten, wie sich die Umsatzerlöse mittelfristig entwickeln werden 

bzw. wie schnell die Volks- bzw. Regionalwirtschaft die Rezession überwinden. Die 

Geschäftsführung wird dem Aufsichtsrat im Sommer 2024 eine aktualisierte Progno-

serechnung für 2024 auf der Basis valider Halbjahreswerte vorlegen. 

Zur Abschätzung und Begrenzung von Risiken wird bereits seit dem Jahr 2007 ein 

jährlicher Risikomanagementbericht für die enwor - energie & wasser vor ort GmbH 

erstellt. Hierzu werden festgelegte Risiken von den jeweils verantwortlichen Mitarbei-

tern in engen zeitlichen Abständen bzw. bedarfsorientiert be- und ausgewertet. Die 

Geschäftsführung überprüft die Risikoeinschätzung im Sinne eines Frühwarnsystems 

und leitet im gegebenen Fall Gegensteuerungsmaßnahmen ein. Der Risikobericht wird 

dem Jahresabschlussprüfer im Rahmen seiner Abschlussprüfung vorgelegt und dem 

Aufsichtsrat zur Kenntnis gegeben. 

Insgesamt sieht die Geschäftsführung das Unternehmen gut aufgestellt. 

Die Gesellschaft erwartet unter der stand-alone-Annahme für das Geschäftsjahr 2024 

ein solides Rohergebnis in der Größenordnung von ca. 61 Mio. €. Hier sind Umsatz-

erlöse in Höhe von Mio. 212,7 € und ein Jahresüberschuss in Höhe von Mio. 9,8 € 

geplant. 

Unter der Annahme des Vollzugs der o.g. Ausgliederung wird sich der Geschäftsbe-

trieb der enwor auf das Halten und Verwalten der Beteiligung an der Stadtwerke 

Aachen Aktiengesellschaft, Aachen beschränken. Das Jahresergebnis für das Jahr 

2024 wird unter der Annahme der o.g. Ausgliederung im Wesentlichen durch die Aus-

gleichszahlung von der STAWAG in Höhe von rd. EUR 11,0 Mio. geprägt. Die originä-

ren Kosten und Steuern werden unter EUR 0,5 Mio. erwartet. 

Die Geschäftsführung erachtet den Vollzug der o.g. Ausgliederung zum Zeitpunkt der 

Erstellung des Lageberichtes als überwiegend wahrscheinlich. 
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Organe und deren Zusammensetzung 

Geschäftsführung: Herr Prof. Dr. Axel Thomas 

   Herr Dr. Stephan Nahrath  

Vertreter der StädteRegion im Aufsichtsrat:  

Herr Dr. Tim Grüttemeier  

 

Städteregionsrat  

Frau Marie-Theres Sobczyk Städteregionstagsmitglied  

Frau Ingrid von Morandell Städteregionstagsmitglied  

Herr Wolfang Goebbels Städteregionstagsmitglied 

Herr Friedhelm Krämer  Städteregionstagsmitglied 

Frau Birgitt Lahaye-Reiß  Städteregionstagsmitglied 

Herr Kunibert Matheis  Städteregionstagsmitglied 

Herr Dr. Florian Moschel  Städteregionstagsmitglied 

Herr Georg Karl Helg  Städteregionstagsmitglied 

Herr Maximilian Möhring  Städteregionstagsmitglied 

 

Vertreter der StädteRegion in der Gesellschafterversammlung:  

Frau Marie-Theres Sobczyk  Städteregionstagsmitglied 

 

Information der Öffentlichkeit über die Zusammensetzung von Aufsichts- und Ver-

waltungsräten nach Geschlecht 

Gemäß § 12 Absatz 6 des Gesetzes über die Gleichstellung von Frauen und Männern 

für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesgleichstellungsgesetz – LGG) ist die Öffent-

lichkeit über die Zusammensetzung von Aufsichts- und Verwaltungsräten nach Ge-

schlecht regelmäßig in geeigneter Form zu unterrichten.  

Dem Aufsichtsrat der enwor – energie & wasser vor ort GmbH gehören von den ins-

gesamt 23 Mitgliedern (inklusive der 4 Mitgliedern mit beratender Stimme) 5 Frauen 

an (Frauenanteil 18,35 %).  

Damit wird der im § 12 Absatz 1 LGG geforderte Mindestanteil von Frauen in Höhe 

von 40 Prozent in beiden Gremien nicht erreicht. 
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Vorliegen eines Gleichstellungsplanes nach § 2 Absatz 2 und § 5 LGG 

Gemäß § 2 Absatz 2 LGG haben die Gemeinden und Gemeindeverbände beziehungs-

weise ihre Vertreterinnen und Vertreter in den Unternehmensgremien bei der Grün-

dung von Unternehmen in Rechtsformen des privaten Rechts in unmittelbarer und 

mittelbarer Beteiligung dafür Sorge zu tragen, dass die entsprechende Anwendung 

des LGG in der Unternehmenssatzung verankert wird.  

Gehört einer Gemeinde oder einem Gemeindeverband allein oder gemeinsam mit an-

deren Gebietskörperschaften die Mehrheit der Anteile eines Unternehmens in einer 

Rechtsform des privaten Rechts, wirken die Vertreterinnen und Vertreter darauf hin, 

dass in dem Unternehmen die Ziele des LGG beachtet werden. Dies gilt sowohl für 

unmittelbare als auch für mittelbare Beteiligungen. Für Unternehmen, die auf eine 

Beendigung ihrer Geschäftstätigkeit ausgerichtet sind, findet § 2 Absatz 2 LGG keine 

Anwendung. 

Ein Gleichstellungsplan existiert derzeit nicht.  
  



202 
 

3.4.3.1.2 Energie- und Wasser-Versorgung GmbH 
 

Optional: Basisdaten 

Anschrift Willy-Brandt-Platz 2, 52222 Stolberg  

Gründungsdatum 13.12.1993 

  

Zweck der Beteiligung   

Die Gesellschaft ist ein modernes, zukunftsorientiertes Dienstleistungsunternehmen 

in den Bereichen Strom, Gas und Wärme, erneuerbare Energien und innovative Ener-

gietechnologien, Wasser und Abwasser, Telekommunikation und öffentliche Straßen-

beleuchtung sowie in sonstigen funktional vergleichbaren oder komplementären Ge-

schäftsbereichen (Kernbereiche), das sich insbesondere der Aufgabe stellt, die Strom-

, Gas-, Wärme- und Wasserversorgung eines möglichst großen Teils der StädteRegion 

Aachen sowie benachbarter Kommunen zusammenzuführen und für die von den Ge-

bietskörperschaften benannten Wasserversorgungsunternehmen die Betriebsführung 

zu übernehmen. Sie lädt die Städte und Gemeinden, die heute ihre Strom-, Gas-, 

Wäre- und Wasserversorgung noch anders geregelt haben, zum Beitritt ein.  

 

Ziel der Beteiligung und Erfüllung des öffentlichen Zwecks 

Die Gesellschaft hat sich das Ziel gesetzt, die Versorgung der Bevölkerung in den 

Kernbereichen zu steigern und die Zusammenarbeit mit den Kommunen im Sinne ei-

ner preisgünstigen, sicheren sowie umwelt- und ressourcenschonenden Versorgung 

zu intensivieren. Den speziellen Fragen der örtlichen Strom-, Gas-, Wärme und Was-

serversorgung wird die Gesellschaft sich in besonderem Maße widmen.  

Der Gegenstand des Unternehmens ist, in der StädteRegion Aachen und in benach-

barten Gebieten in den Bereichen Strom, Gas und Wärme, erneuerbare Energien und 

innovative Energietechnologien, Wasser und Abwasser, Telekommunikation und öf-

fentliche Straßenbeleuchtung sowie in sonstigen funktional vergleichbaren oder kom-

plementären Geschäftsbereichen (Kernbereiche)  

1. (Dienst-) Leistungen jeglicher Art zu erbringen, 

2. Anlagen, Werke, Einrichtungen und dazugehörige Infrastruktur, einschließlich 

Versorgungsnetzen sowie Unternehmen zur Wassergewinnung und -versor-

gung, zu errichten, innezuhaben und betrieblich zu führen und  

3. Unternehmen zu gründen, zu pachten und zu verpachten sowie Unternehmen 

oder Beteiligungen zu erwerben und zu veräußern.  
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Die Gesellschaft ist zu allen Maßnahmen und Geschäften berechtigt, die mit dem Ge-

genstand des Unternehmens zusammenhängen oder ihm unmittelbar oder mittelbar 

zu dienen geeignet sind.  

 

Darstellung der Beteiligungsverhältnisse 

Anteilseigner der Energie- und Wasser-Versorgung GmbH 

Stammkapital: 18.151.450,00 € 

Mitglieder Anteil in % Anteil in € 

Westenergie AG 53,72 9.751.550,00 

Stadt Stolberg  14,28 2.591.650,00 

Stadt Eschweiler 13,19 2.394.150,00 

StädteRegion Aachen 9,25 1.679.300,00 

Kreis Heinsberg  3,79 687.950,00 

Stadt Alsdorf 2,18 395.750,00 

Stadt Würselen  1,97 358.350,00 

Stadt Baesweiler  1,00 181.550,00 

Beteiligungsgesellschaft des Kreises Düren  0,58 105.300,00 

Gemeinde Roetgen 

Gemeinde Simmerath 

Stadt Monschau 

Gemeinde Inden 

Gemeinde Langerwehe 

Stadt Linnich 

Gemeinde Niederzier 

Gemeinde Aldenhoven  

insges. 

0,04 

5.900,00 

 100 18.151.450,00 
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Beteiligungen der Energie- und Wasser-Versorgung GmbH 

Anteile an verbundenen Unternehmen     

Beteiligungen Anteil in % Anteil in T€ 

31.12.2023 

Regionetz GmbH, Aachen 49,20 492  

Wärmeversorgung Würselen GmbH, Stolberg 100,00 393  

Städtisches Wasserwerk Eschweiler GmbH, 

Eschweiler 

24,90 249  

GREEN, Gesellschaft für regionale und er-

neuerbare Energie mbH, Stolberg 

39,16 245  

Green Solar Herzogenrath GmbH, Herzogen-

rath 

45,00 1.260  

EWV Baesweiler Verwaltungs GmbH, Baes-

weiler 

45,00 11  

EWV Baesweiler GmbH & Co. KG, Baesweiler 45,00 4,5  

Windpark Eschweiler Beteiligungs GmbH, 

Stolberg  

55,10 14  

Windpark Paffendorf GmbH & Co. KG, Berg-

heim  

49,00 0,5  

 

Darstellung der wesentlichen Finanz- und Leistungsbeziehungen 

Die Finanz- und Leistungsbeziehungen sind in der Tabelle unter Punkt 3.3 dargestellt.  
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Übersicht über den Stand der Verbindlichkeiten und die Entwicklung des Eigenkapitals 

Vermögenslage 

Aktiva 

 2023 

 

-in € - 

2022 

 

-in € - 

Veränderung 

zum Vorjahr 

-in € - 

Anlagevermögen 152.962.725,69 154.813.741,35 -1.851.015,66 

Umlaufvermögen 100.315.061,18 87.038.292,23 13.276.768,95 

Aktive Rechnungsabgren-

zungsposten 

2.291.303,01 1.389.419,76 901.883,25 

Bilanzsumme 255.569.089,88  243.241.453,34  12.327.636,54 

 

Kapitallage 

Passiva 

 2023 

 

-in € - 

2022 

 

-in € - 

Veränderung 

zum Vorjahr 

-in € - 

Eigenkapital 71.010.617,70 66.708.563,04 4.302.054,66 

Sonderposten - - - 

Rückstellungen 120.535.836,43 99.153.834,46 21.382.001,97 

Verbindlichkeiten 62.334.032,80 76.174.667,03 -13.840.634,23 

Passive Rechnungsabgren-

zungsposten 

1.688.602,95 1.204.388,81 484.214,14 

Bilanzsumme 255.569.089,88 243.241.453,34  12.327.636,54 
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Entwicklung der Gewinn- und Verlustrechnung 2023 

 2023 

 

-in € - 

2022 

 

-in € - 

Veränderung zum 

Vorjahr 

-in € - 

1. Umsatzerlöse 376.997.559,35 322.574.562,18 54.422.997,17 

2. Sonstige betriebliche 

Erträge 

8.087.601,55 2.088.591,89 5.999.009,66 

3. Materialaufwand 284.781.231,34 250.356.312,98 34.424.918,36 

4. Personalaufwand 32.364.608,85 28.174.698,44 4.189.910,41 

5. Abschreibungen 2.987.814,73 2.744.009,40 243.805,33 

6. Sonstige betriebliche 

Aufwendungen  

34.392.410,74 25.515.816,55 8.876.594,19 

7. Erträge aus Beteiligun-

gen 

11.712.956,61 15.382.055,12 -3.669.098,51 

8. Erträge aus Ausleihun-

gen des Finanzanlage-

vermögens 

4.739,46 41.456,03 -36.716,57 

9. Sonstige Zinsen und 

ähnliche Erträge 

610.180,57 150.923,25 459.257,32 

10. Abschreibungen auf 
Finanzanlagen 

2.444.378,70 0,00 2.444.378,70 

11. Zinsen und ähnliche 

Aufwendungen 

1.214.874,89 2.039.990,30 -825.115,41 

12. Steuern vom Einkom-

men und vom Ertrag 

13.692.025,49 6.649.872,58 7.042.152,91 

13. Ergebnis nach Steu-

ern 

25.535.692,80 24.756.888,22 778.804,58 

14. Sonstige Steuern 233.638,14 236.191,36 -2.553,22 

15. Jahresüberschuss 25.302.054,66 24.520.696,86 781.357,80 
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Kennzahlen  

 2023 

 

-in % - 

2022 

 

-in % - 

Veränderung zum 

Vorjahr 

-in % - 

Eigenkapitalquote 27,8 27,4 0,4 

Eigenkapitalrentabilität 35,6 36,8 -1,2 

Anlagendeckungsgrad 2 56,5 56,5 0,0 

Verschuldungsgrad 259,9 264,6 -4,7 

Umsatzrentabilität 6,7 7,6 -0,9 

 

Personalbestand 

Zum Stichtag 31.12.2023 waren durchschnittlich 251 Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

ter (Vorjahr: 248) für das Unternehmen tätig. 

 

Geschäftsentwicklung für das Geschäftsjahr 2023 

Geschäftsfelder und Versorgungsgebiet der EWV 

Die EWV steht u.a. als Grundversorger für eine sichere und zuverlässige Energiever-

sorgung. Als regionaler Energieversorger in der StädteRegion Aachen und in den Krei-

sen Düren und Heinsberg kennt die EWV die Bedürfnisse ihrer Kunden. Das Versor-

gungsangebot für Privatkunden, Industrie, Gewerbe, Handel und Kommune geht weit 

über die Belieferung mit Strom, Gas, Wasser und Wärme hinaus, denn auch im Dienst-

leistungsbereich ist die EWV breit aufgestellt. 

Den Transport der Energie im Rahmen der modernen und verlässlichen Energiever-

sorgung sichert die Regionetz GmbH mit ihren circa 550 Mitarbeitern. Sie kümmert 

sich um die Betreuung und den Ausbau der Strom-, Gas-, Wasser- und Wärmenetze 

und ist der größte Netzbetreiber in der Region. Die EWV ist zu 49,2 % an der Regionetz 

GmbH beteiligt und für die kaufmännische Betriebsführung zuständig. Aus dieser Be-

teiligung erzielt die EWV Erträge über den Ergebnisabführungsvertrag im Wege einer 

Ausgleichszahlung sowie über die Erbringung der kaufmännischen Dienstleistungen. 

Die EWV ist ein wichtiger Partner für die Versorgung in der Region, sowohl in Form 

von Beteiligungen als auch Betriebsführungen. Neben den Sparten Strom und Gas ist 

sie auch im Wasser- und Wärmegeschäft sowie als Partner der Kommunen im Betrieb 

öffentlicher Beleuchtungsanlagen umfangreich tätig. Daneben baut die EWV konse-

quent ihr Portfolio entlang der Wertschöpfungsstufen hin zur Stromerzeugung aus. 



208 
 

Dieser Ausbau erfolgt aber ausschließlich in Anlagen bzw. Gesellschaften im Rahmen 

von Erneuerbaren Energien. 

 

Wirtschaftsbericht 

Entwicklungen in der Gesamtwirtschaft 

Die Zinserhöhungen der Notenbanken belasteten die Weltwirtschaft im Berichtsjahr, 

was sich in den Prognosen für das Wachstum der Bruttoinlandsprodukte (BIP) wider-

spiegelt. Gemäß OECD soll das globale BIP für das Jahr 2023 ein Wachstum von 2,9 

Prozent erreicht haben und läge damit hinter dem Wachstum des Jahres 2022 mit 3,3 

Prozent zurück. 

Die wirtschaftliche Entwicklung im Euroraum kann sich dem Einfluss der Zinserhö-

hungen sowie der Inflation ebenfalls nicht entziehen, was sich auf das BIP-Wachstum 

der gesamten EU auswirkt. Gemäß OECD soll das BIP des Euroraums im Jahr 2023 nur 

um 0,6 Prozent gewachsen sein. Wegen der bereits im Jahr 2022 anhaltend hohen 

Inflation im gesamten Euroraum hat die Europäische Zentralbank (EZB) Mitte 2022 

eine Kehrtwende in ihrer Geldpolitik vollzogen und erstmals seit 16 Jahren den Leit-

zins um 0,5 Prozentpunkte angehoben. Weitere Zinsanhebungen folgten, so dass der 

Leitzins Ende Dezember 2022 bei 2,5 Prozent lag. Die EZB hat diese Zinspolitik im 

Jahr 2023 fortgesetzt und den Leitzins in mehreren Schritten (September 2023) auf 

4,5 Prozent erhöht. Damit will die EZB Kredite verteuern, die Nachfrage dämpfen und 

hohen Teuerungsraten entgegenwirken, um die Inflation mittelfristig wieder auf einen 

Zielwert von 2 Prozent zu senken. Die Erhöhung des Leitzinses zeigte in Bezug auf 

die Inflation den gewünschten Effekt. Während die Teuerungsrate in der Eurozone im 

Juli 2023 bei 5,3 Prozent lag, ging sie im Oktober auf 2,9 Prozent zurück. 

Die Konjunkturprognose des OECD für Deutschland hatte im Juni 2023 für das Be-

richtsjahr eine Stagnation für möglich gehalten. Mittlerweile wird mit einem leichten 

Wachstum des BIP der deutschen Wirtschaft von 0,3 Prozent gerechnet. Ein wesentli-

cher Grund hierfür sind die Zinserhöhungen, um der Inflation entgegenzusteuern. Das 

höhere Zinsniveau hat zur Folge, dass die Wirtschaftsaktivität gebremst wird, was sich 

unter anderem in der Baubranche zeigt. Im gesamten Jahresverlauf war für Wirtschaft 

und Haushalte die Inflation spürbar, die gemäß OECD im Jahr 2023 im Schnitt bei 6,6 

Prozent lag. 
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Energiepolitisches Umfeld 

International 

Die Fragen, mit welchen Mitteln und wie schnell der Klimawandel gebremst werden 

muss, prägte auch im Jahr 2023 weltweit die energiepolitische Debatte. Auf der UN-

Klimakonferenz COP28 in Dubai im Dezember 2023 haben sich Staats- und Regie-

rungschefs von fast 200 Ländern auf ein Schlussdokument geeinigt. In diesem sind 

folgende Kernaussagen zum Thema Energie getroffen worden: die Verdreifachung der 

erneuerbaren Energien bis 2030, die Nutzung von Technologien wie der CO2-Ab-

scheidung und -Speicherung und die Abkehr von fossilen Brennstoffen in Energiesys-

temen. Die Energiebranche begrüßt das Bekenntnis, sich von fossiler Energie abkeh-

ren zu wollen, verbunden mit den Ambitionen, die erneuerbaren Energien bis 2030 

zu verdreifachen und die Energieeffizienz zu verdoppeln. Doch wie die EU und die 

deutschen Delegierten der COP28 ist auch die Energiebranche der Meinung, dass auf 

globaler Ebene ein klarer Plan für den Ausstieg aus der fossilen Energie fehlt. Daher 

wird die Dekarbonisierung des Energiesystems weiter eine kritische Herausforderung 

bleiben, um das 1,5 Grad Ziel zu erreichen.   

Europa 

Die EU- Institutionen haben, angesichts der durch den Russland-Ukraine-Krieg aus-

gelösten Energiekrise im vergangenen Jahr und der zunehmend spürbaren Folgen des 

Klimawandels, Maßnahmen zur Krisenbewältigung auf den Weg gebracht beziehungs-

weise verstärkt. Mit Blick auf das Aufflammen des Nahost-Konflikts bleibt abzuwar-

ten, ob weitere Maßnahmen zur Stabilisierung der energiewirtschaftlichen Situation 

ergriffen werden.  

Im März 2022 hat die Europäische Kommission neue befristete Rahmenbedingungen 

für staatliche Beihilfen zur ,,Krisenbewältigung und Gestaltung des Wandels“ ange-

nommen, um Investitionen in Schlüsselsektoren für den Übergang zu einer klima-

neutralen Wirtschaft und die Bewältigung der Energiekrise weiter zu fördern.  

Am 18. Oktober 2023 wurde die Richtlinie (EU) 2023/2413 zur Förderung von Energie 

aus erneuerbaren Quellen veröffentlicht. Sie führt einen neuen Mindestanteil von 

Energie aus erneuerbaren Quellen am gesamten Bruttoendenergieverbrauch der EU in 

Höhe von 42,5 Prozent sowie sektorale Teilziele ein. Darüber hinaus müssen die Mit-

gliedsstaaten neue Vorgaben zur Beschleunigung von Genehmigungsverfahren für E-

neuerbare-Energie-Anlagen und den Netzausbau umsetzen. 

Darüber hinaus haben sich der Europäische Rat und das Europäische Parlament auf 

das sogenannte ,,Gaspaket“ geeinigt. Die neue EU-Gasrichtlinie aktualisiert 
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insbesondere den Verbraucherschutzrahmen für Gaskunden und passt die Rahmen-

bedingungen für den Netzzugang und die Netzplanung an den aktuellen Kontext an, 

der durch den verstärkten Einsatz von kohlenstoffarmen Gasen gekennzeichnet ist.  

Zudem wurde am 13. September 2023 die neue EU-Richtlinie 2023/1791 zur Ener-

gieeffizienz veröffentlicht. Sie enthält ambitionierte Ziele zur Senkung des EU-Ener-

gieverbrauchs um mindestens 11,7 Prozent bis 2030 gegenüber dem EU-Referenz-

szenario. Die Mitgliedsstaaten müssen dementsprechend ihre jeweiligen Beiträge 

festlegen und neue jährliche Endenergieeinsparungen erreichen, die bis 2030 schritt-

weise auf 1,9 Prozent ansteigen. 

Im Rahmen der EU-Digitalstrategie hat die Europäische Kommission im April 2021 

mit dem AI Act ein Gesetz zur Regulierung von künstlicher Intelligenz (KI) vorgeschla-

gen, das aktuell zwischen dem EU-Parlament, dem Rat und der Kommission im Trilog 

verhandelt wird. Ziel ist es, eine verantwortungsvolle Nutzung von KI sicherzustellen, 

die den Nutzen für die Menschen in den Vordergrund stellt, ohne den technischen 

Fortschritt zu behindern. Der AI Act sieht dazu einen risikobasierten Ansatz zur Re-

gulierung von KI vor. 

Deutschland 

Mitte 2022 hat der Bundestag das sogenannte Osterpaket zum beschleunigten Aus-

bau der erneuerbaren Energien verabschiedet. Mit verschiedenen Gesetzesänderun-

gen, beispielsweise im Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG), hat der Gesetzgeber die 

Ziele für den Anteil erneuerbarer Energien am Bruttostromverbrauch von 50 Prozent 

auf 80 Prozent erhöht. Dabei rückt der Ausbau der Solarenergie in den Fokus. Bis 

2030 soll die installierte Photovoltaik-Leistung von 100 GW auf über 215 GW mehr 

als verdoppelt und die Onshore-Wind-Leistung von 71 GW auf 115 GW erhöht werden. 

Das Jahresziel von 9 GW Netto-Zubau an Photovoltaik-Leistung in 2023 wurde dieses 

Jahr bereits im September erreicht. Der Zubau von Onshore-Windleistung lag Ende 

des dritten Quartals 2023 bei zirka 50 Prozent des Jahresziels von 3,9 GW.  

Um das Ziel der vollständigen Dekarbonisierung der Wärmeversorgung bis 2045 zu 

erreichen, wurden im Jahr 2023 das Gebäudeenergiegesetz, das auf die Umstellung 

der Heizungstechnologien abzielt, und das Wärmeplanungsgesetz, das die Wärme-

netze adressiert und die Grundlage für die kommunale Wärmeplanung bildet, verab-

schiedet.  

Das Gebäudeenergiegesetz sieht vor, dass Heizungsanlagen künftig nur noch neu in-

stalliert werden dürfen, wenn sie mindestens 65 Prozent der bereitgestellten Wärme 

mit erneuerbaren Energien erzeugen. Für Neubauten gilt dies ab Januar 2024, für den 
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Bestand sind Übergangsfristen bis 2028 vorgesehen. Flankiert werden die Regelungen 

durch eine unter anderem nach Einkommen gestaffelte Förderung. Das Wärmegesetz 

sieht zunächst einen Anteil von 30 Prozent erneuerbarer Energien in bestehenden 

Wärmenetzen vor. Gleichzeitig werden die Länder verpflichtet, darauf hinzuwirken, 

dass die Kommunen bis spätestens 2028 Wärmepläne erstellen. Diese legen fest, wel-

che Gebiete dezentral oder leitungsgebunden mit Wärme versorgt werden und wie 

erneuerbare Energien und Abwärme genutzt werden können.  

Um die Ausbauziele für Photovoltaik zu erreichen, sind weiterhin erhebliche Anstren-

gungen in allen rechtlichen und wirtschaftlichen Bereichen erforderlich. Mit Anpas-

sungen vor allem im Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) sollen die Weichen gestellt 

werden, um die mit dem EEG 2023 beschlossenen Ausbauziele in systemverträglicher 

Form zu erreichen. Mit dem Gesetzesentwurf will die Bundesregierung die Förderung 

für besondere Solaranlagen neu regeln, den Zubau von Photovoltaik-Dachanlagen er-

leichtern, Mieterstrom vereinfachen und die gemeinschaftliche Versorgung von Ge-

bäuden ermöglichen. Darüber hinaus soll die Nutzung von Plug-in Solaranlagen er-

leichtert und der Netzanschluss beschleunigt werden. 

Was die Entlastung der Strom- und Gaskunden betrifft, so wurde 2023 ein ermäßigter 

Umsatzsteuersatz auf Gas- und Stromlieferungen wirksam. Diese Maßnahme wurde 

bis zum 29. Februar 2024 verlängert. Das Bundesverfassungsgericht hat am 15. No-

vember 2023 entschieden, dass das Gesetz über den zweiten Nachtragshaushalt 2021 

verfassungswidrig ist. Das Urteil betrifft unmittelbar den Klima- und Transforma-

tionsfonds (KTF). Bei Übertragung der Grundsätze auf die weiteren Sondervermögen 

ist mittelbar auch der Wirtschaftsstabilisierungsfonds (WSF) betroffen. In der Folge hat 

die Bundesregierung die staatliche Förderung über die Strom- und Gaspreisbremsen 

nicht wie geplant bis Ende März 2024 verlängert, sondern diese liefen Ende 2023 aus.  

Branchensituation 

Der Energiesektor befindet sich in einer Phase grundlegender und anhaltender Ver-

änderungen. Der Russland-Ukraine Krieg sorgt weiterhin für große volkswirtschaftli-

che Unsicherheiten und beeinflusst den Energiesektor. Die Folgen des Kriegs haben 

auch Auswirkungen auf unser Geschäft. Insbesondere die volatilen Commodity-Preise 

wie auch das Energienachfrageverhalten haben Einfluss auf unsere Aktivitäten und 

sind in den folgenden Kapiteln näher beschrieben.  
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Energiepreisentwicklung 

Der russische Angriffskrieg auf die Ukraine sowie die damit einhergehenden politi-

schen Entscheidungen und wirtschaftlichen Maßnahmen hatten im Vergleich zu 2022 

einen abnehmenden Einfluss auf die europäischen Energiemärkte. Die schnell be-

schlossenen und umgesetzten Maßnahmen der wichtigsten westlichen Industrielän-

der haben die reduzierten russischen Öl- und Gaslieferungen gut kompensieren kön-

nen. Auch hat der im Oktober eskalierte Gaza-Konflikt zwischen Israel und der Ha-

mas-Terrorgruppe bisher keine wesentlichen Auswirkungen auf die internationalen 

Energiemärkte gehabt. So sind in diesem Jahr die Preise für sämtliche Energie-Com-

modities (Rohöl, Kohle, Erdgas, Strom und auch CO2) im Jahresverlauf gesunken. 

Strompreise 

Die Großhandelspreise für Strom sind im Geschäftsjahr 2023 kontinuierlich gesunken. 

Lag der Preis für das Frontjahresprodukt Cal24 Base am Terminmarkt in den ersten 

Januar-Tagen noch über 200 €/MWh, so wurden zum Jahresende hin Preise von unter 

90 €/MWh erreicht. Der Jahresmittelwert betrug für dieses Produkt etwa 136 €/MWh 

und damit ca. 31 % unter dem Vorjahreswert. Als wesentliche Gründe für die fallende 

Preisentwicklung können die entspannte Angebotssituation (Steigerung der Einspei-

sung Erneuerbarer Energien und hohe Verfügbarkeit der konventionellen Kraftwerke, 

u.a. auch der Kernenergie in Frankreich) sowie der Preisrückgang der für die Strom-

erzeugung wichtigen Primärenergieträger Kohle und Gas (Erdgas und LNG) angeführt 

werden.  

Gaspreise 

Die Großhandelspreise für Erdgas sind im Geschäftsjahr 2023 im Vergleich zum Vor-

jahr ebenso deutlich gefallen. Auch hier hat es zwischen Jahresbeginn und Jahresende 

eine mehr als Halbierung der Preise gegeben: von knapp 80 €/MWh für das Frontjah-

resprodukt 2024 auf etwa 35 €/MWh. Der Jahresmittelwert lag bei 53 €/MWh und 

damit auch deutlich unter dem Vorjahreswert (84 €/MWh): Interessanterweise sind die 

wesentlichen Preisrückgänge in den Wintermonaten Januar und Februar sowie No-

vember und Dezember zu verzeichnen. Hier tritt zwar eine erhöhte Heizgasnachfrage 

auf, insgesamt waren die Gasspeicherentnahmen aber aufgrund der warmen Witte-

rung niedriger als befürchtet. So konnten dann die am Terminmarkt in Bezug auf eine 

drohende Knappheitssituation eingepreisten Risikoaufschläge sukzessive reduziert 

werden. Auch angebotsseitig hat es in der Gasversorgung keine wesentlichen Ein-

schränkungen gegeben und an den neu errichteten deutschen LNG-Terminals sind 

höhere Anlandungen zu verzeichnen gewesen. 
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Wichtige Ereignisse des Jahres 

Energiekrise 

Nachdem die Energiekrise im Jahr 2022 für enorme Höchststände und Volatilitäten an 

den Energiehandelsmärkten gesorgt hat, hat sich die Situation 2023 sukzessive be-

ruhigt, wenngleich die Energiepreise nach wie vor auf einem Preisniveau deutlich über 

dem der Vorkrisenzeit liegen. Wesentliche Stabilisatoren waren hierfür der milde Win-

ter und ein deutlicher Ausbau der LNG-Lieferungen nach Europa, wodurch eine Ver-

sorgungssicherheit gewährleistet werden konnte. Dies führte dazu, dass der vertrieb-

liche Wettbewerb im Laufe des Jahres wieder deutlich zugenommen hat. Nachdem die 

Stabilisierung der Energiepreise nachhaltig zu beobachten war, konnten Risikopositi-

onen abgebaut werden. Dies führte dazu, dass alle anpassbaren Vertriebsprodukte im 

Strom und Gas zum 01.06.2023 in den Arbeitspreisen gesenkt werden konnten. Die 

Kundenverluste aus dem ersten Halbjahr 2023 konnten dadurch in der Folge deutlich 

minimiert werden. Im Sondervertragskundengeschäft konnten die im Jahr 2022 ein-

geführten risikominimierenden Einschränkungen sukzessive abgebaut werden, so 

dass im Jahresverlauf auch wieder Angebote mit kurzen Bindefristen gelegt werden 

konnten. 

Wechsel in der Geschäftsführung 

Zum 01.04.2023 trat Nicolai Bedenbecker sein Amt als neuer Geschäftsführer bei der 

EWV an. Dies zunächst in Doppelfunktion mit dem bisherigen Geschäftsführer, Man-

fred Schröder, um einen reibungslosen Übergang zu gewährleisten. Manfred Schröder 

schied zum 30.06.2023 planmäßig aus seinem Amt aus, so dass Nicolai Bedenbecker 

seit dem 01.07.2023 als alleiniger Geschäftsführer der EWV fungiert.  

Neue Organisation zum 01.01.2023 

Mit einer neuen Organisation startete die EWV in das neue Jahr. Durch eine Reorgani-

sation der internen Bereiche und Verantwortlichkeiten hat sich die EWV zukunftssicher 

aufgestellt, um die großen Herausforderungen der Energiewirtschaft aktiv begleiten 

und vorantreiben zu können. Hierdurch sollen insbesondere die Entwicklung und der 

Vertrieb nachhaltiger Energielösungen, die Erschließung neuer Geschäftsfelder, die 

klare Fokussierung auf die Kundenbedürfnisse sowie die ganzheitliche Entwicklung 

digitaler Geschäftsprozesse und -lösungen fokussiert angegangen werden, um so die 

Positionierung der EWV als der regionale Ansprechpartner im Bereich der Energie-

wende ausbauen zu können. 
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Wiederaufbau Ketschenburg 

Nach umfangreichen Renovierungs- und Instandsetzungsarbeiten wird der Wieder-

einzug in das Verwaltungsgebäude der EWV im Laufe des Jahres 2024 erfolgen. Die 

genaue Terminfestlegung steht noch aus und wird in Kürze erfolgen. Im Rahmen des 

Wiedereinzugs wird basierend auf der kürzlich geschlossenen Betriebsvereinbarung 

zum Mobilen Arbeiten eine ausgewogene Mischung zwischen Home-Office und Prä-

senzarbeit umgesetzt, wodurch die Mitarbeiterbindung gestärkt und die EWV noch 

stärker als attraktiver Arbeitgeber positioniert wird. 

Altersteilzeit 

Die EWV hat 2023 eine neue Betriebsvereinbarung zur Altersteilzeit (ATZ) abgeschlos-

sen und verfolgt mit der ATZ gleich mehrere strategische Ziele. Sie ist ein wichtiger 

Bestandteil der strategischen Personalplanung, insbesondere im Hinblick auf die 

rechtzeitige Nachfolgeplanung sowie frühzeitige Karriereplanungen zwecks Mitarbei-

terbindung bei zunehmendem Fachkräftemangel. 

Der digitale Wandel schreitet voran, so dass beispielsweise durch den Einsatz von 

künstlicher Intelligenz (KI) die Anpassung von Jobprofilen erforderlich wird und die 

Personalentwicklung vor wesentlichen Herausforderungen steht. Die Verjüngung der 

Belegschaft durch den vorzeitigen Eintritt in den Ruhestand stellt eine zeitgemäße 

Möglichkeit dar, sowohl auf die Bedürfnisse der älteren Arbeitnehmer einzugehen, als 

auch die betriebsinternen Strukturen auf die Entwicklungen und Herausforderungen 

einzustellen und die EWV auf diese Weise wettbewerbsfähig zu halten. 

Finanzielle und nichtfinanzielle Leistungsindikatoren 

Zur Steuerung des operativen Geschäfts der EWV werden verschiedene Kennzahlen 

genutzt. Zu den finanziellen Leistungsindikatoren zählen insbesondere die Umsatz-

erlöse, das Jahresergebnis und die Investitionen. 

Die Umsatzerlöse werden beeinflusst durch Mengen- und Preiseffekte. Während die 

Preise unter den gegebenen Wettbewerbsbedingungen von der Gesellschaft beein-

flusst werden können, entzieht sich die Mengenkomponente je Kunde weitestgehend 

dem Einfluss der EWV und wird vor allem durch Konjunktur und Witterung determi-

niert. 

Jahresergebnis: Die Kennziffer ist definiert als Jahresüberschuss. Das Jahresergebnis 

beträgt in 2023 25,3 Mio. € gegenüber 24,5 Mio. € im Vorjahr. Die Entwicklung des 

Jahresergebnisses entspricht demnach genau der Prognose des Vorjahres. 
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Investitionen: Die EWV investierte in 2023 5,0 Mio. € (Vorjahr: 4,0 Mio. €, geplant 

waren 9,8 Mio. €). Die deutliche Unterschreitung gegenüber der Planung resultiert im 

Wesentlichen daraus, dass die Investitionsziele vertrieblicher Projekte im Bereich 

Wärme-Contracting, Fernwärme und Erneuerbare Energien nicht in Gänze erreicht 

wurden. Hier spielen unter anderem Bauverzögerungen durch Material- und/oder 

Ressourcenknappheit sowie auch krisenbedingt rückläufige bzw. zeitlich verzögerte 

Kundenaufträge eine große Rolle. Außerdem wurden geplante neue Unternehmens-

beteiligungen nicht eingegangen. 

Nichtfinanzielle Leistungsindikatoren kommen aus dem nicht finanzbezogenen Be-

reich. Hier steuert die EWV den Vertrieb insbesondere über die Absatzmengen an 

Strom und Gas. In 2023 hat die EWV 539 GWh Strom (Vorjahr: 702 GWh, geplant 708 

GWh) und 1.189 GWh Gas (Vorjahr: 1.297 GWh, geplant 1.258 GWh) abgesetzt. 

Umsatz in den wichtigsten Geschäftsfeldern 

Die Umsatzerlöse des Geschäftsjahres 2023 belaufen sich auf 377,0 Mio. € (Vorjahr: 

322,6 Mio. €, geplant 507,4 Mio. €, jeweils nach Abzug von Energiesteuern). Davon 

entfallen auf den Stromverkauf 163,9 Mio. € (Vorjahr: 157,4 Mio. €) und auf den Erd-

gasverkauf 156,5 Mio. € (Vorjahr: 114,4 Mio. €) sowie 6,5 Mio. € (Vorjahr: 5,2 Mio. €) 

auf die Wärmeversorgung und das Contracting. Trotz der Mengenrückgänge im Strom 

und Gas erfolgte durch entsprechende Preiseffekte eine Umsatzerhöhung im Ver-

gleich zum Vorjahr. Die geringeren Umsatzerlöse gegenüber der Planung resultieren 

aus einem reduzierten Marktpreisniveau an den Energiemärkten und dadurch beding-

ten geringeren Endkundenpreisen als noch zum Zeitpunkt der Planung unterstellt. 

Mit dem assoziierten Verteilnetzbetreiber wurden 26,0 Mio. € (Vorjahr: 25,7 Mio. €) 

an Pachtentgelten, Konzessionsweitergaben und Dienstleistungserlösen erzielt. Die 

übrigen Umsatzerlöse betragen 24,0 Mio. € (Vorjahr: 19,9 Mio. €). Diese resultieren 

aus der Betriebsführung für die Wasserwerke, aus weiterberechneten Betriebsaufwen-

dungen sowie Investitionskosten, aus der Rückvermarktung von Gasmengen infolge 

angepasster Absatzprognosen, dem Betrieb von Straßenbeleuchtungsanlagen, dem 

Dienstleistungsgeschäft und der Auflösung von Baukostenzuschüssen. 

Entwicklung im Stromsegment 

Im Berichtsjahr konnten alle Produkte (ausgenommen Fixpreisprodukte mit festen 

Laufzeiten) ab Juni im Preis gesenkt werden. Im Zuge der sich stabilisierenden Be-

schaffungsmärkte kam es in 2023 zu einer Wiederbelebung des vertrieblichen Wett-

bewerbs. Dies führte dazu, dass die Kundenanzahl im Strom um ca. 2500 Kunden 

gesunken ist. 
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Die Verträge mit Geschäftskunden werden unter Berücksichtigung der gegebenen 

Wettbewerbssituation (Preisdruck) und Orientierung an dem jeweiligen Niveau der 

Strombörse EEX verhandelt. Um das Risiko im Rahmen der Energiebeschaffung zu mi-

nimieren, wurden die Verträge in 2023 im Wesentlichen über Tranchen- oder spotin-

dizierte Verträge geschlossen. Diese Verfahren sind für die EWV weitestgehend risi-

kolos.  

Im Strom liegt die Absatzmenge an Endkunden 2023 bei 539 GWh und damit unter 

der Abgabemenge des Vorjahres (741 GWh inkl. periodenfremder Effekte). Die Strom-

absatzmenge verteilt sich mit 181 GWh auf private Haushalte, 31 GWh auf Gewerbe-

kunden sowie mit 327 GWh auf Geschäftskunden, Kommunen und Großkunden. Ge-

genüber der Prognose aus 2022 für 2023 wurden 169 GWh weniger abgesetzt, die i. 

W. aus Mengenrückgängen im Bereich der Sondervertragskunden und aus den vorge-

nannten Kundenabgängen resultieren. Der Stromabsatz wurde dabei fast ausschließ-

lich über fremde Händler beschafft.  

Entwicklung im Erdgassegment  

Im Kundensegment Privatkunden und kleinere Gewerbekunden wurde in 2023 eine 

Preissenkung in allen Produkten (ausgenommen Fixpreisprodukte mit festen Laufzei-

ten) durchgeführt. Analog zum Strom führte der wiedereinsetzende Wettbewerb ins-

gesamt zu Kundenabgängen von ca. 2300 Kunden. Die durchgeführten Preissenkun-

gen zur Mitte des Jahres sorgten dafür, dass die Kundenabgänge minimiert werden 

konnten. 

Im Kundensegment Geschäftskunden bleibt es bei einem intensiven Wettbewerb. Die 

Akquise von Kunden sowie die Verlängerung von Bestandskunden unterlagen auch im 

Gas-Segment strengen Risikoauflagen (analog zum Stromgeschäft). 

Die Erdgasabsatzmenge 2023 liegt mit rund 1.189 GWh insgesamt 108 GWh unter 

der des Vorjahres (1.297 GWh). Die Mengenabweichung resultiert überwiegend aus 

temperaturbedingten Minderverbräuchen sowie Einspareffekten. Gegenüber der 

Prognose aus 2022 für 2023 wurden 69 GWh weniger abgesetzt, die i. W. aus Tem-

peratureffekten sowie generellen Einspareffekten in nahezu allen Segmenten resul-

tieren. Der Mengeneffekt im Segment Privat- und Gewerbekunden wurde durch die 

Kundenabgänge verstärkt. Der Gasabsatz wurde dabei fast ausschließlich über fremde 

Händler beschafft. 
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Jahresergebnis  

Das Geschäftsjahr 2023 schließt mit einem Jahresüberschuss i. H. v. 25,3 Mio. € (Vor-

jahr: 24,5 Mio. €) ab, womit das Ergebnis exakt das Niveau laut Planung erreicht. 

 

Die auf die wesentlichen Posten reduzierte Gewinn- und Verlustrechnung stellt sich 

wie folgt dar:  

 2023 2022 Veränderung 

 T€ % T€ % T€ % 

Umsatzerlöse 376.998 100,0 322.575 100,00 54.423 16,9 

Materialaufwand -284.781 -75,5 -250.356 -77,6 -34.425 -13,8 

Rohergebnis 92.217 24,5 72.219 22,4 19.998 27,7 

Andere betriebliche 

Erträge 

8.088 2,1 2.089 0,6 5.999 287,2 

Personalaufwand -32.365 -8,6 -28.175 -8,7 -4.190 -14,9 

Andere betriebliche 

Aufwendungen 

-37.614 -10,0 -28.496 -8,8 -9.118 -32,0 

Betriebsergebnis 30.326 8,0 17.637 5,5 12.689 71,9 

Beteiligungsergebnis 9.273 2,5 15.423 4,8 -6.150 -39,9 

Zinsergebnis -605,0 -0,2 -1.889 -0,6 1.284,0 68,0 

Steuerergebnis -13.692 -3,6 -6.650 -2,1 -7.042 -105,9 

Jahresüberschuss 25.302 6,7 24.521 7,6 781 3,2 

 

Die Umsatzerlöse nahmen um 16,9 % bzw. 54,4 Mio. € gegenüber dem Vorjahr auf 

377,0 Mio. € zu. Die große Abweichung zur Planung von 507,4 Mio. € beruht insbe-

sondere darauf, dass die im Vorjahr aufgestellte – und im Kontext des Ukraine-Kriegs 

mit großen Unsicherheiten behaftete – Planung für 2023 ein weiterhin sehr hohes 

Energiepreisniveau unterstellte, welches sich im Jahresverlauf jedoch rückläufig ent-

wickelte. 

Im Gasgeschäft zeigen sich deutliche, temperaturbedingte Mengeneffekte, sowie die 

darüberhinausgehenden Einspareffekte der Kunden aufgrund des immer noch hohen 

Preisniveaus. Dennoch stiegen die Gaserlöse - auch bedingt durch die Rückvermark-

tung der nicht benötigten Gasmengen – um 42,1 Mio. € von 114,4 Mio. € auf 156,5 

Mio. €. 
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Die Stromerlöse sind gegenüber dem Vorjahr um 6,5 Mio. € auf 163,9 Mio. € gestie-

gen, insbesondere bedingt durch die Weitergabe von Preiseffekten infolge gestiege-

ner Beschaffungspreise.  

Die Erlöse aus Fernwärme und Contracting sind im Wesentlichen durch gestiegene 

Absatzpreise sowie durch Anlagen-/Kundengewinne gegenüber dem Vorjahr von 5,2 

Mio. € auf 6,5 Mio. € gestiegen.  

Der Materialaufwand erhöhte sich im Vergleich zum Vorjahr aufgrund gestiegener 

Großhandelspreise um 34,4 Mio. € auf 284,8 Mio. €. Die Strom- und Gasbezugskos-

ten lagen im Rahmen der tranchenbasierten Beschaffungsstrategie deutlich über dem 

Vorjahresniveau.  

Die Netzentgelte sind im Vergleich zum Vorjahr sowohl im Strom- als auch im Gas-

segment gestiegen. Daneben waren gestiegene Umlagen im Gas (u.a. Gasspeicher-

umlage und Bilanzierungsumlage) zu verzeichnen.  

Das Rohergebnis liegt im Geschäftsjahr bei 92,2 Mio. € (Vorjahr: 72,2 Mio. €) bzw. 

24,5 % der Umsatzerlöse, was einen Anstieg i. H. v. 27,7 % bedeutet.  

Die anderen betrieblichen Erträge beinhalten unter anderem Ansprüche auf Wieder-

aufbauhilfen (3,1 Mio. €, Vorjahr: 0,5 Mio. €) sowie Erträge aus den Zuschreibungen 

von Forderungen aus Lieferungen und Leistungen (2,7 Mio. €, Vorjahr: 0,2 Mio. €). 

Der Personalaufwand beträgt 32,4 Mio. € und erhöhte sich um 14,9 % gegenüber dem 

Vorjahr. Der Anstieg ist insbesondere auf gestiegene Rückstellungen für gutachterlich 

bewertete Deputate zurückzuführen.  

Die Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände und Sachanlagen er-

höht sich gegenüber dem Vorjahr leicht um 0,3 Mio. € auf 3,0 Mio. €.  

Die anderen betrieblichen Aufwendungen erhöhten sich im Vergleich zum Vorjahr um 

9,1 Mio. € von 28,5 Mio. € auf 37,6 Mio. €, insbesondere bedingt durch die Auflage 

des neuen ATZ-Programms mit einem Volumen von 5,0 Mio. € sowie durch um 

3,3 Mio. € erhöhte Aufwendungen im Zusammenhang mit der Instandsetzung des 

flutgeschädigten Hauptsitzes in Stolberg. 

Das Betriebsergebnis stieg im Wesentlichen aufgrund des höheren Rohergebnisses 

um 12,7 Mio. € auf 30,3 Mio. € an.  

Das negative Zinsergebnis beträgt 0,6 Mio. € (Vorjahr: 1,8 Mio. €) und resultiert im 

Wesentlichen aus dem Saldo der Zinsen für die Bewertung der Pensionsrückstellungen 

i. H. v. 0,5 Mio. € (Vorjahr: 1,5 Mio. €) sowie dem Zinsergebnis im Zusammenhang 

mit Kreditverbindlichkeiten/Bankguthaben von -0,1 Mio. € (Vorjahr: -0,4 Mio. €).  
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Das Ergebnis aus Finanzanlagen liegt bei 9,3 Mio. € (Vorjahr: 15,4 Mio. €) und resul-

tiert im Wesentlichen aus der Ausgleichszahlung der Regionetz i. H. v. 9,8 Mio. € 

(Vorjahr: 13,6 Mio. €). Neben weiteren Beteiligungserträgen von 1,9 Mio. € (Vorjahr: 

1,8 Mio. €) ist hierin auch die Abschreibung auf die Beteiligung an der Windpark Paf-

fendorf GmbH & Co. KG i. H. v. 2,4 Mio. € enthalten, die durch zukünftig erwartete 

geringere Einspeisevergütungen begründet ist. 

Der Ertragssteueraufwand schlägt im Geschäftsjahr 2023 mit einem Betrag i. H. v. 

13,7 Mio. € (Vorjahr: 6,6 Mio. €) zu Buche. Die Steuerquote (Ertragsteuern/Ergebnis 

vor Ertragsteuern) beträgt im Geschäftsjahr 34,9 % (Vorjahr: 21,3 %). Die Ausgleichs-

zahlung der Regionetz wird dabei zu 95 % steuerfrei behandelt. Die im Vergleich zum 

Vorjahr hohe Steuerquote resultiert im Wesentlichen auf einer vom Handelsrecht di-

vergierenden steuerlichen Bewertung von Deputats- und ATZ-Verpflichtungen sowie 

der steuerlichen Nichtanerkennung der im Finanzanlagevermögen durchgeführten 

Abschreibung.  

Die Umsatzrendite liegt im Geschäftsjahr leicht vermindert bei 6,7 % (Vorjahr: 7,6 %). 

Unter Berücksichtigung des Jahresergebnisses von 25,3 Mio. € wurde eine Eigenka-

pitalrendite (Basis: Eigenkapital zu Beginn des Geschäftsjahres) von 37,9 % (Vorjahr: 

41,1 %) erzielt. Die EBIT Marge beträgt 8,1 % (Vorjahr: 4,8 %).  

 

Investitionen 

Im Berichtsjahr 2023 erfolgten Investitionen i. H. v. 5,0 Mio. € in den Bereichen Be-

triebs- und Geschäftsausstattung, Energiedienstleistungen sowie den immateriellen 

Vermögensgegenständen. Von den Investitionen in Energiedienstleistungen beziehen 

sich rd. 3,1 Mio. € auf das Segment Privat- und Geschäftskunden. Hierbei handelt es 

sich im Wesentlichen um Investitionen im Bereich des Anlagen-Contractings mit Heiz- 

und KWK-Anlagen sowie Fernwärme und Quartierskonzepte.  

Des Weiteren erfolgten Kapitalrückführungen von Beteiligungen im Bereich des Fi-

nanzanlagevermögens i. H. v. 1,3 Mio. €.  
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Vermögenslage 

Zusammengefasst stellt sich die Vermögenslage wie folgt dar: 

 31.12.2023 31.12.2022 Veränderung 

 Mio. € % Mio. € % Mio. € % 

Aktiva       

Anlagevermögen 153,0 59,9 154,8 63,6 -1,8 -1,2 
- davon Sachanlagen 17,1 6,7 14,6 6,0 2,5 17,0 

- davon Finanzanlagen 134,3 52,5 138,1 56,8 -3,8 -2,8 

Umlaufvermögen 100,3 39,2 87,0 35,8 13,3 15,2 
- davon Forderungen aus LuL 46,2 18,1 28,5 11,7 17,7 62,3 

Rechnungsabgrenzungsp. 2,3 0,9 1,4 0,6 0,9 65,5 

 255,6 100,0 243,2 100,0 12,4 5,1 

Passiva       

Eigenkapital 71,0 27,8 66,7 27,4 4,3 6,4 

Rückstellungen 120,6 47,2 99,2 40,8 21,4 21,6 
- davon Pensionsrückstellun-

gen 

59,1 23,1 54,7 22,5 4,4 8,1 

Verbindlichkeiten 62,3 24,4 76,2 31,3 -13,9 -18,2 
- davon ggüber Kreditinsti-

tuten 

32,0 12,5 46,2 19,0 -14,2 -30,7 

Rechnungsabgrenzungsp. 1,7 0,7 1,2 0,5 0,5 41,2 

 255,6 100,0 243,2 100,0 12,4 5,1 

 

Die Bilanzsumme erhöhte sich um 12,4 Mio. € von 243,2 Mio. € auf 255,6 Mio. €. 

Wesentlicher Grund hierfür ist- neben der Stärkung des Eigenkapitals durch Einstel-

lung von 3,5 Mio. € aus dem Vorjahresergebnis in die Gewinnrücklagen – ein Anstieg 

der Rückstellungen, insbesondere bedingt durch den Anstieg der Rückstellungen für 

ausstehende Rechnungen (+ 6,8 Mio. €), für Steuern (+ 6,4 Mio. €), für das bisherige 

sowie das neu aufgelegte ATZ-Programm (+ 5,9 Mio. €) und Pensionen (+ 4,4 Mio. 

€). Gegenläufig wirkte sich insbesondere die Reduzierung der Verbindlichkeiten ge-

genüber Kreditinstituten um 14,2 Mio. € aus. 

Die Anlagenintensität liegt bei 59,9 % (Vorjahr: 63,6 %).  

Das Eigenkapital zeigt sich leicht erhöht bei 27,8 % der Bilanzsumme (Vorjahr: 27,4 %).  
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Die Rückstellungen sind geprägt von den Pensionsrückstellungen, welche zum Bi-

lanzstichtag 59,1 Mio. € (Vorjahr: 54,7 Mio. €) betragen. Diese machen 23,1 % der 

Bilanzsumme aus.  

Die Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten reduzierten sich aufgrund der re-

gelmäßigen Tilgungen sowie insbesondere aufgrund der außerordentlichen Tilgung 

eines Darlehens i. H. v. 6,9 Mio. € um 30,7 % auf 32,0 Mio. €. 

 

Finanzlage  

Die Gesellschaft unterhält eine Kreditlinie, welche durch temporäre und saisonal stark 

volatile Zahlungsschwankungen in Anspruch genommen wird.  

Im Geschäftsjahr war aufgrund der Profitabilität der Gesellschaft sowie durch die be-

stehende Kreditlinie jederzeit das finanzielle Gleichgewicht gewährleistet.  

Die nachstehende Kapitalflussrechnung zeigt die Zahlungsströme getrennt nach 

Cash- Flow aus operativem Geschäft sowie aus der Investitions- und Finanzierungstä-

tigkeit auf:  

 

 
2023 2022 Veränderung 

   in Mio. € 

Cash-Flow aus laufender Geschäftstätigkeit 25,0 33,0 -8,0 

Cash-Flow aus der Investitionstätigkeit 11,1 10,2 0,9 

Cash-Flow aus der Finanzierungstätigkeit -31,4 -21,3 -10,1 

Zahlungswirksame Veränderung des Finanzmit-

telfonds 

4,7 21,9 -17,2 

Stand Finanzmittelfonds zu Beginn des Ge-

schäftsjahres 

30,6 8,7 21,9 

Stand Finanzmittelfonds am Ende des Ge-

schäftsjahres 

35,3 30,6 4,7 

 

Der Cash-Flow aus der laufenden Geschäftstätigkeit hat sich gegenüber dem Vorjahr 

von 33,0 Mio. € auf 25,0 Mio. € vermindert. 
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Generell wird dieser zum einen in besonderem Maße durch die Kundenabschlagszah-

lungen im Tarifkundenbereich und zum anderen durch den Ablesetag und die damit 

einhergehenden Abrechnungstage der Jahresabrechnungen der Tarifkunden beein-

flusst (rollierendes Abrechnungsverfahren). Die Abschlagszahlungen in diesem Kun-

densegment werden - basierend auf der Absatzmenge des zurückliegenden Jahres 

und des zum Zeitpunkt der Endabrechnung gültigen Verkaufspreises - für die nächste 

Abrechnungsperiode festgesetzt. Je nach Witterung (Gas) im zurückliegenden Zeit-

raum kann die Abschlagszahlung für das tatsächliche Verbrauchsverhalten zu hoch 

oder zu niedrig ausfallen, dementsprechend sind die Auswirkungen auf die Finanzie-

rung der Bezugskosten bei der EWV.  

Die Einzahlungen seitens der Kunden und Auszahlungen an die Strom- und Gasliefe-

ranten sowie Zahlungen an die Verteilnetzbetreiber für Netzentgelte unterliegen star-

ken Zahlungsstromschwankungen.  

Im Berichtsjahr ist der Rückgang des Cash-Flows aus der laufenden Geschäftstätigkeit 

insbesondere stichtagsbedingt und dadurch begründet, dass – im Gegensatz zum 

Vorjahr – die Dezember-Abschläge erst zu Beginn des neuen Jahres eingezogen wur-

den.  

Der Cash-Flow aus der Investitionstätigkeit beträgt 11,1 Mio. € und hat sich im Ver-

gleich zum Vorjahr um 0,9 Mio. € erhöht. Im Wesentlichen beinhaltet der Cash-Flow 

aus Investitionstätigkeit Einzahlungen der Regionetz im Rahmen der Vorweggewinn-

ausschüttung i. H. v. 10,2 Mio. €, aus der Spitzabrechnung der letztjährigen Aus-

gleichszahlung i. H. v. 2,6 Mio. €, sowie weitere Beteiligungserträge i. H. v. 1,9 Mio. 

€. Demgegenüber stehen insbesondere Auszahlungen für Investitionen in die imma-

teriellen Vermögensgegenstände i. H. v. 0,2 Mio. € sowie für Investitionen in das 

Sachanlagevermögen i. H. v. 4,8 Mio. €.  

Der Cash-Flow aus der Finanzierungstätigkeit i. H. v. -31,4 Mio. € beinhaltet im We-

sentlichen die Gewinnausschüttung des Vorjahresergebnisses i. H. v. 21,0 Mio. € 

(Vorjahr: 17,5 Mio. €) sowie Darlehenstilgungen i. H. v. 9,6 Mio. € (davon eine außer-

ordentliche Tilgung i. H. v. 6,9 Mio. €). Zum Bilanzstichtag werden 24,4 Mio. € (Vor-

jahr: 34,4 Mio. €) Darlehensverbindlichkeiten ausgewiesen. Die Gesellschaft ist damit 

fristenkongruent finanziert.  

Der Finanzmittelfonds zum Ende des Geschäftsjahres beträgt 35,3 Mio. € und setzt 

sich zusammen aus dem Guthaben auf dem Girokonto der Sparkasse Aachen i. H. v. 

35,3 Mio. € sowie Cash Pool-Forderungen gegen die Regionetz und deren Beteiligun-

gen i. H. v. 7,5 Mio. €. Er erhöhte sich demnach um 4,7 Mio. €. Die Gesellschaft 
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Arbeitsschutz und Gesundheit 

Die Verpflichtung zur Einhaltung der Grundsätze von Arbeitssicherheit und Gesund-

heitsschutz obliegt jedem einzelnen Mitarbeiter (m/w/d). Die Führungskräfte haben 

hierbei eine Vorbildfunktion. Es gilt der Grundsatz: „Jeder Mitarbeitende geht so ge-

sund nach Hause, wie er gekommen ist.“ Dies gilt insbesondere in Zeiten des digita-

len und hieraus resultierenden dezentralen Arbeitens. Darüber hinaus wurden durch 

das betriebliche Gesundheitsmanagement (BGM) zahlreiche Maßnahmen zur Gesun-

derhaltung der Mitarbeitenden konzipiert und durchgeführt.  

 

Klima- und Umweltschutz  

Klima- und Umweltschutz sind für die EWV Aufgaben mit hoher Priorität. Deshalb 

fördert die EWV den Ausbau umweltfreundlicher Energie und den effizienten Umgang 

mit Erdgas, Strom und Trinkwasser. Das Thema (ökologische) Nachhaltigkeit ist auch 

fester Bestandteil der EWV-Strategie der Zukunft. 

Die EWV berät mit ihrem Netzwerk verstärkt zu den Themen Energieeinsparung, effi-

ziente Technologien, Elektromobilität und erneuerbare Energien aktiv auf Veranstal-

tungen, Messen und in den Beratungszentren und Rathäusern der Region. Darüber 

hinaus gibt es für Privatkunden ein attraktives begleitendes Förderprogramm.  

 

Tätigkeitsabschlüsse  

Die EWV erbringt energiespezifische Dienstleistungen im Sinne des § 6b Abs. 1 Ener-

giewirtschaftsgesetz (EnWG) gegenüber der Regionetz GmbH und ist somit verpflich-

tet, mehrere Tätigkeitsabschluss aufzustellen, prüfen zu lassen und offenzulegen. 

 

Chancen- und Risikobericht 

Risikomanagement 

Bei der EWV orientiert sich das Risikomanagementsystem an dem des Hauptgesell-

schafters E.ON.  

Ziel dieses Systems ist es, mögliche Risiken für die Gesellschaft durch unternehmens-

einheitliche Regelungen rechtzeitig zu identifizieren und entsprechend gegenzusteu-

ern. Im Rahmen der Prozesse sollen aber auch Chancen und das damit einhergehende 

Ergebnispotenzial erkannt und genutzt werden. So wird das systematische Risikoma-

nagement von EWV als aktives Instrument der Risikosteuerung sowie als integraler 

Bestandteil der Unternehmensführung genutzt.  
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Im Rahmen des Systems werden die Risiken des laufenden Wirtschaftsjahres unter-

sucht und bewertet. Ergebnis dieser Untersuchungen ist ein aktualisiertes Risikoport-

folio, welches potenzielle und/oder unternehmensgefährdende Risiken beinhaltet. 

Relevant im Sinne des Risikomanagementsystems sind solche Risiken, die im Rahmen 

der Mittelfristplanung nicht oder nur teilweise berücksichtigt und insofern mit einer 

relativ höheren Unsicherheit behaftet sind. Der Umgang mit den im Rahmen des Ri-

sikomanagementprozesses identifizierten und nach Kategorien zusammengefassten 

Risiken wird nachfolgend beschrieben. 

Marktrisiken 

Im Bereich Gas wirken milde Winter reduzierend auf die Absatzmenge. Das Einspar- 

und Substitutionsverhalten der Kunden im Strom- und Wärmemarkt, sowie die zu-

nehmende Strom-Eigenproduktion durch EEG-Anlagen wirken ebenfalls absatzmin-

dernd. Ergänzt wird dieses Absatzrisiko durch konjunkturelle Absatzrisiken sowie ab-

nehmende Kundenzahlen und reduzierter Margengenerierung bedingt durch steigen-

den Wettbewerb.  

Strategische Risiken 

Strategische Risiken sind insbesondere potenzielle Bedrohungen der strategischen 

Erfolgspotenziale eines Unternehmens (wie Kernkompetenzen und Wettbewerbsvor-

teile). Strategische Entscheidungen können von Investitionen bis hin zur Beschaf-

fungsstrategie von Medien und der Festlegung von Organisationsstrukturen reichen. 

Beispielsweise birgt auch die sich aktuell vollziehende Energiewende Risikopotenzi-

ale, ist aber auch Chance zugleich. 

Operationelle Risiken 

Operationelle Risiken können aus betrieblich-technischen Einflüssen entstehen, die 

die Leistungsfähigkeit des Unternehmens behindern. Die unternehmerische Tätigkeit 

bringt eine Vielzahl von operativen Prozess- und Projektrisiken mit sich. Hierunter 

fallen auch jene Risiken, die durch ungeeignete Methoden und Modelle entstehen 

können. Der Prozess zur Energiebeschaffung ist in diesem Kontext von herausragen-

der Bedeutung. Zum Management eben dieses Risikos wird ein spezielles Risikohand-

buch verwendet. Hier werden die Beschaffungsstrategien abgebildet und Mengen- 

und Preisrisiken beschrieben und bewertet. Damit können die Chancen der Großhan-

delsmärkte bei begrenztem Risiko genutzt werden.  

Weiter Beispiele sind ungeplante Betriebsunterbrechungen im IT- oder administrati-

ven Bereich. Trotz Einleitung von Maßnahmen zur Risikovermeidung sind Betriebsri-

siken nie gänzlich ausschließbar.  
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Generell schützt die EWV sich gegen Risiken, die in unmittelbarem Zusammenhang 

mit der unternehmerischen Tätigkeit stehen, durch adäquate Versicherungen. Haf-

tungsrisiken sind durch eine entsprechende Betriebshaftpflichtversicherung abge-

deckt. 

Finanzrisiken  

Finanzrisiken beinhalten Liquiditäts-, Preis- und Adressausfallrisiken sowie Zah-

lungsstromschwankungen. Sie können aus Finanztransaktionen im operativen Ge-

schäft, der Finanzierungstätigkeit der EWV und der Wertveränderung von Bilanzposten 

resultieren. Die Risiken werden durch den kaufmännischen Bereich der EWV und des-

sen interne Sicherungssysteme durch monatliche Reportings- und Kennzahlenanaly-

sen laufend überwacht. Die Refinanzierung über Kreditlinien wird über eine solide 

Bonität der EWV sichergestellt.  

Das Beteiligungsergebnis steht in Abhängigkeit von der künftigen Entwicklung der 

Beteiligungsgesellschaften; nennenswerte Ergebnisrückgänge sind nicht auszuschlie-

ßen, werden aber derzeit nicht erwartet. Diesem Risiko begegnet die Gesellschaft 

durch die laufende Überwachung der Beteiligungen.  

Rechtliche und regulatorische Risiken 

Es bestehen nicht beeinflussbare Umfeldrisiken aufgrund von regulatorischen Einflüs-

sen, durch die Energiepolitik, durch Marktveränderungen oder aufgrund gesamtwirt-

schaftlicher Rahmenbedingungen. Unter diese Kategorie fallen auch Risiken aus Com-

pliance, Governance und HSE (Health, Safety, Environment).  

Im Rahmen des Risikokomitees werden aktuelle Risiken untersucht und adäquate Ge-

genmaßnahmen beschlossen. 

Soziale und Ökologische Risiken 

Die Kategorie Soziale und Ökologische Risiken umfasst jene Risiken, die für die Ge-

sundheit von Personen, den Lebensraum oder die Arbeitsumgebung von besonderer 

Wichtigkeit sind. Ökologische Risiken entstehen meist durch externe Einflüsse. Im 

Bereich Human Resources gibt es bspw. Risiken für die menschliche Gesundheit und 

für das Ökosystem oder auch Risiken der persönlichen Haftung von Unternehmen für 

umweltrelevante Aktivitäten eines Unternehmens.  

Eine gewisse Steuerung und Minimierung sozialer und ökologischer Risiken stellt die 

EWV über die Einbindung in das E.ON-konzernweite Environmental, Social, Gover-

nance (ESG)-Reporting sicher.  
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3. Margenminderung aufgrund geringerer spez. Verbrauchsmengen 

(Effizienzen/Substitution) (Schadensklasse ,,Mittel“ und Eintrittswahrschein-

lichkeit ,,Mittel“) 

 

Mögliche Ursachen sind bspw. das Einsparverhalten der Kunden, Substitution 

durch andere Energieträger, Wärmedämmung, effizientere Energietechnik etc. 

Das Risiko beinhaltet geringere spez. Verbrauchsmengen sowohl im Gas als 

auch im Strom. 

 

4. Margenminderung aufgrund höherer Kundenabgänge und Wechsler (Scha-

densklasse „Mittel“ und Eintrittswahrscheinlichkeit „Mittel“)  

 

Mögliche Ursachen sind bspw. erfolglose Kündigungsverhinderungs- und Ak-

quisitionsversuche in dem angegebenen Zeitfenster, allgemeine Zunahme der 

Wechselbereitschaft, äußere Marktstörungen, die Energiewende, Kündigungen 

aufgrund von Wechseln wegen neuer Preisanpassungsklauseln.  

 

5. Kostensteigerung bei Ausgleichsenergie (Schadensklasse „Gering“ und Ein-

trittswahrscheinlichkeit „Mittel“)  

 

Damit sind Mehrkosten für Ausgleichsenergie für Strom und Gas im Vergleich 

zum durchschnittlichen Beschaffungspreis gemeint. Mögliche Ursachen könn-

ten bspw. nicht korrekt prognostizierte Absatzmengen sein. 

 

6. Kreditrisiken Retail B2B/B2B (Schadensklasse ,,Gering“ und Eintrittswahr-

scheinlichkeit („Mittel“) 

Das Risiko umfasst im Wesentlichen Forderungsausfälle im B2C Segment. 

Hauptrisikotreiber bilden neben Kaufkraftveränderungen auch Preissteigerun-

gen, konjunkturelle Entwicklungen und Insolvenzen (§ 133 ff. InsO). 

Gesamtrisiko  

Die Überprüfung des gegenwärtigen Risikoszenarios führt zu der Erkenntnis, dass im 

Geschäftsjahr keine den Fortbestand des Unternehmens gefährdenden Entwicklungen 

bestanden haben und aus heutiger Sicht auch in absehbarer Zukunft nicht erkennbar 

sind. 
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Chancen 

Erneuerbare Energien integrieren:  

Die EWV erkennt die Bedeutung der Integration erneuerbarer Energien in ihr Portfolio. 

Dies ermöglicht ihnen, eine führende Rolle in der Energiewende zu spielen, während 

sie weiterhin konventionelle Produkte anbieten. Dabei bietet sich für die EWV die 

Chance sowohl im Angebot von Produkten für Privatkunden, wie z.B. Wärmepumpen 

und Photovoltaik, als auch durch Investitionen in größere regionale Projekte im Be-

reich der erneuerbaren Energien neue Märkte zu erschließen und bereits bestehende 

Produkte und Projekte weiterzuentwickeln. Die Möglichkeiten für Investitionen in Pho-

tovoltaik- als auch Windparkprojekte werden maßgeblich von der jeweils geltenden 

Gesetzgebung beeinflusst. 

 

Wärmeversorgung: 

Die EWV sieht auch für 2024 weiterhin ein gesteigertes Interesse an klimafreundlicher 

Wärmeversorgung. Die Verpflichtungen der Kommunen in NRW zur Durchführung ei-

ner kommunalen Wärmeplanung wird für die EWV weiterhin die Möglichkeit eröffnen 

als Partner Angebote zur Konzeptionierung abzugeben. Die EWV konnte bereits im 

Jahr 2023 bei drei Kommunen Angebote zur Durchführung der kommunalen Wärme-

planung legen und möchte dieses Angebot auch im Jahr 2024 ausweiten. Neben der 

kommunalen Wärmeplanung setzen sie auch in den Folgejahren ihre nachhaltigen 

Nahwärmekonzepte für Neubaugebiete um. Unterstützt wird dies durch den Kli-

maneutralitätspfad vieler Gemeinden sowie ein angedeutetes Verbot des Einbaus von 

rein fossilen Heizungen. Kombiniert mit einem verstärkten Umweltbewusstsein der 

Bürger erkennt die EWV Chancen in der Umsetzung von kalten Nahwärmeprojekten 

sowie den Absatz von Wärmepumpen. 

 

Förderung von Energieeffizienz: 

Die EWV setzt sich dafür ein, ihre Kunden über Energieeffizienz zu informieren sowie 

zu fördern. Dies hilft nicht nur, den Gesamtenergieverbrauch zu senken, sondern 

stärkt auch ihre Beziehung zu den Kunden im Bereich des Energievertriebs. 

 

Dezentralisierte Energieerzeugung ausbauen: 

Die EWV nutzt die Chancen der Dezentralisierung, um näher an ihren Kunden zu sein 

und gleichzeitig die Effizienz ihrer konventionellen Energieerzeugung zu steigern. 
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Digitale Technologien einsetzen: 

Durch den Einsatz digitaler Technologien in ihrem Umfeld verbessert die EWV die Ef-

fizienz und Stabilität ihres konventionellen Strom- und Gasvertriebs und entwickelt 

nachgefragte Kundendienstleistungen. 

 

Beteiligung an der Elektromobilität: 

Die EWV erkennt das Wachstum der Elektromobilität als Chance, ihr Geschäft im Be-

reich der Ladeinfrastruktur deutlich auszubauen. Durch Investitionen in öffentliche 

Ladeinfrastruktur gelingt es der EWV nicht nur dauerhafte und wiederkehrende Erlöse 

in einem Wachstumsmarkt zu generieren, sondern sie kommen auch ihrer regionalen 

Positionierung im Versorgungsgebiet nach. Darauf aufbauend steht die Projektierung 

von komplexen Abrechnungsmodellen im gewerblichen Kontext in der Startphase. Die 

EWV erkennt in allen Segmenten rund um Elektromobilität eine zunehmende Bedeu-

tung für die EWV. 

 

Nutzung regulatorischer Anreize: 

Die EWV nutzt staatliche Förderprogramme, um sowohl in konventionelle als auch in 

erneuerbare Energieprojekte zu investieren und ihre Marktposition zu stärken. 

 

Strategische Partnerschaften eingehen: 

Durch Kooperationen mit anderen Unternehmen und Institutionen schafft die EWV 

Synergien, die sowohl ihren konventionellen als auch ihren erneuerbaren Energiebe-

reich stärken. 

 

Nachhaltigkeitsinitiativen vorantreiben: 

Die EWV positioniert sich als nachhaltiger Energieversorger, um das Vertrauen ihrer 

Kunden zu stärken und gleichzeitig ihr Energiegeschäft auszubauen. 

 

Prognosebericht 

Entwicklungen in der Gesamtwirtschaft und im Energiesektor 

Die globale wirtschaftliche Entwicklung wird auch im Jahr 2024 von den Herausfor-

derungen der Inflation und den geringen Wachstumsaussichten geprägt sein. Die 

OECD prognostiziert ein moderates Wachstum der Weltwirtschaft von 2,7 Prozent, 

ausgehend von strengeren Finanzierungsbedingungen, schwachem Handelswachs-

tum in einem Umfeld von geopolitischen Spannungen und auch den Auswirkungen 
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einer strafferen Geldpolitik, die weitere Störungen auf den Märkten verursachen kann. 

Unter der Annahme, dass die Inflation weiter nachlässt und die Realeinkommen stei-

gen, wird die Weltwirtschaft im Jahr 2025 voraussichtlich um 3 Prozent wachsen. Der 

weltweite Warenhandel und die Industrieproduktion werden aufgrund des weitgehen-

den Abbaus von Lagerbeständen in Unternehmen wieder an Dynamik gewinnen, wäh-

rend sich die schwache Wirtschaftsentwicklung in China dämpfend auswirken wird. 

Für die EU wird für das Jahr 2024 ein Wachstum des BIP von 1,3 Prozent prognostiziert 

und für das Jahr 2025 voraussichtlich von 1,7 Prozent. 

Mit Blick auf Deutschland gehen Wirtschaftsinstitute für das Jahr 2024 von einer be-

ginnenden Erholung der Wirtschaft und einem Wachstum von 0,9 Prozent aus. Dar-

über hinaus wird mit einer weiteren Normalisierung der Konjunktur im Jahr 2025 und 

einem BIP-Wachstum von 1,3 Prozent gerechnet. Die sich zuletzt abschwächende In-

flation, die steigenden Lohneinkommen und die hohe Beschäftigungsrate lassen auf 

eine höhere Kaufkraft sowie gesamtwirtschaftliche Nachfrage schließen, die diese Ein-

schätzungen/Prognosen stützen.  

Strategische Entwicklung der EWV 

Die für EWV bedeutende Rolle des Geschäftsfeldes Erdgasversorgung wird bedingt 

durch die gesetzlichen Rahmenbedingungen in den kommenden Jahren sukzessive 

zurückgehen. Die EWV plant eine höchstmögliche Kompensation zurückgehender Lie-

fermengen im Gas durch ansteigende Wärmepumpen- und Fernwärmeaktivitäten. Die 

EWV-seitige Beteiligung an der kommunalen Wärmeplanung stellt dabei einen wich-

tigen strategischen Stellhebel für die Wärmetransformation in der Region dar. Hier gilt 

es, Involvement und Beratung zunächst zu sichern, bevor eine Beteiligung an der ei-

gentlichen Umsetzung über Investitionen erfolgt. Aufgrund der Vielzahl der unter-

schiedlichen Belange der Kommunen in der Region kommt es im hohen Maße auf 

einen effizienten Einsatz der Ressourcen (Projektmanager, Investitionen etc.) an. Da-

bei sind auch die Transformationspläne für die eigenen FW-Netze und die des Netz-

betreibers Regionetz aufeinander abzustimmen. Die EWV hat dazu ein strategisches 

Projekt aufgesetzt, welches einen langfristigen Charakter haben wird. Zentraler Bau-

stein wird das Wasserstoffkernnetz sein, welches eine Anbindung einzelner Indust-

riebetriebe in der Region wohl vor 2030 ermöglicht. Zudem kann die Verwendung an 

Wasserstofftankstellen eine Option sein. 

Das Strommarktdesign wird sich bis 2030 in Richtung Regenerative Erzeugung, Fle-

xibilitätsdienstleistungen und Wasserstoff entwickeln. Auf der Verbraucherseite 

kommt es zu einem starken Anstieg der Wärmepumpentechnologien, aber auch die 

Elektromobilität wird einen weiteren Hochlauf nehmen. Diese Technologien werden 
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künftig auch als Flexibilität und daher als steuerbare Einheiten (vehicle2grid/intelli-

gentes Laden) eingebunden werden können. Hier gilt es den Wachstumspfad über 

attraktive Produktoptionen auf der Commodity- und Dienstleistungsseite zu beglei-

ten und abzuschöpfen. Auf der Erzeugerseite gilt es alle Geschäftsoptionen für Pho-

tovoltaik und Windkraft im regionalen Umfeld zu prüfen und umzusetzen. Ein syste-

matischer Angang von potentiellen Flächen und die enge Verzahnung mit den kom-

munalen Entscheidungsträgern sind essentiell. Dies gilt im Kern auch für den Hoch-

lauf der öffentlichen Ladeinfrastruktur der von der EWV nun forciert wird. 

Die EWV will ihr Beteiligungsportfolio, insbesondere im Bereich der Energieerzeugung 

durch Erneuerbare Energien, weiter ausbauen und optimieren. Hierzu sind verschie-

dene Projekte in Vorbereitung. 

Einen wichtigen strategischen Eckpfeiler der EWV stellt die Digitalisierung dar. Die 

Vorteile der Digitalisierung sollen optimal unter Berücksichtigung der Kundenbedürf-

nisse genutzt werden. Dabei wird auch zunehmend der Einsatz von künstlicher Intel-

ligenz eine Rolle spielen. 

Dem allgemeinen Fachkräftemangel auf dem Arbeitsmarkt wird die EWV durch eine 

erhöhte Arbeitgeberattraktivität entgegenwirken. Eine hohe Mitarbeiterzufriedenheit 

stellt hierzu die Basis dar. 

 

Ausblick 

Klimaschutz und Strukturwandel 

Der Klimaschutz bildet das aktuelle zentrale Politikthema. Für ihn wird eigens ein Ge-

setz erstellt: das Klimaschutzgesetz. Der Klimaschutz wird vor allem durch die Ener-

giewende vorangetrieben. Wesentliche Impulse ergeben sich hier aus der jüngeren 

EU-Gesetzgebung in Form der novellierten Erneuerbare-Energien-Richtlinie als auch 

aus dem Strukturwandelprozess im Rahmen des Braunkohleausstiegs.  

Nach dem Beschluss der Kommission „Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung“ 

vom 26. Januar 2019 wird Deutschland zur Verringerung des CO2-Ausstoßes bis spä-

testens zum Jahr 2038 komplett aus der Kohleverstromung aussteigen.  

Die Zukunftsagentur „Rheinisches Revier“ wird den Strukturwandelprozess im Auftrag 

des Landes Nordrhein-Westfalen in den kommenden Jahrzehnten maßgeblich steu-

ern, um auf lange Zeit Wertschöpfung und Beschäftigung zu sichern und eine lebens-

werte Zukunft zu ermöglichen. Der Raum des Rheinischen Reviers umfasst die Kreise 

Düren, Euskirchen, Heinsberg, den Rhein-Erft-Kreis, den Rhein-Kreis Neuss, die 

StädteRegion Aachen und die Stadt Mönchengladbach. Gemeinsam mit den 2,4 
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Millionen Menschen, die im Rheinischen Revier leben, ist es Ziel, eine lebenswerte 

Zukunft für diese Region zu gestalten.  

Das Wirtschafts- und Strukturprogramm 1.0 wurde mit dem Ziel erstellt, einen kon-

kreten Leitfaden für den bestmöglichen Einsatz der in Aussicht gestellten Fördermittel 

für das Rheinische Revier zu schaffen. Die Bundesregierung beabsichtigt, das Rheini-

sche Revier in den nächsten zwei Jahrzehnten mit bis zu 15 Milliarden Euro zu unter-

stützen, um Beschäftigungs- und Wertschöpfungsverluste in den Teilregionen zu 

kompensieren und eine erfolgreiche Transformation für die Zeit nach der Braunkoh-

leverstromung zu ermöglichen.  

Das Wirtschafts- und Strukturprogramm 1.0 ist die bislang ambitionierteste Zu-

kunftsvision des Rheinischen Reviers für die Zeit nach der Braunkohle. Das Rheinische 

Revier will seine herausragenden Kompetenzen in der Energiewirtschaft, in der Res-

sourcen- und Bioökonomie, in der industriellen Produktion, in Wissenschaft und For-

schung sowie die Neuordnung von Raum und Infrastrukturen nutzen, um zeitnah die 

erforderlichen neuen Wertschöpfungs- und Beschäftigungspotenziale im Wirkungs-

raum der auslaufenden Braunkohleverstromung zu erschließen. Damit will es Modell 

und Pilotregion für neue Energie und Mobilität sowie nachhaltige Produktionen wer-

den und ein darauf ausgerichtetes attraktives Lebensumfeld erschaffen.  

Bis zum Jahr 2050 will die Region zudem vollständig CO2-neutral wirtschaften. Die 

international vereinbarten Nachhaltigkeitsziele (Sustainable Development Goals) und 

deren Umsetzungsstrategien können dabei eine wichtige Orientierung liefern.  

EWV Schwerpunkte 

Trotz der widrigen Umstände rund um das zu sanierende Verwaltungsgebäude in 

Stolberg hat es die EWV auch in 2023 erfolgreich geschafft, alle Prozesse in hoher 

Qualität aufrechtzuerhalten. Die Arbeiten wurden seit 2020 zum größten Teil ins 

Home-Office verlegt. Dieser Zustand wird auch noch zu Beginn des Jahres 2024 an-

halten. Die weiter fortschreitende Sanierung des Verwaltungsgebäudes wird einen 

vollständigen Einzug in das Verwaltungsgebäude voraussichtlich im Laufe des Jahres 

2024 erlauben. 

EWV hat das ambitionierte Ziel zu einem der besten Arbeitgeber in der Region zu 

werden. Die Arbeitszufriedenheit steht im Fokus und wird kontinuierlich gemessen 

und verbessert. Angesichts der Herausforderung von Fachkräftemangel und demo-

grafischem Wandel ist es wichtig, bestehende Kompetenzen zu erweitern und 

gleichzeitig neue Fähigkeiten zu erlernen. Dies ist entscheidend, um die 
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Wettbewerbsfähigkeit unseres Unternehmens zu erhalten und sich in einer ständig 

verändernden Arbeitswelt zu behaupten. 

Unter dem Dach der Zukunftsagentur Rheinisches Revier sind entlang der Themen-

felder Infrastruktur und Mobilität, Energie und Industrie, Ressourcen und Agrobusi-

ness, Raum, Innovation und Bildung sowie Internationale Bau- und Technologieaus-

stellung (IBTA) so genannte Revierknoten definiert worden. Die Revierknoten erar-

beiten jeweils mit einem Expertenkonsortium die inhaltliche Basis für künftige För-

derprogramme. Die EWV wird sich im Rahmen des Zukunftsfeldes „Energie und In-

dustrie“ als Experte aus der Energiewirtschaft gemeinsamen mit anderen Unterneh-

men der Region engagieren. Unser Schwerpunkt wird auch hier auf der Vernetzung 

mit unseren kommunalen Partnern liegen, mit denen wir gemeinsam die Potentiale 

im Strukturwandel nutzen wollen.  

Ein zentrales Vorhaben bildet die sogenannten Talachse der Kupferstadt Stolberg 

(Rhld.). Hierunter wird eine von Südwest nach Nordost verlaufende infrastrukturelle 

Achse verstanden, welche sich entlang des natürlichen Verlaufs des Vichtbachs ent-

wickelt hat. Die Talachse prägt insbesondere das Bild Stolbergs als Industriestand-

ort. Ziel ist es, Stolbergs energieintensive Traditionsunternehmen entlang der 

Talachse mit Hilfe erneuerbarer Energiesysteme sowie innovativer Energiespeicher 

energieautark aufzustellen und mittels Kooperationen im Bereich Technologie- und 

Innovationstransfer bestehende Standortvorteile auszubauen. Zur Umsetzung des 

Vorhabens soll unter Beteiligung der Akteure über eine Studie der Antrag zu einem 

gemeinsamen Förderprojekt erarbeitet werden. Die EWV beteiligt sich als Koordina-

tor und als Mitglied des Akteurkonsortiums an der Studie und den flankierenden 

Maßnahmen.  

In Kommunen bestehen gemeinhin hohe Energie-Einsparpotenziale, vor allem in öf-

fentlichen Gebäuden. Kommunale Energieeffizienz-Netzwerke tragen nennenswert 

dazu bei, diese Potenziale zu identifizieren und zu heben. Daher wurde als wichtige 

Sofortmaßnahme des Nationalen Aktionsplans Energieeffizienz (NAPE) die Förderung 

von Energieeffizienz-Netzwerken von Kommunen eingeführt.  

Die Umsatzerlöse der EWV werden auf Grundlage der Planung und der in ihr verar-

beiteten Absatzerwartungen in 2024 357,1 Mio. € betragen. Einen wesentlichen Bei-

trag liefern die Commodity-Absatzmengen mit 708 GWh Strom und 1.258 GWh Gas 

mit korrespondierenden Stromerlösen i. H. v. 164,8 Mio. € und Gaserlösen i. H. v. 

160,7 Mio. €. Der Jahresüberschuss der EWV für 2024 wird gemäß Plan bei 24,2 Mio. 

€ liegen. Darin enthalten ist eine Ausgleichszahlung der Regionetz i. H. v. 16,5 Mio. 

€. Das Investitionsvolumen 2024 beträgt ca. 13,2 Mio. €. 
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Organe und deren Zusammensetzung 

Geschäftsführung: Herr Nicolai Bedenbecker (seit dem 01.04.2023),  

Herr Dipl.-Ing. Dipl.-Wirt. Ing Manfred Schröder (bis zum 30.06.2023) 

Vertreter der StädteRegion im Aufsichtsrat:  

Herr Dr. Tim Grüttemeier Städteregionsrat  

Herr Karl-Heinz Hermanns Städteregionstagsmitglied 

 

Vertreter der StädteRegion in der Gesellschafterversammlung:  

Frau Birgit Nolte Kreisdirektorin  

 

Information der Öffentlichkeit über die Zusammensetzung von Aufsichts- und Ver-

waltungsräten nach Geschlecht 

Gemäß § 12 Absatz 6 des Gesetzes über die Gleichstellung von Frauen und Männern 

für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesgleichstellungsgesetz – LGG) ist die Öffent-

lichkeit über die Zusammensetzung von Aufsichts- und Verwaltungsräten nach Ge-

schlecht regelmäßig in geeigneter Form zu unterrichten.  

Dem Aufsichtsrat der Energie- und Wasser-Versorgung GmbH gehören von den ins-

gesamt 21 Mitgliedern 5 Frauen an (Frauenanteil 23,81 %).  

Damit wird der im § 12 Absatz 1 LGG geforderte Mindestanteil von Frauen in Höhe 

von 40 Prozent nicht erreicht. 

 

Vorliegen eines Gleichstellungsplanes nach § 2 Absatz 2 und § 5 LGG 

Gemäß § 2 Absatz 2 LGG haben die Gemeinden und Gemeindeverbände beziehungs-

weise ihre Vertreterinnen und Vertreter in den Unternehmensgremien bei der Grün-

dung von Unternehmen in Rechtsformen des privaten Rechts in unmittelbarer und 

mittelbarer Beteiligung dafür Sorge zu tragen, dass die entsprechende Anwendung 

des LGG in der Unternehmenssatzung verankert wird.  

Gehört einer Gemeinde oder einem Gemeindeverband allein oder gemeinsam mit an-

deren Gebietskörperschaften die Mehrheit der Anteile eines Unternehmens in einer 

Rechtsform des privaten Rechts, wirken die Vertreterinnen und Vertreter darauf hin, 

dass in dem Unternehmen die Ziele des LGG beachtet werden. Dies gilt sowohl für 

unmittelbare als auch für mittelbare Beteiligungen. Für Unternehmen, die auf eine 
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Beendigung ihrer Geschäftstätigkeit ausgerichtet sind, findet § 2 Absatz 2 LGG keine 

Anwendung. 

Dass LGG NRW regelt in § 2 den Geltungsbereich des Gesetzes. Danach ist die EWV 

vom Anwendungsbereich des LGG NRW nicht umfasst. Darüber hinaus ergibt sich aus 

§ 2 Abs. 2 LGG NRW, dass die Kommunen auf eine Verankerung des LGG NRW in der 

Satzung der Gesellschaft nur dann hinwirken müssen, wenn die Kommunen (kumu-

liert) mehrheitlich an dem Unternehmen beteiligt sind. Das ist vorliegend nicht der 

Fall. 
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3.4.3.2 Mittelbare Beteiligung 
 

3.4.3.2.1 WAG Wassergewinnungs- und – aufbereitungs- 

gesellschaft Nordeifel mbH 

 

 

Optional: Basisdaten 

Anschrift Filterwerk, 52159 Roetgen 

Gründungsdatum 20.11.1997 

 

Zweck der Beteiligung 

Die WAG Wassergewinnungs- und -aufbereitungsgesellschaft Nordeifel mbH ist eine 

kommunale Gesellschaft zur überörtlichen Wassergewinnung, Wasserbeschaffung, 

Wassertransport und Wasseraufbereitung. Sie wurde im Jahre 1997 mit dem Zweck 

gegründet, die Trinkwasserversorgung zunächst primär aus Talsperrenwasser für ihre 

beiden kommunalen Gesellschafter enwor – energie & wasser vor ort GmbH, Herzo-

genrath und Stadtwerke Aachen Aktiengesellschaft, Aachen sicherzustellen. 

 

Ziel der Beteiligung und Erfüllung des öffentlichen Zwecks 

Die Gesellschaft führt die überörtliche Wassergewinnung, Wasserbeschaffung, den 

Wassertransport und die Wasseraufbereitung aus der Rur-Schiene sowie nach deren 

Übernahme auch aus der Wehebachtalsperre für die Gesellschaft durch. Die Gesell-

schaft kann alle Geschäfte betreiben, die geeignet sind, dem Gesellschaftszweck zu 

dienen. Die WAG betreibt an den beiden Standorten Dreilägerbachtalsperre in Roetgen 

und Wehebachtalsperre in Stolberg Schevenhütte und an fünf weiteren Standorten 

Trinkwasseraufbereitungsanlagen für ihre Gesellschafter enwor und STAWAG. Weiter-

hin beliefert sie die WML Waterleiding Maatschappij Limburg in den Niederlanden, den 

Wasserversorgungszweckverband Perlenbach, die Stadtwerke Düren und den Wasser-

leitungszweckverband Langerwehe mit Trinkwasser. 
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Darstellung der Beteiligungsverhältnisse 

Anteilseigner der Wassergewinnungs- und -aufbereitungsgesellschaft Nordeifel mbH 

Stammkapital: 1.200.000,00 

Mitglieder Anteil in % Anteil in € 

enwor – energie & wasser vor ort GmbH 50,00 600.000,00 

STAWAG Stadtwerke Aachen AG   50,00 600.000,00 

 100 1.200.000,00 

 

Beteiligungen der Wassergewinnungs- und -aufbereitungsgesellschaft Nordeifel mbH 

Anteile an verbundenen Unternehmen 

Die Gesellschaft besitzt keine Anteile an verbundenen Unternehmen, da diese selbst 

Tochtergesellschaft der enwor – energie & wasser vor ort GmbH und der STAWAG 

Stadtwerke Aachen AG ist.  
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Übersicht über den Stand der Verbindlichkeiten und die Entwicklung des Eigenkapitals 

Vermögenslage 

Aktiva 

 2023 

 

-in € - 

2022 

 

-in € - 

Veränderung 

zum Vorjahr 

-in € - 

Anlagevermögen 60.226.154,00  62.268.308,59    -2.042.154,59 

Umlaufvermögen 3.938.266,49  3.579.299,33    358.967,16 

Aktive Rechnungsabgren-

zungsposten 
116.933,99  57.015,90    59.918,09 

Bilanzsumme 64.281.354,48 65.904.623,82    -1.623.269,34 

 
 
 

 

Entwicklung der Gewinn- und Verlustrechnung 2023 

 2023 

 

-in € - 

2022 

 

-in € - 

Veränderung 

zum Vorjahr 

-in € - 

1. Umsatzerlöse 28.252.699,27 28.139.024,41 113.674,86 

2. Andere aktivierte Eigen-

leistungen 

194.807,00 183.823,00 10.984,00 

3. Sonstige betriebliche Er-

träge 

439.952,63 754.044,68 -314.092,05 

Kapitallage 

Passiva 

 2023 

 

-in € - 

2022 

 

-in € - 

Veränderung 

zum Vorjahr 

-in € - 

Eigenkapital 25.126.018,02 24.390.963,25    735.054,77 

Sonderposten 1.023.692,95  1.119.757,95    -96.065 

Rückstellungen 1.000.059,25  909.757,00    90.302,25 

Verbindlichkeiten 37.130.854,89 39.484.145,62    -2.353.290,73 

Passive Rechnungsabgren-
zungsposten 

729,37 0,00 729,37 

Bilanzsumme 64.281.354,48 65.904.623,82    -1.623.269,34 
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4. Materialaufwand 17.575.848,63 18.202.749,39 -626.900,76 

5. Personalaufwand 37.438,64 36.432,78 1.005,86 

6. Abschreibungen auf im-

materielle Vermögensge-

genstände des Anlagever-

mögens und Sachanlagen  

3.865.910,00 3.844.730,00 21.180,00 

7. Sonstige betriebliche 

Aufwendungen 

2.359.731,22 2.770.012,17 -410.280,95 

8. Zinsen und ähnliche 

Aufwendungen 

769.211,60 595.466,57 173.745,03 

9. Steuern vom Einkommen 

und vom Ertrag  

1.486.247,98 1.251.216,77 235.031,21 

10. Ergebnis nach Steuern  2.793.070,83 2.376.284,41 416.786,42 

11. Sonstige Steuern  58.016,06 58.096,39 -80,33 

12. Jahresüberschuss  2.735.054,77 2.318.188,02 416.866,75 

 

Kennzahlen  

 2023 

 

-in % - 

2022 

 

-in % - 

Veränderung zum 

Vorjahr 

-in % - 

Eigenkapitalquote 39,1 37,0 2,1 

Eigenkapitalrentabilität 10,9 9,5 1,4 

Anlagendeckungsgrad 2 95,9 96,3 -0,4 

Verschuldungsgrad 155,8 170,2 -14,4 

Umsatzrentabilität 9,7 8,2 1,5 

 

 

Personalbestand 

Die WAG verfügt bis auf ihre beiden Geschäftsführer über kein eigenes Personal. Sie 

bedient sich zur Durchführung ihrer Geschäfte und zum Betrieb der technischen An-

lagen im Wesentlichen des Personals von enwor und STAWAG.  
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Geschäftsentwicklung für das Geschäftsjahr 2023 

Grundlagen des Unternehmens 

Geschäftsmodell des Unternehmens 

Die WAG Wassergewinnungs- und -aufbereitungsgesellschaft Nordeifel mbH (im Fol-

genden kurz: WAG) bedient in der gesamten Wertschöpfungskette der Trinkwasser-

versorgung für ihre Kunden die Prozessschritte Wassergewinnung, Wasserbeschaf-

fung, Wassertransport und Wasseraufbereitung. Sie wurde im Jahre 1997 mit dem 

Zweck gegründet, die überörtliche Trinkwasserversorgung zunächst primär aus Tal-

sperrenwasser für ihre beiden jeweils zu 100% kommunal gehaltenen Gesellschafter 

enwor - energie & wasser vor ort GmbH, Herzogenrath (im Folgenden kurz: enwor), 

und Stadtwerke Aachen Aktiengesellschaft, Aachen (im Folgenden kurz: STAWAG), si-

cherzustellen. 

An den beiden Standorten Dreilägerbachtalsperre in Roetgen (Firmensitz) und Wehe-

bachtalsperre in Stolberg-Schevenhütte wird Wasser aus den Talsperren entnommen 

und zu Trinkwasser aufbereitet. In der TWA Roetgen wird das Rohwasser aus dem 

Talsperrenverbund Dreilägerbachtalsperre, Kalltalsperre und Obersee (Teil des Rur-

sees), die über ein Pumpwerk und 2 Stollen miteinander verbunden sind, aufbereitet. 

Der Obersee gehört dem WVER, Wasserverband Eifel-Rur, die Kall- und die Dreiläger-

bachtalsperre sind Eigentum der WAG. 

Die WAG verfügt für alle drei Talsperren über ausreichende Wasserentnahmerechte. 

In der Trinkwasseraufbereitungsanlage an der Wehebachtalsperre werden weitere 

Mengen aus Oberflächenwasser aufbereitetes Trinkwasser bereitgestellt. Die Tal-

sperre liegt im Eigentum des WVER. Die WAG nutzt, neben den Stadtwerken Düren, 

hier ein eigenes Wasserentnahmerecht. 

Daneben besitzt und betreibt die WAG insgesamt 6 Grundwasserwerke. Derzeit wird 

in 5 dieser Anlagen Trinkwasser aufbereitet und danach zum Weitertransport bereit-

gestellt, eine Anlage wird vorübergehend als Reservewasserwerk vorgehalten. 

Die Kunden der WAG sind in erster Linie ihre beiden Gesellschafter enwor und STA-

WAG, die im langjährigen Durchschnitt und auch als Planwert jährlich bisher rund 17,5 

Mio. m³ benötigt haben, um ihre Kunden mit Trinkwasser zu versorgen. Im Berichts-

jahr sind von enwor aber nur 16,8 Mio. m³ und von STAWAG nur 16,4 Mio.m³ Trink-

wasser abgenommen worden. Diese Mengen lagen rund 7 % unter den Planwerten 

sowie auch sehr deutlich unter den Mengen, die in den sehr trockenen und warmen 

Jahren 2018 bis 2020 abgegeben worden sind. Das Jahr 2023 lag zwar ebenfalls deut-

lich über dem Durchschnittswert der langjährigen Temperaturmittelwerte, der 
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Trinkwasserbedarf hat ich aber durch die überdurchschnittlich ergiebigen Regen-

spenden ab dem Monat August bis zum Jahresende hin stark reduziert. Diese Ent-

wicklung konnte gleichermaßen bei vielen anderen Wasserversorgungsunternehmen 

beobachtet werden. 

Insgesamt sind im abgelaufenen Geschäftsjahr 41,6 Mio. m³ Trinkwasser von der WAG 

bereitgestellt worden, von denen enwor 16,8 Mio. m³ und STAWAG 16,4 Mio. m³ be-

zogen haben. Weitere Trinkwasserlieferungen gingen an die WML Waterleiding 

Maatschappij Limburg in den Niederlanden (Vertragsmenge 5,0 Mio. m³, Abnahme in 

2023: 5,2 Mio. m³, davon 200 Tm³ als Nachholmenge für 2022), an die Stadtwerke 

Düren (Vertragsmenge 3,2 Mio. m³, Abnahme in 2023: 2,8 Mio. m³) und im abgelau-

fenen Geschäftsjahr erstmalig mit einer durchgehenden Abnahme vom Wasserlei-

tungszweckverband Langerwehe (Vertragsmenge 300 Tm³, Abnahme in 2023: 290 

Tm³).  

Zwischen der WAG und dem WVZV Perlenbach hat im Jahr 2023 nach den ersten dies-

bezüglichen Erfahrungen aus dem Jahr 2022 wiederum eine wasserwirtschaftliche 

Abstimmung stattgefunden, bei dem der Betriebsplan für die Perlenbachtalsperre mit 

dem gestuften Zusatzbezug von der WAG gesamtheitlich betrachtet und gesteuert 

worden ist. In Folge dieser Abstimmung hat der WVZVP seinen Zusatzbezug bei der 

WAG so frühzeitig begonnen, dass eine Teilmenge (rund ein Drittel) seiner Abgabe-

menge immer aus der eigenen Talsperre aufbereitet und verteilt werden konnte. Diese 

Fahrweise ist im Sommer 2023 mit einem Bezug bei der WAG von insgesamt 120 Tm³ 

im Juni erfolgreich begonnen worden, konnte jedoch aufgrund der ergiebigen Nie-

derschläge und dem damit einhergehenden guten Füllstand der Perlenbachtalsperre 

ab Juli schon wieder eingestellt werden, da der WVZVP ab dann wieder über ausrei-

chend Wasser für die eigene Aufbereitungsanlage verfügen konnte. 

Die WAG besitzt und betreibt derzeit noch keine eigenen Wassertransportnetze, und 

daher sind die Lieferungen an die enwor, STAWAG, WML und WVZ Langerwehe bis zu 

den jeweiligen Übergabestellen über Durchleitungsverträge mit den jeweils zuständi-

gen Netzbetreibern enwor und Regionetz vertraglich geregelt. Um die zukünftigen 

Anforderungen an die Kapazität der Transportnetze und mögliche Maßnahmen zur 

zukunftsorientierten Sicherstellung deren Verfügbarkeit und Vorhaltung von Redun-

danzen zu identifizieren, ist gemeinsam mit den Netzbetreibern enwor und Regionetz 

eine firmen- und gebietsübergreifende Studie mit Entwicklung eines Zielnetzes erar-

beitet worden, deren Ergebnisse bereits im Laufe des Jahres 2022 vorgestellt wurden. 

Insbesondere wegen der aktuellen Verhandlungen mit der WML zum Abschluss eines 

neuen Wasserlieferungsvertrages mit einer beabsichtigten neuen Vertragslaufzeit von 

40 Jahren für die Lieferung von jährlich weiterhin 5 Mio. m³ müssen die 
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Transportkapazitäten bis zu den Übergabestellen an die WML mit den beiden Netz-

betreibern enwor und Regionetz vorlaufend und verbindlich abgestimmt werden. Der 

Ersatz der mittlerweile deutlich gealterten Rohrleitungssysteme ist dabei firmenüber-

greifend und mit einer nach derzeitigem Kenntnisstand anzunehmenden zeitlichen 

Reihenfolge technisch vorgeplant und kostenmäßig bewertet worden. Dabei muss die 

Refinanzierung der für die WML-Mengen erforderlichen anteiligen neuen Rohrlei-

tungsquerschnitte, deren Kostenanteil auf Basis der aktuell verfügbaren Erfahrungs-

werte mit rund 50 Mio. m³ abgeschätzt worden ist, zwischen der WAG und den Netz-

betreibern vorab vereinbart sein, da die WML mit der der AG wieder einen Gesamt-

vertrag für die komplette Lieferung bis zu den Übergabestellen in das niederländische 

Netz abschließen möchte. Die WAG beabsichtigt, in dem neuen Vertrag die Netznut-

zung wegen der mit dem Fortschritt der Ersatzinvestitionen einhergehend anwach-

senden CAPEX-Anteile die Kosten für die Netznutzung als separate Preiskomponente 

auszuweisen und dynamisch (alle 5 Jahre) neu festzusetzen. 

Die WAG verfügt bis auf ihre beiden Geschäftsführer über kein eigenes Personal. Sie 

bedient sich zur Durchführung ihrer Geschäfte und zum Betrieb der technischen An-

lagen im Wesentlichen des Personals von enwor und STAWAG. Die dafür erforderlichen 

technischen und kaufmännischen Dienstleistungen sind in den ab dem 01.01.2018 

gültigen Verträgen WAG – enwor sowie WAG – STAWAG geregelt. Beide Dienstleis-

tungsverträge haben eine Erstlaufzeit von 10 Jahren (bis 31.12.2027), können aber 

auf Verlangen der WAG zweimal um jeweils 5 Jahre verlängert werden. Die von den 

beiden Dienstleistern zu erbringenden Leistungen und die dafür vereinbarten pau-

schalen Entgelte sind in beiden Verträgen jeweils beschrieben. Darüberhinausge-

hende einmalige Sonderleistungen von den Dienstleistern werden zusätzlich in Rech-

nung gestellt und vergütet. 

 

Wirtschaftsbericht  

Gesamtwirtschaftliche, branchenbezogene Rahmenbedingungen   

Das Jahr 2023 zeigte durchaus vergleichbar zu den Jahren 2018 bis 2020, wieder 

deutlich höhere Temperaturen in den Sommermonaten und lag mit einem Mittelwert 

von 10,6 Grad Celsius um 2,4 Grad über dem Wert der international gültigen Refe-

renzperiode 1961 bis 1990. In den für die WAG relevanten Wassereinzugsgebieten 

waren nach der Trockenperiode im Mai und Juni ab Juli bis in die Wintermonate hinein 

deutlich über dem Durchschnitt der letzten Jahre liegende Niederschlagsmengen zu 

verzeichnen, so dass die durchschnittliche Niederschlagssumme von 1.100 mm mit 

rund 1.262 mm Niederschlag deutlich überschritten wurde. Infolge dieser Nieder-

schläge und den damit verbundenen Zuläufen an der Kalltalsperre und der 
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Dreilägerbachtalsperre konnte die aus dem Obersee zu entnehmende Wassermenge 

deutlich reduziert werden. Dementsprechend musste auch deutlich weniger Strom für 

die Überleitung des Wassers aufgewendet werden. 

Geschäftsverlauf  

Die insgesamt im Jahr 2023 von der WAG abgegebene Trinkwassermenge beträgt 41,6 

Mio. m³. Mit diesem Wert ist die im Wirtschaftsplan mit 43,5 Mio. m³ angenommene 

Abgabemenge wegen der im Vortext beschriebenen Effekte um insgesamt rund 1,9 

Mio. m³ unterschritten worden. Berücksichtigt man, dass die Abgabe von Zusatzwas-

ser an den WVZVP mit einer Menge von 0,1 Mio. m³ im Vorfeld planerisch nicht ab-

gebildet worden war, beträgt die Minderabgabe im Vergleich zur Planung sogar 2,0 

Mio. m³. 

 

Von den beiden Aufbereitungsanlagen für Talsperrenwasser in Roetgen und an der 

Wehebachtalsperre sind in Summe 36,6 Mio. m³ geliefert worden, was 88 % der Ge-

samtmenge darstellt. In den fünf aktiven Grundwasserwerken ist die restliche Menge 

von 5,0 Mio. m³ bereitgestellt worden. 

 

Im Jahr 2023 haben enwor 16,8 Mio. m³ (Vorjahr 17,1 Mio. m³) und STAWAG 16,4 

Mio. m³ (Vorjahr 17,0 Mio. m³) für die Versorgung ihrer jeweiligen Kunden von der 

WAG bezogen. 

 

Die WML hat mit 5,2 Mio. m³ im Wesentlichen die vertraglich vereinbarten Wasser-

mengen abgenommen, wovon rund 200Tm³ als Nachholmenge für das Vorjahr (4,8 

Mio. m³) vereinbart worden waren. Die Stadtwerke Düren haben mit den bezogenen 

2,8 Mio. m³ (Vorjahr 3,2 Mio. m³), die Nominalmenge im Wasserliefervertrag wieder 

erzielt. Über die von SWD gewünschte langfristige Lieferung einer Gesamtmenge von 

bis zu 4,2 Mio. m³ sind zwischenzeitlich recht konkrete Rahmenbedingungen für die 

vorgesehene Vertragsergänzung und -präzisierung beschrieben und ausgetauscht 

worden. 

 

Nach deutlicher Inanspruchnahme von Wasserlieferungen durch die WAG mit einer 

Menge von 509 Tm³ im Vorjahr sind im Jahr 2023 rund 120 Tm³ als Zusatzwasser für 

den Wasserversorgungszweckverband Perlenbach abgegeben worden. Wegen der 

oben beschriebenen Niederschlagssituation und dem damit angewachsenen Füllstand 

der Perlenbachtalsperre, wurde ab Juli im weiteren Verlauf des Jahres kein Zusatzwas-

ser mehr benötigt. 
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Das von der WAG aufbereitete und abgegebene Trinkwasser entsprach jederzeit den 

Vorgaben der Trinkwasserverordnung und konnte jederzeit ohne Kapazitätsengpässe 

in den Aufbereitungsanlagen in der benötigten Menge bereitgestellt werden. Trotz 

der allseits bekannten Steigerungen der Inflationsrate, den Problemen bei den Liefer-

ketten und den Engpässen bei vielen Produkten, konnten alle für die Aufbereitungs-

anlagen erforderlichen Chemikalien regelmäßig beschafft werden, wobei die Preise im 

Wesentlichen auf dem hohen Niveau des Vorjahres blieben. Die Preissteigerungen in 

den sehr stark verworfenen Energiemärkten haben sich nicht wesentlich auf die Kos-

ten für den betrieblich erforderlichen Strom ausgewirkt, da der Bezug dafür schon im 

Jahr 2022 mit einem risikoarmen Tranchenmodell vereinbart worden war. 

 

Lage 

a) Ertragslage  

Das Jahresergebnis für das Wirtschaftsjahr 2023 erreicht einen Jahresüberschuss von 

2.735 T€. Gegenüber der Wirtschaftsplanung, in der ein Jahresüberschuss in Höhe 

von 1.560 T€ geplant worden war, stellt dies eine Steigerung um 1.175 T€ dar. Im 

Vergleich zum Vorjahr steigerte sich der Überschuss um 417 T€.  

Die Umsatzerlöse des Jahres 2023 erreichten 28.253 T€ und liegen damit um 114 T€ 

über dem Vorjahreswert. Gegenüber den für 2023 geplanten 28.142 T€ stellt dies 

eine Verbesserung um 111 T€ dar.  

Die Umsatzerlöse setzen sich zusammen aus dem Trinkwasserverkauf in Höhe von 

27.079 T€ (Vorjahr 27.371 T€; Planwert 2023: 27.478 T€), die in Höhe von 2.083 T€ 

(Vorjahr 2.134 T€) Einnahmen aus der Weiterberechnung des Wasserentnahmeent-

gelts (WEE) enthalten. Zusätzlich konnten Erlöse aus der Stromeinspeisung in Höhe 

von 78,4 T€ (Vorjahr 93,4 T€) erzielt werden. 

Bei den weiteren Umsatzerlösen in Höhe von insgesamt 1.096 T€ sind auch Erlöse aus 

Laborleistungen mit 568 T€ (Vorjahr 262 T€), Erlöse aus Miet- und Pachteinnahmen 

mit 96,7 T€ (Vorjahr 85 T€) sowie sonstige Einnahmen ausgewiesen.  

Die sonstigen betrieblichen Erträge erreichen 440 T€. Sie beinhalten im Wesentlichen 

Erträge aus Versicherungserstattungen in Höhe von T€ 312, die Erträge aus der Auf-

lösung von Sonderposten in Höhe von 96 T€ sowie aus der Auflösung von Rückstel-

lungen mit 16 T€.  

Die Materialaufwendungen lagen insgesamt mit 17.576 T€ um 627 T€ unter dem 

Vorjahresniveau.  
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Für die Zeit ab 2018, ab dem sowohl enwor als auch STAWAG Dienstleistungen für die 

WAG erbringen, muss die Erstattungsfähigkeit der Stromsteuer nach § 9b und insbe-

sondere nach § 10 mit dem Hauptzollamt noch grundsätzlich geklärt werden, da nach 

wie vor strittig ist, wer letztlich den Strom für Betrieb der WAG-Anlagen entnommen 

hat und somit als erstattungsberechtigtes Unternehmen gilt. Daher hat WAG gegen 

den vom Hauptzollamt ergangenen ablehnenden Bescheid im Dezember 2023 Wider-

spruch eingelegt. 

Im Bereich der Aufwendungen für Roh, Hilfs- und Betriebsstoffe sanken die Kosten 

für Strombezug um 602 T€ auf 1.768 T€, die Aufwendungen für bezogene Leistungen 

für die Unterhaltung der Anlagen sanken um 247 T€ auf 4.378 T€ ab. Für die Erbrin-

gung der technischen Dienstleistungen durch enwor und STAWAG sind in Summe 

7.872 T€ (Vorjahr 7.608 T€) aufgewendet worden.  

Die Beitragshöhe für den Wasserverband Eifel-Rur (WVER) betrug 1.718 T€ (Vorjahr: 

1.692 T€).  

Infolge all der oben beschriebenen Effekte sowohl auf der Erlös- als auch auf der 

Aufwandsseite stieg das Rohergebnis um 437 T€ (Summe betriebliche Erträge./.Ma-

terialaufwand) von 10.874 T€ auf 11.311 T€ in 2023.  

Die Abschreibungen im Geschäftsjahr 2023 sind gegenüber dem Vorjahr (3.844 T€) 

auf 3.866 T€ leicht gestiegen.  

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen enthalten im Wesentlichen die Kosten für 

die kaufmännischen Dienstleistungen, die durch enwor und STAWAG erbracht werden, 

in Höhe von 1.022 T€ (Vorjahr 1.063 T€) sowie die anteilig zu übernehmenden Zu-

führungen zu Rückstellungen für die Altersversorgung bei enwor und STAWAG in 

Höhe von insgesamt 165 T€ (Vorjahr 901 T€).  

Des Weiteren sind hier Aufwendungen für Betriebsgebäude, Leasing-Gebühren, Ver-

sicherungen sowie Gebühren, Beratungs- und Prüfungskosten enthalten. Insgesamt 

addieren sich die Kosten für den laufenden Betrieb und Instandhaltung auf 685 T€ 

(Vorjahr 344 T€). Die Aufwendungen für Gutachter- und Beratungsleistungen betru-

gen 135 T€ (Vorjahr 163 T€). Die periodenfremden Aufwendungen fielen um 4 T€ 

geringer aus als im Vorjahr.  

Insgesamt sanken die sonstigen betrieblichen Aufwendungen um 410 T€ auf 2.360 

T€ (Vorjahr: 2.770 T€). 

Unterjährig sind alle bestehenden Kredite planmäßig getilgt worden. Die Zinsbelas-

tung ist wegen der Kreditneuaufnahme im Vergleich zum Vorjahr um 174 T€ gestie-

gen und beträgt aktuell 769 T€. Dieser Wert ist identisch mit dem Finanzergebnis mit 
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-769 T€. Damit ergibt sich ein Ergebnis vor Steuern in Höhe von 4.279 T€ (Vorjahr 

3.627 T€).  

Aufgrund der dargestellten wirtschaftlichen Entwicklung schließt das Geschäftsjahr 

2023 mit einem Jahresüberschuss in Höhe von 2.735 T€ ab. 

 

b) Finanzlage 

aa) Kapitalstruktur  

 

Aufgrund der dargestellten Sachverhalte haben sich Änderungen im Cash-Flow im 

Vergleich zum Vorjahr ergeben: 

o Der Mittelzu- und -abfluss aus der laufenden Geschäftstätigkeit ist von 4.159 

T€ im Vorjahr auf 4.714 T€ im Berichtsjahr 2023 gestiegen.  

o Der Mittelzu- und -abfluss aus der Investitionstätigkeit zeigt auch in 2023 

wieder ein für die WAG übliches Maß mit -1.818 T€ (Vorjahr -1.476 T€).  

o Der Mittelzu- und -abfluss aus der Finanzierungstätigkeit von -2.622 T€ im 

Vorjahr betrug im Berichtsjahr 2023 -5.936 T€.  

In 2023 wurden keine neuen Darlehen aufgenommen und die bestehenden Darlehen 

wurden planmäßig getilgt 

 

bb) Investitionen  

Im Investitionsplan für das Jahr 2023 war ein Gesamtvolumen von 3.940 T€ ausge-

wiesen, hiervon konnten 1.852 T€ realisiert werden.  

Investitionsvorhaben in den Einzugsgebieten der Talsperren und der Grundwasser-

werke konnten kaum umgesetzt werden, da nahezu keine für den Gewässerschutz 

interessanten Grundstücke am Markt verfügbar waren. Die für die Wasserschutzge-

bietsverfahren bereitgestellten Mittel wurden wegen des geringen Verfahrensfort-

schritts ebenfalls nicht benötigt.  

Im Bereich der Wassergewinnungsanlagen wurden die Planansätze von 1.220 T€ zu 

ca. 80 % ausgeschöpft. Schwerpunkte der Investitionen waren das Pumpwerk Rurberg 

und die Dreilägerbachtalsperre.  

Bei den Wasseraufbereitungsanlagen konnten lediglich 40 % der vorgegebenen Mittel 

in Höhe von 2.220 T€ investiert werden. Maßgeblich hierfür war insbesondere die 

aufgrund von Lieferengpässen erforderliche Verschiebung des Vorhabens in der TWA 

Schmithof ins Jahr 2024. Die in der TWA Roetgen geplanten Vorhaben konnten i. W. 
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umgesetzt werden, wohingegen in der TWA Wehe einige Maßnahmen auf die Folge-

jahre verschoben werden mussten. 

Für das Jahr 2024 sind laut dem vom Aufsichtsrat genehmigten Investitionsplan Maß-

nahmen mit einem Gesamtvolumen in Höhe von 6.470 T€ vorgesehen. Diese Summe 

teilt sich auf zu 420 T€ für die Einzugsgebiete, 2.590 T€ für die Wassergewinnungs-

anlagen und 3.310 T€ für die Wasseraufbereitungsanlagen sowie eine Pauschale für 

Werkzeuge und Laborgeräte in Höhe von 150 T€. Die Finanzierung dieser Maßnahmen 

ist vorerst aus dem laufenden Geschäft geplant, wobei auch hier, je nach Liquiditäts-

zufluss aus Stromsteuererstattung sowie aus den ausgelaufenen Hygienekonzepten, 

vorübergehend wieder die bestehende Kontokorrentkreditlinie bemüht werden muss.  

Nach der derzeit noch vorzubereitenden Fusion der beiden Gesellschafter enwor und 

STAWAG zum 01.10.2024 ist beabsichtigt, die WAG in den Cash-Pool der STAWAG 

einzubeziehen. 

 

cc) Liquidität 

Die Liquidität der WAG war während des gesamten Geschäftsjahres ausreichend ge-

geben. Unterjährig ist die bestehende Kontokorrentkreditlinie auf Basis eines beste-

henden Darlehensvertrages zum kurzfristigen Ausgleich von Liquiditätsschwankun-

gen gut in Anspruch genommen worden, da die erwarteten Liquiditätszuflüsse u.a. 

aus der oben beschriebenen Rückerstattung von Stromsteuer bislang wegen der noch 

schwebenden Verfahren ausgeblieben sind.  

 

Der Finanzmittelbestand zum Ende des Jahres betrug unter Nutzung der vorhanden 

Kontokorrent-Linie insgesamt -2.099 T€. 

 

c) Vermögenslage  

Das Sachanlagenvermögen ist um 1.585 T€ auf nun 56.023 T€ gesunken. Zusammen 

mit den übrigen langfristigen Vermögensgegenständen beträgt das gesamte Anla-

genvermögen zum 31.12.2023 insgesamt 60,2 Mio. €. Im gleichen Zeitraum haben 

sich die Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstitutionen um 1 Mio. € auf nun 

36,6 Mio. € vermindert.  

 

Die Bilanzsumme ist im Jahr 2023 von 65,9 Mio. € in 2022 auf nun 64,3 Mio. € ge-

sunken. 

 

Finanzielle und nichtfinanzielle Leistungsindikatoren  
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In dem abgelaufenen Geschäftsjahr 2023 verringerte sich das Anlagevermögen um 

2,1 Mio. € auf 60,2 Mio. €.  

Durch die Tilgung der bestehenden Kredite im Laufe des Jahres konnten die Verbind-

lichkeiten um 3,2 Mio. € gesenkt werden. Somit bestanden zum 31.12.2023 insge-

samt Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten aus Darlehen in Höhe von 34,4 

Mio. €.  

Im gleichen Zeitraum stieg das Eigenkapital um 0,7 Mio. € auf 25,1 Mio. €. Infolge 

der Vermögensveränderungen reduzierte sich die Bilanzsumme auf 64,3 Mio. €. 

Die Eigenkapitalquote stellt sich mit den oben dargestellten Werten nun mit einem 

Wert von 39,1 % dar, was eine Verbesserung in Höhe von 2,1 % gegenüber dem Vorjahr 

darstellt.  

Die Wasserabgabemengen stellen die nichtfinanziellen Leistungsindikatoren dar. 

 

Prognose-, Chancen- und Risikobericht  

Prognosebericht  

Die Entwicklung des Wasserabsatzes ist im letzten Jahr, anders als in den drei Dürre-

jahren 2018 bis 2020, die alle durch hohe Temperaturen und geringen bzw. gar kei-

nen Niederschlägen in den Sommermonaten geprägt waren, deutlich in den Bereich 

der langjährigen Durchschnittswerte zurückgekehrt. Die Abgabe von Trinkwasser 

liegt im Jahr 2023 mit 41,65 Mio. m³ um 2,5 % unter dem Vorjahreswert mit 

42,68 Mio. m³ und deutlich unter dem geplanten Wert in Höhe von 43,5 Mio. m³. 

Durch unterschiedliche Ursachen begründet, hat sich der Wasserbedarf und somit die 

Wasserabgabe der WAG an die Wasserversorgungsunternehmen ab dem Jahr 2018 

sehr volatil dargestellt. Dabei sind immer häufiger klimatische Veränderungen, die 

sich sowohl in den steigenden Jahresdurchschnittstemperaturen als auch in den zu 

verzeichnenden Regenereignissen widerspiegeln zu beobachten, ohne dass hieraus 

zum jetzigen Zeitpunkt schon verbindliche Planungsgrundlagen abgeleitet werden 

können. Zur Gewährleistung einer zukünftig weiterhin sicheren Trinkwasserversor-

gung sollten in den Betriebsführungsgrundsätzen die klimatischen Einflüsse in einer 

Bandbreite von Dürrejahren bis zu Jahren mit Extremniederschlagsereignissen Be-

rücksichtigung finden. Hieraus resultiert folglich eine Unschärfe für die vorlaufende 

Wirtschaftsplanung, weshalb ein zeitnah mitlaufendes Controlling an Bedeutung ge-

winnt. 



250 
 

Die Niederschlagsmenge lag insbesondere wegen der nassen Herbstmonate über dem 

langjährigen Mittelwert und betrug 1.262 mm. Durch die ergiebigen Regenspenden, 

insbesondere in der zweiten Jahreshälfte waren die Talsperren der Nordeifel zum Jah-

resende sehr gut gefüllt.  

Als Prämisse für die weiteren Planungen werden von der WAG-Geschäftsführung auch 

weiterhin zunächst die bisherigen Abgabemengen angenommen. Auf dieser Basis und 

als Gesamt-Wasserlieferant für die Kunden enwor und STAWAG sowie unter Berück-

sichtigung der Vertragsmengen für WML, Stadtwerke Düren, dem Wasserleitungs-

zweckverband Langerwehe und möglicherweise auch wieder dem Perlenbachverband 

wird für 2024 mit einer Gesamtwasserabgabe in Höhe von rund 42,5 Mio. m³, beste-

hend aus ca. 37,5 Mio. m³ Talsperrenwasser und aus ca. 5 Mio. m³ Grundwasser, 

gerechnet.  

Für die Belieferung der Gesellschafter enwor und STAWAG und der weiteren Kunden 

werden die Umsatzerlöse für das Jahr 2024 auf einem Niveau von 28,3 Mio. € ange-

nommen. 

Der Wirtschaftsplan für das Jahr 2024 baut mit seinen Annahmen und Erwartungen 

mit einer vorerst gleichbleibenden Gesamtabgabemenge und auch sonst an den lang-

jährigen Erfahrungswerten orientierten Geschäftsverlauf auf. Allerdings sind in diesen 

Planungen die möglichen Effekte, die sich aus den noch laufenden Verhandlungen mit 

der WML im Falle einer vorzeitigen Verlängerung der zum 31.12.2029 auslaufenden 

Wasserliefervertrages ergeben können, nicht abgebildet. 

Ebenso werden die zukünftigen Kosten für die zur Wassergewinnung und -transport 

notwendigen Strommengen den Geschäftsverlauf und letztlich die Kosten für die WAG 

sehr empfindlich berühren. Um das Kostenrisiko auf der Beschaffungsseite für Strom 

für das Jahr 2024 und die folgenden Jahre abzufedern, ist die Beschaffung auf ein 

Tranchenmodell umgestellt worden, bei dem an jedem Handelstag der Strombörse, 

beginnend am 01.02.2024, im Durchschnitt 1% der voraussichtlich benötigten Ener-

giemenge von bis zu 15 GWh vertraglich gefixt werden. In der Gesamtschau werden 

keine Einschränkungen bei der Trinkwassergewinnung und -aufbereitung erwartetet. 

Durch den Ukraine Krieg sind auch Anschläge auf die Infrastruktur der allgemeinen 

Daseinsfürsorge in Deutschland nicht auszuschließen. Als Betrieb der kritischen Inf-

rastruktur sind die daraus resultierenden Risiken, sowohl hardware- als auch cyber-

mäßig, analysiert und entsprechende Vorsorgemaßnahmen eingeleitet und umgesetzt 

worden. Durch die im langjährigen Vergleich noch etwas höhere Inflationsrate sowie 

die auch weiterhin weltweit zu verzeichnenden Lieferschwierigkeiten von Industrie-

produkten und auch der Mangel an Fachkräften sowohl bei Planungsbüros als auch 
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bei ausführenden Firmen können sich möglicherweise einzelne Investitionsmaßnah-

men und größere Instandhaltungsmaßnahmen, die nach derzeitiger Erkenntnislage 

aber vorerst noch keine nachteiligen Auswirkungen auf den laufenden Betrieb haben 

werden, weiterhin verschieben und für die geplanten Maßnahmen zu höheren Kosten 

führen. 

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen liegen mit den geplanten 2.179 Mio. € 

rund 181 T€ unter dem Niveau von 2023. In dieser Summe sind die anteiligen Kosten 

für die Übernahme der Zuführungen zu den Rückstellungen für die Altersversorgung 

mit 313 T€ berücksichtigt. Durch die gestiegenen Zinsen sowie durch das Ausschei-

den von langjährig beschäftigten Mitarbeitenden wird in den nächsten Jahren eine 

Absenkung der zu übernehmenden Kosten für die Rückstellungsbedarfe erwartet. 

Somit wird für das Geschäftsjahr 2024 ein Betriebsergebnis in Höhe von 2,6 Mio. € 

erwartet, das damit in der planerischen Betrachtung um 1,2 Mio. € geringer als in 

2023 ausfallen wird.  

Im Ergebnis wird ein Jahresüberschuss in Höhe von 1,1 Mio. € (2023: Plan: 

1,56 Mio. €, Ist: 2,74 Mio. €) erwartet.  

Im Verfahren zur Neufestsetzung des Wasserschutzgebietes Wehebachtalsperre hat 

die Bezirksregierung Köln entschieden zur Vermeidung einer Regelungslücke zu-

nächst eine auf zwei Jahre befristete Schutzgebietsverordnung in Form einer vorläu-

figen Anordnung zu erlassen. Diese Anordnung wurde im März 2023 um weitere zwei 

Jahre verlängert, da die endgültige Schutzgebietsverordnung noch nicht in Kraft ge-

setzt werden konnte. 

Die Bezirksregierung Köln hatte im November des Jahres 2021 einen ersten Entwurf 

für die Neufestsetzung eines Wasserschutzgebietes für die Wassergewinnungsanlage 

Brandenburg vorgelegt. Der Entwurf ist zwischenzeitlich mit der Bezirksregierung 

Köln diskutiert worden, weitere Verfahrensfortschritte sind zurzeit nicht erkennbar. 

Eine Neuausweisung der Schutzgebiete sowohl für Brandenburg als auch für Eicher 

Stollen ist nach derzeitiger vorsichtiger Abschätzung voraussichtlich nicht vor dem 

Jahr 2025 zu erwarten.  

Mit dem Wasserverband Eifel-Rur sowie mit den Kommunen Monschau und Simmer-

ath sind die zum 31.12.2020 ausgelaufenen Kooperationsverträge zur Minimierung 

der mikrobiologischen Belastung von Kalltalsperre und Obersee (Hygienekonzept) für 

zunächst zwei weitere Jahre mit der einmaligen und zur Anwendung gelangten Option 

für die Verlängerung um ein weiteres Jahr weiter fortgesetzt worden, in denen eine 

Bewertung der von WAG zu tragenden Investitionskostenanteile an 
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abwassertechnischen Anlagen auf dem Gebiet der beiden Kommunen erfolgen soll. 

Der über diesen Anteil hinausgehende Anteil an abwassertechnischen Anlagen, die 

mittlerweile neben dem Hygieneschutz auch aus allgemeinen gesetzlichen Anforde-

rungen an die Abwasserbehandlung heraus errichtet werden mussten, muss entspre-

chend den Regelungen in den Verträgen vom WVER an die WAG zurückerstattet wer-

den.  

Die abschließende Bewertung der vom WVER an die WAG zu erstattenden anteiligen 

Investitionskosten ist aus unterschiedlichen Gründen zum Ende des Jahres 2023 noch 

nicht final erfolgt. Diese Bewertung soll aber zum Ende des ersten Halbjahres 2024 

abgeschlossen werden, wonach dann auch ein Liquiditätszufluss an die WAG nach 

derzeitigem Erkenntnisstand in Höhe von rund 1,5 Mio. € zu erwarten sein wird. 

 

Chancen 

Wie schon im Prognosebericht dargestellt, ist durch die dort dargestellten klimati-

schen Effekte und die derzeit schon bestehenden Anfragen von Wasserversorgungs-

unternehmen außerhalb des Gesellschafterkreises nach Mehrmengen eine Auswei-

tung der abgegebenen Trinkwassermengen zu erwarten. Mit dem Kunden WML sind 

konkrete Verhandlungen zur Fortsetzung der Geschäftsbeziehung auch nach Auslau-

fen des bis Ende des Jahres 2029 bestehenden Wasserliefervertrages für weitere 40 

Jahre geführt worden. Der derzeit bestehende Trinkwasserliefervertrag soll noch im 

Laufe des Jahres 2024 durch den neuen Vertrag abgelöst werden. Um Planungssi-

cherheit für die für diesen Vertrag erforderlichen zur Erneuerung anstehenden Trans-

portleitungen zu erhalten, ist gemeinsam mit den beteiligten Netzbetreibern der Er-

neuerungsbedarf der nächsten 40 Jahre ermittelt und in einen Langfristinvestitions-

plan eingestellt worden. Für den Transport zur WML sind die anteilig dafür mitge-

nutzten Leitungsquerschnitte und die dafür fälligen Netznutzungsentgelte ermittelt 

worden. Diese bilden neben den bisherigen Preiskomponenten die zukünftige Basis 

für das neue Transportentgelt, welches von der WAG an die Netzbetreiber gezahlt 

werden muss und dann von der WAG in den Gesamtpreis für die WML einkalkuliert 

werden muss. Der neue Wasserliefervertrag wird voraussichtlich im Jahr 2024 final 

unterschriftsreif erarbeitet werden, so dass der bestehende Vertrag mit der WML 

durch den neuen Vertrag noch im Laufe des Jahres 2024 abgelöst werden kann. 

Die von den Kunden der WAG angefragten Mehrmengen können trotz der in den letz-

ten Jahren deutlich wahrnehmbaren Klimaveränderungen durch die Nutzung der Ei-

feltalsperren mengenmäßig zur Verfügung gestellt werden. Allerdings müssen die 

wasserwirtschaftlichen Planungen insbesondere zu den Zeiten der Spitzenabgabe 
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Der Risikobericht für das Geschäftsjahr 2023 kommt zu dem Ergebnis, dass sich die 

Risikolandschaft für die operativ/technischen Risiken im Berichtszeitraum nicht we-

sentlich gegenüber dem Vorjahr verändert hat und derzeit keine den Fortbestand ge-

fährdenden Risiken zu erkennen sind.  

Insgesamt sieht die Geschäftsführung unverändert keine aktuellen technischen, wirt-

schaftlichen oder rechtlichen Risiken, die eine Änderung der Geschäftspolitik erfor-

derlich machen. Die Leistungs- und Handlungsfähigkeit der Gesellschaft ist gegeben. 

 

Organe und deren Zusammensetzung 

Geschäftsführung: Herr Dipl.-Ing. Walter Dautzenberg, technischer Geschäftsführer 

   Herr Dipl.-Ing. Rudolf Roß, kaufmännischer Geschäftsführer  

Vertreter der StädteRegion im Aufsichtsrat:  

Herr Dr. Tim Grüttemeier Städteregionsrat  

Herr Ronald Borning  Städteregionstagsmitglied 

Herr Axel Wirtz  Städteregionstagsmitglied 

Frau Melanie Seufert Städteregionstagsmitglied 

Herr Kurt Victor Städteregionstagsmitglied 

Herr Wolfgang Goebbels  Städteregionstagsmitglied 

 

Beratendes Mitglied: Frau Susanne Lo Cicero-Marenberg 

 

Information der Öffentlichkeit über die Zusammensetzung von Aufsichts- und Ver-

waltungsräten nach Geschlecht 

Gemäß § 12 Absatz 6 des Gesetzes über die Gleichstellung von Frauen und Männern 

für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesgleichstellungsgesetz – LGG) ist die Öffent-

lichkeit über die Zusammensetzung von Aufsichts- und Verwaltungsräten nach Ge-

schlecht regelmäßig in geeigneter Form zu unterrichten.  

Dem Aufsichtsrat der Wassergewinnungs- und -aufbereitungsgesellschaft Nordeifel 

mbH gehören zum Stichtag 31.12.2023 von den insgesamt 20 Mitgliedern (inklusive 

der 6 Mitgliedern mit beratender Stimme) 5 Frauen an (Frauenanteil 25,00 %).  
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Damit wird der im § 12 Absatz 1 LGG geforderte Mindestanteil von Frauen in Höhe 

von 40 Prozent nicht erreicht. 

 

Vorliegen eines Gleichstellungsplanes nach § 2 Absatz 2 und § 5 LGG 

Gemäß § 2 Absatz 2 LGG haben die Gemeinden und Gemeindeverbände beziehungs-

weise ihre Vertreterinnen und Vertreter in den Unternehmensgremien bei der Grün-

dung von Unternehmen in Rechtsformen des privaten Rechts in unmittelbarer und 

mittelbarer Beteiligung dafür Sorge zu tragen, dass die entsprechende Anwendung 

des LGG in der Unternehmenssatzung verankert wird.  

Gehört einer Gemeinde oder einem Gemeindeverband allein oder gemeinsam mit an-

deren Gebietskörperschaften die Mehrheit der Anteile eines Unternehmens in einer 

Rechtsform des privaten Rechts, wirken die Vertreterinnen und Vertreter darauf hin, 

dass in dem Unternehmen die Ziele des LGG beachtet werden. Dies gilt sowohl für 

unmittelbare als auch für mittelbare Beteiligungen. Für Unternehmen, die auf eine 

Beendigung ihrer Geschäftstätigkeit ausgerichtet sind, findet § 2 Absatz 2 LGG keine 

Anwendung.  

Wie bereits beim Personalbestand beschrieben, verfügt die WAG bis auf ihre beiden 

Geschäftsführer über kein eigenes Personal. Sie bedient sich zur Durchführung ihrer 

Geschäfte und zum Betrieb der technischen Anlagen im Wesentlichen des Personals 

von enwor und STAWAG. Ein Gleichstellungsplan ist daher nicht erforderlich.  

  



Wirtschafts-
und Strukturförderung
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3.4.4 Bereich Wirtschafts- und Strukturförderung  
 

3.4.4.1 Unmittelbare Beteiligung 
 

3.4.4.1.1 Wirtschaftsförderungsgesellschaft  

StädteRegion Aachen mbH 
 
Optional: Basisdaten 

Anschrift Bierstraße 1d, 52134 Herzogenrath 

Gründungsdatum 29.01.1969 

 

Zweck der Beteiligung  

Gegenstand der Gesellschaft ist es, die wirtschaftliche Entwicklung in der StädteRe-

gion Aachen in struktureller Hinsicht unter Beachtung ökologischer Erfordernisse vo-

ranzutreiben und zu begleiten.  

 

Ziel der Beteiligung und Erfüllung des öffentlichen Zwecks  

Ziel ist es, neue Arbeitsplätze zu schaffen, bestehende Arbeitsplätze zu sichern sowie 

für die Ansiedlung von Gewerbetreibenden im Gebiet der Gesellschaft zu werben. 

Auch alle hiermit zusammenhängenden Beratungsunterstützungen werden geleistet.  

Zur Erreichung dieses Zwecks erbringt die Gesellschaft Informations- und Beratungs-

leistungen für Unternehmen, sonstige wirtschaftliche Zielgruppen wie auch für Ge-

bietskörperschaften und sonstige Institutionen und Personen. Die Leistungen für Un-

ternehmen umfassen insbesondere den Nachweis von Grundstücksflächen zum Zwe-

cke der Ansiedlung sowie die Beratung über öffentliche Finanzierungshilfen.  

Die Gesellschaft kann auch selber Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte er-

werben, bebauen und veräußern, Grundstücke sanieren sowie Gebäude errichten und 

im Public-Leasing-Verfahren finanzieren. 

Die Gesellschaft ist berechtigt, Entwicklungsprojekte in der StädteRegion Aachen zu 

planen, zu realisieren und zu verwalten.  

Die Gesellschaft darf alle sonstigen Maßnahmen vornehmen, die ihrem Unterneh-

menszweck förderlich sind, insbesondere mit anderen Einrichtungen im In- und Aus-

land, die gleiche oder ähnliche Ziele verfolgen, kooperieren, sich an Gesellschaften, 

die gleiche oder ähnliche Zwecke verfolgen, beteiligen, solche gründen oder erwer-

ben, und Zweigniederlassungen errichten.  



258 
 

Darstellung der Beteiligungsverhältnisse 

Anteilseigner der Wirtschaftsförderungsgesellschaft StädteRegion Aachen GmbH 

Stammkapital: 2.303.500,00 € 

Mitglieder Anteil in % Anteil in € 

StädteRegion Aachen 51,36 1.183.077,60 

Sparkasse Aachen 13,32 306.826,20 

Stadt Stolberg 9,27 213.534,45 

Stadt Eschweiler 8,23 189.578,05 

Stadt Alsdorf  6,59 151.800,65 

Stadt Würselen 5,59 128.765,65 

Stadt Herzogenrath 4,76 109.646,60 

Stadt Baesweiler  0,22 5.067,70 

Stadt Monschau 0,22 5.067,70 

Gemeinde Roetgen 0,22 5.067,70 

Gemeinde Simmerath  0,22 5.067,70 

 100 2.303.500,00 

 

Beteiligungen der Wirtschaftsförderungsgesellschaft StädteRegion Aachen GmbH 

Anteile an verbundenen Unternehmen 

Keine Anteile an verbundenen Unternehmen vorhanden. 

 

Darstellung der wesentlichen Finanz- und Leistungsbeziehungen 

Die Finanz- und Leistungsbeziehungen sind in der Tabelle unter Punkt 3.3 dargestellt.  
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Übersicht über den Stand der Verbindlichkeiten und die Entwicklung des Eigenkapitals 

Vermögenslage 

Aktiva 

 2023 

 

-in € - 

2022 

 

-in € - 

Veränderung 

zum Vorjahr 

-in € - 

Anlagevermögen 12.948,83 142.163,81 -129.214,98 

Umlaufvermögen 17.891.733,98 3.114.340,14 14.777.393,84 

Aktive Rechnungsabgren-

zungsposten 

231,75 231,75 0,00 

Bilanzsumme 17.904.914,56  3.256.735,70    14.648.178,86 

 

Kapitallage 

Passiva 

 2023 

 

-in € - 

2022 

 

-in € - 

Veränderung 

zum Vorjahr 

-in € - 

Eigenkapital 2.971.983,52 2.788.874,35 183.109,17 

Sonderposten - - - 

Rückstellungen 33.770,00 20.630,00 13.140,00 

Verbindlichkeiten 14.899.161,04 420.341,78 14.478.819,26 

Passive Rechnungsabgren-

zungsposten 

0,00 26.889,57 -26.889,57 

Bilanzsumme 17.904.914,56  3.256.735,70    14.648.178,86 
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Entwicklung der Gewinn- und Verlustrechnung 2023 

 2023 

 

-in €-  

2022 

 

-in €-  

Veränderung zum 

Vorjahr 

-in € -  

1. Umsatzerlöse 77.428,21 130.515,33 -53.087,12 

2. Sonstige betriebliche Er-

träge 

173.873,66 4.798,25 169.075,41 

3. Materialaufwand 12.077,88 27.403,55 -15.325,67 

4. Personalaufwand 69.227,31 60.377,00 8.850,31 

5. Abschreibungen  16.686,64 8.909,61 7.777,03 

6. Sonstige betriebliche 

Aufwendungen 

58.525,02 64.801,36 -6.276,34 

7. Sonstige Zinsen und ähn-

liche Erträge 

22.784,00 4.984,00 17.800,00 

8. Zinsen und ähnliche Auf-

wendungen  

4.459,86 10.900,41 -6.440,55 

9. Steuern vom Einkommen 

und vom Ertrag 

0,00 0,00 0,00 

10. Ergebnis nach Steuern 113.109,16 -32.094,35 145.203,51 

11. Sonstige Steuern 0,00 0,00 0,00 

12. Erträge aus Gesellschaf-

terzuschüssen 

70.000,01 70.000,00 0,01 

13. Jahresüberschuss  183.109,17 37.905,65 145.203,52 

 

Kennzahlen  

 2023 

 

-in % - 

2022 

 

-in % - 

Veränderung zum 

Vorjahr 

-in % - 

Eigenkapitalquote 16,6 85,6 -69,0 

Eigenkapitalrentabilität 6,2 1,4 

 

4,8 

Anlagendeckungsgrad 2 - - - 

Verschuldungsgrad 83,2 12,9 70,3 

Umsatzrentabilität 236,5 29,1 207,4 
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Personalbestand 

Zum Stichtag 31.12.2023 waren 5 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (Vorjahr: 5) für 

das Unternehmen tätig. 

 

Geschäftsentwicklung für das Geschäftsjahr 2023 

Überblick über die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 

Gesamtwirtschaftliche Lage 

Das Jahr 2023 erwies sich aus wirtschaftlicher Sicht als schwierig. Die Erholungsphase 

nach der Covid-19 bedingten Krise währte bei der deutschen Wirtschaft nicht lange. 

Im Jahr 2023 sank das reale Bruttoinlandsprodukt nach Berechnungen des Statisti-

schen Bundesamtes gegenüber dem Vorjahr um 0,3%. Die Bundesregierung musste 

im Februar 2024 ihre Prognose in Bezug auf das Wirtschaftswachstum für das Prog-

nosejahr 2024 von 1,3% in Richtung eines Nullwachstums zurücknehmen. Die wirt-

schaftliche Entwicklung in Deutschland hinkt im internationalen Vergleich hinterher, 

Deutschland bleibt in Bezug auf das Wachstum das Schlusslicht in Europa. Viele Wirt-

schaftsforschungsinstitute haben ihre Prognosen die deutsche Wirtschaft betreffend 

gesenkt, die Wachstumsprozentsätze bewegen sich nur knapp oberhalb der Nulllinie. 

Kein Land in der EU wächst derzeit langsamer als Deutschland. Auch im Vergleich mit 

der amerikanischen und der chinesischen Volkswirtschaft schneidet Deutschland in 

Bezug auf die Wachstumsdynamik schlecht ab, was darauf zurückzuführen ist, dass 

es an binnenwirtschaftlicher Nachfrage und Investitionsfreude mangelt. Die festzu-

stellende Wachstumsdelle kann nicht vollständig mit den Folgen des Ukrainekriegs 

erklärt werden. Die Auslandsnachfrage lässt zu wünschen übrig. Die im internationa-

len Vergleich hohen Energiekosten belasten den Standort Deutschland unmittelbar in 

den energieintensiven Branchen und mittelbar bei der Exportwirtschaft. Insgesamt 

wird angesichts dessen die Frage gestellt wird, ob Deutschland erneut „der kranke 

Mann in Europa ist“? Bejahendenfalls ist die Frage zu stellen, welche strukturellen und 

angebotsseitigen Verbesserungen notwendig sind, um den Anschluss an die prospe-

rierenden Volkswirtschaften herzustellen? Derzeit drücken insbesondere die gestie-

genen Finanzierungskosten auf die Investitionsbereitschaft der Industrie, der Dienst-

leister und der privaten Haushalte. Gerade die letztgenannte Gruppe hält sich derzeit 

im Hinblick auf die Inflationsraten mit Konsumausgaben zurück. 
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Industrie  

Die Industrieproduktion befindet sich über mehrere Monate hinweg in einer Abwärts-

bewegung und folgt der Nachfrageschwäche. Vorhandene, in der Vergangenheit exis-

tente Auftragspolster werden zunehmend abgeschmolzen, was ein noch stärkeres Mi-

nus bei der Industrieproduktion verhindert. 

Baugewerbe  

Die Bauproduktion sank zum Jahreswechsel 2023/2024 über alle Segmente (Hochbau, 

Tiefbau, Ausbaugewerke) kräftig. Auch die Nachfrage nach Bauleistungen entwickelt 

sich abwärts. Der Anteil der Unternehmen im Baugewerbe, die einen Auftragsmangel 

anzeigen, nimmt aktuell zu. Auch hier werden die einstmals weitreichenden Auftrags-

polster im Moment zunehmend abgebaut. 

Arbeitsmarkt 

Die Beschäftigung zeigt sich gegenüber der Konjunkturlage bis auf Weiteres noch ro-

bust. Die Anzahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten nahm Ende 2023 

punktuell zu, wobei die einzelnen Sektoren (Handel, Pflege- und Gesundheitsdienst-

leistungen, Industrie) unterschiedliche Tendenzen aufweisen. Insgesamt mehren sich 

die Zeichen für eine geringfügig steigende Arbeitslosigkeit. 

Regionalwirtschaft 

Die Wachstumsrate der Wirtschaftsleistung von NRW wird 2024 nach Einschätzung 

der Landesregierung bzw. des von ihr beauftragen RWI-Wirtschaftsforschungsinsti-

tuts nur um 0,3% steigen, dies liegt unter den Wachstumsaussichten für die Bundes-

republik insgesamt. Die Wirtschaftsleistung in NRW ging im Jahr 2023 um 1,1% zu-

rück.  

Die Arbeitslosigkeit ist zum Jahreswechsel 2023/2024 in NRW leicht gestiegen. Sie 

liegt in der StädteRegion Aachen mit 7,2% in etwa auf dem gleichen Niveau wie in NRW 

insgesamt. Die Lage innerhalb der StädteRegion ist uneinheitlich. Die niedrigste Quote 

weist der Bezirk Monschau mit 4,2% auf, die höchste Quote liegt in der Stadt Aachen 

mit 7,7%. Der Kreis Düren rangiert mit 7,0% auf vergleichbarem Niveau wie die Städ-

teRegion Aachen, wohingegen die Quote im Kreis Heinsberg mit 5,4% deutlich güns-

tiger ausfällt.  

Derzeit wird der regionale Arbeitsmarkt trotz vieler Herausforderung für die Betriebe 

noch als robust eingeschätzt. Angesichts des Fachkräftemangels versuchen die Un-

ternehmen trotz der „Auftragsdellen“ ihre Belegschaften weiter zu beschäftigen.  
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Die Unternehmen blicken insgesamt im IHK Bezirk Aachen pessimistisch in das Jahr 

2024. Die Geschäftserwartungen sind trüb und bleiben negativ, wenngleich die Ist-

Situation in Bezug auf die Geschäftslage noch positiv besprochen wird. Aufgrund der 

negativen Zukunftserwartungen ist nicht davon auszugehen, dass es zu einem spür-

baren Anstieg der Mitarbeiterzahlen kommen wird. Dies gilt auch bereits deswegen, 

weil die Investitionspläne auf niedrigem Niveau bleiben, der Fachkräftemangel limi-

tierender Faktor ist und die Inlandsnachfrage schwächelt, weil die Konsumenten sich 

zurückhalten.  

Die weiterhin inflationsbedingt hohen Baukosten und die Bauzinsen belasten unver-

ändert im Baugewerbe bzw. bei den Immobilieninvestoren die Entscheidungssituati-

onen. Angesichts dessen sind die Renditeaussichten am Bau belastet und bremsen 

die Baukonjunktur – insbesondere den Wohnungsneubau. 

 

Geschäftsverlauf 

Public-Leasing  

Das Geschäftsjahr 2023 war das 13. Geschäftsjahr, nachdem der Beschluss gefasst 

wurde, kein Neugeschäft mehr zu akquirieren und das bestehende Leasingvolumen 

ressourcenschonend abzuwickeln. In diesem Sinne haben die Gremien der WFG zum 

Jahreswechsel 2010/2011 beschlossen, die damals im Bestand gehaltenen Engage-

ment bis zu ihrem Auslaufende weiterzuführen und keine neuen Leasingverträge 

mehr einzugehen. Im Jahr 2023 ist erneut Geschäfts- und damit auch Risikovolumen 

abgebaut worden. Der letzte verbliebende Leasingnehmer kam seinen vertraglich ver-

einbarten Pflichten im Berichtsjahr nach.  

Zum Jahresultimo lag das Volumen an Forderungen gegenüber den Leasingnehmern 

bei rund 711 T€. (Vorjahr: ca. 828 T€). Die Vertragsparteien vereinbarten eine Auflö-

sung des Engagements, die im ersten Quartal 2024 vollzogen wurde. 

Vermietung  

Das letzte im Portfolio der WFG verbliebene Vermietungsobjekt der Gesellschaft (KuK) 

ist mit Gewinn zur Jahresmitte 2023 verkauft worden. 

Kauf von Umlaufvermögen  

Die Gesellschaft erwarb, mit Verkaufsabsicht im Geschäftsjahr 2023, Glasfaserhaus-

anschlüsse, die der Verbesserung der Infrastruktur in der StädteRegion Aachen die-

nen. Der zugehörige Verkaufsvorgang mit 100 % der Erwerbsmenge hat bereits im 

zweiten Quartal 2024 stattgefunden. Der seinerzeitige Kaufpreis wurde gestundet. 

Die Veräußerung erfolgte 2024 mit Gewinn. 
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Kommentierung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 

Vermögens- und Finanzlage  

Das restliche bzw. verbliebene Anlagevermögen besteht im Wesentlichen aus Sach-

anlagevermögen aus dem Bereich EDV und ist mit einem Restbuchwert von rund  

TEUR 13 (Vorjahr: TEUR 142) zu beziffern. Unter den Neuanschaffungen des Ge-

schäftsjahrs findet sich eine Firewall inkl. Hardware in Höhe von rund 22 TEUR. Hierbei 

ist eine Nutzungsdauer von einem Jahr zugrunde gelegt.  

Die unter den Vorräten ausgewiesenen fertigen Erzeugnisse und Waren resultieren 

aus einem Asset-Kaufvertrag (TEUR 12.500).  

Bei den Forderungen und sonstigen Vermögensgegenständen, die insgesamt  

TEUR 3.541 betragen (Vorjahr: TEUR 2.100) dominiert die Forderung aus Umsatz-

steuer (TEUR 2.375). Die Forderung aus dem verbliebenen Public-Leasing-Vertrag ist 

gegenüber dem Vorjahr um TEUR 117 auf TEUR 711 gesunken. Die Minderung der 

Forderungen aus Public-Leasing-Verträgen ist auf erbrachte planmäßige Tilgungs-

leistungen zurückzuführen.  

Der Bestand an liquiden Mitteln hat sich von rund TEUR 1.014 um TEUR 836 auf  

TEUR 1.850 erhöht. Die nachfolgende Kapitalflussrechnung gibt einen Überblick über 

die Herkunft und Verwendung der finanziellen Mittel der Gesellschaft. 

 

 

Finanzlage (Kapitalflussrechnung)  
 31.12.2023 

T€ 
 

Jahresüberschuss 183 
Abschreibungen auf Gegenstände des Anlagevermögens 17 
Zunahme der Rückstellungen 13 
Zunahme der Vorräte -12.500 
Abnahme der Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 14 
Abnahme der Forderungen aus Public-Leasing-Verträgen 117 
Zunahme der sonstigen Vermögensgegenstände -1.572 
Abnahme der Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten -405 
Zunahme der Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 14.883 
Abnahme der sonstigen Verbindlichkeiten inkl. RAP -26 
Laufende Geschäftstätigkeit 724 
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Anlagenabgänge zu Buchwerten 135 
Auszahlungen für Investitionen in das Sachanlagevermögen -22 
Investitionstätigkeit 113 
  
Liquide Mittel am Anfang der Periode 1.014 
Zahlungswirksame Veränderungen 836 
Liquide Mittel am Ende der Periode 1.850 

 

Das Eigenkapital hat sich gewinnbedingt gegenüber dem Vorjahr erhöht. 

Die Verbindlichkeiten sind von TEUR 420 um TEUR 14.479 auf TEUR 14.899 aufgrund 

des gestundeten Kaufpreises im Zusammenhang mit dem Asset-Kaufvertrag gestie-

gen.  

Insgesamt erhöht sich die Bilanzsumme von TEUR 3.257 um TEUR 14.648 auf  

TEUR 17.905. 

 

Kennzahlen zur Vermögens- und Kapitalstruktur:  

Anlagenintensität 

Formel: Anlagevermögen x 100 / Gesamtvermögen  

 Geschäftsjahr 

T€ 

Vorjahr  

T€ 

Anlagevermögen 13 142 

Gesamtvermögen  17.905 3.257 

Anlagenintensität in % 0 4 

 

Eigenkapitalanteil 

Formel: Eigenkapital x 100 / Gesamtkapital 

 Geschäftsjahr 

T€ 

Vorjahr  

T€ 

Eigenkapital 2.972 2.789 

Gesamtkapital 17.905 3.257 

Eigenkapital in % 17 86 

 

 

 



266 
 

Verschuldungsgrad 

Formel: Fremdkapital x 100 / Eigenkapital 

 Geschäftsjahr 

T€ 

Vorjahr  

T€ 

Fremdkapital 14.933 441 

Eigenkapital 2.972 2.789 

Verschuldungsgrad in % 502 16 

 

Ertragslage  

Die Umsatzerlöse sind gegenüber dem Vorjahr um TEUR 53 auf TEUR 77 gesunken. 

Nach dem Ende des Leasing-Neugeschäftes reduzieren sich im Wesentlichen planmä-

ßig und tilgungsbedingt die Einnahmen aus Zinsüberschüssen. Darüber hinaus sind 

die Mieteinnahmen im zweiten Halbjahr 2023 aufgrund des Verkaufs des letzten Mie-

tobjektes weggefallen.  

Die sonstigen betrieblichen Erträge sind hauptsächlich aufgrund des Abgangs des 

verkauften Mietobjektes aus dem Anlagevermögen um TEUR 169 auf TEUR 174 ge-

stiegen. Der Verkaufspreis für das Kunst- und Kulturzentrum Monschau lag höher als 

der Restbuchwert. Aus der Transaktion resultiert ein Gewinn in Höhe von TEUR 165. 

Der Personalaufwand, der Materialaufwand sowie die sonstigen betrieblichen Aufwen-

dungen haben sich in Summe um TEUR 13 verringert.  

Die Gesellschaft erzielte im Geschäftsjahr 2023 ein Ergebnis vor Ertragsteuern und 

Gesellschafterzuschüssen in Höhe von TEUR 113 (Vorjahr: TEUR -32).  

Unter Berücksichtigung der im Vergleich zum Vorjahr unveränderten Gesellschafter-

zuschüsse (TEUR 70 sogenannte Sockelförderung) erzielt die Gesellschaft im Ge-

schäftsjahr 2023 einen Jahresüberschuss in Höhe von TEUR 183 (Vorjahr: TEUR 38). 

 01.01. bis 

31.12.2023 

01.01. bis 

31.12.2022 

Veränderung 

zum Vorjahr  

 T€ % T€ % T€ 

Umsatzerlöse 77 100,00 131 100,00 -53 

+/- Bestandsveränderung 0 0,00 0 0,00 0 

= Gesamtleistung 77 100,00 131 100,00 -54 

+ sonstige betriebliche Er-

träge 

174 224,56 5 3,68 169 

- Materialaufwand 12 15,60 27 21,00 -16 

- Personalaufwand 69 89,41 60 46,26 9 
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- Abschreibungen 17 21,55 9 6,83 8 

- sonstige betriebliche 

Aufwendungen 

59 75,59 65 49,65 -6 

= Betriebsergebnis 94 122,42 -26 -20,06 121 

+/- Beteiligungs-/Finan-

zergebnis 

18 23,67 -6 -4,53 24 

= Ergebnis vor Steuern 113 146,08 -32 -24,59 145 

- Steuern vom Einkommen 

und vom Ertrag 

0 0,00 0 0,00 0 

+ Gesellschafterzuschüsse 70 90,41 70 53,63 0 

= Jahresergebnis 183 236,49 38 29,04 145 

 

Prognosebericht  

Insgesamt wird für das Jahr 2024 ein ausgeglichenes Jahresergebnis erwartet. 

Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 

Die WFG konzentriert sich auch in 2024 darauf, dass verbliebene Geschäftsvolumen 

abzubauen. Die Verbindlichkeit, die im Zusammenhang mit dem Ankaufsvorgang der 

Glasfaserhausanschlüsse entstand, besteht nach dem Verkauf nicht mehr. 

Risikoberichterstattung über die Verwendung von Finanzinstrumenten  

Die Gesellschaft verfügt nicht über risikotragende Finanzinstrumente wie Swaps. Der-

artige Risiken sind in den vergangenen Jahren planmäßig und schadensfrei abgebaut 

worden. Im Übrigen ist die WFG weitestgehend fristen- und größenkongruent refi-

nanziert. 

 

Organe und deren Zusammensetzung 

Geschäftsführung: Herr Prof. Dr. Axel Thomas 

 

Vertreter der StädteRegion in der Gesellschafterversammlung:  

Herr Dr. Tim Grüttemeier  Städteregionsrat 

Herr Manfred Bausch Städteregionstagsmitglied  

Frau Ulla Thönnissen Städteregionstagsmitglied 

Frau Karin Schmitt-Promny Städteregionstagsmitglied 

Herr Karl-Heinz Hermanns Städteregionstagsmitglied 

Herr Thomas Claßen Kämmerer der StädteRegion Aachen 
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Vorliegen eines Gleichstellungsplanes nach § 2 Absatz 2 und § 5 LGG 

Gemäß § 2 Absatz 2 LGG haben die Gemeinden und Gemeindeverbände beziehungs-

weise ihre Vertreterinnen und Vertreter in den Unternehmensgremien bei der Grün-

dung von Unternehmen in Rechtsformen des privaten Rechts in unmittelbarer und 

mittelbarer Beteiligung dafür Sorge zu tragen, dass die entsprechende Anwendung 

des LGG in der Unternehmenssatzung verankert wird.  

Gehört einer Gemeinde oder einem Gemeindeverband allein oder gemeinsam mit an-

deren Gebietskörperschaften die Mehrheit der Anteile eines Unternehmens in einer 

Rechtsform des privaten Rechts, wirken die Vertreterinnen und Vertreter darauf hin, 

dass in dem Unternehmen die Ziele des LGG beachtet werden. Dies gilt sowohl für 

unmittelbare als auch für mittelbare Beteiligungen. Für Unternehmen, die auf eine 

Beendigung ihrer Geschäftstätigkeit ausgerichtet sind, findet § 2 Absatz 2 LGG keine 

Anwendung.  

Ein Gleichstellungsplan nach § 5 LGG muss nicht erstellt werden. Eine Dienststelle ist 

erst mit mindestens 20 Beschäftigten dazu verpflichtet im Rahmen ihrer Zuständigkeit 

für Personalangelegenheiten einen Gleichstellungsplan zu erstellen. Die Anzahl von 

mindestens 20 Beschäftigten wird nicht erreicht.   
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3.4.4.1.2 Aachener Kreuz Merzbrück GmbH & Co.KG 
 

Optional: Basisdaten 

Anschrift Klosterstraße 33, 52146 Würselen 

Gründungsdatum 15.10.1999 

 

Zweck der Beteiligung 

Zweck der Aachener Kreuz Merzbrück GmbH & Co KG ist der Erwerb, die Aufbereitung, 

die Entwicklung, die Erschließung und Vermarktung von Gewerbeflächen im Bereich 

des Flugplatzes Merzbrück in Würselen. 

 

Ziel der Beteiligung und Erfüllung des öffentlichen Zwecks 

Aufgrund der zentralen Lage des Gebietes in der Region Aachen sollen insbesondere 

Unternehmensansiedlungen gefördert werden, die zum einen ihre Wertschöpfung au-

ßerhalb der Region finden, zum anderen soll Firmen ein Flächenangebot unterbreitet 

werden, die an ihrem derzeitigen Standort keine Entwicklungsmöglichkeiten haben.  

Die Gesellschaft kann alle Geschäfte betreiben, die dem Gesellschaftszweck unmit-

telbar oder mittelbar zu dienen geeignet sind.  

Das Unternehmen ist so zu führen, zu steuern und zu kontrollieren, dass der öffent-

liche Zweck nachhaltig erfüllt wird. Es soll einen Ertrag für die Gesellschafter abwer-

fen, soweit dadurch die Erfüllung des Gesellschaftszwecks nicht beeinträchtigt wird.  

Der Jahresüberschuss der Gesellschaft soll so hoch sein, dass außer den für die tech-

nische und wirtschaftliche Entwicklung der Gesellschaft notwendige Rücklagen min-

destens eine marktübliche Verzinsung des Eigenkapitals erwirtschaftet wird.  
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Darstellung der Beteiligungsverhältnisse 

Anteilseigner der Aachener Kreuz Merzbrück GmbH & Co. KG Würselen  

Stammkapital: 6.025.200,00 € 

Mitglieder Anteil in % Anteil in € 

StädteRegion Aachen 50,00 3.012.600,00 

Stadtentwicklung Würselen GmbH & Co. KG 50,00 3.012.600,00 

 100,00 6.025.200,00 

 

Beteiligungen der Aachener Kreuz Merzbrück GmbH & Co. KG Würselen 

Anteile an verbundenen Unternehmen 

Keine Anteile an verbundenen Unternehmen vorhanden. 

 

Darstellung der wesentlichen Finanz- und Leistungsbeziehungen 

Die Finanz- und Leistungsbeziehungen sind in der Tabelle unter Punkt 3.3 dargestellt.  

 

 

Übersicht über den Stand der Verbindlichkeiten und die Entwicklung des Eigenkapitals 

Vermögenslage 

Aktiva 

 2023 

 

-in € - 

2022 

 

-in € - 

Veränderung 

zum Vorjahr 

-in € - 

Anlagevermögen 1.544.286,92 1.564.300,92 -20.014,00 

Umlaufvermögen 18.047.190,78 15.075.266,87 2.971.923,91 

Aktive Rechnungsabgren-

zungsposten 

5.632,99 7.285,85 -1.652,86 

Bilanzsumme 19.597.110,69 16.646.853,64    2.950.257,05 
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Entwicklung der Gewinn- und Verlustrechnung 2023 

 2023 

 

-in €-  

2022 

 

-in € - 

Veränderung 

zum Vorjahr 

-in € -  

1. Umsatzerlöse 1.853.485,65 256.607,00 1.596.878,65 

2. Erhöhung oder Verminde-

rung des Bestands an fertigen 

und unfertigen Erzeugnissen 

5.739.206,00 1.043.887,87 4.695.318,13 

3. Sonstige betriebliche Er-

träge 

7,20 1.216,70 -1.209,50 

4. Materialaufwand 7.405.633,25 1.031.986,91 6.373.646,34 

5. Abschreibungen 862.842,71 19.006,44 843.836,27 

6. Sonstige betriebliche Auf-

wendungen  

147.629,28 136.314,27 11.315,01 

7. Sonstige Zinsen und ähnli-
che Erträge 

32.908,89 1.341,67 31.567,22 

8. Zinsen und ähnliche Auf-

wendungen 

112.959,18 106.090,34 6.868,84 

9. Ergebnis nach Steuern -903.456,68 9.655,28 -913.111,96 
10. Jahresfehlbetrag/ -über-

schuss 

-903.456,68 9.655,28 -913.111,96 

 

Kapitallage 

Passiva 

 2023 

 

-in € - 

2022 

 

-in €- 

Veränderung 

zum Vorjahr 

-in € - 

Eigenkapital 11.171.542,28 12.074.998,96 -903.456,68 

Sonderposten - - - 

Rückstellungen 14.510,00 15.626,60 -1.116,60 

Verbindlichkeiten 8.405.647,04 4.549.905,60 3.855.741,44 

Passive Rechnungsabgren-

zungsposten 

5.411,37 6.322,48 -911,11 

Bilanzsumme 19.597.110,69 16.646.853,64    2.950.257,05 
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Kennzahlen  

 2023 

 

-in % - 

2022 

 

-in % - 

Veränderung zum 

Vorjahr 

-in % - 

Eigenkapitalquote 57,01 72,54 -15,53 

Eigenkapitalrentabilität -8,09 0,08 -8,17 

Anlagendeckungsgrad 2 1.004,45 1.049,35 -44,9 

Verschuldungsgrad 75,42 37,86 37,56 

Umsatzrentabilität -48,74 3,76 -52,5 

 

Personalbestand 

Zum Stichtag 31.12.2023 waren 0 Mitarbeiter_innen (Vorjahr: 0) für das Unternehmen 

tätig. 

 

Geschäftsentwicklung für das Geschäftsjahr 2023 

I. Darstellung des Geschäftsverlaufs 

Zweck der Aachener Kreuz Merzbrück GmbH & Co KG ist der Erwerb, die Aufbereitung, 

die Entwicklung, die Erschließung und Vermarktung von Gewerbeflächen im Bereich 

des Flugplatzes Merzbrück in Würselen. Die aus dem Gesellschaftsvertrag resultie-

renden Verpflichtungen zur Einhaltung des öffentlichen Zwecks der Gesellschaft und 

die Erreichung dieses Zweckes wurden im Berichtsjahr erfüllt. 

Nachdem im Jahr 2014 die Kaufverträge über den Erwerb der wesentlichen Grund-

stücksflächen abgeschlossen werden konnten, ist es der Gesellschaft gelungen, alle 

weiteren Flächen des neuen Gewerbegebietes zu erwerben, so dass die AKM mit der 

Rechtskraft des Bebauungsplanes über das Gesamteigentum der Entwicklungsflächen 

verfügt. Der Übergang von Besitz, Nutzen, Lasten und Gefahren der mit Kaufverträgen 

aus dem Jahr 2014 erworbenen Grundstücksflächen der StädteRegion Aachen (teil-

weise), Stadtentwicklung Würselen GmbH & Co KG und Sparkassen Immobilien GmbH 

ist mit der Rechtskraft des Bebauungsplanes 182 der Stadt Würselen im September 

2020 und mit Zahlung der fälligen Kaufpreise erfolgt. Darüber hinaus wurden im Jahr 

2020 noch geringfügige Flächenarrondierungen im Geltungsbereich des Bebauungs-

planes 182 durch den Erwerb kleinerer Parzellen und des sogenannten Grünweges 

entlang der K 34 vorgenommen.  
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Die Geschäftstätigkeit der Gesellschaft war zunächst neben der laufenden Arbeit im 

Rahmen der Vermietung der Bestandsimmobilien und der Verpachtung von Freiflä-

chen im Wesentlichen darauf ausgerichtet, die Rechtsverbindlichkeit des Bebauungs-

planes 182 der Stadt Würselen herbeizuführen. Durch die Geltendmachung von Be-

denken im Hinblick auf die Verkehrssituation der L 223 bzw. der BAB-Auf- und –

abfahrten an der A 44 durch Straßen NRW im Dezember 2019 musste die Verkehrs-

führung innerhalb des Plangebietes noch einmal dahingehend angepasst werden, 

dass die Verbindungsstraße zwischen dem Bestandsbereich und dem neuen Planbe-

reich, die ursprünglich gepollert werden sollte, für den Verkehr geöffnet wird. 

Diese Änderung zog auch noch einmal eine gesonderte Betrachtung der Entwässerung 

nach sich. Insgesamt konnten die Auswirkungen allerdings als unwesentlich bewertet 

werden, so dass durch den Beschluss des Rates der Stadt Würselen am 01.09.2020 

der Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan 182 der Stadt Würselen (Gewerbegebiet 

Aero-Park 1) gefasst wurde. Der Bebauungsplan ist mit seiner Bekanntmachung im 

Amtsblatt der Stadt Würselen am 11.09.2020 rechtsverbindlich geworden.  

Unmittelbar danach hat das beauftragte Ingenieurbüro mit der Erstellung der Ent-

wurfsplanung für die Erschließung (Straßenbau und Entwässerung) begonnen. 

Im Zusammenhang mit dem Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan wurden auch die 

Regelungen zum Artenschutz und zum ökologischen Ausgleich im Bereich Duffeshei-

der Weg flächenmäßig umgesetzt. 

Bereits im Jahr 2018 wurde zur Entwicklung des Aero-Parks 1 (Bebauungsplan 182 

der Stadt Würselen) das Eigenkapital der Gesellschaft um 6,0 Mio. Euro erhöht und es 

wurden Darlehensverträge über insgesamt 4,5 Mio. Euro insbesondere zur Deckung 

der anfallenden Grunderwerbskosten und der Erschließungskosten abgeschlossen. 

Mit der Umsetzung des Planfeststellungsbeschlusses zur Verschwenkung und Verlän-

gerung der Start- und Landebahn des Verkehrslandeplatzes Merzbrück und der ent-

sprechenden Ausbauförderung durch das Land NRW war schließlich die schwerpunkt-

mäßige Ausrichtung des Flugplatzes als Forschungsflugplatz verbunden. Dies wiede-

rum hat ein nachhaltiges Interesse der Aachener Hochschulen und deren Kooperati-

onspartner geweckt, sich im Gewerbegebiet entlang der Flightline mit eigenen For-

schungsvorhaben und Gebäuden ansiedeln zu wollen. 

Im Zusammenhang mit den aus dem Strukturstärkungsgesetz Kohleregionen zu er-

wartenden Fördermitteln wird aktuell die Entwicklung des Gesamtstandortes Merz-

brück mit seinen rund 80 Hektar an Gewerbefläche vor dem Hintergrund einer aus-

schließlichen Aviation-Ausrichtung diskutiert. Ergänzt werden soll die Standortent-

wicklung um die Errichtung eines Mobilitäts-HUB’s. 
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Die StädteRegion Aachen hat dazu im Dezember 2020 die Ausarbeitung eines Mas-

terplanes auf der Grundlage eines Zuwendungsbescheides der Bezirksregierung Köln 

vergeben. 

Durch die Entwicklung des Gesamtstandortes Merzbrück zum NRW-Cluster Luftfahrt 

mit Forschungsflugplatz und Mobilitäts-HUB soll auf Merzbrück eine einzigartige 

Kompetenzbündelung von Forschung und Wirtschaft erfolgen. Dabei werden hin-

sichtlich der Themenkomplexe Innovativität, Nachhaltigkeit und Wirtschaftlichkeit 

völlig andere Standortvoraussetzung eingefordert, als diese bislang über den Bebau-

ungsplan 182 definiert wurden. 

Der Masterplan beinhaltet deshalb auch einen technischen Masterplan, der sich in-

tensiv einem ganzheitlichen und gewerkeübergreifenden Planungskonzept zur Ent-

wicklung von Liegenschaften und Quartieren der nächsten Generation widmet. Dabei 

sind die Themen Co2-neutrale-Energieversorgung, Digitalisierung und Smartness, 

Wasser, Mobilität, Abfall und Logistik, Infrastrukturkanäle, Komfort, Circular-Eco-

nomy und Fördermittelrecherche in den Fokus der Betrachtung gerückt. 

Eine weitgehende Berücksichtigung der aus dem vorliegenden Masterplan resultie-

renden Vorgaben soll im Rahmen der Südflächenentwicklung (Süd und Gewerbeflä-

chenpool) erfolgen. 

Im Hinblick auf den rechtsverbindlichen Bebauungsplan 182 der Stadt Würselen wur-

den zwischenzeitlich entsprechende Anpassungen definiert, die im Rahmen von Än-

derungsverfahren das bestehende Planungsrecht ergänzen sollen. Seitens der Stadt 

Würselen wurde so am 07.12.2021 ein Änderungsverfahren zur Anpassung der Bau-

höhe auf zukünftig 23 m zuzüglich technischer Aufbauten und Anlagen initiiert. Den 

entsprechenden Satzungsbeschluss dazu hat der Rat der Stadt Würselen am 

21.06.2022 gefasst.  

Das zweite Änderungsverfahren wird sich im Wesentlichen auf eine Anpassung des 

Straßenquerschnitts der inneren Verkehrsflächen im Plangebiet, der Anpassung des 

Straßenverlaufs sowie der Verkehrsflächenausweisung und einer Nutzungsänderung 

im Bereich des Innovation Villages sowie der Stellplatzzuweisung und dem Stellplatz-

schlüssel beziehen, während im dritten Änderungsverfahren die Anbindung des Plan-

gebietes an die L 223 verbessert werden soll. 

Zum 2. Änderungsverfahren hat der Ausschuss für Umwelt, Stadtentwicklung und Mo-

bilität am 13.12.2022 seinen Aufstellungsbeschluss gefasst. 

Vor dem Hintergrund, dass erste potenzielle Erwerber im Bereich der Flightline mit 

Anbindung an den Verkehrslandeplatz Aachen-Merzbrück bereits im September 2022 

mit der Realisierung erster Baumaßnahmen beginnen wollten, wurden am 26.04.2022 
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für diesen Bereich die ersten fünf Kaufverträge notariell beurkundet. Um die Erschlie-

ßung an der Flightline bis dorthin sicherstellen zu können, hat der Aufsichtsrat der 

Aachener Kreuz Merzbrück GmbH & Co. KG mit Beschlussfassung vom 05.07.2022 

beschlossen, dort die Erschließung vorzuziehen und entsprechende Aufträge für den 

Kanal- und Straßenbau zu erteilen. 

Nach Durchführung der Ausschreibung wurden die entsprechenden Leistungen zur 

Realisierung des ersten Bauabschnitts im Aero-Park 1 an die Willy Dohmen GmbH & 

Co. KG vergeben. 

Die Gesellschaft konnte mit nicht unwesentlichen zusätzlichen Investitionen die Er-

schließung der Kaufgrundstücke sicherstellen und am 02.09.2022 eine offizielle Er-

öffnung der Baustraße durch den NRW-Verkehrsminister Oliver Krischer und den Re-

präsentanten der Gesellschafter begehen. 

Die Käufer der Grundstücke sind bislang ihren vertraglichen Verpflichtungen zur Ein-

reichung eines vollständigen und genehmigungsfähigen Bauantrages bei der Stadt 

Würselen innerhalb von 12 Monaten nach der Beurkundung nicht nachgekommen. 

Zum Vergabeverfahren über die Ausführung der Erschließungsleistungen für den 

zweiten Bauabschnitt Aero-Park 1 erfolgte am 29.11.2022 die Angebotsöffnung. Auf 

der Grundlage der Auswertung der Angebote erfolgte am 09.01.2023 die Vergabe der 

Kanal- und Straßenbauarbeiten für den zweiten Bauabschnitt des Aero-Park 1. 

Zur Finanzierung der Erschließungskosten haben die Gesellschafter der Gesellschaft 

mit Vertrag vom 06.10.2022 einen Zuschuss von 6,0 Mio. Euro in Form einer zweck-

gebundenen Kapitalrücklage gewährt, der spätestens zum 31.12.2037 vollständig 

zurückzuführen ist. 

Zur Finanzierung des Weiteren Grunderwerbs insbesondere auch zur Sicherstellung 

der Erschließung für den Aero-Park 2 haben die Gesellschafter darüber hinaus mit 

Darlehensverträgen aus dem Oktober 2023 weitere 10,8 Mio. Euro zur Verfügung ge-

stellt.  

Die Endfälligkeit dieser Darlehen ist für den 30.06.2029 vereinbart. Erste Kaufverträge 

über den Erwerb entsprechender Grundstücksflächen wurden zwischenzeitlich nota-

riell beurkundet. 

Die Erschließung des Aero-Park 1 verläuft planmäßig und ist weitgehend Mitte 2024 

soweit abgeschlossen, dass über den Flightline-Bereich hinaus auch auf den übrigen 

Grundstücken im Aero-Park 1 die Realisierung von Bauvorhaben erfolgen kann.  

Die weitere Vermarktung der Gewerbeflächen ist gestartet. Mit Kaufvertrag vom 

30.08.2023 hat Access ein 15.664 m² großes Grundstück im Aero-Park 1 für den 
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Aufbau einer ökoeffizienten, digitalen und automatisierten Feingussroute für die Her-

stellung hocheffizienter Luftfahrtkomponenten im Production Launch Center Aviation 

erworben. Es handelt sich dabei im Übrigen um das erste geförderte Strukturwandel-

projekt im Aero-Park 1. 

 

II. Darstellung der Lage 

Im Anlagevermögen wird das bebaute Grundstück nebst den vermieteten Gebäuden 

in Höhe 1.538.094,92 € (7,85%) aktiviert. Im Umlaufvermögen werden im Wesentli-

chen die zu erschließenden Grundstücke des Gewerbegebietes Aachener Kreuz Merz-

brück Nord und Süd in Höhe von 13.447.506,05 € einschließlich der vorgenommenen 

Wertberichtigung (68,62%) sowie die Guthaben bei Kreditinstituten in Höhe von 

4.431.260,71 € (22,61%) ausgewiesen. Das Guthaben bei Kreditinstituten beinhaltet 

einen Betrag in Höhe von 40.626,83 €, das als Treuhandkonto die Kautionen der Mie-

ter umfasst sowie einen weiteren Betrag in Höhe von 370,95 €, der als Kaution ver-

bucht, jedoch noch nicht dem Mietkautionskonto gutgeschrieben wurde. 

Der zusammengefasste Betrag (40.997,78 €) wird auf der Passivseite als sonstige 

Verbindlichkeiten ausgewiesen. Versicherungsbeiträge, Miete für ein Werbegerüst 

und die Kosten des Webhostings für das Jahr 2024, die bereits im Jahr 2023 bezahlt 

wurden, sind als aktiver Rechnungsabgrenzungsposten verbucht.  

Die Passivseite wird im Wesentlichen durch die Kommanditeinlagen in Höhe von 

6.025.200,00 € (30,75%) und die satzungsmäßigen Rücklagen in Höhe von 

6.049.798,96 € (30,97%) strukturiert. Die Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstitu-

ten belaufen sich auf 4.412.477,64 € (22,52%). Die Verbindlichkeiten aus dem End-

ausbau AeroPark 1 wurden im Jahr 2023 neu passiviert und betragen 3.893.445,79 € 

(19,87%). Verbindlichkeiten gegenüber der Komplementärin bestehen in Höhe von 

17.999,10 €.  

Die Erlöse wurden durch die Vermietung der im Besitz der Gesellschaft stehenden 

Gebäude, Zinseinnahmen in Höhe von ca. T€ 33 sowie aus der Veräußerung eines 

Grundstückes (T€ 1.566) erzielt. Dem Veräußerungserlös aus dem Grundstück steht 

der Abgang von Grundstücksflächen mit einem Wert in Höhe von 1.670.002,08 € ge-

genüber. Die Erlöse aus den Zins- und Mieteinnahmen decken aktuell die laufenden 

Kosten der Gesellschaft. Die außergewöhnliche Abschreibung auf das Umlaufvermö-

gen hat das Ergebnis mit 842.175,56 € belastet.  

Die Zahlungsfähigkeit der Gesellschaft war im Geschäftsjahr zu jeder Zeit gegeben.  

Die Prognose des Vorjahres (ausgeglichenes Ergebnis) wurde aufgrund der obigen 

Sondereffekte nicht erreicht.  
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Für das laufende Geschäftsjahr wird – ohne außergewöhnliche Aufwendungen - mit 

einem ähnlichen Ergebnis (+ 40.000,00 €) gerechnet. 

 

III. Voraussichtliche Entwicklung, Risiken und Chancen 

Durch den Erwerb der Grundstücksflächen, dem entsprechenden Planungsrecht und 

der Erschließung entsteht mit dem Aero-Park 1 ein multimodales und attraktives Ge-

werbegebiet mit dem Schwerpunkt einer Aviation-Ausrichtung. 

Durch den vorhandenen Verkehrslandeplatz Aachen-Merzbrück, die hervorragenden 

Autobahnanbindungen sowie den beabsichtigten Anschluss des Gewerbegebietes an 

die Euregiobahn bzw. die geplante Anbindung an die Regio-Tram wird von einer zü-

gigen und weitgehenden Vermarktung der Erschließungsflächen ausgegangen.  

Durch die länger andauernde Erschließungsphase der Grundstücke besteht das Risiko, 

dass die Veräußerungserlöse der Gesellschaft sukzessive zufließen. Damit ist ein hö-

herer Zwischenfinanzierungsbedarf gegeben, der die Gesellschaft bei steigenden 

Zinskonditionen mit höheren Zinsleistungen belasten wird.  

Zur mittelfristigen Sicherstellung der Liquidität der Gesellschaft insbesondere vor dem 

Hintergrund steigender Zinslasten und dem zusätzlichen Grunderwerb für die Ent-

wicklungsbereiche Aero-Park 2 und Aero-Park 3 waren unmittelbare Abstimmungen 

mit den Gesellschaftern vorzunehmen. Dazu wird auf die unter der Darstellung des 

Geschäftsverlaufs verwiesenen Finanzierungen durch die Gesellschafter in Form eines 

jeweiligen Zuschusses und jeweiligen Darlehens verwiesen. 

Im Rahmen des Strukturwandels hat die Gesellschaft für die Entwicklung des Teilab-

schnitts Aero-Park 3 am 25.11.2021 einen ersten Fördermittelantrag „Revier Gestal-

ten“ eingereicht. Dazu erfolgte am 29.07.2022 noch einmal eine entsprechende Über-

arbeitung durch die Gesellschaft. Vor dem Hintergrund, dass die Förderrichtlinien und 

das Fördermittelvergabeverfahren seitens des Fördermittelgebers zwischenzeitlich 

ebenfalls noch einmal nachjustiert werden, steht eine weitere Aktualisierung zur Mit-

telbeantragung an. Dabei wird die Gesellschaft auch eine Einbeziehung des Flächen-

erwerbs aus dem Aero-Park 3, der der Sicherstellung der Erschließung des Aero-Park 

2 dient, berücksichtigen.  

Die Geschäftsführung kann derzeit weiterhin keine abschließende Beurteilung darüber 

abgeben, ob und in welchem Umfang gegebenenfalls Fördermittel aus dem Struktur-

wandel für eine Vorhabenrealisierung zur Verfügung stehen werden. 
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Organe und deren Zusammensetzung 

Geschäftsführung: Herr Marc Knisch 

 

Vertretung der StädteRegion im Aufsichtsrat:  

Frau Josefine Lohmann  Städteregionstagsmitglied  

 

Vertretung der StädteRegion in der Gesellschafterversammlung:  

Frau Katrin Feldmann Städteregionstagsmitglied  

 

Information der Öffentlichkeit über die Zusammensetzung von Aufsichts- und Ver-

waltungsräten nach Geschlecht 

Gemäß § 12 Absatz 6 des Gesetzes über die Gleichstellung von Frauen und Männern 

für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesgleichstellungsgesetz – LGG) ist die Öffent-

lichkeit über die Zusammensetzung von Aufsichts- und Verwaltungsräten nach Ge-

schlecht regelmäßig in geeigneter Form zu unterrichten.  

Dem Aufsichtsrat der Aachener Kreuz Merzbrück GmbH & Co. KG gehört zum Stichtag 

31.12.2023 von den insgesamt 2 Mitgliedern eine Frau an (Frauenanteil 50 %).  

Damit wird der im § 12 Absatz 1 LGG geforderte Mindestanteil von Frauen in Höhe 

von 40 Prozent erreicht. 

 

Vorliegen eines Gleichstellungsplanes nach § 2 Absatz 2 und § 5 LGG 

Gemäß § 2 Absatz 2 LGG haben die Gemeinden und Gemeindeverbände beziehungs-

weise ihre Vertreterinnen und Vertreter in den Unternehmensgremien bei der Grün-

dung von Unternehmen in Rechtsformen des privaten Rechts in unmittelbarer und 

mittelbarer Beteiligung dafür Sorge zu tragen, dass die entsprechende Anwendung 

des LGG in der Unternehmenssatzung verankert wird.  

Gehört einer Gemeinde oder einem Gemeindeverband allein oder gemeinsam mit an-

deren Gebietskörperschaften die Mehrheit der Anteile eines Unternehmens in einer 

Rechtsform des privaten Rechts, wirken die Vertreterinnen und Vertreter darauf hin, 

dass in dem Unternehmen die Ziele des LGG beachtet werden. Dies gilt sowohl für 

unmittelbare als auch für mittelbare Beteiligungen. Da die Gesellschaft im Jahr 2023 
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keine Mitarbeiter bzw. Mitarbeiterinnen beschäftigte, ist das Vorliegen eines Gleich-

stellungsplanes entbehrlich.  
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3.4.4.1.3 Aachener Kreuz Merzbrück Verwaltungs GmbH 
 

Optional: Basisdaten 

Anschrift Klosterstraße 33, 52146 Würselen  

Gründungsdatum 12.10.1999 

 

Zweck der Beteiligung 

Gegenstand der Aachener Kreuz Merzbrück Verwaltungs-GmbH ist der Erwerb und 

die Verwaltung einer Beteiligung sowie die Übernahme der persönlichen Haftung und 

der Geschäftsführung an der bzw. für die Aachener Kreuz Merzbrück GmbH & Co. KG, 

die den Erwerb, die Aufbereitung, die Entwicklung, die Erschließung und Vermarktung 

von Gewerbeflächen im Bereich des Flugplatzes Merzbrück in Würselen zum Gegen-

stand hat.  

 

Ziel der Beteiligung und Erfüllung des öffentlichen Zwecks 

Die Gesellschaft kann alle Geschäfte betreiben, die dem Gesellschaftszweck unmit-

telbar oder mittelbar zu dienen geeignet sind. Die Gesellschaft ist so zu führen, zu 

steuern und zu kontrollieren, dass der öffentliche Zweck nachhaltig erfüllt wird. Sie 

soll einen Ertrag für die Gesellschafter abwerfen, soweit dadurch die Erfüllung des 

Gesellschaftszwecks nicht beeinträchtigt wird. Der Jahresüberschuss der Gesellschaft 

soll so hoch sein, dass außer den für die technische und wirtschaftliche Entwicklung 

der Gesellschaft notwendigen Rücklagen mindestens eine marktübliche Verzinsung 

des Eigenkapitals erwirtschaftet wird. 

 

Darstellung der Beteiligungsverhältnisse 

Anteilseigner der Aachener Kreuz Merzbrück Verwaltungs GmbH  

Stammkapital: 25.200,00 € 

Mitglieder Anteil in % Anteil in € 

StädteRegion Aachen 50,00 12.600,00 

Stadtentwicklung Würselen GmbH & Co. KG 50,00 12.600,00 

 100,00 25.200,00 
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Beteiligungen der Aachener Kreuz Merzbrück Verwaltungsgesellschaft mbH 

Anteile an verbundenen Unternehmen 

Keine Anteile an verbundenen Unternehmen vorhanden. 

 

Darstellung der wesentlichen Finanz- und Leistungsbeziehungen 

Die Finanz- und Leistungsbeziehungen sind in der Tabelle unter Punkt 3.3 dargestellt.  

 

Übersicht über den Stand der Verbindlichkeiten und die Entwicklung des Eigenkapitals 

Vermögenslage 

Aktiva 

 
2023 

-in € - 

2022 

-in € - 

Veränderung 

zum Vorjahr 

-in € - 

Anlagevermögen 0,00 0,00 0,00 

Umlaufvermögen 22.236,09 22.496,89 -260,80 

Aktive Rechnungsabgren-

zungsposten 

0,00 0,00 0,00 

Bilanzsumme 22.236,09  22.496,89    -260,80 

 

Kapitallage 

Passiva 

 
2023 

-in € - 

2022 

-in €- 

Veränderung 
zum Vorjahr 

-in € - 

Eigenkapital 20.108,49 20.359,29 -250,80 

Sonderposten 0,00 0,00 0,00 

Rückstellungen 2.127,60 2.137,60 -10,00 

Verbindlichkeiten 0,00 0,00 0,00 

Passive Rechnungsabgren-

zungsposten 

0,00 0,00 0,00 

Bilanzsumme 22.236,09  22.496,89    -260,80 
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Entwicklung der Gewinn- und Verlustrechnung 2023 

 2023 

-in € - 

2022 

-in € - 

Veränderung zum 

Vorjahr  

-in € - 

1. Sonstige betriebliche 

Erträge 
72.014,10 72.001,90 12,2 

2. Sonstige betriebliche 

Aufwendungen 
74.904,90 74.505,17 399,73 

3. Erträge aus Beteiligun-

gen  
2.640,00 2.640,00 0,00 

4. Ergebnis nach Steuern -250,80 136,73 -387,53 

5. Jahresüberschuss/-

fehlbetrag 
-250,80 136,73 -387,53 

 

Kennzahlen 

 2023 

 

-in % - 

2022 

 

-in % - 

Veränderung zum 

Vorjahr 

-in % - 

Eigenkapitalquote 90,43 90,50 -0,07 

Eigenkapitalrentabilität -1,25 0,67 -1,92 

Anlagendeckungsgrad 

2 

- - - 

Verschuldungsgrad 10,58 10,50 0,08 

Umsatzrentabilität 0 0,00 0,00 

 

Personalbestand 

Zum Stichtag 31.12.2023 waren 0 Mitarbeiter_innen (Vorjahr: 0) für das Unternehmen 

tätig.  

 

Geschäftsentwicklung für das Geschäftsjahr 2023 

Lagebericht  

Gegenstand der Aachener Kreuz Merzbrück Verwaltungs-GmbH ist der Erwerb und 

die Verwaltung einer Beteiligung sowie die Übernahme der persönlichen Haftung und 

der Geschäftsführung an der bzw. für die Aachener Kreuz Merzbrück GmbH & Co. KG, 

die den Erwerb, die Aufbereitung, die Entwicklung, die Erschließung und Vermarktung 
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von Gewerbeflächen im Bereich des Flugplatzes Merzbrück in Würselen zum Gegen-

stand hat. Auf Grund des geringen Umfangs der Geschäftstätigkeit der Gesellschaft 

wurde aus Kostengründen auf die Durchführung einer Jahresabschlussprüfung ver-

zichtet. Der im Rahmen der Abschlussprüfung der Aachener Kreuz Merzbrück GmbH 

& Co. KG beauftragte Wirtschaftsprüfer führte wie im Vorjahr auch eine plausible 

Durchsicht der Geschäftsunterlagen und des Jahresabschusses durch.  

Im Jahr 2015 hat die Aachener Kreuz Merzbrück GmbH & Co. KG, deren Komplemen-

tärin die Aachener Kreuz Merzbrück Verwaltungsgesellschaft mbH ist, die zu erschlie-

ßenden Grundstücke am Flugplatz Merzbrück weitgehend erwerben können. Im Jahr 

2016 wurden Verhandlungen mit den Grundstückseigentümern der noch benötigten 

Flächen geführt. Die Kaufverträge hierzu wurden Anfang 2017 beurkundet, so dass 

sich nunmehr alle für die Erschließung benötigten Grundstücke im Besitz der Aache-

ner Kreuz Merzbrück GmbH & Co. KG befinden. Dadurch hat die Aachener Kreuz 

Merzbrück GmbH & Co. KG seit diesem Zeitpunkt einen erhöhten Geschäftsbetrieb, 

der zum einen durch die laufende Vermietung der erworbenen Gebäude und zum 

anderen durch die Planungen für die Grundstückserschließungen bedingt ist. Dies 

führt bei der Berichtsfirma zu einem erhöhten Aufwand hinsichtlich der Geschäfts-

führung und der in diesem Zusammenhang stehenden Tätigkeiten. Zum 01.04.2015 

wurde daher der Wechsel der Geschäftsführung auf Herrn Manfred Zitzen im Rahmen 

eines Geschäftsbesorgungsvertrags mit der Stadtentwicklung Würselen GmbH & 

Co.KG von den Gesellschaftern beschlossen und vollzogen. Im Jahr 2020 wurde Herr 

Dr. Edgar Pasderski als Nachfolger von Herrn Manfred Zitzen zum Geschäftsführer 

ernannt. Mit Gesellschafterbeschluss vom 10.10.2022 wurde der bisherige Geschäfts-

führer, Dr. Edgar Pasderski, abberufen und Herr Marc Knisch im Rahmen seiner Tä-

tigkeit als Hauptgeschäftsführer der Stadtentwicklung Würselen GmbH & Co.KG als 

neuer Geschäftsführer bestellt. Herr Knisch ist von den Beschränklungen des § 181 

BGB befreit.  

Für diese Geschäftsbesorgung erhält die Stadtentwicklung Würselen GmbH & Co KG 

gemäß Vertrag vom 31.03.2015 ein monatliches Entgelt in Höhe von 6.000,00 € zu-

züglich der gesetzlichen Mehrwertsteuer. Diese Kosten werden der Aachener Kreuz 

Merzbrück GmbH & Co. KG monatlich in Rechnung gestellt. 

Gemäß Gesellschafterbeschluss der Aachener Kreuz Merzbrück GmbH & Co. KG vom 

27.10.2016 wurde die Haftungsvergütung mit Wirkung vom 01.01.2016 auf 7,5% des 

eingezahlten Stammkapital erhöht (vorher 5%), um die laufenden Kosten der Gesell-

schaft decken zu können.  
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Die Gesellschaft hat auf Grund der vorhandenen Verlustvorträge keine Steuern zu 

entrichten. 

Die aus dem Gesellschaftervertrag resultierende Verpflichtung zur Erhaltung des öf-

fentlichen Zwecks der Gesellschaft und die Erreichung dieses Zweckes wurden im Be-

richtsjahr erfüllt. 

 

Organe und deren Zusammensetzung 

Geschäftsführung: Herr Marc Knisch 

 

Vertreter der StädteRegion in der Gesellschafterversammlung:  

Frau Katrin Feldmann  Städteregionstagsmitglied 

 

Vorliegen eines Gleichstellungsplanes nach § 2 Absatz 2 und § 5 LGG 

Gemäß § 2 Absatz 2 LGG haben die Gemeinden und Gemeindeverbände beziehungs-

weise ihre Vertreterinnen und Vertreter in den Unternehmensgremien bei der Grün-

dung von Unternehmen in Rechtsformen des privaten Rechts in unmittelbarer und 

mittelbarer Beteiligung dafür Sorge zu tragen, dass die entsprechende Anwendung 

des LGG in der Unternehmenssatzung verankert wird.  

Gehört einer Gemeinde oder einem Gemeindeverband allein oder gemeinsam mit an-

deren Gebietskörperschaften die Mehrheit der Anteile eines Unternehmens in einer 

Rechtsform des privaten Rechts, wirken die Vertreterinnen und Vertreter darauf hin, 

dass in dem Unternehmen die Ziele des LGG beachtet werden. Dies gilt sowohl für 

unmittelbare als auch für mittelbare Beteiligungen.  

Da die Gesellschaft im Jahr 2023 keinen Mitarbeiter bzw. Mitarbeiterin beschäftigte, 

ist das Vorliegen eines Gleichstellungsplanes entbehrlich.   



285 
 

3.4.4.1.4 Camp Astrid GmbH & Co. KG  
 

Optional: Basisdaten 

Anschrift Zweifaller Straße 277, 52224 Stolberg 

Gründungsdatum 03.04.2000 

 

Zweck der Beteiligung 

Auftrag der Gesellschaft war bzw. ist der Erwerb, die Aufbereitung, die Entwicklung, 

Erschließung und nunmehr vor allem die Vermarktung von Gewerbeflächen im Bereich 

des mittlerweile entstandenen Gewerbegebietes „Camp Astrid“ in der Kupferstadt 

Stolberg (Rhld.). 

 

Ziel der Beteiligung und Erfüllung des öffentlichen Zwecks 

Bei der Konversionsfläche Camp Astrid handelt es sich um das ehemalige belgische 

Militärlager „Camp Reine Astrid“ im Bereich des Probsteierwaldes. Die Konversions-

fläche wurde im Rahmen einer städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme seit 2001 als 

Gewerbe park ausgewiesen und bis heute werden die verschieden zugeschnittenen 

Gewerbeflächen vermarktet. 

Auftrag der Gesellschaft war bzw. ist der Erwerb, die Aufbereitung, die Entwicklung, 

Erschließung und nunmehr vor allem die Vermarktung von Gewerbeflächen im Bereich 

des mittlerweile entstandenen Gewerbegebietes „Camp Astrid“ in der Kupferstadt 

Stolberg (Rhld.). 

Grundlage für die Tätigkeit ist der mit der Stadt Stolberg geschlossene Treuhänder-

vertrag. 
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Darstellung der Beteiligungsverhältnisse 

Anteilseigner der Camp Astrid GmbH & Co. KG 

Stammkapital: 50.000,00 € 

Mitglieder Anteil in % Anteil in € 

Stadt Stolberg 50,00 25.000,00 

StädteRegion Aachen 25,00 12.500,00 

Sparkassen Immobilien GmbH 25,00 12.500,00 

 100 50.000,00 

 

Beteiligungen der Camp Astrid GmbH & Co.KG 

Anteile an verbundenen Unternehmen 

Keine Anteile an verbundenen Unternehmen vorhanden. 

 

Darstellung der wesentlichen Finanz- und Leistungsbeziehungen 

Die Finanz- und Leistungsbeziehungen sind in der Tabelle unter Punkt 3.3 dargestellt. 

 

Übersicht über den Stand der Verbindlichkeiten und die Entwicklung des Eigenkapitals  

Vermögenslage 

Aktiva 

 2023 

 

-in € - 

2022 

 

-in € - 

Veränderung 

zum Vorjahr  

-in € - 

Anlagevermögen 706,00 1.312,00 -606,00 

Umlaufvermögen 6.299.815,27 6.723.933,40 -424.118,13 

Aktive Rechnungsabgren-

zungsposten 

1.766,16 3.167,87 -1.401,71 

Bilanzsumme 6.302.287,43 6.728.413,27 -426.125,84 
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Kapitallage 

Passiva 

 2023 

 

-in € - 

2022 

 

-in € - 

Veränderung 

zum Vorjahr 

-in € - 

Eigenkapital 122.964,31 122.964,31 0,00 

Sonderposten - - - 

Rückstellungen 27.566,00 19.040,00 8.526,00 

Verbindlichkeiten 6.151.757,12 6.586.408,96 -434.651,84 

Passive Rechnungsabgren-

zungsposten 

- - - 

Bilanzsumme 6.302.287,43 6.728.413,27 -426.125,84 

 

Entwicklung der Gewinn- und Verlustrechnung 2023 

 2023 

-in € - 

2022 

-in € - 

Differenz 

-in € - 

1. Umsatzerlöse 449.164,20 45.530,97 403.633,23 

2. Verminderung des Be-

stands an unfertigen Er-

zeugnissen 

835.449,98 0,00 835.449,98 

4. Sonstige betriebliche 

Erträge 

453.489,75 167.834,75 285.655,00 

5. Personalaufwand 15.574,00 0,00 15.574,00 
6. Abschreibungen 1.887,03 507,48 1.379,55 
7. Sonstige betriebliche 

Aufwendungen 

39.761,11 54.471,78 -14.710,67 

8. Zinsen und ähnliche 

Aufwendungen 

5.900,42 153.543,19 -147.642,77 

9. Ergebnis nach Steuern  4.081,41 4.843,27 -761,86 

10. Sonstige Steuern 4.081,41 4.843,27 -761,86 

11. Jahresüberschuss 0,00 0,00 0,00 
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Kennzahlen 

 2023 

 

-in % - 

2022 

 

-in % - 

Veränderung zum 

Vorjahr 

-in % - 

Eigenkapitalquote 1,95 1,83 0,12 

Eigenkapitalrentabilität - - - 

Anlagendeckungsgrad 

2 

- - - 

Verschuldungsgrad 5.002,88 5.356,36 -353,48 

Umsatzrentabilität - - - 

 

Personalbestand 

Zum Stichtag 31.12.2023 war eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter (Vorjahr: 0) für 

das Unternehmen tätig. 

 

Geschäftsentwicklung für das Geschäftsjahr 2023 

Lagebericht für das Geschäftsjahr 2023 

I. Öffentliche Zwecksetzung und Grundlagen des Unternehmens 

Bei der Konversionsfläche Camp Astrid handelt es sich um das ehemalige belgische 

Militärlager „Camp Reine Astrid“ im Bereich des Probsteierwaldes. Die Konversions-

fläche wurde im Rahmen einer städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme seit 2001 als 

Gewerbepark ausgewiesen und bis heute werden die verschieden zugeschnittenen 

Gewerbeflächen vermarktet. 

Auftrag der Gesellschaft war bzw. ist der Erwerb, die Aufbereitung, die Entwicklung, 

Erschließung und nunmehr vor allem die Vermarktung von Gewerbeflächen im Bereich 

des mittlerweile entstandenen Gewerbegebietes „Camp Astrid“ in der Kupferstadt 

Stolberg (Rhld.). 

Grundlage für die Tätigkeit ist der mit der Stadt Stolberg geschlossene Treuhänder-

vertrag. 

II. Wirtschafts- und Lagebericht 

Wie die Gesellschaft dieses Ziel und den Satzungszweck im Geschäftsjahr 2023 er-

reicht und umgesetzt hat, ist Gegenstand des nachfolgenden Wirtschafts- und Lage-

berichts. 
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Gesamtwirtschaftliche Rahmenbedingungen 

Das preisbereinigte Bruttoinlandsprodukt (BIP) war im Jahr 2023 nach ersten Berech-

nungen des Statistischen Bundesamtes (Destatis) um 0,3 % niedriger als im Vorjahr. 

Kalenderbereinigt betrug der Rückgang der Wirtschaftsleistung 0,1 %. Hinzu kamen 

ungünstige Finanzierungsbedingungen durch steigende Zinsen und eine geringere 

Nachfrage aus dem In- und Ausland. Der Arbeitsmarkt zeigte sich weiterhin robust. 

(Quelle: Destatis, Statistisches Bundesamt, Pressemitteilung v. 15. Januar 2024 – 
019/24) 

Regionalwirtschaftliche Entwicklungen 

Innerhalb der Region Aachen zeigen sich die wirtschaftlichen Entwicklungen zuweilen 

deutlich unterschiedlich. Das produzierende Gewerbe in der Städteregion Aachen 

konnte seine Umsätze um 1,0 Milliarden Euro auf 10,8 Milliarden Euro deutlich stei-

gern (11,0 Prozent). Das Wachstum blieb dafür in anderen umliegenden Kreisen deut-

lich zurück. Im Kreis Düren bspw. sank es sogar um -4,7 Prozent auf 4,6 Milliarden 

Euro. Der Exportumsatz in der Städteregion Aachen stieg überproportional (+16,6 

Prozent), während er im Kreis Düren um -7,5 Prozent zurückging. 

Aufgrund fehlender Wachstumsimpulse, bleiben auch die Erwartungen der Unterneh-

men auf einem sehr niedrigen Niveau. Während die Forschungsinstitute zunächst 

noch mit einem Anstieg des BIP um 1,2 Prozent im Verlaufe des Jahres 2023 rechne-

ten, revidierten die Institute ihre Prognose inzwischen deutlich nach unten und rech-

nen nur noch mit einem sehr geringen Wirtschaftswachstum von 0,1 Prozent.  

Die Geschäfte im Dienstleistungssektor sind überwiegend positiv verlaufen. Dies liegt 

unter anderem daran, dass der Anstieg der Energie- und Rohstoffpreise die Dienst-

leister im Schnitt weniger belasteten als andere Wirtschaftszweige. Zum Jahresende 

2023 zeigte sich jedoch, dass die Umsätze eine rückläufige Tendenz aufweisen. 

Die Wirtschaftslage der Handelsunternehmen hat sich im Verlaufe des Jahres zuneh-

mend verschlechtert. In Folge der hohen Inflation hat sich eine deutliche Kaufzurück-

haltung der Konsumenten gezeigt, welche die Geschäfte belasteten. Im Großhandel 

zeigte sich der Abwärtstrend bereits kurz nach Jahreswechsel, im Einzelhandel setzte 

dieser einige Monate später erst ein. Die Lagebewertung von Einzel- und Großhänd-

lern sank zum Jahresende auf den niedrigsten Wert seit 20 Jahren; die Erwartungen 

für eine Erholung im Jahr 2024 bleiben gering. 

Das Baugewerbe ist weiterhin durch hohe Zinsen und Inflation, genauso wie durch 

Arbeits- und Fachkräftemangel belastet. Unterdurchschnittlich entwickelten sich der 

Wohnungs- und der Hochbau, im gewerblichen Bau und im Tiefbau liefen die 
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Geschäfte hingegen besser. Die weiterhin hohen Zinsen lassen eine bessere Aussicht 

kaum zu.  

(Quelle: IHK Aachen; Jahresbericht 2023, Zahlenwerk.) 

Geschäftsverlauf 

Das Jahresergebnis ist wie in den Vorjahren, auf Grundlage des Treuhändervertrages, 

ausgeglichen. 

Vermögens-Finanz- und Ertragslage 

Das Gesamtvermögen hat sich gegenüber dem Vorjahr um -426,1 TEuro bzw. -6,3 % 

auf 6.302,3 TEuro geändert. Dieser Rückgang resultiert im Wesentlichen aus der Re-

duktion des Vorratsvermögens in Folge der im Geschäftsjahr getätigten Grundstücks-

veräußerungen. 

Auf der Passivseite haben sich die Verbindlichkeiten gegenüber dem Gesellschafter, 

der Stadt Stolberg, korrespondieren hierzu ebenfalls reduziert. 

Die Finanzmittel weisen am Ende der Periode einen Stand von 1.886,2 TEUR aus (Vor-

jahr 1.484,8 TEUR). Der Cashflow des Geschäftsjahres hat 401,4 TEuro betragen. 

Die Gesellschaft schloss das Geschäftsjahr 2023 aufgrund der Besonderheit der Treu-

händerschaft, wie in Vorjahren, mit einem ausgeglichenen Jahresergebnis ab. 

Vermarktungssituation 

Im Geschäftsjahr 2023 sind zwei Grundstücke mit einer Fläche von insgesamt ca. 

11.575 Quadratmeter ausgeschrieben worden.  

Der Ausschreibungsprozess, insbesondere die Vergabe reicht bis in das folgende Ge-

schäftsjahr hinein. Von den ausgeschriebenen Grundstücken ist jedoch keines veräu-

ßert worden.  

Im Sommer 2023 sind drei Kaufverträge aus dem Ausschreibungsverfahren aus dem 

Jahre 2022 notariell beurkundet worden. Die verkaufte Gesamtfläche umfasst 11.491 

Quadratmeter mit einem Gesamtverkaufspreis von 402.135 €. 

Im Jahre 2024 ist bis zur Erstellung des Lageberichts ein Grundstück veräußert wor-

den, eine weitere Veräußerung befindet sich in der Finalisierung (s.u.). 

Ab 2025 sind somit regulär nur noch zwei sofort verfügbare Gewerbegrundstücke mit 

einer Gesamtfläche von 11.575 Quadratmeter zur Ausschreibung bereit. Darüber hin-

aus ist weiterhin das ehemalige DB-Gelände eine Option zur Vermarktung an sehr 
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große Vorhaben oder bietet die Möglichkeit für weitere Ausgestaltung in Bezug auf 

die dortige Flächenverwendung bzw. -Aufteilung. 

Finanzlage 

Alle Konten werden im Berichtsjahr auf Guthabenbasis geführt. Den Verpflichtungen 

finanzieller Art konnte zu jedem Zeitpunkt nachgekommen werden. 

III. Prognose-, Chancen- und Risikobericht 

Die Aufgabe der Gesellschaft ist die Vermarktung und Verwaltung des Treuhandver-

mögens des Hauptgesellschafters Kupferstadt Stolberg (Rhld.). Die aktuelle und zu-

künftige Vermarktung der Gewerbeflächen wird weiterhin seitens der Gesellschaft ak-

tiv betrieben. 

Im Geschäftsjahr 2024 sind zwei Grundstücke mit insgesamt 6.629 Quadratmeter 

nördlich des Bahnbetriebsgeländes ausgeschrieben worden. Davon sind im Sommer 

2024 bereits 2.274 Quadratmeter für 79.590 € veräußert worden. Das weitere Grund-

stück mit 4.355 Quadratmetern wird voraussichtlich Ende 2024 noch notariell beur-

kundet werden. 

IV.  Nachtragsbericht 

Die Gesellschaftsverträge sind zuweilen nicht mehr dem aktuellen tatsächlichen Stand 

entsprechend; sowie sich auch zum Jahre 2024 die Rechtslage in Bezug auf die Er-

stellung von Jahresabschlüssen gem. GO NRW geändert hat. Mithin ist eine Änderung 

der Gesellschaftsverträge für eine Umsetzung im Jahr 2025 angestrebt. 

Des Weiteren besteht noch Klärungsbedarf in Bezug auf das bereits oben genannte 

ehemalige DB-Gelände. Der Kaufvertrag ist bereits 2012/2013 zwischen der Deut-

schen Bahn und der Camp Astrid GmbH & Co. KG verhandelt und geschlossen worden. 

Die Kaufpreiszahlung ist damals ebenfalls erfolgt. Bis dato ist die Gesamtfläche je-

doch nicht zugunsten der Camp Astrid GmbH & Co. KG aufgelassen worden, obwohl 

bereits 2022 die Gesellschaft, vertreten durch den Geschäftsführer Herrn Küppers die 

Messungsanerkennung so wie Auflassung notariell hat beurkunden lassen. Der Sach-

verhalt befindet sich derzeit in finaler Klärung. Eine Auflassung wird zeitnah ange-

strebt. 

V.  Risikobericht über die Verwendung von Finanzinstrumenten 

Es findet keine Verwendung von Finanzderivaten statt. 
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Organe und deren Zusammensetzung 

Geschäftsführung: Herr Christoph Küppers 

 

Vertreter der StädteRegion im Aufsichtsrat:  

Herr Kunibert Matheis Städteregionstagsmitglied  

 

 

Vertreter der StädteRegion in der Gesellschafterversammlung:  

Herr Volker Thelenz Städteregionstagsmitglied 

 

 

Information der Öffentlichkeit über die Zusammensetzung von Aufsichts- und Ver-

waltungsräten nach Geschlecht 

Gemäß § 12 Absatz 6 des Gesetzes über die Gleichstellung von Frauen und Männern 

für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesgleichstellungsgesetz – LGG) ist die Öffent-

lichkeit über die Zusammensetzung von Aufsichts- und Verwaltungsräten nach Ge-

schlecht regelmäßig in geeigneter Form zu unterrichten.  

Dem Aufsichtsrat der Camp Astrid GmbH & Co. KG gehören 4 Mitglieder an, jedoch 

ist dieser derzeit nur mit 3 Mitgliedern besetzt ist. Von den insgesamt 3 Mitgliedern 

gehören keine Frauen dem Gremium an (Frauenanteil 0,00 %).  

Damit wird der im § 12 Absatz 1 LGG geforderte Mindestanteil von Frauen in Höhe 

von 40 Prozent nicht erreicht. 

 

Vorliegen eines Gleichstellungsplanes nach § 2 Absatz 2 und § 5 LGG 

Gemäß § 2 Absatz 2 LGG haben die Gemeinden und Gemeindeverbände beziehungs-

weise ihre Vertreterinnen und Vertreter in den Unternehmensgremien bei der Grün-

dung von Unternehmen in Rechtsformen des privaten Rechts in unmittelbarer und 

mittelbarer Beteiligung dafür Sorge zu tragen, dass die entsprechende Anwendung 

des LGG in der Unternehmenssatzung verankert wird.  

Gehört einer Gemeinde oder einem Gemeindeverband allein oder gemeinsam mit an-

deren Gebietskörperschaften die Mehrheit der Anteile eines Unternehmens in einer 

Rechtsform des privaten Rechts, wirken die Vertreterinnen und Vertreter darauf hin, 
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dass in dem Unternehmen die Ziele des LGG beachtet werden. Dies gilt sowohl für 

unmittelbare als auch für mittelbare Beteiligungen.  

Ein Gleichstellungsplan ist nicht erforderlich, da die Anzahl der Mitarbeitenden weni-

ger als 20 beträgt.   



294 
 

3.4.4.1.5 Camp Astrid Verwaltungs GmbH  
 

Optional: Basisdaten 

Anschrift Zweifaller Str. 277, 52224 Stolberg 

Gründungsdatum 25.02.2000 

 

Zweck der Beteiligung 

Gegenstand des Unternehmens ist der Erwerb und die Verwaltung einer Beteiligung 

sowie Übernahme der persönlichen Haftung und der Geschäftsführung an der bzw. 

für die Camp Astrid GmbH & Co. KG, die den Erwerb, die Entwicklung und die Ver-

marktung der Konversionsfläche Camp Astrid als Gewerbegebiet in Stolberg zum 

Zweck hat.  

 

Ziel der Beteiligung und Erfüllung des öffentlichen Zwecks 

Die Gesellschaft kann alle Geschäfte betreiben, die dem Gesellschaftszweck unmit-

telbar oder mittelbar zu dienen geeignet sind. 

Die Gesellschaft hat nach den Wirtschaftsgrundsätzen des § 109 GO NRW zu verfah-

ren.  

Dem Gesellschaftszweck entsprechend wurden im Berichtsjahr 2023 die Geschäfte für 

die Camp Astrid GmbH & Co. KG geführt. 

 

Darstellung der Beteiligungsverhältnisse 

Anteilseigner der Camp Astrid Verwaltungs GmbH 

Stammkapital: 25.000,00 € 

Mitglieder Anteil in % Anteil in € 

Stadt Stolberg 50,00 12.500,00 

StädteRegion Aachen 25,00 6.250,00 

Sparkassen Immobilien GmbH 25,00 6.250,00 

 100 25.000,00 
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Beteiligungen der Camp Astrid Verwaltungs GmbH 

Anteile an verbundenen Unternehmen 

Keine Anteile an verbundenen Unternehmen vorhanden. 

 

Darstellung der wesentlichen Finanz- und Leistungsbeziehungen 

Die Finanz- und Leistungsbeziehungen sind in der Tabelle unter Punkt 3.3 dargestellt.  

 

Übersicht über den Stand der Verbindlichkeiten und die Entwicklung des Eigenkapitals 

Vermögenslage 

Aktiva 

 2023 

 

-in € - 

2022 

 

-in € - 

Veränderung 

zum Vorjahr 

-in € - 

Anlagevermögen - - - 

Umlaufvermögen 53.755,06 50.113,80 3.641,26 

Aktive Rechnungsabgren-

zungsposten 

- - - 

Bilanzsumme 53.755,06 50.113,80 3.641,26 
 

 

Kapitallage 

Passiva 

 2023 

 

-in € - 

2022 

 

-in € - 

Veränderung 

zum Vorjahr 

-in € - 

Eigenkapital 41.577,69 40.524,97 1.052,72 

Sonderposten - - - 

Rückstellungen 5.558,56 4.599,65 958,91 

Verbindlichkeiten 6.618,81 4.989,18 1.629,63 

Passive Rechnungsabgren-

zungsposten 

- - - 

Bilanzsumme 53.755,06 50.113,80 3.641,26 

 



296 
 

Entwicklung der Gewinn- und Verlustrechnung 2023 

 2023 

 

-in € - 

2022 

 

-in € - 

Veränderung zum 

Vorjahr 

-in € - 

1. Sonstige betriebliche 

Erträge 

15.729,51 15.800,89 -71,38 

2. Personalaufwand 7.761,17 7.146,65 614,52 

3. Sonstige betriebliche 

Aufwendungen 

6.718,34 7.444,83 -726,49 

4. Steuern vom Einkom-

men und vom Ertrag 

197,28 195,28 2,00 

5. Ergebnis nach Steuern  1.052,72 1.014,13 38,59 

6. Jahresüberschuss 1.052,72 1.014,13 38,59 

 

Kennzahlen 

 2023 

 

-in % - 

2022 

 

-in % - 

Veränderung zum 

Vorjahr 

-in % - 

Eigenkapitalquote 77,35 80,87 -3,52 

Eigenkapitalrentabilität 2,53 2,50 0,03 

Anlagendeckungsgrad 

2 

- -  

Verschuldungsgrad 15,92 12,31 3,61 

Umsatzrentabilität 6,69 6,42 0,27 

 

Personalbestand 

Zum Stichtag 31.12.2023 war eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter (Vorjahr: 0) für 

das Unternehmen tätig. 
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Geschäftsentwicklung für das Geschäftsjahr 2023 

Lagebericht für das Geschäftsjahr 2023 

I. Öffentliche Zwecksetzung und Grundlagen des Unternehmens 

Gegenstand des Unternehmens ist der Erwerb und die Verwaltung einer Beteiligung 

sowie Übernahme der persönlichen Haftung und der Geschäftsführung an der bzw. 

für die Camp Astrid GmbH & Co. KG, die den Erwerb, die Entwicklung und die Ver-

marktung der Konversionsfläche Camp Astrid als Gewerbegebiet in Stolberg zum 

Zweck hat.  

Dem Gesellschaftszweck entsprechend wurden im Berichtsjahr 2023 die Geschäfte 

für die Camp Astrid GmbH & Co. KG geführt. 

II. Wirtschafts- und Lagebericht 

Wie die Gesellschaft dieses Ziel und den Satzungszweck im Geschäftsjahr 2023 er-

reicht und umgesetzt hat, ist Gegenstand des nachfolgenden Wirtschafts- und La-

geberichts. 

Gesamtwirtschaftliche Rahmenbedingungen 

Das preisbereinigte Bruttoinlandsprodukt (BIP) war im Jahr 2023 nach ersten Berech-

nungen des Statistischen Bundesamtes (Destatis) um 0,3 % niedriger als im Vorjahr. 

Kalenderbereinigt betrug der Rückgang der Wirtschaftsleistung 0,1 %. Hinzu kamen 

ungünstige Finanzierungsbedingungen durch steigende Zinsen und eine geringere 

Nachfrage aus dem In- und Ausland. Der Arbeitsmarkt zeigte sich weiterhin robust. 

(Quelle: Destatis, Statistisches Bundesamt, Pressemitteilung v. 15. Januar 2024 – 
019/24) 

Regionalwirtschaftliche Entwicklungen 

Innerhalb der Region Aachen zeigen sich die wirtschaftlichen Entwicklungen zuwei-

len deutlich unterschiedlich. Das produzierende Gewerbe in der Städteregion 

Aachen konnte seine Umsätze um 1,0 Milliarden Euro auf 10,8 Milliarden Euro deut-

lich steigern (11,0 Prozent). Das Wachstum blieb dafür in anderen umliegenden 

Kreisen deutlich zurück. Im Kreis Düren bspw. sank es sogar um -4,7 Prozent auf 

4,6 Milliarden Euro. Der Exportumsatz in der Städteregion Aachen stieg überpropor-

tional (+16,6 Prozent), während er im Kreis Düren um -7,5 Prozent zurückging. 

Aufgrund fehlender Wachstumsimpulse, bleiben auch die Erwartungen der Unter-

nehmen auf einem sehr niedrigen Niveau. Während die Forschungsinstitute zunächst 

noch mit einem Anstieg des BIP um 1,2 Prozent im Verlaufe des Jahres 2023 
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rechneten, revidierten die Institute ihre Prognose inzwischen deutlich nach unten 

und rechnen nur noch mit einem sehr geringen Wirtschaftswachstum von 0,1 Pro-

zent. 

Die Geschäfte im Dienstleistungssektor sind überwiegend positiv verlaufen. Dies 

liegt unter anderem daran, dass der Anstieg der Energie- und Rohstoffpreise die 

Dienstleister im Schnitt weniger belasteten als andere Wirtschaftszweige. Zum Jah-

resende 2023 zeigte sich jedoch, dass die Umsätze eine rückläufige Tendenz auf-

weisen. 

Die Wirtschaftslage der Handelsunternehmen hat sich im Verlaufe des Jahres zuneh-

mend verschlechtert. In Folge der hohen Inflation hat sich eine deutliche Kaufzu-

rückhaltung der Konsumenten gezeigt, welche die Geschäfte belasteten. Im Groß-

handel zeigte sich der Abwärtstrend bereits kurz nach Jahreswechsel, im Einzelhan-

del setzte dieser einige Monate später erst ein. Die Lagebewertung von Einzel- und 

Großhändlern sank zum Jahresende auf den niedrigsten Wert seit 20 Jahren; die Er-

wartungen für eine Erholung im Jahr 2024 bleiben gering. 

Das Baugewerbe ist weiterhin durch hohe Zinsen und Inflation, genauso wie durch 

Arbeits- und Fachkräftemangel belastet. Unterdurchschnittlich entwickelten sich der 

Wohnungs- und der Hochbau, im gewerblichen Bau und im Tiefbau liefen die Ge-

schäfte hingegen besser. Die weiterhin hohen Zinsen lassen eine bessere Aussicht 

kaum zu.  

(Quelle: IHK Aachen; Jahresbericht 2023, Zahlenwerk.) 

Geschäftsverlauf 

Die Gelder, die der Gesellschaft aus eingezahlten Stammeinlagen zur Verfügung 

stehen, wurden im Berichtszeitraum auf einem Girokonto der Sparkasse Aachen ver-

waltet.  

Die Gesellschaft konnte im Berichtszeitraum jederzeit ihren finanziellen Verpflich-

tungen termingerecht nachkommen. 

Das Jahresergebnis beträgt 1.052,72 EUR (VJ: 1.014,13 EUR). 

Vermögens-Finanz- und Ertragslage 

Das Gesamtvermögen hat sich gegenüber dem Vorjahr um 3,6 TEuro bzw. 7,3 % auf 

53,8 TEuro geändert. 

Dieser Rückgang resultiert im Wesentlichen aus dem Anstieg der Forderungen gegen 

die Camp Astrid GmbH & Co. KG. 
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Die Finanzmittel weisen am Ende der Periode einen Stand von 9,4 TEUR aus (Vorjahr 

21,5 TEUR). Der Cashflow des Geschäftsjahres hat -12,1 TEuro betragen. 

Wie in Vorjahren besteht der Ertrag der Gesellschaft aus dem Erstattungsanspruch 

gegenüber der Camp Astrid GmbH & Co. KG. Dieser liegt auf Vorjahresniveau. 

III. Prognose-, Chancen- und Risikobericht 

Die Kernaufgabe der Gesellschaft im Geschäftsjahr 2023 war die Geschäftsführung 

und Haftung für die Camp Astrid GmbH & Co. KG. Dies wird auch in 2024 weiterhin 

der Fall sein. 

IV. Nachtragsbericht 

Vorgänge von besonderer Bedeutung sind nach Schluss des Geschäftsjahres nicht 

eingetreten. 

V. Risikobericht über die Verwendung von Finanzinstrumenten 

Es findet keine Verwendung von Finanzderivaten statt. 

 

Organe und deren Zusammensetzung 

Geschäftsführung: Herr Christoph Küppers 

 

Vertreter der StädteRegion in der Gesellschafterversammlung:  

Herr Volker Thelenz  Städteregionstagsmitglied  

 

Vorliegen eines Gleichstellungsplanes nach § 2 Absatz 2 und § 5 LGG 

Gemäß § 2 Absatz 2 LGG haben die Gemeinden und Gemeindeverbände beziehungs-

weise ihre Vertreterinnen und Vertreter in den Unternehmensgremien bei der Grün-

dung von Unternehmen in Rechtsformen des privaten Rechts in unmittelbarer und 

mittelbarer Beteiligung dafür Sorge zu tragen, dass die entsprechende Anwendung 

des LGG in der Unternehmenssatzung verankert wird.  

Gehört einer Gemeinde oder einem Gemeindeverband allein oder gemeinsam mit an-

deren Gebietskörperschaften die Mehrheit der Anteile eines Unternehmens in einer 

Rechtsform des privaten Rechts, wirken die Vertreterinnen und Vertreter darauf hin, 

dass in dem Unternehmen die Ziele des LGG beachtet werden. Dies gilt sowohl für 

unmittelbare als auch für mittelbare Beteiligungen  

Ein Gleichstellungsplan ist nicht erforderlich, da die Anzahl der Mitarbeitenden weni-

ger als 20 beträgt.   
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3.4.4.1.6 Zweckverband Region Aachen 

 

Optional: Basisdaten 

Anschrift Rotter Bruch 6, 52068 Aachen  

Gründungsjahr 2013 

 

Zweck der Beteiligung 

Mitglieder des Region Aachen Zweckverband sind die Kreise Düren, Euskirchen und 

Heinsberg, die StädteRegion Aachen sowie die Stadt Aachen und mit beratender 

Stimme der Landschaftsverband Rheinland. 

Als regionale Entwicklungsgesellschaft ist der Zweckverband Region Aachen Impuls-

geber für die Region Aachen und sorgt im Zusammenspiel zwischen Politik und Ver-

waltung für die Verknüpfung von strategischen und operativen. Regionalen und eu-

regionalen Themen und die Schaffung einer gemeinsamen Identität. 

 

Gemeinsam mit Partnern aus Belgien und den Niederlanden entwickelt und organisiert 

die Gesellschaft als deutsche Region Projekte und Kooperationen in der Euregio Maas-

Rhein. Zudem werden die regionalen Interessen in überregionalen Projekten des Lan-

des NRW, des Bundes und innerhalb Europas vertreten.  

 

Beratungen von Bürgern und Unternehmen im Bereich der beruflichen Bildung, der 

Gesundheitswirtschaft oder der Kulturförderung sowie die Beratung durch den Gren-

zinfopunkt Aachen-Eurode gehören zu den weiteren Aufgaben. 

 

Ziel der Beteiligung und Erfüllung des öffentlichen Zwecks 

Der Zweckverband organisiert die politische und administrative Zusammenarbeit der 

Verbandsmitglieder mit dem Ziel einer nachhaltigen Entwicklung der Region. Er hat 

die Aufgabe, eine gemeinsame regionale und grenzüberschreitende Strukturentwick-

lung zu betreiben. Hierzu gehören insbesondere: 

1. Initiierung und Umsetzung von regionalen und grenzüberschreitenden Netzwer-

ken und Kooperationsprojekten. 

 

2. Die Förderung der Zusammenarbeit in und mit der EUREGIO Maas-Rhein. 
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3. Die Koordinierung, Bündelung und Vertretung der regionalen Interessen in Insti-

tutionen und Gremien der überregionalen Zusammenarbeit (z. B. Zukunftsregion 

Rheinisches Revier, Metropolregion Rheinland). 

 

4. Die koordinierte Steuerung und Umsetzung 

 

a) nationaler und europäischer Förderprogramme (z. B. INTERREG, ESF und EFRE), 

 

b) der regionalen Arbeitspolitik, insbes. Der regionalisierten Landesarbeitspolitik 

NRW, 

 

c) der regionalen und grenzüberschreitenden Kulturpolitik (insbesondere RKP 

NRW) sowie die Beratung von Antragstellern. 

 

5. Die Weiterentwicklung der Bildungs-, Wissens- und Gesundheitsregion. 

 

6. Die Befassung mit regionsweit relevanten Themen der Tourismusentwicklung, der 

Infrastrukturausstattung sowie der Einrichtungen der Daseinsvorsorge. 

 

7. Regionalmarketing und regionale Imagebildung. 

 

8. Die Zusammenarbeit mit der AGIT mit dem Zieleiner koordinierten Aufgabenwahr-

nehmung. 

 

9. Die regelmäßige Information der Öffentlichkeit, insbesondere der Städte und Ge-

meinden, über die Arbeit des Zweckverbandes.  
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Darstellung der Beteiligungsverhältnisse 

Anteilseigner des Zweckverbandes Region Aachen 

Stammkapital: - € 

Mitglieder Anteil in % Anteil in € 

StädteRegion Aachen  20,00 - 

Stadt Aachen  20,00 - 

Kreis Düren  20,00 - 

Kreis Heinsberg  20,00 - 

Kreis Euskirchen  20,00 - 

 100 - 

 

Beteiligungen des Zweckverbandes Region Aachen  

Anteile an verbundenen Unternehmen 

Beteiligungen Anteil in % Anteil in € 

31.12.2023 

Zukunftsagentur Rheinisches Revier GmbH 8,00 2.000,00 

 

Darstellung der wesentlichen Finanz- und Leistungsbeziehungen 

Die Finanz- und Leistungsbeziehungen sind in der Tabelle unter Punkt 3.3 dargestellt.  
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Übersicht über den Stand der Verbindlichkeiten und die Entwicklung des Eigenkapitals 

Vermögenslage 

Aktiva 

 2023 

 

-in € - 

2022 

 

-in € - 

Veränderung 

zum Vorjahr 

-in € - 

Anlagevermögen 56.015,00 31.691,00 24.324 

Umlaufvermögen 947.228,11 1.723.586,86 -776.358,75 

Aktive Rechnungsabgren-

zungsposten 

4.944,06 7.140,00 -2.195,94 

Bilanzsumme 1.008.187,17  1.762.417,86    -754.230,69 

 

 

 

 

 

 

 

 

Kapitallage 

Passiva 

 2023 

 

-in € - 

2022 

 

-in € - 

Veränderung 

zum Vorjahr 

-in € - 

Eigenkapital 123.867,24 216.989,67 -93.122,43 

Sonderposten 24.313,02 - 24.313,02 

Rückstellungen 17.000,00 16.500,00 500,00 

Verbindlichkeiten 823.872,54 1.493.987,23 -670.114,69 

Passive Rechnungsabgren-

zungsposten 

19.134,37 34.940,96 -15.806,32 

Bilanzsumme 1.008.187,17  1.762.417,86    -754.230,69 
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Entwicklung der Gesamtergebnisrechnung 2023 

 2023 

 

-in € - 

2022 

 

-in € - 

Veränderung zum 

Vorjahr  

-in € - 

Ordentliche Erträge 3.612.029,54 4.163.128,55 -551.099,01 

Ordentliche Aufwendungen -3.680.777,51 -4.086.631,83 405.854,32 

Finanzergebnis -24.374,46 -5.985,89 -18.388,57 

Ergebnis der laufenden Ver-

waltungstätigkeit 

-93.122,43 70.510,83  -163.633,26 

Außerordentliche Erträge 0,00 0,00 0,00 

Außerordentliche Aufwen-
dungen  

0,00 0,00 0,00 

Jahresergebnis  -93.122,43 70.510,83 -163.633,26 

 

Kennzahlen 

 2023 

 

-in % - 

2022 

 

-in % - 

Veränderung zum 

Vorjahr  

-in % - 

Eigenkapitalquote 12,29 12,31 -0,02 

Eigenkapitalrentabilität -75,18 32,5 -107,68 

Anlagendeckungsgrad 2 221,14 684,7 -463,56 

Verschuldungsgrad - - - 

Umsatzrentabilität - - - 

 

Personalbestand 

Zum Stichtag 31.12.2023 waren 28 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (Vorjahr: 34) zu-

züglich 2 studentische Hilfskräfte für das Unternehmen tätig. 

 

Geschäftsentwicklung für das Geschäftsjahr 2023 

1. Allgemeines 
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Das Haushaltsjahr 2023 stellt das elfte operative Geschäftsjahr des Region Aachen 

Zweckverband dar.  

Mitglieder des Region Aachen Zweckverband sind die Kreise Düren, Euskirchen und 

Heinsberg, die StädteRegion Aachen sowie die Stadt Aachen und mit beratender 

Stimme der Landschaftsverband Rheinland. 

Entsprechend der Satzung organisiert der Region Aachen Zweckverband die politische 

und administrative Zusammenarbeit der Verbandsmitglieder mit dem Ziel einer nach-

haltigen Entwicklung der Region.  

Er hat die Aufgabe, eine gemeinsame regionale und grenzüberschreitende Struk-

turentwicklung zu betreiben. Hierzu gehören insbesondere: 

10. Initiierung und Umsetzung von regionalen und grenzüberschreitenden Netzwer-

ken und Kooperationsprojekten. 

 

11. Die Förderung der Zusammenarbeit in und mit der EUREGIO Maas-Rhein. 

 

12. Die Koordinierung, Bündelung und Vertretung der regionalen Interessen in Insti-

tutionen und Gremien der überregionalen Zusammenarbeit (z. B. Zukunftsregion 

Rheinisches Revier, Metropolregion Rheinland). 

 

13. Die koordinierte Steuerung und Umsetzung 

 

d) nationaler und europäischer Förderprogramme (z. B. INTERREG, ESF und EFRE), 

 

e) der regionalen Arbeitspolitik, insbes. Der regionalisierten Landesarbeitspolitik 

NRW, 

 

f) der regionalen und grenzüberschreitenden Kulturpolitik (insbesondere RKP 

NRW) sowie die Beratung von Antragstellern. 

 

14. Die Weiterentwicklung der Bildungs-, Wissens- und Gesundheitsregion. 

 

15. Die Befassung mit regionsweit relevanten Themen der Tourismusentwicklung, der 

Infrastrukturausstattung sowie der Einrichtungen der Daseinsvorsorge. 

 

16. Regionalmarketing und regionale Imagebildung. 
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17. Die Zusammenarbeit mit der AGIT mit dem Zieleiner koordinierten Aufgabenwahr-

nehmung. 

 

Die regelmäßige Information der Öffentlichkeit, insbesondere der Städte und Gemein-

den, über die Arbeit des Zweckverbandes. 

 

Organe des Region Aachen Zweckverband sind die Verbandsversammlung, die Präsi-

dentin/der Präsident des Zweckverbandes und die Verbandsvorhersteherin/der Ver-

bandvorsteher. 

a) Die Verbandsversammlung hat 61 Mitglieder und besteht aus den Vertreterin-

nen und Vertretern der Verbandsmitglieder – 12 Mitglieder je Gebietskörper-

schaft zuzüglich einer Vertreterin/eines Vertreters des Landschaftsverbands 

Rheinland als beratendes Mitglied. Als Vorsitzenden wählt die Verbandsver-

sammlung am 21.12.2020 Herrn Dr. Hanno Kehren. 

 

Die Verbandsversammlung beschließt grundsätzlich über alle wesentlichen 

Angelegenheiten des Verbandes. Zur fachlichen Beratung hat der Zweckver-

band mit Beginn der Kommunalwahlperiode 2020 als beratende Gremien drei 

Ausschüsse: 

 

Ausschuss für: 

(eu)regionale Wirtschaft, Strukturentwicklung und Gesundheit 

Vorsitz: Dr. Rals Nolten, MdL, CDU Fraktion 

 

(eu)regionale Arbeit, Fachkräftesicherung, Bildungs- und Wissensregion 

Vorsitz: Manfred Bausch, SPD Fraktion 

 

(eu)regionale Kultur und Tourismus 

Vorsitz: Bernd Schuchow, SPD Fraktion 

 

b) Präsident des Region Aachen Zweckverband ist der Kölner Regierungspräsident 

Dr. Thomas Wilk. Der Verbandspräsident vertritt vorrangig die Interessen der 

Aachener Region in den Gremien der EUREGIO Maas-Rhein. 

 

c) Verbandsvorsteher des Region Aachen Zweckverband ist der Landrat des Krei-

ses Heinsberg Herr Stephan Pusch, der am 21. Dezember 2020 von der Ver-

bandsversammlung gewählt wurde. Der Verbandsvorsteher führt die Geschäfte 
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des Zweckverbandes und vertritt diesen gerichtlich und außergerichtlich. Er 

wird hierbei durch eine Geschäftsstelle unterstützt. 

 

Die Geschäftsstelle 

Die laufenden Geschäfte werden durch die Geschäftsstelle des Region Aachen Zweck-

verband umgesetzt. Geschäftsführerin ist Frau Ulla Thönnissen.  

 

Die Gliederung der Geschäftsstelle richtet sich nach dem folgenden Organigramm: 

Organigramm Region Aachen Zweckverband – Stand: Dezember 2023 

 

 

2. Jahresergebnis 

Der Jahresabschluss zum 31.12.2023 schließt in der Ergebnisrechnung mit einem 

Jahresergebnis in Höhe von -93.923,26 Euro ab. 

Der Jahresfehlbetrag ist im Wesentlichen durch zwei Aufwandspositionen zu begrün-

den: 

a) Die Personalaufwendungen sind durch den Abschluss des Tarifvertrages im öf-

fentlichen Dienst (Laufzeit 01.03.2023 – 31.12.2024) im Jahr 2023 durch die Zah-

lung des „Inflationsausgleichsgeld“ um rd. 65.000 Euro gestiegen. 
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b) Die Zinsaufwendungen für den Liquiditätskredit sind im Jahr 2023 um rd. 19.000 

Euro. 

Neben dem Ergebnis aus laufender Verwaltungstätigkeit fließt das außerordentliche 

Ergebnis, welches im Jahr 2023 mit 0,00 Euro abschließt, in das Jahresergebnis ein. 

Das Ergebnis ändert sich somit um -93.923,26 Euro gegenüber dem Haushaltplan 

2023. Ein negatives Jahresergebnis muss zunächst durch die Inanspruchnahme der 

Ausgleichsrücklage gedeckt werden. Die Verpflichtung zur vorrangigen Inanspruch-

nahme zur Abdeckung eines Jahresfehlbetrages besteht auch dann, wenn die Mittel 

der Ausgleichsrücklage nicht zur Deckung ausreichen und zusätzlich die allgemeine 

Rücklage in Anspruch genommen werden muss. Im Anhang zum Jahresabschluss 

wurde bereits unter „Erläuterungen zu den einzelnen Posten der Schlussbilanz“ auf-

gezeigt, dass das Jahresergebnis durch die Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage 

i.H.v. 72.329,89 Euro und der Allgemeinen Rücklage i.H.v. 21.593,37 Euro gedeckt 

werden soll.  

Dazu wird nachfolgend die Entwicklung der Rücklage dargestellt.  
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Rücklagen 

Die nachfolgende Tabelle zeigt die Entwicklung der Ausgleichsrücklage und der All-

gemeinen Rücklage im Ergebnis, sowie in der Planung für das Berichtsjahr 2023: 

Position 
Ist 2016 

in € 

Ist 2017 

in € 

Ist 2018 

in € 

Ist 2019 

in € 

Ist 2020 

in € 

Ist 2021 

in € 

Ist 2022 

in € 

Plan 

2023 

in € 

Ist 2023 

in € 

Jahreser-

gebnis -17.576 14.359 -18.467 22.089 40.992 38.504 70.511 0 

-

93.923,

26 

Bestand der 

Ausgleichs-

rücklage 

zum 01.01. 

13.593 0 14.359 0 22.089 35.992 48.827 72.330 72.330 

Inanspruch-

nahme/Zu-

führung 

Ausgleichs-

rücklage 

-13.592 +14.359 -14.359 +22.089 +13.903 +12.835 +23.503 0 -72.330 

Endbestand 

Ausgleichs-

rücklage 

0 14.359 0 22.089 35.992 48.827 72.330 72.330 0 

          

Bestand der 

Allgemeinen 

Rücklage 

zum 01.01. 

52.987 49.003 49.003 44.895 44.895 71.984 97.653 
144.66

0 
144.660 

Inanspruch-

nahme/Zu-

führung All-

gemeine 

Rücklage 

-3.984 0 -4.108 0 +27.089 +25.669 +47.007 0 -21.593 

Endbestand 

der Allge-

meinen 

Rücklage 

49.003 49.003 44.895 44.895 71.984 97.653 144.660 
144.66

0 
123.067 

Eigenkapital 

insgesamt 
49.003 63.362 44.895 66.984 107.976 146.480 216.990 

216.99

0 
123.067 
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Ertragslage 

Die nachfolgende Tabelle zeigt die Entwicklung der Erträge sowie die Abweichung zu 

den Planwerten 2023 

Ertragsart Ist 2022 in € Plan 2023 in € Ist 2023 in € 

Abweichung 

Plan/Ist 2023 in 

€ 

Steuern und ähnliche Ab-

gaben 

0,00 0,00 0,00 0,00 

Zuwendungen und allge-

meine Umlagen 

3.679.066,10 3.283.586,00 2.986.372,06 -297.213,94 

Sonstige Transfererträge 0,00 0,00 0,00 0,00 

Öffentlich-rechtliche Leis-

tungsentgelte 

0,00 0,00 0,00 0,00 

Privatrechtliche Leistungs-

erträge 

4.222,80 0,00 0,00 0,00 

Kostenerstattungen und 

Kostenumlagen 

0,00 0,00 0,00 0,00 

Sonstige ordentliche Er-

träge 

479.839,65 4.500,00 620.916,78 616.416,78 

Aktivierte Eigenleistungen 

und Bestandsveränderun-

gen 

0,00 0,00 0,00 0,00 

Ordentliche Erträge 4.163.128,55 3.288.086,00 3.607.288,84 319.202,84 

Finanzerträge 0,00 0,00 0,00 0,00 

Außerordentliche Erträge 0,00 0,00 0,00 0,00 

Summe  4.163.128,55 3.288.086,00 3.607.288,84 319.202,84 

 

Gegenüber dem Planansatz 2023 ist eine Abweichung von +319.202,84 Euro festzu-

stellen. 
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Aufwandslage 

Die nachfolgende Tabelle zeigt die Entwicklung der Aufwendungen sowie die Abwei-

chungen zu den Planwerten 2023: 

Aufwandsart Ist 2022 in € Plan 2023 in € Ist 2023 in € 

Abweichung 

Plan/Ist 2023  

in € 

Personalaufwendungen 1.933.099,48 2.183.196,00 1.950.994,09 232.201,91 

Versorgungsaufwendun-

gen 

331.688,58 0,00 31.933,05 -331.993,05 

Aufwendungen für Sach- 

und Dienstleistungen 

26.696,62 30.928,00 26.895,24 4.032,76 

Bilanzielle Abschreibun-

gen 

102.618,51 2.500,00 99.038,40 -96.538,40 

Transferaufwendungen 5.952,00 0,00 0,00 0,00 

Sonstige ordentliche Auf-

wendungen 

1.686.576,64 1.065.962,00 1.267.976,86 -202.014,86 

Ordentliche Aufwendun-

gen 

4.086.631,83 3.282.586,00 3.676.837,64 -394.251,64 

Zinsen und sonstige Fi-

nanzaufwendungen 

5.985,89 5.500,00 24.374,46 -18.874,46 

Außerordentliche Aufwen-

dungen 

0,00 0,00 0,00 0,00 

Summe 4.092.617,72 3.288.086,00 3.701.212,10 -413.126,10 

 

Gegenüber dem Planansatz 2023 ist eine Abweichung von -413.126,10 Euro festzu-

stellen. 

 

 

 

 

 

 

 



312 
 

 

 

 

2.1. Finanzhaushalt und Finanzrechnung  

Die nachfolgende Tabelle zeigt die Entwicklung der Ein- und Auszahlungen: 

 Ist 2022 in € Plan 2023 in € Ist 2023 in € 

Abweichung 

Plan/Ist 2023 in 

€ 

Einzahlungen aus lfd. Ver-

waltungstätigkeit 

3.938.848,25 3.288.086,00 3.338.152,48 50.066,48 

Auszahlungen aus lfd. 

Verwaltungstätigkeit 

3.596.136,98 3.285.586,00 3.133.778,56 151.807,44 

Saldo aus lfd. Verwal-

tungstätigkeit 

342.711,27 2.500,00 204.373,92 201.873,92 

Einzahlungen aus Investi-

tionstätigkeit 

0,00 0,00 0,00 0,00 

Auszahlungen aus Investi-

tionstätigkeit 

7.932,42 0,00 40.168,78 -40.168,78 

Saldo aus Investitionstä-

tigkeit 

-7.932,42 0,00 -40.168,78 -40.168,78 

Finanzmittelüberschuss / 

-fehlbetrag 

334.778,85 2.500,00 164.205,14 161.705,14 

Einzahlungen aus Finan-

zierungstätigkeit 

0,00 0,00 0,00 0,00 

Auszahlungen aus Finan-

zierungstätigkeit  

0,00 0,00 400.000,00 -400.000,00 

Saldo aus Finanzie-

rungstätigkeit 

0,00 0,00 -400.000,00 -400.000,00 

Änderung Bestand eigener 

Finanzmittel 

334.778,85 2.500,00 -235.794,86 -238.294,86 

 

Die Bilanzposition „Liquide Mittel“ verringert sich im Vergleich zum Vorjahr um 

238.294,86 Euro. Der Wert der liquiden Mittel zum 31.12.2023 beträgt 584.785,20 

Euro. 

 

3. Vermögens- und Schuldenlage 

Die Bilanz gibt die Vermögens- und Schuldensituation zum Stichtag wider (vgl. Bilanz 

zum 31.12.2023). 
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Gegenüber dem Vorjahr verringert sich die Gesamtbilanzsumme um 755.031,52 Euro 

auf 1.007.386,34 Euro. 

 

4. Entwicklung des Region Aachen Zweckverband 

Gemäß § 49 KomHVO sind im Lagebericht die Chancen und Risiken für die künftige 

Entwicklung des Region Aachen Zweckverband darzustellen. 

Die Haushaltsstruktur des Region Aachen Zweckverband basiert auf zwei wesentli-

chen Einnahmequellen: die Verbandsumlage sowie Projektfinanzierungen. Eine solide 

Finanzierung des Region Aachen Zweckverband ist leider immer noch nicht gegeben, 

so dass das mittelfristige Ziel sein muss, die Projektfinanzierungsquote auf höchstens 

40 Prozent (z. Zt. Ca. 60 Prozent) zu senken. Um mögliche Haushaltsrisiken frühzeitig 

zu erkennen, wird quartalsweise durch die Geschäftsstelle ein Finanzbericht erstellt 

und dieser der Verbandsversammlung vorgelegt.  

Prozess Neuausrichtung Region Aachen Zweckverband 

Der Region Aachen Zweckverband wurde am 03.12.2012 in der konstituierenden Sit-

zung der Verbandsversammlung gegründet. Rund zehn Jahre später, in ihrer Sitzung 

vom 01.12.2023 (vgl. SV-Nr. 2023/024 und 2023/043), hat die Verbandsversamm-

lung mit der Wahl der neuen Geschäftsführung (Amtsantritt am 01.03.2023) auch den 

Auftrag verknüpft, den Zweckverband einer Aufgabenkritik und einer Rollenschärfung 

zu unterziehen. Grundlage hierfür war die Satzung des Zweckverband Region Aachen 

vom 26.07.2021. Die satzungsmäßigen Aufgaben und die in den letzten Jahren tat-

sächlich durchgeführten Maßnahmen und Projekte wurden auf ihre Kompatibilität und 

Wirksamkeit hin überprüft.  

Die Region Aachen steht vor einer Vielzahl gegenwärtiger und zukünftiger Heraus-

forderungen. Neben den multiplen Krisen der letzten Monate und Jahre sind es schon 

heute erkennbare Trends, wie vor allem die demografische Entwicklung, der Klima-

wandel, das vorgezogene Ende der Braunkohleverstromung und die damit einherge-

hende Wirkung auf den Arbeitsmarkt, die die wirtschaftliche Entwicklung der Region 

mit ihren mannigfaltigen Facetten beeinflussen werden. Vor dem Hintergrund dieser 

Struktur verändernden Einflussgrößen nimmt der Wettbewerb der Regionen um Be-

völkerung, Arbeitskräfte und Unternehmen spürbar zu. Die Region Aachen weist viele 

positive Merkmale für zukünftige Entwicklungen auf. Sie befindet sich in einer zent-

ralen geografischen Lage im Dreiländereck zu Belgien und den Niederlanden uns ist 

damit die einzige Region in NRW, die an zwei Länder grenzt. Der europäische Gedanke 

wird hier in vielen gesellschaftlichen Zusammenhängen gelebt. Mit der 
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